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Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Sonntag den 9. Dezember 1888.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Confessionen abgehaltenenGottesdienstes
versammeltensich um ,2 Uhr die Mitglieder des Landtags im Sitzungssaale des Ständehauses.

Um 12^/2 Uhr trat der Königliche Landtagscominissarius, Obervräsidcnt der Rhein-
Provinz, I>. von Vardeleben, in den Saal und eröffnete den 35, Rheinischen Provinziallandtag
mit folgender Ansprache:

Hochgeehrte Herren!

NachdemSie, die ersten nach den Vorschriften der neuen Provinzialordnung gewählten
Lllndtagsabgeordnetendes Nheinlandes, erst noch im Juni dieses Jahres zu einer Landtags¬
sitzungversammelt gewesen waren, liegt schon heute wiederum die Nothwendigkeitvor, Sie
zu einer zweiten Sitzung noch in diesem Jahre zusammen zu berufen. Der Grund davon
'st zum Theil, wie Sie wissen, der, daß unter den Verhältnissendes lctztverflossenen Sommers
ein besondererDrang der Verhältnisse stattfand und eine Abkürzung der Sitzung absolut noth¬
wendig erschien. Sie wissen ja, daß zwei Tage vor unserm Zusammentritt Se. Majestät Kaiser
Friedrich III. die Augen geschlossen hatte, und, daß in Folge dessen eine Unterbrechung ein¬
getreten war. Es war deshalb nicht möglich, alle diejenigen Einrichtungen, welche nothwendig
waren, um die alten Verhältnisse in die neuen überzuführen, sofort ins Leben zu rufen. — Die
zu bildenden neuen ProvinziellenOrgane, Kreis- und Bezirksausschüsse,Prouinzmlausschuß und
Prouinzialrath sind allerdings inzwischen gebildet, es fehlt aber immer noch eine definitive
Geschäftsordnungfür den Provinzialausschuß. Es ist ferner die bereits bestehendeGeschäfts¬
ordnung für den Provinziallandtag einer Umarbeitung bedürftig, ebenso auch die Geschafts-
anweisung für den Landcsdirektorund die demselbenbeigegebenenhöheren Beamten. Die kurze
Dauer der letzten Provinziallandtags-Sitzung - dieselbe währte vom 17. bis zum 25. Ium
d- I. - hatte es gleichfalls unmöglichgemacht,die so zahlreichen Etats der communalenProvmzml-
verwaltung, den Hauptetat und die Spezialetats, insbesondereder Prouinzialmsntute, der Landes¬
bank, der Feuersocietät u. s. w. einer ganz speziellen Prüfung zu unterziehen. Es blieb damals
'"chts übrig, als diese Etats in dem vorigen Landtage einfach anzunehmen und die spezielle
Prüfung auch dein nächsten Landtage, der nächsten Session, das heißt, der heute beginnenden,zu
überlassen. Zu diesen Geschäften, welche Ihrer warten, tritt eine recht erhebliche Anzahl von
Fragen der innern Verwaltung der Provinz. Ich will nur eine Frage von befonderer Bedeutung
hier hervorheben, es ist die wiederholte Berathung des neuen Reglements für die Provinzial-
Feuer-Societät, welches, wie Sie vernommen haben werden, in der Ministerialinstanz auf ver¬
schiedene Bedenkengestoßen ist, — und dann noch eine andere Frage, meine Herren, es ist die
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Frage wegen der Errichtung eines Prouinzialdentmals für den hochseligen Kaiser und König
Wilhelm I, eine Frage, die uns alle im tiefsten Herzen gewiß bewegt, die aber leider dennoch
in ihrer speziellen Ausführung noch auf sehr viele Widersprüche und Zweifel gestoßen ist.

Zu diesen zahlreichen Vorlagen Ihrer eigenen Verwaltung habe ich nur eine geringe
Anzahl von Vorlagen der Regierung Ihnen zn unterbreiten. Die hauptsächlichste unter denselben
ist eine erst vor kurzem an mich gelangte Haubergsordnung für den Kreis Altenkirchen. Die
früheren, diesen Gegenstand betreffenden Verordnungen, insbesondere auch die jüngste in dieser
Hinsicht erlassene, die Polizcioerordnung über die Bewirthschaftung der Hauberge in den Aemtern
Freusberg und Friedewald vom 21. November 1836, haben sich in den wichtigsten Beziehungen
nicht vollständig bewährt und das Bedürfniß hervortreten lassen, in dem Sinne der in neuester
Zeit erlassenen Haubergsordnungen, namentlich derjenigen vom 4. Juni 188? für den Dill- und
Oberwesterwaldkreis, auch in ähnlicher Weise eine solche sür den Kreis Altenkirchen einzuführen.
Es wird Ihnen deshalb eine nach diefem letzteren Vorbilde ausgearbeitete Haubergsordnung für
den Kreis Altenkirchen jetzt vorgelegt werden. In gleicher Weife wird Ihnen auch durch Ver¬
mittelung des Herrn Landesdirektors die Ausforderung zur Vornahme von Wahlen für die Bezirks-
commissionen zur Einschätzung der Einkommen- lind Klassensteuer sowie für die bürgerlichen Mit¬
glieder der verschiedenen Ober-Ersatzcommissionen zugehen.

Indem ich nicht zweifele, hochgeehrte Herren, daß Sie denselben Eifer und dieselbe Treue,
welche die Verhandlungen des rheinischen Landtages von jeher ausgezeichnet haben, auch den
gegenwärtige» Vorlagen zuwenden werden, und daß Ihre Beschlüsse zum Besten unserer theuren
Provinz gereichen werden, eröffne ich hiermit im Namen Sr. Majestät unseres allerguädigsten
Kaisers und Königs, Wilhelm II,, die 35. Session des Landtages der Nheinprouinz.

Abgeordneter Hoffstadt übernimmt als Alterspräsident den Vorsitz mit folgenden
Worten: Hochgeehrte Herren! Ich bin am 27. Dezember 1805 geboren. Sollte ein älteres Mit¬
glied anwesend sein, so möchte ich bitten, daß sich dasselbe melde. — Es scheint nicht der Fall
zu sein. Ich gestatte mir daher, den Vorsitz zn übernehmen, und rufe die beiden jüngsten Mit¬
glieder als Schriftführer hierher. Es waren diefcs in der vorigen Sitzung die Herren Graf
von Ncsselrode und Tcnge, wenn ich nicht irre. Ist ein jüngeres Mitglied anwesend, so wolle
es sich melden; Graf von Nesselrode ist im Jahre 1855 und der Herr Abgeordnete Tenge im
Jahre 1856 geboren.

Abgeordneter von Scheibler: Ich bin noch jünger.
Alterspräsident: Dann bitte ich die Herren Abgeordneten Tenge und von Scheibler

vorläufig das Schriftführeramt zu übernehmen Ich bitte nunmehr einen der Herren Schriftführer,
die Liste der Mitglieder verlesen zu wollen; ich bitte die Herren, die anwesend sind, mit hier zu
antworten, (Der Namensaufruf wird uorgeuommen.) Meine Herreu! Es fehlen 14 Mitglieder.
Ich constatire, daß wir beschlußfähig sind, uud schlage Ihnen vor, den Vorsitzenden und ebenfalls
dessen Stellvertreter per Akklamation zn wählen. — Es erfolgt kein Widerspruch, also nehmen
wir die Wahl per Akklamation vor. Ich bitte um Vorschläge. Der Herr Abgeordnete Friederichs
hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Ich unterstütze den Antrag in dem Sinne, daß es sich um
Wiederwahl des früher gewählten Präsidiums handelt. Ich beantrage also Wiederwahl per Akklamation.

Alterspräsident: Es ist Wiederwahl des früheren Präsidiums beantragt worden. —
Es erfolgt kein Widerspruch, also ist Se. Durchlaucht der Fürst Wilhelm zu Wied als erster
Vorsitzender gewählt worden. Ich frage Se, Durchlaucht, ob Sie die Wahl annehmen.
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AbgeordneterFürst zu Wied: Ich nehme die Wahl dankend an und versprecheIhnen,
daß ich mir die größte Mühe geben werde, stets mit der Unparteilichkeit,die Sie von mir
erwarten, auch die Verhandlungen zu führen. (Bravo!)

Alterspräsident: Nun hätten wir einen Stellvertreter zu wählen. Der Herr Abge¬
ordnete Friederichs hat das Wort.

AbgeordneterFriederichs: Es ist hier Wiederwahl des früheren Präsidiums beschlossen
worden; ich nehme daher an, dah Herr AbgeordneterAdams ebenfalls schon gewählt ist als stell¬
vertretender Vorsitzender.

Alterspräsident: Ich meine, es wäre nach der Geschäftsordnungrichtiger, daß wir
zwei Wahlgänge vornehmen. Ich ertheile dem Herrn AbgeordnetenFriederichs das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Dann beantrage ich die Wiederwahl des Viceprasidentenaus
der vorigen Session, des Herrn AbgeordnetenAdams, per Akklamation.

Alterspräsident: Es ist der Herr Abgeordnete Adams zum Stellvertreter des Vor¬
sitzenden vorgeschlagen worden. — Es erfolgt kein Widerspruch; es ist also Herr Adams einstimmig
gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt.

AbgeordneterAdams: Ich nehme die Wahl an, danke für das Vertmnen, danke doppelt
dafür, weil es eben eine Wiederwahl ist. Wenn ich berufen fein sollte, die Geschäfte zu leiten,
wird es mein Stolz sein, auf allen Seiten des Haufes volle Zufriedenheit zu finden. (Bravo!)

Alterspräsident: Ich ersuche Se. Durchlaucht nunmehr, den Vorsitz zu übernehmen.
(Geschieht.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine hochgeehrtenHerren! Zunächst ist es mir eine
angenehmePflicht, unserem verehrten Herrn Alterspräsidenten unsern Dank auszusprechenfür die
vortreffliche Weise, in der er sich seines Amtes entledigt hat. Meine Herren, ich ersuche Sie,
diesen Dank dadurch auszudrücken,daß Sie sich von Ihren Sitzen erheben, (Geschieht,)

AbgeordneterHoffstadt: Meine Herren! Ich danke für die große Ehre, die Sie mir
durch Aufsteheuvon Ihren Sitzen bekundet haben, recht herzlich.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Indem ich den Vorsitz übernehme, bitte
ich Sie, mir das Vertrauen zu schenken, welchesSie so gütig gewesen sind, mir stets zu beweisen,
und mir die Nachsicht,die ich so dringend bedarf, entgegenzubringen. Ehe wir aber in unfere
Geschäfte eintreten, meine Herren, erheben Sie sich mit mir (die Versammlung erhebt sich), und
treten Sie vor den Thron unseres gnädigsten Kaisers und Königs. Wir drücken die Gefühle
des unterthanigsten Gehorsams, der treuen Liebe und der unwandelbaren Verehrung aus, indem
wir rufen: Se. Majestät der Kaiser und König, unser allergnädigsterKönig und Herr, lebe hoch!
(Die Mitglieder des Landtages stimmen mit Begeisterung dreimal in diesen Ruf ein.)

Nach der Geschäftsordnung,meine Herren, welche nach den Beschlüssen des letzten Land¬
tages zu Recht besteht, ist es zunächst meine Aufgabe, die Wahl der Schriftführer vornehmen zu
lassen. Nach unseren Bestimmungen müssen vier Schriftführer gewählt werden. Ich erwarte
Vorschläge aus dem hohen Haufe, wie die Wahl zu geschehen hat. (Stimmen: Wiederwahl
per Akklamation.)

Ich bitte um einen Antrag, Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Ich beantrage Wiederwahl der bisherigen Schriftführer per

Akklamation.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFriederichs beantragt Wiederwahl

per Akklamationder vier Herren, welche voriges Mal hier thätig gewesen sind. — Es erfolgt
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kein Widerspruch; ich constatire dies. Somit erkläre ich die vier Herren, welche in der vorigen
Session des Landtages als Schriftführer gewirkt haben, für wiedergewählt; es sind dies die Herren
Graf von Nesselrode, Broich, von Hagen und Tenge. Ich nehme an, daß die Herren das Amt
übernehmen, und bitte, daß noch einer der Herren außer dem bereits als Schriftführer fungirenden
Herrn AbgeordnetenTenge hier den Sitz einnimmt. (Geschieht)

Seit der letzten Sitzung, meine Herren, ist der Tod in unsere Reihen eingetreten, und
ist der Abgeordnete Koppen zu Waldbroel verstorben. Ich ersuche Sie, meine Herren, zum ehrenden
Andenkenan dieses Mitglied sich von Ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht)

Sodann habe ich Ihnen die geschäftlichen Eingänge mitzutheilen.
Zunächst ist uns von dem Herrn Landtagscommissariusmitgetheilt worden, daß in den

Kreisen Waldbroel und Greuenbroich Neuwahlen stattgefunden haben, weil dort die Wahlen
für ungültig erklärt worden waren; zunächst im Kreise Waldbroel ist Herr Carl Vcnn, praktischer
Arzt zu Waldbroel, und im Kreise GrevenbroichHerr Peter Busch, Spinncreibesitzerzu Hochneu-
kirch und Christian Effertz, Gutsbesitzerzu Neuenhausen,gewählt.

Sodann haben sich bei mir folgendeHerren entschuldigt, zunächst wegen Krankheit der
Abgeordnete von Sandt, dann für die heutige Sitzung Herr Hardt und Herr Croon wegen
Unwohlseins. Ich habe Ihnen ferner mitzutheilen, daß ich ein Schreiben von Herrn Frciherrn
Felix von Loö erhalten habe, nach welchem er sein Mandat für den Provinzialausschuß nieder¬
gelegt hat. Wir haben also sür ihn eine Neuwahl zu thätigen.

Weiter habe ich mitzutheilen, daß in Erwiderung der vom letzten Prouinziallandtag an
Se. Majestät den Kaiser und König, an Ihre Majestät die Kaiserin August« und an Ihre
Majestät die Kaiserin Friedrich gerichteten Beileidsadresfcn folgende Antworten eingegangen sind
Ich habe mir erlaubt, sie baldmöglichstzur Kenntniß der Mitglieder des Landtages und der
Provinz zu bringen, indem ich die beiden Telegramme, welche an mich gerichtet waren, durch die
Zeitungen habe veröffentlichen lassen; ich erlaube mir aber die Antworten hier nochmalszu verlesen
(Die Mitglieder des Landtags erheben sich.) Das Telegramm Sr. Majestät des Kaisers und Königs
hat folgendenWortlaut:

Sr. Durchlaucht Fürsten zu Wied
Düsseldorf.

Tief ergriffen von dem warmen Antheil, welchen der fowohl unter Meiner
Negierung als auch nach dem Erlaß der neuen Prouinzialordnung zum ersten Male
tagende RheinischeProuinziallandtag an meinein Schmerze nimmt, bitte ich Sie, der
hohen VersammlungMeinen aufrichtigen Dank dafür auszudrücken, mit der Versicherung,
daß Ich den Vertretern der Provinz wie der ganzen RheinischenBevölkerung, deren
Treue und Anhänglichkeit an das Königshaus sich zu allen Zeiten bewährt hat. Mein
volles Vertrauen entgegenbringe.

gez. Wilhelm N.
Die Antwort Ihrer Majestät der Kaiserin August« lautet:

An
das Präsidium des RheinischenProuinziallandtages

z. H. des Fürsten Wied, Durchlaucht
Neuwied.

Ich spreche dem Rheinischen Provinziallandtage für den Mir dargebrachten
Ausdruck der Theilnahme aus tiefbewegteinHerzen Meinen Dank aus, wohl wissend,
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wie die beiden Heimgegangenen Kaiser mit Mir die Anhänglichkeitan das Rheinland
und die besten Wünsche für sein Wohlergehen theilten. Ihr Segen ruhe auf der
Zukunft.

gez. Augusta.
Endlich habe ich von Herrn Graf Seckendorff,Oberhofmeister Ihrer Majestät der Kaiserin

Friedrich, folgendes Schreiben erhalten:
„Dem 34, RheinischenProuinziallandtag in Düsseldorf bin ich beauftragt, den

aufrichtigenDank Ihrer Majestät der Kaiserin-Königin für die in feinem gefälligen
Schreiben vom 25. ds. Ms. zum Ausdruck gebrachte warme Theilnahme an dem
fchweren Verluste, welcher Ihre Majestät durch das HinscheidenAllerhöchst Ihres
unvergeßlichenGemahls, Seiner Majestät des Kaisers und Königs Friedrich, betroffen
hat, hierdurch ganz crgcbcnstauszusvrechcn,"

Ich habe nunmehr zur Geschäftsordnungdie Frage an Sie zu stellen, was in der heutigen
Sitzung noch geschehen soll. Ich möchte zunächst daran erinnern, daß das Verzeichnißder vom
Provinzialausschuß fertig gestellten Vorlagen Ihnen allen gedruckt vorliegt, und frage die Herren,
ob ich dieses Verzeichnißverlesen soll, (Stimmen: Nein!) oder ob wir in die Behandlung eines
Gegenstandesschon eintreten sollen. Ich bitte um Vorschläge. Der Herr AbgeordneteFriedcrichs
hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Ich habe das Verzeichniß hier erst gefunden und habe es
noch nicht durchgehen, ich glaube aber, daß es auch sonst wohl richtig ist, daß wir heute unsere
Arbeiten mit dem, was bis jetzt vorgekommenist, schließenuud daß wir in die Berathung der
Vorlagen selbst morgen eintreten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Wenn gegen den Antrag auf Schluß
der jetzigen Sitzung kein Widersprucherfolgt, fo nehme ich an, daß Sie alle dem beitrcten.

Wir hätten dann noch über die Tagesordnung für morgen und über die Berathung der
Geschäftsordnungzu sprechen, sowie über die Stunde für die morgige Sitzung. Ich würde Ihnen,
wenn Sie erlauben, den Vorschlagmachen, daß wir zunächst, vielleicht morgen, den Hauptetat
einer vorberathendcuBesprechung unterziehen. Hat vielleicht sonst einer der Herren einen Vorschlag
zu machen? Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.

Abgeordneter Adams: Ich glaube, daß es nöthig sein wird, vor allen Dingen die
Geschäftsordnungfestzustellen, daß sie also vor allen anderen Gegenständenmorgen auf die Tages¬
ordnung kommt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte um Entschuldigung, ich wollte die Geschäfts¬
ordnung an erster Stelle auf die Tagesordnung setzen. Der Herr Abgeordnete Adams hat
das Wort.

AbgeordneterAdams: Ich komme dann auf die zweite Frage, welche Durchlauchtberührt
hat, wann wir zusammenkommen sollen. Ich möchte an Durchlauchtdie Bitte richten, daß wir
die Plenarsitzungen regelmäßig um 11 Uhr beginnen und bis 4 Uhr durcharbeiten, damit die
Zeit von 9 bis 11 Uhr für die Commissionen und für das Studium der Sachen, die an dem
betreffendenTage berathen werden sollen, frei bleibt. Ich glaube diesen Vorschlagaus folgenden
Motiven machenzu follen. Es ist gewiß unser aller Absicht, daß wir so früh wie möglich vor
Weihnachten nach Haufe kommen— damit glaube ich, bei keinem Mitgliede des Haufes auf
Widerspruchzu stoßen — ich glaube aber auch, daß die Mitglieder sämmtlich mit mir einver¬
standen sein werden, daß es höchst unangenehm ist, Abendsitzungenzu halten; daß dies auch
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Ungesund ist, in der Verdauung sich durch die Dinge, die hier «erhandelt werden, aufzuregen.
(Heiterkeit) Darin werden die ärztlichen Mitglieder jedenfalls mit mir übereinstimmen. Es wird
weiter allen Mitgliedern sehr leicht möglich sein, in den betreffenden Hotels es zu erreichen, daß
etwa um l/25 Uhr eine ladls ä'liüw für die Mitglieder des Landtages sein wird. Weiterhin
wird es für manche Mitglieder, die in der Nähe wohnen, auch angenehm fein, auf diese Weise
nach Beendigung der Sitzung einmal nach Hause reisen zn können und zu sehen, wie es
dort geht.

Diese Gründe sprechen alle dafür, dah wir, wie es im Reichstage und Landtage Brauch
ist, bis Nachmittags 4 Uhr durchsitzen, aber keine Abendsitznngcn halten. Ich möchte den Herrn
Präsidenten bitten, doch in dieser Weise, wenn kein Widerspruch im Hanse erfolgt, die Sitzungen
anzuberaumen. Wir arbeiten dann, wie ich überzeugt biu, ein gehöriges Pensum in kurzer Zeit
durch; denn, wenn wir von 9 bis II Uhr Commissionssitzung haben und auch die Mitglieder sich
vorbereiten können, so können wir von 11 bis 4 Uhr sehr viel erledigen und werden so früh wie
möglich, ich hoffe in der ersten Halste der nächsten Woche, fertig werden. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bin mit dem, was der Herr Vorredner eben gesagt
hat, vollständig einverstanden und glaubte nur, nicht vom Präsidialtischc aus Ihnen diese Vor¬
schläge machen zu sollen; sonst hätte ich sie auch gemacht. Ich möchte Sie darauf aufmerksam
machen, das; in dein Verzeichnis;, das Ihnen vorliegt, überall bei jeder Sache, die der Prouinzial-
ausfchuß Ihnen vorlegt, die Namen der vom Prooinzialausschuß gewählten Berichterstatter auf¬
geführt sind. Dies ermöglicht lins, sofort in die Berathung jedes einzelnen hier aufgeführten
Gegenstandes einzutreten, da der Berichterstatter die Vertretung der Beschlüsse des Ausschusses
übernimmt.

Ich habe nun noch die geschäftsordnungsmäßige Frage an Sie zu richten, ob Sie gleich
morgen die Wahl von (5ommifsionen vornehmen wollen oder ob Sie einfach die Vorlagen des
Prouinzialansschusses an der Hand der Berichterstattung der von ihm gewählten Referenten
behandeln und erst sehen wollen, welche von den Vorlagen Sie überhaupt an eine Commission
verweisen und ob dies überhaupt nöthig ist. Diese Frage wollte ich auswerfen.

Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat das Wort,
Abgeordneter Freiherr von Sulemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich hatte mich

znm Worte gemeldet, während Herr Adams fprach. Ich bin mit allem, was er gesagt hat,
vollständig einverstanden, ich bin namentlich damit einverstanden, daß morgen im Plenum um
11 Uhr begonnen und durchgesessenwird, mir möchte ich die Sache nicht dahin aufgefaßt haben,
daß nunmehr absolut festgestellt wäre, daß jede Plenarsitzung nm 11 Uhr beginnen muß, denn
die Commissionen könnten viel Arbeit bekommen und das Beginnen der Commissionssitzungen um
9 Uhr morgens wäre vielleicht schwer zu erreichen. Daß wir morgen um 11 Uhr «„fangen, ist
sehr zweckmäßig; aber im Uebrigen würde es sich empfehlen, daß an derartigen Tagen, an welchen
lange Commissionssitzungen nöthig sind, wir im Plennm vielleicht erst um 12 Uhr beginnen, aber
daß unter allen Umständen bis 4 Uhr durchgesessenwird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Herren! Ich habe, da ja die Sitzungen von dem Herrn

Präsidenten festzusetzen sind, nur die Bitte an den Herrn Präsidenten gerichtet, dies als Regel
festhalten zu wollen; wenn sich Ausnahmen durch die Geschäftslage ergeben werden, wird dies von
selbst durch den Herrn Präsidenten berücksichtigt werden. Es war mir nur wünschenswerth, daß
auch das Haus seine Meinung darüber aussprechen möge, entweder durch Stillschweigeil oder auch



151

durch wörtliches Aussvrechen,daß es in dieser Hauptfrage des Durcharbeitens bis Nachmittags
4 Uhr mit mir einverstandensei, daß mir unsere regelmäßige Arbeitsordnung in dieser Weise
von vornherein gliedern und einrichten. Es versteht sich von selbst, daß es vorkommenkann, daß
eine Commissionden ganzen Tag arbeiten muß und gar keine Plenarsitzung gehalten wird,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich nehme an, daß die Herren im
Allgemeinen mit diesem Vorschlage einverstandensind, ohne sich strikt für jeden Tag daran binden
zu wolle»; ich muß anerkennen,was Herr von Solcmachcr gesagt hat; wenn lange Eommissions-
ntzungenstattfinden, ist es nicht möglich, um 11 Uhr schon zu einer Plenarsitzung zusammenzu¬
treten. Sind Sie im Ganzen damit einverstanden,wurde ich so verfahren, (Zustimmung.)

Dann wäre noch die Frage zu erledigen, die ich an Sie gerichtet habe: wollen Sie,
bah gleich morgen, nachdemwir die Geschäftsordnungfestgestellt haben, die Commissionen gewählt
werden, oder wollen Sie mit der Wahl warten, bis die Nothwendigkeitan uns herantritt?
(Stimmen: Nein). Tann würde ich Ihnen vorschlagen,meine Herren, daß wir die Geschäfts¬
ordnung für den Provinziallandtag an die Spitze unserer Tagesordnung für morgen um 11 Uhr
setzen, zweitens eine Besprechung des Haupt-Etats und drittens die Wahl der Fachcommissionen
vornehmen. Sind die Herren damit einverstanden? (Zustimmung,)

Der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemachcr hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antwciler: Wegen der Kürze der Zeit habe

uh die Herren Mitglieder des Prouinzialansschusses nicht mehr schriftlichzu einer nothwendig
gewordenenSitzung einladen können. Ich thue es daher hiermit mündlichund bitte die Herren
des Provinzialausschusses, sich gefälligst uumittclbar nach Schluß der jetzigen Sitzung im Aus-
schußzimmer zu einer kurzen Berathung versammeln zu wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe Ihnen noch eine geschäftliche
Abtheilung zu machen, die stenographischen Berichte betreffend. Unser stenographisches Bureau
^ jetzt so eingerichtetworden, daß die Umschrift der Stenogramme sofort während der Sitzung
begonnenwird und daß jeder der Herren Redner die Übertragung des Stenogrammes in der
nächsten Sitzung auf seinen Platz hingelegt bekommt, wie es in den Parlamenten in Berlin auch
Sitte ist. Wird der Bericht nicht kurrigirt, so wird der Vorsteher des stenographischen Bureaus
denselben nachher im Bureau zur Einsicht auslegen, die stenographischen Berichte werden aber
den Herren nicht nach Hause geschickt werden. Ich bitte die Herren daher Ihre Reden sofort nach
der Vorlegung zu korrigiren; Sie haben beim Hin-und Herfchicken gesehen,wie lange es gedauert
hat, bis unser stenographischerBericht überhaupt hat gedruckt werdcu können. Sind die Herren
damit einverstanden,daß es so geschieht? (Zustimmung.)

Der stenographische Bericht wird also nicht nach Hause geschickt;ich bitte die Herren,
die die Korrekturen hier nicht fertig stellen, sie nachher im Bureau vorzunehmen.

Ich glaube, hiermit ist für heute alles Gefchäftliche erledigt.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 1'/< Uhr.)
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Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 10. Dezember 1888,

Beginn: 11 Uhr 20 Minuten Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge und geschäftliche Mittheilungen.
2. Referat des Prouinzialausschusscs,betreffenddie Geschäftsordnungfür den Provinzial-

landtag der Nheinprooinz.
3. Erste Berathung des Hauptetats der Prouinzialverwaltung der Rheinprovinz für die

Etatsjahre vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis
31. März 1891.

4. Wahl der Commifsionen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe zu
bemerken, daß nach unserer Geschäftsordnungdas Protokoll der vorigen Sitzung hier offen liegt
und daß auf das Protokoll nicht eingegangenwird, wenn nicht eines der Mitglieder wünscht, zu
einem Punkte des Protokolls eine Veränderung gemacht zu sehen.

Sodann habe ich mitzutheilen, daß der Herr Abgeordnete von Sandt mir geschrieben
hat, daß er zu seinem Bedauern durch seine Krankheit verhindert sei, der diesmaligen Session
des Landtags beizuwohnen und sich deshalb entschuldige.

Ferner habe ich von dem Herrn Landtagscommissariusfolgende Mittheilung zu machen.
Zunächst schreibt mir der Herr Oberpräsident:

Ew. Durchlauchtbeehre ich mich den Königlichen Regierungsrath von Philipsborn
als meinen Commissarius zu den Sitzungen des Provinziallandtages und der von
demselben zur Vorbereitung seiner Beschlüsse gewählten Commissionenganz ergebenst
anzumelden.

Ich beehre mich, den Herrn Regierungsrath von Philipsborn einzuführen.
Ein weiteres Schreiben des Herrn Oberpräsidentenbesagt:

Ew. Durchlaucht beehre ich mich den Seitens der Herren Minister für Land¬
wirthschaft «., der Justiz und des Innern mir zugegangenen Entwurf einer Hauberg¬
ordnung für den Kreis Altcnkirchen nebst Begründung, welcher gemäß der in
beglaubigter Abschrift angeschlossenenAllerhöchsten Ordre vom 28. v. M. dem
Provinziallandtage vorgelegt werden soll, mit dein ganz ergebensten Ersuchen zu
übersenden, die gutachtlicheAeußerung des Provinziallandtages gefälligst herbeizu¬
führen und mir das bezügliche Gutachten seiner Zeit zugehen lassen zu wolleu.

Ein ferneres Schreiben des Herrn Landtagscommissariuslautet folgendermaßen:
Ew. Durchlaucht beehre ich mich im Auftrage des Herrn Finanzministers in

den beiliegendenHeften die Verzeichnisse der einkommensteuerpftichtigen Einwohner der
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Rheinprovinz mit Angabe der Steuerstufen :c, nach Regierungsbezirken geordnet mit
dem ganz ergebensten Ersuchen zu übersenden, die nach §, 24 des Gesetzes vom
1. Mai 1851 resp. Art. 1 (§. 24) des Gesetzes vom 25. Mai 1873 erforderlichen
Neuwahlen der Bezirks-Commissionsmitglieder und Stellvertreter durch den Provinzial-
landtag gefälligst veranlassen und mir demnächst ein Verzeichnis)der in die Commissionen
gewählten Mitglieder und Stellvertreter unter Angabe ihres Wohnortes und ihrer
Standesverhältnisse mittheilen zu wollen.

In Betreff der Aufgaben dieser Commissionen, deren Zusammensetzung, der
Zahl der Mitglieder und Stellvertreter und der Dauer der Wahl nehme ich auf das
dorthin mit meinem Schreiben vom 9. Dezember 1882 (L. C, 320) abschriftlich
mitgetheilte Finanz-Ministerial-Neskript vom 24. März 1874 (II, 2563) mit dem
ganz ergebensten Bemerken Bezug, dah es auch für die bevorstehende Wahlperiode
bei der in diesem Neskripte bezeichneten Anzahl von Mitgliedern der gedachten
Commissionen und Stellvertretern verbleibt,

Ebenso liegt mir ein Schreiben des Herrn Landtagscommissarius betreffend die Neuwahl
der Ober-Ersatzcommissionsmitglieder vor. Da es nicht sicher ist, ob der Prouinziallandtag im
nächsten Jahre zusammentreten wird, glaubt der Herr Landtagscommissarius darauf dringen zu
müssen, daß jetzt die Neuwahlen vorgenommen werden müßten, weil sonst am I. Januar 1890
keine gewählten Mitglieder der Obcr-Ersatzcommissionen vorhanden sein würden. Sodann liegt
mir ein Schreiben des Herrn Landtagscommissarius mit anliegenden Wahlvcrhandlungsakten vor
über die stattgefundenen Wahlen in den Kreisen Grcuenbroich und Waldbroel, welche von Ihnen
W der letzten Sitzung als ungültig bezeichnet worden waren. Diese Akten resp, das Schreiben
würden dann wohl von der Wahlprüfungscommission, die zu wählen sein würde, noch zu controliren
und darüber zu berichten sein.

Ferner liegt mir ein Schreiben des Herrn Oberpräsidenten mit beiliegenden Akten vor,
betreffend die Aktienstraßen zwischen Aachen und Eupen. Es wird darin der Wunsch ausgesprochen,
daß diese Aktienstraßen von dem Provinzialverbande als Provinzialstraßen übernommen werden
möchten. Darüber ist, glaube ich, schon im Provinzialausschuh ein Vorschlag gemacht worden,
der andere Aktienstraßen betrifft. Wahrscheinlich würde beides zusammen behandelt werden müssen;
ich gebe das anheim.

Dann liegen mir noch mehrere Gesuche vor, zunächst ein Gesuch des Bürgermeisters
Naasel zu Angermundt, um Bewilligung einer Unterstützung für die Hagelbeschädigten der
Gemeinde Lintorf. Er führt darin aus, daß die Gemeinde Lintorf durch Gewitter mit Hagel-
lchlag einen Hagelschaden von 26 531 Mark auf 209 Hektare Roggen und Hafer gehabt hat, daß
die Königliche Negierung zu Düsseldorf den Hagclbefchädigten 1032 M. habe zukommen lassen
und daß also noch 25 499 M. zu decken blieben.

Sodann betrifft ein Gesuch von Bacharach, unterschrieben im Auftrag von Pfarrer Theile
daselbst, die Wiederherstellung der Pfarrkirche St. Peter zu Bacharach.

Sodaun ist den Mitgliedern des Landtages ein gedrucktes Gesuch zugegaugen, betreffend
den Antrag der Gemeinde Breuell auf Bewilligung einer Subvention für die Gemüsebau-
schule daselbst.

Ferner liegt mir eine Vorstellung des Vorsitzenden des Trier'schen Bauernvereins vor, um
Bewilligung eines Zuschusses für die Vereinskasse zur Beförderung der Obstbaumzucht und endlich
ein Gesuch des Straßenaufsehers a, d. Preßler in Pronsfeld um Wiederanstellung oder Pensionirung,

20
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Schließlich habe ich noch eine geschäftliche Anfrage an Sie zu richten Sie betrifft den
Umstand, ob Sie vielleicht eine Präklusivfrist feststellen wollen, bis zu welcher der hohe Landtag
Petitionen und Anträge entgegen nehmen will, Sie wissen, m, H., daß das seine sehr großen
Schwierigkeiten hat, wenn am letzten oder in den zwei letzten Tagen der Tagung hier Petitionen
oder Anträge eingehen, die dann nicht mehr behandelt werden können. Wir haben dies früher
auch immer so gchandhabt, und ich möchte auch die Frage an Sie stellen was Sie darüber denken.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ianssen.

Abgeordneter Ianßcn (Vurtscheid): Meine Herren! Ich möchte glauben, daß es doch
zweckmäßig wäre, von einer solchen Bestimmung abzusehen. Der Schaden des Zuspätkommens
der Petitionen trifft ja den Petenten. Die Leute sind aber sehr wohl in der Lage, sich darüber
zu informiren, zu welcher Zeit sie anklopfen müssen, damit ihr Gesuch noch der Prüfung von
Seiten des Landtags unterworfen werden kann. Eventuell glaube ich, würde die Sache, wenn
wir auf den angeregten Gedanken eingingen, in dem Nahmen der Geschäftsordnung zu reguliren
und nicht »Lplli-atiin zu behandeln sein,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe die Frage für zwei Dinge, für Petitionen und
selbstständige Anträge, gestellt. Wenn wir die Sache bei der Geschäftsordnnng behandeln wollen,
so bin ich damit einverstanden. Es könnten solche Anträge im hohen Hause gestellt werden, bei
denen es sehr wichtig wäre, wenn der Provinzialausschuh darüber berathen und erst mit seinem
Votum gehört werden könnte. Wenn diese sehr spät kommen, ist es eine große Schwierigkeit für
das hohe Haus, darüber noch zu beschließen. Ich gebe Ihnen das nur zu bedenken, wenn Sie
die Sache nachher bei der Geschäftsordnung behandeln wollen. Der Herr Abgeordnete Ianßen
hat das Wort.

Abgeordneter Ianßcn (Bnrtscheid): Wenn ich mir noch zu einer Bemerkung das Wort erbitten
darf, fo erlaube ich mir, Sie darauf aufmerksam zu machen, daß die Geschäftsordnnngcn weder des
Reichstages noch des Landtages der Monarchie eine derartige Bestimmung enthalten, und daß
es auch eine gewisse Beschränkung der Freiheit in Bezug auf die Antragstellung sein würde, wenn
man eine solche Prätlusiufrist stellte. Ich meine, weit mehr noch als die Petenten außerhalb sind
die Mitglieder dieses Hauses in der Lage, zu beinessen, bis zu welcher Zeit sie mit einein Antrage
kommen können, und wann sich das nicht empfiehlt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Dietze hat das Wort.
Abgeordneter Dietze: In Bezug auf Anträge, meine Herren, fo glaube ich, dürfen wir

uns nicht selbst binden und selbst präkludiren. Es ist wohl denkbar, daß im Laufe der Verhand¬
lungen, im Laufe der Diskussion solche Anträge nothwendig werden, und wenn das eine oder das
andere Mitglied es für gut findet, febstständige Anträge zu stellen, so würde es dadurch präkludirt
sein, daß wir dafür heute einen Schlußtermin feststellen. Ich möchte dafür fein, daß wir eine
derartige Bestimmung nicht treffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Broich hat das Wort.
Abgeordneter Broich: Meine Herren! Nach der Geschäftsordnung können Anträge stets

gestellt werden, wenn sie von 20 Mitgliedern unterstützt sind. Das zu verhindern sind wir nicht
in der Lage, oder wir müssen die Geschäftsordnung ändern, nach der wir heute berathen und die
auch später diskutirt wird. Sind die Anträge gestellt, dann mag der Landtag darüber befinden,
wie er sie behandelt wissen will.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bin damit einverstanden. Wir gehen nunmehr zu
Punkt 2 der Tagesordnung über: Nefemt des Provinzialausschusses, betreffend die Geschäfts-
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Ordnung für den Provinziallaudtag der Nheinprcwinz. Der AbgeordneteAdams ist Berichterstatter
des Prouinzinlausschusses;ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterAdams: Meine Herren! Namens des Provinzialcmsschnsses
empfehle ich Ihnen zur Annahme diejenige Geschäftsordnung, welche in Folge der Bemerkungen,
die bei den früheren Diskussionender vorigen Sitzung gemacht wurden, nun abgeändert worden
lst- Ich glaube, da Sie diefelbe gedruckt in Händen haben, zunächst nur auf diejenigen
Abänderungen eingehenzu sollen, die gegen die vorige Geschäftsordnung gemachtworden sind,
°le Ihnen ja auch gedruckt vorgelegen hat und Ihnen also bekannt ist.

Es sind ja im allgemeinen diejenigenBestimmungen gegeben,wie sie überall üblich sind,
wie sie bisher hier geübt worden sind, sowohl in dem vorigen wie in den früheren Landtagen,
und ich glaube uicht, daß das Verlesen aller einzelnen Paragraphen, wenigstensin meinem jetzigen
Referat, nöthig wäre. Es erhob sich bei der Diskussion im vorigen Landtage zuerst die Frage,
wie die Wahlen zu den Commissionen vorgenommenwerden sollen. Hierüber ist mehrfach verhandelt
worden, und es sind verschiedene Borschläge gemacht worden. Der Hanptuorschlag ging dahin,
d«h sich die ganze Bersammlnng in Abtheilungen theilen und daß iu deu Abtheilungendiese
Wahlen nun vorgenommenwerden sollten. Bon verschiedenen Seiten war man der Meinung, die
Abtheilungensollten durch das Loos gebildet werden. Bon anderer Seite war man wieder der
Meinung, dah die verschiedenen Interessenten der einzelnenBezirkendes Nordens, des Südens,
der mehr bevölkerten und der weniger bevölkerten Theile der Provinz in Rechnung gezogen
werden sollten. Der Provinzialausschuß hat auch dein letzteren Gesichtspunkte den Vorzug gegeben
und war der Meinung, daß dasselbe Verhältniß ungefähr angenommen werden solle, wie es zu
^r Wahl zum Provinzialausschuß festgehaltenworden ist, daß also die kleineren Regierungs¬
bezirke Aachen, Coblenz, Trier das Recht hätten, je 2 Mitglieder vorzuschlagen,daß der größere
Köln drei, und daß der größte Düsseldorf vier in Vorschlag bringe. So ist ja die Wahl zum
Provinzialausschuß geschehen,und so entstand die Meinung, es würde wohl zweckmäßig sein,
wenigstenszum Versuch bei dieser Session es so einzurichten, daß die ganze Versammlung sich
nach Regierungsbezirkenin Abtheilungentheilte und daß in den Abtheilungen die Wahlen nach
diesem Maßstabe von zwei, drei und vier erfolgten. Es würde dann das älteste Mitglied in der
betreffendenAbtheilung zunächst den Vorsitz führen, und es würde uuter seiner Leitung ein
Abtheilungsuorstehergewählt werden, und diese Abtheilungenwürden dann die Vorschlägemachen,
^eser Modus ist vorgeschlagen für den gegenwärtigen Landtag. Der Provinzialausschuß wollte
d»s nicht unbedingt sür alle Zeit empfehlen,sondern er wollte, da der Landtag jetzt eigentlicherst
Nun ersten Male — der vorige war doch nur zu einer kurzen Session zusammen — tagt, die
Erfahrungen dieses Landtages abwarten, nm Ihnen dann eventuell für den nächsten Landtag
denselben Modus oder einen anderen, wie sich das herausgestellt haben würde, vorzuschlagen.
Dadurch kam der Provinzialausschuß zu dem Ihnen gemachten Vorschlage in §. 3, wo die
Vorprüfung der Wahlen durch eine Commissionangeordnet ist, statt der früher vorgeschlagenen
^ahl neuu, die Zahl dreizehn zu empfehlen.

Es entstand ferner bei der früheren Berathung eine Differenz, bezüglich der Feststellung
der Tagesordnung. Die frühere Fassung war nicht die richtige. Im gegenwärtigen H. 8 ist
bezüglichder Feststellung der Tagesordnung Ihnen vorgeschlagen,daß dieselbenicht durch den
den Vorsitzenden festgestellt, sondern daß sie von dem Vorsitzendenvorgeschlagen und vom
Landtage festgestellt werde; das ist die Abänderung, welche zu §. 8 gemacht worden ist.

Zum tz. 11, Nedeorduuug, ist auch eine Aenderung vorzunehmen. Es handelt sich dort
nämlich um die Frage, in welcher Reihenfolge das Wort ertheilt werden soll. Daß die Regel
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ist, daß jeder in der Reihenfolge es erhält, wie er sich gemeldet hat, das versteht sich von selbst,
das hat auch hier seinen Ausdruck gefunden, aber es sind verschiedene Persönlichkeiten,die das
Recht darauf haben müssen, zu jeder Zeit gehört zu werden. Es sind dieses meistens die
Personen, die durch eine kurze faktische Bemerkung über die Sache selbst eine andere Wendung
der Verhandlung erzielen resp, eine Verbreitung über einen ohne Noth angeregtenPunkt verhindern
und überflüssigmachen können. Es sind nun als solche bezeichnet worden der Herr Oberpräsident,
sowie die zu seiner Vertretung oder UnterstützunganwesendenStaatsbeamten — es ist das auch
in der Provinzialordnung Z. 27 festgestellt, wo dem Herrn Obcrpräsidcnten dieses Recht zu jeder
Zeit gegeben ist, — ferner der Vorsitzende des Provinzialausschusses,dann die mit der Vertretung
der Vorlagen des Provinzialausschusses beauftragten Berichterstatter, sowie der Laudesdirektor
und die von dem letzterenbeauftragten oberen Provinzialbeamten. Es sind das alles Personen,
die durch die Stellung, die sie in Bezug auf die Vorbereitungder ganzen Vorlage angenommenhaben
und in Bezug auf ihre Detailkenntnißin der Lage sind, die Verhandlungenmöglichstabzukürzen.Der
ProuinzialausschußempfiehltIhnen also den ß. 11 in der jetzt vorliegendenFassung, worin dies
gesagt ist. Ich habe, ferner eine Bemerkung zu machen zu §. 13, die eine Erläuterung desselben in sich
faßt. Es ist in dem H, 13 nämlich gesagt, daß die Antragsteller (nur bei selbständigen Anträgen) und
die Berichterstatter, wenn sie es verlangen, das Wort bei Beginn wie bei Schluß der Verhand¬
lungen haben. Hierzu wäre zu bemerken, wennn wir das Recht zweien gäben, dann mühte man
zur Erläuterung sich auch darüber klar sein, welcher von ihnen, wenn ich so sagen darf, das
allerletzte Wort hat. Meines Erachtens versteht es sich von selbst, daß, wie es in allen
Parlamenten gebräuchlich ist, der Berichterstatterdas allerletzte Wort hat; wenn der Antragsteller
nach Schluß der Debatte das Wort noch haben will, so wird es ihn: vom Präsidenten ertheilt,
zu allerletzt aber erhält der Berichterstatter das Wort, weil er möglichenfalls das, was der
Antragsteller zuletzt bemerkthat, im ganzen Rahmen der Verhandlungen noch einmal behandeln
muß. Ich wollte dies bemerken, damit es im Prototoll steht und die Auffassung für immer
gesichert ist, daß der Berichterstatterdas allerletzteWort hat.

Wir haben Ihnen noch eine Aenderung vorgeschlagenzu § 26, sie ist aber sehr
unbedeutend, es handelt sich darum, daß die mit der Vertretung der Borlagen des Provinzial¬
ausschussesbeauftragten Berichterstatter bei den Commissionssitzungenmit berathender Stimme
anwesend sind. Es ist zur rascherenAbwickelung der Verhandlungen in den Commissionennoth¬
wendig, daß diejenigen, die mit der Sache vollständig vertraut sind und vom Provinzialausschuß
mit der Vertretung seiner Ansicht beauftragt sind, diesen Commissionenbeiwohnen. Das, meine
Herren, sind die Veränderungen, welche gegen die Vorlagen, die wir im verflossenen Landtage
hatten, vom Prouinzialausschuß Ihnen vorgeschlagenwerden. Im Nebrigen habe ich zu dieser
allgemeinern Berathung der Ihnen vorliegenden Geschäftsordnung nichts Weiteres zu bemerken.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht in der Generaldiskussionjemand das Wort? —
Der Herr AbgeordneteBusch hat sich gemeldet; ich glaube nach dem Antrage, den er zu gleicher
Zeit eingereichthat, verstanden zu haben, daß er wohl zur Spezial-Diskussionsprechen will.

Abgeordneter Busch: Zur Spezial-Diskussiondieses Punktes möchte ich sprechen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Zur General-Diskussionwünscht also Niemand mehr das

Wort? — Dann schließe ich dieselbe.
Wir kommenzur Spezial-Diskussionund beginnen mit ß. 1. Zu F. 1 hat zunächst der

Herr AbgeordneteBusch das Wort.
Abgeordneter Busch: Ich habe einen Antrag eingereicht und möchte bitten, denselben zu verlesen.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich werde ihn verlesen, aber ich glaube, daß er zu §, 3
gehört. Der Antrag lautet: , ^ ,.., ,,, ,

„Die vom Provinzialausschuh für §, 3 vorgeschlagene Zahl der Comnusstonsnutglieder
von 13 auf 15 festzustellen und dieselbe in solcher Weife auf die einzelnen Negierungs-
bezirke zu vertheilen, daß für Aachen und Coblenz je 2, für Trier und Köln ,e 3
und für Düsseldorf 5 gewählt werden." .. , ^« n . ..

AbgeordneterVufch: Ich habe mich geirrt, ich wollte fagen: Zu Punkt 1 des Referats,
also nicht zu §, l der Geschäftsordnungsondern zu §, 3 derselben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordueteMelbeck hat das Wort.
AbgeordneterMelbeck: Ich möchte mir erlanben, zu 8- t einen Zusatz vorzuschlagen,

der zwar nicht von großer Bedeutung ist, der aber nach den bisherigen Er ahrungen der großen
parlamentarischen Körper sich als nothwendig und zweckmäßigherausgestellt hat. Nach den
Geschäftsordnungendes Abgeordnetenhausesuud des Reichstages ist nämlich m Bezug auf den
Alterspräsidentenbestimmt, daß das älteste Mitglied die Vefugniß hat, dem ihm un Älter nachst¬
ehenden Mitglied den Vorsitz zu überlassen. Wir haben nun zwar hier emen sehr tapferen
Alterspräsidenten, aber es kann doch der Fall eintreten, daß der im Alter ihm nächst folgende
"ach seiner Ansichtsich als zweckmäßiger erweist, und ich glanbe, die Geschäftsordnungmutz die en
Fall vorsehen. Ich möchte mir daher erlauben, hinter dem Wort „Mitglied" zu etzen: „°d r
auf desseu Wunsch ein im Lebensalter ihm am nächsten stehendesMitglied." Ich beziehe uuch,
wie gesagt, auf die Geschäftsorduungeudes Abgcordnetenhaufesund des Reichstages.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Der Antrag lautet so:
„Zu 8. 1 hiuter dem Worte „Mitglied" zu setzen: „oder auf dessen Wnnsch ein un
Lebensalter ihm am nächsten stehendesMitglied."

Zunächst hat der Herr Abgeordnete Dietze das Wort.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Ich glaube, daß der Antrag 'we °r uns "„

vorliegt, sehr richtig gedacht ist, aber ich halte dafür, daß er absolut gegen den «"sdruck licheu
Wortlaut des ß. 32 der Provinzialordnung verstößt. In ß. 32 hecht es ganz prWse: „Unt
dem Vorsitze des an Jahren ältesten Mitgliedes, welchem die beiden jüngsten Mitglieder als
Schriftführer und Stimmzähler zur Seite stehen, wählt der P^inziallandtag '"jäherer V r-
schrift des diesem Gesetze beigefügtenWahlreglements einen Vorntzendenund emen Stellvertreter.
Wir würden also eine ganz willkürliche Aenderung der Provinzialordnung eingehen, wenn wir
«inen derartigen Zusatz anfnehmen. An und für sich ist die ganze Vestunmung der Provmzuck-
ordnung eigentlichkeine glückliche, sie ist aus anderen Provinzen überkommen ich hatte mel ebe
gesehen daß der einmal gewählte Vorsitzendeso lange verblei t bis unter semem Vors e
Neuwahl stattfinden hat; dann würden wir mit dem Alterspräftdenten mch s zu thun haben
aber wie es in §. 32 der Provinzialordnung steht, die für uns maßgebendist und nach der wn
uns zu richten haben, halte ich es nicht für zulässig, eine solche Bestimmung aufzunehmen.

Landesdirektor Klein: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Abgeor neten Dietze
sind abfolut richtig. Räch der Provinzialordnung hat das älteste Mitglied den Vorsitz zu fuhren
und hat uuter dessen Vorsitz die Wahl stattzufinden; wir können das nicht durch eme Geschäfts¬
ordnung ändern. Wenn das älteste Mitglied den Vorsitz nicht übernehme,,will, fo bleibt nichts
anderes übrig, als daß er an dem Tage der Eröffnung ausbleibt, m welchem Me thatsachlich
ein anderer der Aeltestewird; allein ein Devolviren des Rechtes, welches die Provinzialordnung
dem ältesten Mitgliede gegebenhat, halte ich nicht für zulässig. Es findet sich auch ein solcher
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Zusatz in keiner Geschäftsordnungder übrigen Provinzen, und man würde doch darauf gekommen
sein, wenn es für zulässig erachtetwürde, umsomehr als die Geschäftsordnungdes Abgeordneten¬
hauses und des Reichstages diesen Zusatz enthält.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich theile die Auffassungder Herren Vorredner,

ich möchte nur zur Erleichterung des Herrn Alterspräsidenten, der nicht geneigt sein sollte, den
Vorsitz zu übernehmen, mir die Bemerkung erlauben, daß er sich uns am ersten Tage nicht zu
entziehenbraucht, er kann so lange im Foyer verweilen, bis die Wahlen vor sich gehen (Sehr
gut! Heiterkeit!), das würde auch auf alle im Alter folgendenMitglieder in Uebung kommen,
die ebenfalls nicht die Neigung hätten, den Vorsitz zu übernehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
AbgeordneterNnsch: Ich verzichte auf das Wort, ich wollte nur das Gleichefagen, wie

der Herr Vorredner.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteMelbeck hat das Wort.
AbgeordneterMelbeck: Ich gebe ja zu, daß die Prouinzialordnung darüber Bestimmungen

getroffen hat, das ist aber bei den großen parlamentarischen Körpern auch in den betreffenden
Gesetzen der Fall und ich sehe nicht ein, weshalb die Prouinzialuerwaltung nicht das Mcht haben
soll, in ihrer Geschäftsordnungeine solche die Geschäfteerleichternde Bestimmung zu treffen. Im
Uebrigen lege ich keinen so großen Werth darauf und ziehe den Antrag zurück, da derselbeauf
Widerspruchstößt.

Vorsitzeuder Fürst zu Wied: Der Antrag zu §. 1 ist also zurückgezogen.Ist zu §, l
noch etwas zu bemerken? WünschenSie, daß er verlesen wird? (Stimmen: Nein!)

Wir gehen zu §. 2 über. WünschenSie, daß er verlesen wird? (Stimmen: Nein!)
Zu 8- 3 ist ein Antrag gestellt worden, den ich Ihnen eben verlesen habe. Er ist von

einer ganzen Reihe von Abgeordnetenunterschrieben,ich glaube, es siud deren ungefähr 20. Der
Herr AntragstellerBusch hat das Wort.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Gestatten Sie mir, den vorliegenden Antrag mit
einigen Worten zu motiuiren. Es handelt sich in erster Linie um die Wahlprüfungscommission
in §. 3. Mir ist es natürlich gleichgültig, ob sie aus dreizehn oder fünfzehn oder wie vielen
Mitgliedern besteht. Ich würde damit einverstandensein, wenn es so bliebe, wie in der vorigen
Session. Es ist im Referate aber darauf Bezug genoimnenworden, daß diefe Zahl auch für die
übrigen zu wählenden Commifsionenmaßgebend sein würde, und da muß ich gestehen, daß mir
die Zahl dreizehn etwas unsympathischist. Ich glaube nicht, daß der Provinzialausschuß diese
ominöse Zahl vorschlägt,um zu dokumentiren,daß uus keine abergläubischen Neigungeninaewohnen,
aber ich sehe nicht ein, warum wir gerade die Zahl dreizehn wählen, weil wir dieselbe zufällig
auch im Provinzialausschuß habe». Es hat aber die Vertheilung dieser Zahl auf die einzelnen
Regierungsbezirkedamals fchon vielen Widerspruchgefunden und ich fehe nicht ein, warum das
Mißverhältnis), welches bei diefer Vertheilung für Düsseldorf gegenüber den anderen Bezirken
maßgebendgebliebenist, für alle ewigen Zeiten bestehen bleiben soll, Ich weiß nicht, ob es richtig
ist, daß wir statt durch Verloosuug zu bildende Abtheilungen an der Eintheilung in Regierungs¬
bezirke festhalten,es mag dieses ja mit dem Gedanken an die früheren ständischen Einrichtungen
in etwa zusammeuhängen;und ich will meinerseits, wenn ausgesprochenwird, daß es versuchs¬
weise so gehalten werden soll, nichts dagegen einwenden; jedenfalls aber scheint es mir nickt
richtig zu sein, die vollständig willkürliche Weise der Vertheilung, die damals festgestellt worden
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ist, auch jetzt nocb für die Commissionswahlenfestzuhalten. Es handelt sich bei diesen Wahlen ja
in erster Linie eigentlichnicht darum, w o das Mitglied der Commisswnwohnt, fondern um die
Tüchtigkeitund Fähigkeit des Mitgliedes, Wir können aber nicht annehmen, dah im Regierungs¬
bezirk Düsseldorfvcrhältnihmähig weniger tüchtige Mitglieder wohnen, die zu Commissionen befähigt
sind, als in den kleinerenRegierungsbezirken. Deshalb ist von uns der Antrag gestellt worden,
für den RegierungsbezirkDüsseldorf in etwa das Verhältniß günstiger resp, richtiger zu gestalten:
und zwar Magen wir als Gefammtmitgliedcrzahl für jede Commission die Zahl 1^ vor; im
Verhältniß würden, wenn diefe Zahl 15 festgestelltwürde, auf den RegierungsbezirkDusseldorf
6 Mitglieder entfallen. Nun wollen wir uns aber um diefe Zahl nicht streiten, nur können ja
ohnehin die einzelnenPersonen zu ganz genauer Feststellung des ZahlenoerlMmsses nicht m
einzelne Theile theilen, auf die anderen Regierungsbezirkewürden ja neben Ganzen auch ^ruch-
NMle von Mitgliedern entfallen; wir sind aber im vorliegendenFalle in Bezug auf Dusfeldorf
sehr bescheiden und sagen einfach: wir wünschen,daß der Köln am nächsten stehende Bezirk Trier
der 2l Mitglieder gegenüber 24 Mitgliedern von Köln hat, diesem gleichgestellt werden und
Düsseldorfein Mitglied mehr erhalte. Es würden darnach, wie in dem Antrage bemerktwird
°uf Köln und Trier 3 Mitglieder entfallen, auf Aachen und Coblenz wie bisher 2 und auf
Düsseldorf5 Mitglieder. Das Verhältniß der Abgeordnetenist 56 für Düsseldorf, 24 für Köln,
21 für Trier es ist also der Negiernngsbezirk Düsseldorfmehr als doppelt fo stark im Provmzial-
landtage vertreten, wie diese beiden letztgenannten; wenn wir nichtsdestowenigeruu Regierungs¬
bezirk Düsseldorf uns befcheiden, mit 5 Mitgliedern, alfo mit einem Drittel in den Commis,i°nen
vertreten zu sein, so glaube ich, daß dieser billige Wunsch wohl acceptirt werden kann. Der
RegierungsbezirkDüsseldorf hat 1 754 000 Einwohner und der RegierungsbezirkKöln hat 7.4 000
Einwohner, alfo hat der RegierungsbezirkDüsseldorf gerade eine Million mehr und m diesem
Verhältniß stehen auch die Abgeordneten, wir haben mehr als doppelt so viele Abgeordnetewie
Köln. Ich glaube deshalb, Sie könnten unsern Vorschlagwohl annehmen und namentlich um
deshalb, als doch der jetzige Beschluß auch für die fpätereu Commissionenmaßgebend sein soll.
Auch ist darauf Vezng zu nehme», daß, wenn eventuell im einzelnenFall die Verdoppelung der
Mtgliederzahl einer Eommifsionvon 13 auf 26 eintritt, das bisherige unrichtige Prinzip ebenfalls
eine Verdoppelung erfahren würde. Ich empfehlealfo, den Antrag, wie er vorliegt, anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Schmidt hat das Wort.
Abgeordneter I)r. Schmidt: Meine Herren! Die Thatsache, daß nnser Ausschuß m

diesem Paragraphen die Zahl 13 festgehalten hat, scheint mir allerdings eine ganz natürliche
Sache zn sein, weil er aus dieser Voraussetzung selbst gewählt und aus 13 Mitgliedern zusam¬
mengesetzt worden ist. Ob das aber zweckmäßig ist, daß wir in Zukunft uns gerade an diese
Zahl 13 binden, das scheint nur eine sehr zweifelhafteSache zu fem. Es scheint das auf dem
Gedanken zu beruhen, daß wir lediglich als Vertreter aus den Neg'erungsbezirken hier sehen
und „.einer Ansicht nach ist es doch richtiger, daß wir sagen: „Wir sind Vertre er de ganzen
Provinz" Deshalb möchte ich vorschlagen,daß wir gerade bei dem hier zur Berathung stehenden
Paragraphen es bei der alten Zahl 9 lassen, um von vornherein zu dokumentnen daß wir uns
nicht sklavisch an die Zahl 13 binden wollen. Die andere Ansicht, die dahin geht, ob wir und
wie wir die Abtheilungen bilden, das ist etwas anderes. Wir haben es hier einfach nur m.t §. 3
zu thun und da fchlage ich vor, die Zahl 9 wieder herzustellen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
AbgeordneterBusch: I°, meine Herren! Um für meine Person zu sprechen, wurde ich

'»ich diesen. Vorschlage nicht widersetzen, insofern dann andererseits von dem von dem Pro-
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viuzialausschusse vorgeschlagenen Modus, daß die Regierungsbezirke die Abtheilungen bilden,
Abstand genominen wird. Es handelt sich allein darum, soll die Wahl nach Regierungsbezirken,
wie vom Provinzialciusschuß vorgeschlagen wird, erfolgen, also versuchsweise die Regierungsbezirke
unsere Abtheilungen bilden, oder sollen neue Abtheilungen durch Verloosung gebildet werden.
Soll nach solchergestalt gebildeten Abtheiluugeu gewählt werden, so habe ich uichts dagegen, dann
würde nur auch die bisherige Zahl 9 besser gefallen, als die neue Zahl 13. Ich erkläre dies
persönlich, ich spreche also nicht im Namen sämmtlicher Antragsteller.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeorduete Icmhen hat das Wort.
Abgeordneter Ianßen (Vurtscheid): Meine Herren! Ich glaube, wir müssen uns ver¬

gegenwärtigen, daß die Bildung der Commissionen nach den bisherigen parlamentarischen
Erfahrungen auf dreierlei Art vorgenommen werden kann. Die eine ist die, welche wir in der
Praxis in der letzten, allerdings kurzen Session beobachtet haben, nämlich: daß das Präsidium
in Fühlung mit einigen Herren aus unserem Gremium Vorschläge macht und daß die Versamm¬
lung diese Vorschläge per Akklamation acceptirt. Das ist ein Verfahren, das sich meiner Ansicht
nach nicht empfiehlt, weil es uns in die ständischen Verhältnisse zurückversetzt, wo die Bildung
der Commissionen resp. Ausschüsse durch das Präsidium des Hauses erfolgte. Mit dieser Tradition
hat unsere neuere Gesetzgebung gebrochen und darauf dürfen wir nicht wieder zurückkommen. Der
andere Modus wäre der, daß wir im Plenum die Commissionen durch Loosziehung bilden. Nun
möchte ich aber zu bedenken geben, wie wunderbar diese Looszichuug in ihren Resultaten sich
gestalten könnte. Beispielsweise kann ja das Loos so fallen, daß bei irgend einer mit lokalem
Hintergrund versehenen Frage Mitglieder aus einem Bezirk, der dieser Frage ganz fern steht,
in großer Mehrzahl zur Entscheidung berufen würden. Alfo von einer Bildung der Commifsionen
durch direkte Loosziehung im Plenum des Landtages kann wohl nicht fuglich die Rede sein. Dann
bleibt als ein Drittes die Bildung von Abtheilungen. Nuu stehe ich meinerseits dem Gedanken durchaus
uicht autipathisch gegenüber, daß wir Abtheilungen in derselben Weise bilden, wie es im Landtage
und im Reichstage geschieht, daß also die Herren Abgeordneten bei ihrer Anmeldung den ihrer
Zahl nach bestimmten Abtheilungen zugeloost werdeu. So würde jede Abtheiluug aus uugefähr
derselben Anzahl von Mitgliedern bestehen. Diese Abtheilungen würden ihren Vorsitzenden zu
wählen haben, überhaupt sich definitiv constituireu und dann würde durch Vermittelung dieser
Abtheilungen die Bildung von Commissionen erfolgen, Meine Herren, daß ist ein Modus, der
in unseren: Gcschäftsordnungsentwurfe nicht vorgesehen ist, der überhaupt die Geschäfte lcitung in
unserm Landtage etwas erschweren würde. Nun bleibt übrig, die Abtheilungen in der Weise sich
bilden zu lassen, daß wir dem Vorgehen treu bleiben, welches wir im Sommer bei der Vilduug
des Prouinzialausschusses befolgt haben, indem wir die Gesammtheit dcr Vertreter eines Bezirks
sich als Abtheilung geriren und von den Bezirksvertretuugen aus au das Plenum Vorschläge in
Bezug auf die Lommissionsbildung sich vollziehen lasse,:. Die Herren, welche sich vorhin geäußert
haben, sind thcilweise prinzipiell, theilweise mit Rücksicht auf die Zahl der den einzelnen Bezirken
zuzutheilenden Abgeordneten mit dicfem Modus nicht einverstanden. Aber, meine Herren, ich
glaube doch, daß wir damit bisher gute Erfahrungen gemacht haben. — Ich habe die Ehre,
Mitglied des Promnzialausfchusses zu sein, und kann Ihnen die Versicherung geben, daß noch in
keiner Phase der Verhandlungen des Prouinzialausschusses diese Art seiner Zusammensetzuug als
eine mangelhafte, als eine lückenhafte empfunden worden ist. Nun meine ich, würden wir
umsomehr bei diesem Modus verbleiben können, als wir uns eingestehen müssen, daß die große
Mehrzahl der Fragen, die wir zu verhandeln haben, mehr oder minder mit lokalen Verhältnissen



161

u> Zusammenhang stehen, und daß es sehr darauf ankommt, in den Commissionen Kräfte zu sehen,
welche mit diesen lokalen Verhältnissen vertraut sind. Ob die Zahl von 15 Mitgliedern für eiue
Kommission eine glücklichere ist, als die Zahl 18, wie sie die Vorlage enthält, das gebe ich den
Herren anheim. Ich möchte mich des Urtheils darüber enthalten, erlaube mir aber daran zu
«innern, daß diese Frage in der Vorversammlung, die mir in diesem Sommer in der Tonhalle
abhielten,nicht zu Gunsten der Auffassungder heutigen Antragsteller entschieden worden ist.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Ich möchte den verehrten Herrn Vorredner auf
s"»e Hinweisung, daß wir bisher noch keine ungünstigen Erfahrungen gemacht hätten mit der
Zahl i.'; bei der Zusammensetzungdes Provinzialausschusses, erwidern, daß dieses wohl nichts
Legen unsern Antrag beweist. Ich habe vorhin schon gesagt, es handelt sich nicht darum, wo ein
Mitglied wohnt, sondern um die Tüchtigkeit des Mitgliedes, und es wird sich ja auch im
Proumzialansschußnur einzig und allein um dieses Kriterium handeln. Es bleibt deshalb aber
durchaus uicht ausgeschlossen,daß bei jeder späteren Gelegenheit immer wieder auf das doch
thatsächlichunrichtige bisherige Zahlenverhältniß hingewiesen uud die Berichtigung desselben
beantragt werden kaun. Nun, meine Herren, ich kenne keine einzige parlamentarischeKörper¬
schaft, wo die Zusammensetzung der Commissionen nicht nach einem bestimmten zahlenmäßigenModus
vorgenommenwird, sei es nach Fraktionen, sei es nach Abtheilungen oder wie sonst. Fraktionen
haben wir glücklicherweise noch nicht, und werden sie hoffentlich auch uicht erhalten. Cs ist aber
vollständiggerechtfertigt,daß, wenn wir sie hätten, der Wille der einzelnenFraktionen auch in
«"ein bestimmten Zahlenverhältniß zum Ausdruckkommen müsse. — Ob aber in Fraktionen oder in
Abtheilungengewählt wird, unter alleu Umständenwird die Zahl der Conunissionsmitgliederimmer
genau im Verhältniß zu der Grüße der Abtheilungen oder Fraktionen festgestellt. Ich sehe
"icht ein, daß wir einen Unterschied machen sollen von allen anderen parlamentarischen Körperschaften
^r Welt, und ich vermag auch keiuen Grund zu entdecken,warum Düsfeldorf bei 50 Abgeord¬
neten gegenüber den kleinereuBezirken,z. V. Köln mit 24 Abgeordnetenin dem bisherigenMiß¬
verhältnis auch ferner stehen bleiben und weiter benachtheiligt werden foll. Wenn Köln mit
24 Abgeordnetenin der Commissionmit 3 Mitgliedern vertreten sein soll, fo würde Düsseldorf
über 6 beanspruchen können. Wir wollen jedoch nicht so haarscharf bei der Vertheilung der
einzelnen Mitglieder rechnen, aber wir wollen doch wenigstenseinigermaßen das Verhältniß richtig
^ stellen suchen. Ich meine, es ist kei» Grund ersichtlich, und auch in den Vorbesprechungenein
solcher nicht ersichtlich gemacht worden, warum ein solches Mißverhältnitz bestehen bleiben soll.
Das Einzige, was seiner Zeit in dieser Beziehung angeführt worden ist, fagte der Abgeordnete
Wecker, indem er behauptete: Wir wissen mit der Vertheilung der uns zugewiesenenkleinen Zahl
von nur 3 Ausschußmitgliedernkaum fertig zu werden und müssen eigentlich anstatt dessen 4—5
haben. Aber, meine Herren, das konnte jeder andere Regierungsbezirkeben so gut auch von ftch
sagen, ein wirtlicher Grund ist das nicht und cs ist auch sonst kein einziger angeführt worden,
und wenn der RegierungsbezirkDüsseldorf so bescheideu ist, daß er vou 15 MttgKedern anstatt
°er ihm billigerweisezukommenden 6-7 nur ein Drittheil, also nur 5 beansprucht,so Kegt dies
s° sehr in der Billigkeit, daß Sie sich alle dem gewiß nicht verschließenkönnen und unserem
"Ntrage deshalb zustimmenwerden. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Es wünscht Niemaud mehr das Wort. Ich schließe die
Diskussionund gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort zum Schluß,

Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Es ist hier die Frage erörtert
worden, ob nicht bei der jetzigendoch nur versuchsweisenBildung der Abtheilungen das Prinzip
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der Vertheilung ein anderes soll als die Zahl 13 — es sollen 15 genommenwerden um einzelnen
Regierungsbezirkenmehr zu geben. Meine Zerren! Wenn wir vor der Frage ständen, wie wir
es definitiv machen sollen, dann würde wohl eine eingehende Erörterung dieser Frage von
Wichtigkeitsein Wenn es sich aber nur darum handelt, daß wir Versuche machen wollen, daß wir
versuchen,ob etwas, was wir im Laufe dieses Jahres beschlossen haben für den Prouinzialausschuß,
ob sich das auch weiter bewähre, dann, meine Herren, glaube ich, sollten wir nicht ein neues
Prinzip in der Sache einführen und eine scharfe Vertheilung nach Zahlen hier eintreten lassen.
Im Allgemeinen haben ja die Abtheilungen nicht die Bedeutung, daß sie selbst irgend etwas zu
entscheiden hätten, sie haben nur die Mitglieder für die Commissionen vorzuschlagen, sie sind
nicht dazu gezwungen,gerade aus den betreffenden Regierungsbezirken die Leute zu wählen, sondern
wenn in einem anderen RegierungsbezirkeLeute wohnen, die für die betreffendeFrage hervor-
ragend tüchtig sind, so wird unzweifelhaftauch die Abtheilung fo rücksichtsvoll fein und wird nicht
aus sich wählen, sondern wird suchen das Mitglied des Hauses, welches bereits in der betreffenden
Frage besondere Erfahrungen gesammelt hat, auch in die Commissionhincinzuwählen.

Das eigentlichUrsprüngliche, wie es anch in den Parlamenten gewöhnlich gchandhabt
wird, ist das, daß man die Abtheilungen durch das Loos bildet. Wir würden auch Ihnen den
Vorschlagmachen, den ganzen Landtag in 5 Abtheilungen durch das Loos zu uerloosen,und in
diesen Abtheilungen, wie sie durch das Loos gebildet sind, die Wahlen vornehmen zu lassen. —
Man muß die Wahlen in Abtheilungen vornehmen, da es nicht möglich ist, im Hause selbst bei
130 Mitgliedern ein richtiges Resultat zu erzielen, welches die Ansicht der Mehrzahl wirklichzum
Ausdruckbringt. Der Prouinzialausschuß stand nun vor der Frage, sollte er Ihnen vorschlagen,
durch das Loos die Abtheilungen zu bilden und dann in 5 Abtheilungen die Wahlen vornehmen
zu lassen, dann etwa die Commission aus 15 Mitgliedern zn bilden, indem jede Abtheilung
3 wählen würde, — oder sollte er Ihnen vorschlagen, zunächst noch einmal eine Session weiter
den Modus zu probiren, welcher in Bezug auf den Prouinzialausschuß vom Landtag beschlossen
war, und da kam der Ausschuß zu dem Resultate, vorzuschlagen,es noch einmal zunächst zu
probiren, und wenn es sich nicht bewährt, dann Ihnen für den nächsten Landtag einen anderen
Vorschlag zu machen. Aber jetzt aufs Neue in die Diskufsion der Frage einzugehen,wie viel
Commissionsmitgliedcrjedem Regierungsbezirkin Rücksicht auf feine Scelenzahl zustehen, das hielt
der Prooinzialausfchuß nicht für richtig, fondern er glaubte, auf dem Boden Desjenigen, was
man in der Tonhalle allgemein ausgesprochenhatte, was im Landtage angenommen wurde, auf
dem Boden dieser Eintheilung, daß die kleineren Bezirke 2 bekämen,Köln 3, Düsseldorf 4, für
die Versuckszcit stehen zu bleibe». Ich erlaube mir Ihnen daher dies vorzuschlagen.— Wir
werden dann in dem späteren Landtag die Frage genau prüfen können, ob wir ganz
genau uach der Seelenzahl eintheilen, oder ob wir die Eintheilung nach dem Loose vornehmen,
da muß ich nun fagen, es würde meine Meinnng die sein, daß einer solchen scharfen Abtheilung
nach der Seelenzahl das Loos vorznzichn ist. Wir sind nämlich ein ganzer Landtag der die
ganze Provinz vertritt und sind nicht ein aus 5 Theilen zusammengesetzter Laudtag, in welchen
jeder Theil die Interessen seiner Bezirke zn vertreten hat. Deshalb ist die Eintheilung nach dem
Loos des Ganzen und die Wahl der Eommiffion in diesen durch das Loos gebildeten Abtheilungen
jedenfalls prinzipiell viel richtiger als das Prinzip einer scharfen Eintheilung nach der Scelenzahl,
Ich möchte Ihnen daher empfehlen, machen wir für diesen Versuch keine Aenderungen, sondern
lassen wir es bei derjenigen Wahl, die Ihnen vorgeschlagen ist, die bereits einmal versucht ist,
die sich bis jetzt nicht übel bewährt hat, und stellen wir im nächstenLandtage definitiv fest,
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°b wir es dabei belassen wollen — nach den Regierungsbezirken,— und stellen wir dann fest,
w welchen Zahlen oder entscheidenwir uns definitiv, daß die Sache durchs Loos zu machen
^- Ich empfehle Ihnen daher die Beibehaltung des Z. 3, wie er vom Ausschuß vorgeschlagen ist.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Wir kommen jetzt zur Abstimmung.
Zur Fragestellung hat der Herr AbgeordneteBecker das Wort.

Abgeordneter Becker: Meines Erachtcns muß zunächst über den Antrag Schmidt abge¬
stimmt werden, weil derselbe eine ganz andere Voraussetzunghat, also sich am weitesten von der
Vorlage entfernt, während dcr Autrag des Herrn AbgeordnetenVufch nur eine veränderte Zahl
bei Iesthllltung desselben Wahlvcrfahrcns vorschlägt, also näher zu der Vorlage steht. Ist der
Antrag Schmidt abgelehnt, so mühte über den Antrag Busch abgestimmtwerden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich werde so 'verfahren — ich war im
Augenblick zweifelhaft, welcher Antrag der weitgehendste wäre — wenn kein Widerspruchdagegen
^folgt. Ich stelle alfo zunächst zur Abstimmung den Antrag des Herrn AbgeordnetenSchmidt,
^ Mitglieder zu wählen, welcherAntrag zur Voraussetzung hat, daß auf ganz andere Weife
gewählt ist. Ich bitte diejenigen Herren die dafür sind, sich zu erhebe«. (Geschieht.) Das ist
°>e Minorität, der Antrag ist gefallen.

Sodann kommt der Antrag Vufch uud Genossen, diefen vorgeschlagenenWahlmobus
beizubehalten,aber von 13 auf 15 die Zahl festzustellen, mit der Verthcilung, die vorher genannt
^t, für Aachenund Coblenz 2, für Trier und Köln 3 und für Düsfeldorf 5. Ich bitte diejenigen
Herren, welche dafür sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist mit 68 gegen 65 Stimmen
gefallen.

Nun bringe ich den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung mit 13 Mitgliedern. Ich
bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag sind, sich zu erheben. Das ist dieselbe Majorität
und ist der Antrag demnach angenommen.

Wir kommen nunmehr zu §. 4. Der Herr AbgeordneteConze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Ich glaube, daß weitere prinzipielle Fragen gar nicht mehr vor¬

kommen, und daß wir das Geschäft abkürzen könnten, wenn die Versammlung es genehmigen
wollte, den Rest en dloo anzunehmen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteConze hat vorgeschlagen, den Nest
en KI«,, anzunehmen. (Zwischenrufe:Auch der Paragraphen, zu denen Aenderungenvorgefchlagen
s'nd? Abgeordneter Conze: Ja.)

Es hat sich noch ein Redner zu §. 11 und zu §. 13 gemeldet, also kann ich fragen, ob
<w dloo-Anuahme genehmigt ist für die übrigen Paragraphen oder ob wir das zuerst erledigen
'"ützten. Sind Sie damit einverstanden oder wollen Sie, daß jeder einzelneParagraph durch-
genommen wird? Sind Sie einverstanden,daß wir bis zu §. 10 sn dloo annehmen?

AbgeordneterDr. Schmidt: Ich möchte auch noch zu §, 7 einen Antrag stellen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Dann müssen wir einzeln durchgehen, dann ist der en dloo-

Antrag gefallen. Ist zu §. 4 etwas zu bemerken? Zu z. 5, zu §. 6, zu §. 7. Der Herr
AbgeordneteSchmidt hat das Wort.

AbgeordneterDr. Schmidt: In diefem §. 7 im zweiten Satz heißt es: Die Vorlagen
°es Provinzialausschusses können vor der Eröffnuug des Landtages den Mitgliedern zugesandt
"erden. Wenn das Wort „können" heißen soll „dürfen", dann wäre ja der ganze Satz überflüssig,
bann thäten wir besser, ihn zu streichen. Wenn es aber die Bedeutung haben foll, daß dem
^rovinzialausschussedadurch ein Wink gegeben wird, möglichst diese Vorlagen vor der Eröffnung
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des Landtages den Mitgliedern zuznweisen, dann halte ich es für wesentlich, daß das schärfer
ausgedrücktwird. Ich würde also vorschlagen,daß hier gesagt wird, statt „können die Vorlagen
des Provinzialnusschusses" „werden soweit als möglich vor der Eröffnung des Landtages den
Mitgliedern zugesandt." Es ist namentlich von den neu eingetretenenMitgliedern sehr freudig
begrüßt worden, daß ein so vortrefflicherBericht über die bisherige Geschäftsführung des Land¬
tages uns mitgetheilt worden ist. Wenn das einige Tage vorher geschieht, so kann Jeder sich
zu Hanse gehörig die Sache vornehmen; er kann anch über einzelne Sachen, die im Bericht
vorkommen, das Material, welches ihm zu Hause zu Gebote steht, benutzen und sein Urtheil
vorbereiten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist der Autrag gestellt worden, in §, ? statt „können"
„werden so weit als möglich" zu sehen. Ich wiederholees für den Fall, daß die Herren auf den
letzten Bänken den Antrag nicht verstanden haben sollten. Das Wort hat der Herr Abgeordnete
von Solemachcr-Antweiler.

AbgeordneterFreiherr von Solemachcr-Antweiler: Meine Herren! Ich glaube, ob
da steht „können" oder „werden so weit als möglich" dies praktisch genau dasselbe ist. Ich halte
das nur für eine rcdactionelleAenderung und denke, daß von Seiten des Provinzialausschnsscs,
wenn diese Frage früher dort angeregt worden wäre, ebensogut „werden soweit als möglich" wie
„können" hätte in Vorschlaggebrachtwerden können. Es ist der Wunsch des Ausschusses, soweit
als möglich die Sachen immer vorher mitzutheilen. Es kann nur apudictisch nicht gesagt werden
„müssen"; denn es ist zuweilennicht möglich, eine Vorlage lange vor Eröffnung des Landtages
fertig zu stellen. Es geschiehtdies oft erst im letzten Moment. Ich glaube daher, daß der
Aenderung „werden so weit als möglich" absolut keine Bedenkenentgegenstehen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Die Sache kaun doch nnter

Umständen Schwierigkeitenhabe» und könnte dazu fübrcn, daß einzelneBerichte des Ausschusses,
die nicht so früh fertig gestellt worden sind, wo man aber streng genommendie Behauptung auf¬
stellen könnte, daß sie hätten fertig werden können, nickt zur Verhandlung kommen würden, da
sie nicht mitgetheilt worden sind. Ich glaube, die Erfahrung zeigt, daß der Ausschuh, sogar bei
der jetzigen gedrängte» Geschäftslage, das Möglichstegethan nnd sehr viel zugeschickt hat. Ich
glaube deshalb, daß eiue Aenderung nicht nöthig wäre. Es müssen jetzt noch fortwährend einzelne
Referate vertheilt werden. Darüber ein Kriterium anzustellen, ob nicht die Möglichkeit vor¬
handen gewesen wäre, auch die schon zuzuschicken,halte ich nicht für gut. Ich glaube, wir könuten
es so lassen „die Vorlagen können zugesandt werden." Es hat jetzt der Ausschuß in voriger
Woche in den letzten Tagen, sogar noch am Samstag Sitzung halten müssen; es kann daher vor¬
kommen, daß einzelne Vorlagen nicht zugeschickt werden können. Ich glanbe daher, man darf das
Vertrauen zu dem Ausschußhabeu, es vorläufig fo zu lassen. Ich möchte Sie demnach bitten,
den Antrag, so wie er vom Ausschußvorgeschlagen ist, anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteVroich hat das Wort.
AbgeordneterBroich: Meine Herren! Ich schließe mich dem Herrn Vorredner vollständig

an und glaube, es genügt, wenn der hohe Landtag hier bei diesen: §. ? den Wunsch ausspricht,
der Provinzialansschnß möge wichtige Vorlagen thunlichst beschleunigenund Sorge tragen, daß
die gedruckten Beschlüsse möglichst frühzeitig vor Eröffuung des Landtages den Mitgliedern des
letzteren zugesandtwcrdeu. Ich glaube, meine Herren, daß der Ausspruch dieses Wuusches, der
ja protokollirtwird, zur Erreichung des beabsichtigten Zweckes genügen wird.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr AbgeordneteSchnürt hat das Wort,
Abg. Dr. Schmidt: Meine Herren! Wenn das geschieht, was der Herr Vorredner soeben

gesagt hat, dann bin ich vollständigbefriedigt und nehme meinen Antrag zurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Antrag ist zurückgezogen. Ist noch etwas zu §. 7

zu bemerken? Wenn nicht, so bleibt derselbe so, wie er vorgeschlagen ist.
§. 8, §. 9, §. 10, das Wort hat der Herr AbgeordneteMelbeck.
Abgeordneter Melbeck: Ich möchte den Antrag wiederholen, daß die übrigen Theile

6Q Klo« angenommenwerden,
VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist der Antrag auf sn Kloc-Annahme noch einmal

gestellt worden. Ich muß bemerken, daß dies nicht angeht, weil zu §. 11 sich schon Jemand
zum Wort gemeldet hat. §. 10 ist angenommen. Zu §. 11 ertheile ich das Wort dem Herrn
AbgeordnetenGraf von Hoensbroech.

AbgeordneterGraf Wilhelm von Hoensbroech: Meine Herren! Im §. 11 ist einer
Reihe von Persönlichkeitendas Recht eingeräumt worden, jederzeit zu sprechen; sie müssen „zu
jeder Zeit angehört werde". Ich möchte den Herrn Berichterstatter darüber fragen, ob dieser
Ausdruck„zu jeder Zeit gehört werden" dahin zu intervretiren ist, daß sie auch nach Schluß
der Debatte zu hören sind, wie es sonst in parlamentarischen Körperschaften üblich ist. Es ist,
wie Sie wissen dort üblich, daß, wenn ein Vertreter der Regierung nach Schluß der Debatte
das Wort ergreift, hiermit die fachlicheDebatte wieder eröffnet wird. Sollte diefcr Ausdruck
dahin interpretirt werden, fo halte ich es für erforderlich, in diesem ß. auch einen derartigen
Zusatz zu machen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Berichterstatter Abgeordneter Adams.
BerichterstatterAbgeordneter Adams: Nach dem Inhalte des Z. 14 würde dies verneinend

zu beantworten sein. Es würde dahin zu beantworten sein, daß ihnen nicht das Recht zusteht,
auch nach Schluß der Debatte gehört zu werden. Im §. 14 heißt es, daß dieser §.13 sich nur
auf das Recht der Berichterstatter und Antragsteller erstreckt und daß diese zum Schlüsse der
Berathung nochmals das Wort zu nehmen berechtigtsind, es wird aber den Personen, die vorher
im §. 11 genannt sind, dieses Recht nicht ertheilt. Der Provinzialausschuh hat sich mit dieser
Frage nicht beschäftigt, und insofern ein Antrag gestellt wurde, man solle ihnen dieses Recht
ertheilen, jedoch mit der Bemerkung, daß dann die Debatte dadurch wieder eröffnet wäre, fo
würden wir darüber zu verhandeln haben. Nach der vorliegendenGeschäftsordnungist es dahin
zu verstehen,daß nur Antragsteller und Berichterstatter das Wort haben. Ich gebe aber anheim,
ob es nicht richtiger wäre, den Paragraphen zu ändern und diese Bemerkung hinzuzufügen,
insofern ein dahin gehender Antrag gestellt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Hoensbroechhat
das Wort.

AbgeordneterGraf Wilhelm von Hoensbroech: Ich stelle diesen Antrag nicht, weil
ich nicht die Interessen der Kategorie dieser Persönlichkeitenzu vertreten habe. Nur für den Fall,
daß dieser Antrag von anderer Seite gestellt würde, so würde ich den Zusatz beantragen, daß
dann nach dem Satz „müssen zu jeder Zeit gehört werden" eingefügt werde: „Nehmen dieselben
nach Schluß der Debattte das Wort, so gilt die Debatte wieder für eröffnet."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Regierungsrath von Philipsborn hat das Wort.
Regierungsrath von Philipsborn: Meine Herren! Was den KöniglichenLandtags-

Eonnnissariusund die zu seiner Vertretung oder Unterstützung abgeordneten Staatsbeamten anbetrifft,
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so ist in §. 2? der Provinzialordnung eine Bestimmung darüber enthalten. Sie lautet ausdrücklich
dahin, dieselben müssen auf Verlangen jeder Zeit gehört werden. Ich meine, damit würde die
Entscheidung der vorliegenden Frage durch das Gesetz gegeben sein. Ich wollte nur Ihr? Auf¬
merksamkeit auf diese gesetzlicheBestimmung noch einmal hinlenken.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herreu! Ich glaube, der Antrag Hoensbroech
besteht daneben ganz zu Recht. Er alterirt nach meiner Ansicht nichts von alle dem, was im
Gesetz vorgesehen ist; dies bezieht sich eben nur auf die Vertretung der Staatsbehörden. Ich halte
daher den Antrag Hoensbroech für richtig. Das Wort hat der Herr Antragsteller.

Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Meine Herren! Ich bin ja allerdings
darüber nicht zweifelhaft, daß diese Bestimmung der Provinzialordnung,, wie sie eben von dein
Herrn Vertreter der Staatsrcgierung angeführt worden ist, das Recht einschließt, daß der Commissar
Seiner Majestät und dessen Vertreter jeder Zeit auch nach Schluß der Debatte, so lange überhaupt
der Gegenstand noch nicht verlassen ist, gehört werden müssen. Dieses Recht haben aber die übrigen
Persönlichkeiten, die hier aufgeführt worden sind, nach der Provinzialordnung nicht. Da fragt es
sich für mich darum, ob diefer Ausdruck, „zu jeder Zeit gehört werden" auch für die übrige
Kategorie von Herren, die an sich das Recht nicht haben, dahin zu intervretiren ist, daß ihnen
dies Recht gegeben werden soll, und wenn ihnen dies Recht gegeben wird, so muß nach meiner
Ansicht ein Zusatz hinzugefügt werden, der auch für diejenigen Herren, die das Recht schon nach
der Provinzialordnung haben, passend wäre.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Solcmachcr-Antweiler hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich halte die
Anregung, die der Herr Graf von Hoensbroech gegeben hat, für eine sehr schätzens- und oankenS-
werthe. Wie der Herr Berichterstatter bereits erwähnt hat, ist diese Sache im Ausschuß nicht
zur Sprache gekommen. Nachdem dieselbe aber einmal erwähnt ist, habe ich wenigstens das
Gefühl, daß sich hier wirklich eine Lücke befindet, die unter allen Umständen ausgefüllt werden
muß, auch selbst für de» Fall, daß den übrigen genannten Kategorien das betreffende Recht nicht
eingeräumt wurde, welches dem Vertreter der Staatsregierung zustehl. Das Recht des Vertreters
der Staatsrcgierung, jeder Zeit das Wort zu nehmen, scheint mir unzweifelhaft zu fein, und
deshalb halte ich diefen Zusatz überhaupt für zweckmäßig, daß man nämlich fagt, wenn von
diesem Rechte, von diesem oder jenem Herrn Gebrauch gemacht wird, so gilt jedesmal die Debatte
für eröffnet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter Abgeordneter Adams hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Wie ich bereits vorhin andeutete,
halte ich es auch für nothwendig, daß diefe Bemerkung über die Wiedereröffnung der Debatte in
die Geschäftsordnung aufgeuommen werde. Denn daß die Vertreter der Staatsbehörden zu jeder
Zeit das Wort haben, ist im §.2? der Provinzialordnung ausdrücklich bestimmt, und daran
können wir keine Aenderungen machen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also zu §. 11; ich glaube, es würde zu §. 14 besser
passen. Das Wort hat der Abgeordnete Ianßen zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Ianßen (Burtfcheidt): Meine Herren! Ich glaube, es würde am zweck¬
mäßigsten sein und den Intentionen des Herrn Antragstellers entsprechen, wenn es dem Provinzial-
ausschuh überlassen bliebe, die Sache redaktionell festzustellen. Ueber den Sinn der gegebenen
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Anregung sind wir ja vollkommen klar. Es würde eine geringe Mühe für den Provinzialausschuß
lein, die vorgeschlagene Bcstimmmung da einzufügen, wo sie patzt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Antragsteller ist damit einverstanden, Ist das
hohe Haus mit diesem Antrage und dem Geschäftsordnungsuorschlage einverstanden? Es erfolgt
«in Widerspruch. Ich constatire dies. Der Antrag'Graf Hoensbrocch ist angenommen und wird
also vom Provinzialausschuß redaktionell festzustellen sein, §. 11 wäre mit dieser Aenderung
angenommen, welche redaktionell auch bei einein anderen Paragraphen eingesetzt werden kann.
§- 12, §. 13, § 14. Das Wort hat Herr Abgeordnete Melbeck.

Abgeordneter Melbeck: Ich wiederhole den Antrag auf Ln lilo^Annahme des übrigen Theils.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Erfolgt Widerspruch gegen den Antrag, der soeben gestellt

worden ist, auf «n Kloc-Annahme des Restes? Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt und
erkläre somit die ganze Geschäftsordnung, wie sie uns vorgelegen hat, für «n dluu angenommen.

Wir würden nunmehr zur ersten Berathung des Hauptetats der Provinzialverwaltung
der Rheinprouinz für die Etatjahre vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April
1890 bis 31. März 1891 übergehen. Meine Herren! Ich möchte hinzufügen, daß der Hauptetllt
eigentlich sämmtliche Spezialetats in sich einschließt, daß also bei der Generaldebatte auch gar kein
anstand ist, die Spezialetats mit hinein zu ziehen; es ist ja nur überhaupt eine erste Berathung
der Etats. Ich halte das für günstig für die Berathung, die wir nachher haben, daß jetzt beim
Hauptetat auch alle Fragen berührt werden, die von den Spezialetats ihre Rückwirkung auf den
Hauptetat haben. Haben Sie Bedenken dagegen? Die Spezialetats sind ja nur Anlagen zum
Hauptetat. In diesem Sinne habe ich Ihnen die Tagesordnung gestern vorgeschlagen. Es erfolgt
kein Widerspruch; wir werden also fo verfahren. Das Wort ertheile ich dem Herrn Berichterstatter,
Landesdirektor Klein.

Landesdirektor Klein: Meine Herren! Ich habe die Ehre gehabt, im Monat Juni d. I.
dem hier versammelt gewesenen 34. Provinziallandtage den Hauptetat, sowie die Spezialetats der
Provinzialvcrwllltung vorzulegen. Diese Etats konnten bei der damaligen Zeitlage nicht eingehend
berathen werden. Der Proviuziallandtag hat deshalb und mit Rücksicht auf den Umstand, daß
das Etatsjahr schon begonnen hatte, ein Quartal bereits verlaufen war, sowie daß die Umlagen
bereits ausgefchrieben waren, befchlosfen, von einer eingehenden Berathung der vorgelegten Etats
abstand zu nehmen und statt dessen dicfe Etats provisorisch für das laufende Jahr in Kraft
W fetzen, jedoch unter der Bedingung, daß keine Rechte oder Ansprüche aus diesen Etats über den
Lauf des Jahres hinaus von irgend einer Seite erworben werden können. In Gemäßheit dieses
Beschlusses ist denn auch für das laufende Jahr nach diesem Etat gewirthfchaftet worden. Der
neugewählte Provinzialausschuß hat sich im Laufe diefes Herbstes mit der Frage der Etats wieder
beschäftigt und ist derselbe hierbei zu der Beschlußfassung gelaugt, daß es sich nur empfehlen würde,
Lanz neue Etats für die Zeitveriude vom 1. April 1889 bis zum 31. März 1891, alfo für eine
zweijährige Etatsperiode aufzustellen und diese neu aufgestellten Etats an die letzten vom Provinzial-
landtag definitiv genehmigten Etats, alfo an die Etats für die Periode vom 1. April 1886 bis
zum 31. März 1888 anzuschließen. Der Provinzialausschuß war der Meinuug, daß diese Art
d°s Verfahrens am besten dem provisorischen Charakter der augenblicklichgeltenden Etats entsprechen
würde, indem bei diesem Verfahren diese letzteren Etats, abgesehen von der Gültigkeit derselben
für das laufende Jahr, gar nicht weiter in Betracht kommen würden. Hiernach finden Sie, meine
Herren, in dem Ihnen vorgelegten Hauptetat, wie in den Spezialetats, welche Ihnen unterbreitet
"erden, in erster Kolonne die Vorschläge des Provinzialausschusses für die Etatsperiode 1889 bis
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1891, in der zweiten Kolonne finden Sie als Vergleich bezogen den Betrag der bezüglichen
Positionen nach dem Etat pro 1886 bis 1888 und andererseits dann als Vergleichskolonne den
Unterschied zwischen dem Etat pro 1886/88 und der neuen Vorlage, Wenn ich, meine Herren,
kurz den wesentlichsten Unterschied dieser neu vorgelegtenEtats mit den augenblicklich laufenden
provisorischen berühren darf — welch letztere Etats alsdann für die Diskussion nicht weiter in
Betracht kommen dürften — fo besteht derselbe darin, daß die in dein provisorischen Etat vorgesehene
Erhöhung der Umlagen von 2 960 00N M. auf 3 080 000 M., also die Erhöhung von 120 000 M.
in dem neu vorgelegtenEtat nicht wieder erscheint, sondern daß die Umlagen genau in derselben
Höhe bestehen gebliebensind, wie sie bereits in dem Etat pro 1886/88 enthalten waren. Diese
120 000 M. Mehrbetrag sind auch für das laufende Jahr nicht erhoben worden, weil der Landtag
von der Voraussetzungausging, datz der fehlende Betrag aus den Überschüssen der vorhergehenden
Jahre und aus sonstigen bereiten Mitteln gedeckt werden könnte. Ich habe in Parentese hinzu¬
zufügen, daß diese Voraussetzungvollständigzutreffenwird, so daß wir wegen der 120 000 M.,
die nach dem provisorischen Etat als Fehlbetrag geblieben waren, in keinerlei Verlegenheitgekommen
sind und daß deshalb keinerlei Nachforderungenan den Landtag gestellt werden. Wie die Nedu-
zirung der Umlagen auf den früheren Betrag erreicht worden ist, das, meine Herren, habe ich bei
späteren Positionen zu erläutern.

Als ich im Monat Juni den Hcmptetat nebst den dazu gehörigen Spezialetats vorlegte,
habe ich den Vorzug gehabt, in meinem längeren Vortrage unsere Finanzverwaltung sowie unsere
Etatsverhältnisse eingehend zu erläutern. Der damals gehaltene Vortrag ist in Folge verschiedener
aus dem hohen Hause an mich gerichteten Wünsche in 8sp6raw gedruckt worden, und befindet
sich diese bezügliche Druckschriftja in Ihrer aller Händen. Ich glaube, meine Herren, daß ich
Ihre kostbare Zeit in unnützer Weise in Anspruchnehmen wollte, wenn ich auf meine damaligen
Ausführungen heute noch einmal zurückgehen und Ihnen dieselben wiederholen wollte; ich glaube
vielmehr, daß es der Sachlage und den Intentionen nur entspricht,wenn ich auf die damaligen
Ausführungen verweise und nur soweit darauf zurückgehe,als dieses unbedingt zur Erläuterung
der Zahlen des Hauptetats nöthig ist. Ich möchte aber bitten, meine Herren, mir zu gestatten,
zwei kleine Irrthümer oder Druckfehler, die sich damals eingeschlichen haben, kurz berichten zu
dürfen. Es ist nämlich auf Seite 1 damals gesagt worden, daß aus dem Staatshaushalte eine
Summe von einer Million Mark ausgeschieden worden sei, um den Landkreisen zur Durchführung
der damals in Ausarbeitungbegriffenen neuen Kreisordnung überwiefenzu werden; es ist insofern
ein Druckfehler,als die Summe nicht eine Million Mark betrug, die auf die Kreise des Staats
vertheilt worden ist, sondern eine Million Thaler, also drei Millionen Mark. Es ist auf Seite 5
noch ein Lapsus insoweit untcrgelaufen, als dort bei Erläuterung der sogenannten Nebenfonds
gefugt worden ist, daß das Eigenthum dieser Nebenfonds denselben als juristischen Personen
verbliebensei und auf die Provinz nicht übergegangenwäre. Es trifft das nicht bei allen Fonds
dieser Art zu; der Stammfonds der Prouinzialhülfskasseund der Meliorationsfonds sind vielmehr
durch das Dotationsgesetzder Provinz vollständig übereignet worden, so daß die Provinz anch
materiell in der Lage sein würde, über diese Fonds zu verfügen. Ich wollte dies nicht unerwähnt
lassen, weil meine späteren Ausführungen mit meiner damaligen Erklärung in Widerspruchtreten
könnten. Wenn ich hiernachzum Hauptetat zurückkehren darf, so finden Sie, daß derselbe mit
7 520 000 Mark balancirt; es ist dieses gegen den Etat pro 1886/88, welcher mit 7 226 000
Mark balancirte, ein Mehr von 291 000 M. Dieses Mehr, meine Herren, ist aber blos schein¬
bar und beruht nur auf einer veränderten Aufstellung des Etats. In dem jetzt vorliegenden
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Hauptetat sind nämlichgewissePositionen nen eingestellt worden, die hier als durchlaufende Post...
«scheinen, und die früher nicht im Hauptetat verrechnetworden sind. Diese Posten sind folgende:
Zunächst ist in Titel I unter Nr, 5 eine Rente eingestellt, welche den Antheil an der Staatsrente
des Provinzialverbandcs Westfalen für die Unterhaltung der Straßenstrecke der Gemeinde Ober-
bonsfeld darstellt. Diese Rente ist auf Grund eines Urtheils des Obcr-Verwaltungsgerichtsin
Berlin der Nheinprovinzfür eine Straßenstrcckezugesprochen worden, welche nachträglichmit der
Nheinprovinzvereinigt worden ist und für welche die Provinz Westfalen die gesammte Staatsrente
bekommen hatte, deren ratirlichen Antheil abzugeben sie sich weigerte. Das bezogene Urtheil ist
«st während der Etatspcriode 1886/88 ergangen und konnte deshalb jener Einnahmepostenin dem
früheren Etat nicht figuriren, fondcrn derselbe konnte erst jetzt aufgenommenwerden, nachdem
uns die Rente endgültig zugesprochenwar. Die zweite Neueinstellungfinden Sie in Titel III,
es sind dort neu eingestelltworden 120 000 M. vierprozentige Zinsen des Stammfonds von
3 000 000 M. der Landesbank, der früheren Provinzial-Hülfskasfe. Diefe Zinsen wurden früher
dem Ständefonds zugeführt und neben dem Hauptetat verrechnet, weil dem Landtage die
unmittelbare uud ausschließlicheVerfügung über den Ständefonds zustand. Es ist bereits von
dem früheren ständische» Landtage der Wunfch ausgefprochcn,auch diefe 120 000 M. durch den
Etat laufen zu lassen, damit ein vollständigerUeberblicküber die gesammtenEinnahmen und
Ausgaben der Provinz vorläge Diesem Wunscheist jetzt durch Einstellung der in Rede stehenden
120 000 Mark in den Hauptetat entsprochenworden. Die dritte Position betrifft den Zins¬
gewinn des rheinischenMeliorationsfonds. Mit diesem Fonds verhält es sich ebenso, wie mit den
Zinsen der Landesbank; auch dieser Fonds lieferte seine Zinsen ab, allein dieselbenwurden in
»epkraw verrechnet und erschienenebenfalls nicht im Hauptetat. Die vierte Position ist eine
außerordentlicheEinnahme von 120 000 M. ebenfalls aus Zinsüberschüssender Landesbank, die
eben so wenig wie die Zinsen des Stammfonds im Etat sigurirten. Dann kommt als neuer
durchlaufenderPosten die Einnahme und Ausgabe für die landwirthschaftliche Unfallgenosfenschaft
hinzu. Wenn Sie diese Beträge zusammenziehen, meine Herren, so haben wir neu eingestellt in
den Etat 302 350 M, welche Summe in dem früheren Hauptetat also nicht enthalten war. Zieht
man hiervon die Erhöhung des Etats der vorgenannten Summe von 294 000 M. ab, so ergiebt
sich, daß in Wirklichkeitnoch 8350 M. weniger Verwendung vorliegen, als früher. Es würde
übrigens auch, wenn wir eine Mehlverwendungmachen wollten, dazu an Mitteln fehlen, es fei
denn, daß wir zu eiuer Erhöhung der Umlage übergehen wollten, was nach der Vorlage nicht
geschehensoll Hieraus folgt schon, daß eine materielle Mehrausgabe nicht hat Platz greifen
können. Ich glaube, meine Herren, das Gefammtbild des Etats, welches mit derselbenUmlage,
wie im Jahre 1886 abschließt,hiernach nur als ein günstiges bezeichnen zu können, zumal wenn
Sie, meine Herren, in Betracht ziehen, daß allein die gesetzlich der Provinz obligendenVer¬
pflichtungen um 97 065 M, also fast um 100 000 M. in dcr abgelaufenenEtatsperiode gewachsen
sind. Außerdemhaben alle übrigen Zweige der Verwaltung sich ausgedehnt, und wir mußten mcht
blos diesen 100000 M. durch eine zweckmäßige Verthcilungder vorhandenen Mittel und Einschränkung
der Ausgaben, fondern auch den gewachsenen Verhältnissender Verwaltung Rechnungtragen.

' Es ist trotzdemgelungen, den Etat mit derselben Umlage abschließen zu tonnen, dadurch,
daß sich bei anderen Positionen durch Einschränkungenund zweckmäßigeEinrichtungen der
Verwaltung erheblicheErsparnisse erzielen ließen. Ich werde, meine Herren, die Ehre haben,
auf diefe einzelnenPositionen später noch zurückzukommen.Wenn ich hiernach auf die Einzel¬
heiten ,des Etats nunmehr eingehen darf, fo finden Sie unter Titel I der Einnahme die
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allgemeineDotationsrente des Staats auf Grund des Gesetzes vom 30. April 1873 und 8. Juli
1875 mit 1756 736 M. aufgeführt Hinsichtlich diefer dem Provinzialverbande für
gemeinnützigeZwecke, welche in dem Gesetze vom 8. Juli 1875 näher angegeben sind,
zugewiesenenRente ist also eine Aenderung nicht eingetreten, Titel II führt die Dotations-
rente des Staats auf, welche dem Prooinzialverbande für genau bestimmte Einzelzwecke
überwiesen worden sind. Es ist dies zunächst eine Dotationsrente für das Hebammen¬
wesen, welche nach §. 12 des Gesetzes vom 8. Juli 1875 zum Zwecke der Erthcilung von
Prämien an hülfsbedürftige Hebammen dem Provinzialuerbande überwiesen worden ist. Die
zweite Position betrifft die Dotationsrente für die Unterhaltung der Hebammen-Lehranstaltzu
Köln mit 4972 M. 50 Pf. Auch diese Rente ist der Provinz zu dem Zwecke überwiesen worden, um
dieselbe zu derselben Aufgabe, zu welcher sie früher diente, also zur Unterhaltung der Hebammen-
Lehranstalt in Köln, zu verwenden, Sie finden diefelbe unter den Einnahmen bei dem betreffenden
Anstaltsetat nachgewiesen,so daß wir in dieser Beziehung genau nach dein Gefetz verfahren.
Endlich hat der Staat der Provinz drittens für die Unterhaltung der landwirthfchaftlichen Schulen
12 600 M, überwiesen. Diese 12 600 M. werden auch zu diesem Zwecke verwendet, allein diese
Summe reicht bei weitem nicht aus, um die Ausgaben für landwirthschaftliche Schulen zu bestreiten,
die genannte Summe stellt vielmehr etwa nur ein Viertel der Ausgabeu dar, welche heute der
Provinzialuerband für die Zwecke des landwirthfchaftlichenUnterrichts leistet. Sie finden das
Nähere angeführt in dem Spczialctat für die Landwirthschaft, auf den ich später kommenwerde.
Nr. 5 des Titels II umsaht die Dotationsrente für die Straßcnverwaltung mit 2 056 233 M.
Gegen Zahlung dieser Summe ist dem Provinzialverbande die Unterhaltung des ehemaligen
Staatsstraßennctzes in einer Ausdehnung von 2300 Kilometer überwiesenworden, und ist diese
Summe auch mehr als ausreichend,um dieses Staatsstraßennetz zu unterhalten. Wir unterhalten
aber außerdem noch viertausend und einige hundert Kilometer Vezirksstraßen, für welche von
Seiten des Staates eine Rente nicht gegeben ist. Die fünfte Position ist der Antheil an der
Rente von Obcrbonsfcld, welche ich bereits vorher zu erwähnen Gelegenheit hatte, fo daß die
gcsammteRente für spezielle Zwecke sich auf 2 07? 085 M 50 Pf. beziffert. Titel III hat die
Einnahme aus Nebenfonds zum Gegenstande, Es sind dies diejenigenFonds, welche ich vorhin
streifte, Fonds, welche eigene Einnahmen für die Provinz gewähren und zur Verfügung des
Landtages stellen. Hier finden Sie zunächst die Zinsen des Stammfonds der Hülfskasseeingestellt
mit 120 000 M,, es sind dies die Zinsen des alten Stammfonds, welchen die Hülfskassebereits
vor dem Jahre 1886 befaß — und ferner die Zinsen des Reservefonds von 2 000 000 M. mit
80 000 M. — Diese 2 000 000 M. sind der Landesbankals weiterer Reservefonds durch den
33. Landtag überwiesenworden. Diese Summe rührt aus der Kapitaldotinmg her, welche der
Nheinprooinzursprünglich auf Grund des Dotationsgcsetzesvom Jahre 1875 zu Theil geworden ist

(der stellvertretendeVorsitzende AbgeordneterAdams übernimmt den Vorsitz)
und diese 2000 000 M. sind früher als Provinzialfonds mit ihren Zinsen in der allgemeinen Einnahme
verrechnet worden und waren die hier in Rede stehenden 80 000 M. auch bereits in dem früheren
Etat enthalten, wie das ausdrücklich angeführt worden ist. Nach dem Statut für die Laudesbank
sind diese 5 000 000 M., bestehend in 3 000 000 M. ursprünglicherStammfonds und 2 000 000 M.
späterer Reservefonds,derselbenüberwiesenworden gegen die Verpflichtung,die Zinsen jener Fonds
an den Landtag, bezw. an die Centralverwaltung im Ganzen mit 200 000 M. abzuführen.

Ein ähnliches Verhältniß waltet hinsichtlichder Zinsen des Meliorationsfonds ob.
Der rheinische Meliorationsfonds betrug zur Zeit der Ueberweifung durch den Staat
741500 M., ist aber durch die früheren Landtage auf 2 000 000 M. erhöht worden.
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dieser Stammfonds wird benutzt,um Darlehen zu mäßigen Zinsen — drei Jahre zinsfrei, dann
3°/° Zinfen und 2°/u Amortisation — für die Unterstützung von Wegebautcn in armen
Gegendenund für laudwirthfchaftlicheZwecke zu gewähren. Die Zinfen dieses Meliorationsfonds
un Betrage von 40 000 M, follen nach statutengemäßen Bestimmungen für Zwecke der Land-
wirthfchaftverwendet werden, und sind in Gemähheit dieser Bestimmung diese 40 000 M. dem
Svezial-Etat für die Landwirthfchaft als Einnahme mit überwiesenund wird deren Verwendung
dort im Einzelnen dargelegt. Die folgende Position Titel IV. hat eine außerordentliche Einnahme
von 120 000 M. zum Gegenstände Diese Position ist neu im Etat, und der Ausschußverhehlt
Nch auch uicht, daß diese Position einen etwas ungewissenCharakter hat und ist der Ungewißheit
dieser Position bei späteren Anträgen des Ausschusses Rechnung getragen. Diese 120 000 M.
sollen nämlich als weitere Ziusübcrschüssevon der Landesbank abgeführt werden. Die Landes¬
bank besitzt, nieine Herren, wie ich erwähnte, 5 000 000 M. Stammkapital, außerdem hat sie
emen eigenen Reservefondsvon über 1000 000 M., fo daß sie im Ganzen mit 6 000 000 M.
Kapital arbeitet; dieses Kapital würde bei einer 4°/<>igenVerzinsung 240 000 M. ergeben. Die
Bundesbankerzielt aber außerdem noch weitere Ueberschüssedadurch, daß sie Depositenzu mähigen
Zinsen 2°/«, 2'/2°/„, 3°/«, annimmt und diese Gelder ausleiht, wobei sie höhere Zinsen empfängt.
<jn Folge diefer letzteren Einnahme betrug der Gefammt-Zinsgewinn,welchen die Landesbanknach
Abzug aller Kosten im vorigen Jahre erzielte, bereits 371 52? M. Der Ausschuh glaubte, daß
von dieser Summe ein höherer Betrag als 200 000 M zur Verfügung des Landtages abgeführt
werden könne, wofür die angeführte Summe von 120 000 M. in Aussicht genommen ist, wobei
^ Betracht kommt, daß das Geschäft der Landesbank sich fortwährend vergrößert und daß der
Zinsübcrschuß für das laufende Jahr voraussichtlichhöher sein wird, als wie für das vorher¬
gehende Jahr. Wenn Sie nun erwägen, daß die Landesbank bereits einen laufenden Reserve¬
fonds von über 1 000 000 M. besitzt, daß ferner 2 000 000 M. als außerordentlicherReservefonds
vorhanden sind, so werden Sie mir darin wohl beipflichten, daß diese Reserven genügen und daß
"Ngesichtsdes Risikos, welche die Landesbank hat, nicht weiter erforderlichist, den gesammten
Gewinn der Landesbank, welcher 4°/u Zinsen des Stammfonds übersteigt, dem Reservefonds zuzuführen.
Der Ausschuß hielt vielmehr für richtiger, den zur Dotirung des Reservefonds nicht unbedingt
erforderlichenGewinn zu gemeinnützigenZwecken zu verwenden. Die Frage war nämlich die:
^st es richtiger, daß wir weiter den Reservefonds über das Bedürfniß verstärken, alfo weitere
Kapitalien ansammle», damit alsdann später nach 10 oder 12 Jahren in weit größerer Weise
über die Überschüsse verfügt werden kann, oder ist es richtiger, daß wir unsern laufenden
Reservefondsebenso hochhalten,wie irgend eine Hypothekenbank und die hierzu nicht erforderlichen
Ueberschüsscdem Landtage für gemeinnützige Zwecke zur Verfügung stellen. Heute kann ich nun
lagen, daß unsere Landesbank ungefähr das Dreifache an Reservefonds besitzt, was die best¬
geleiteten Hnpothekenanstllltenhaben. Es stellt sich Titel III. in den Einnahmen auf 360 000 M.
Die Verwendung dieser zur Verfügung des Provinziallandtag.es stehenden eigenen Einnahmen der
Provinz ist in dem den Titel III. der Einnahme korrespondirendenTitel III. der Ausgaben
"achgewiesen.Titel IV. hat die Provinzialabgaben zum Gegenstand. Als solche sind vorgesehen:
Tüel IV. Nr. 1 zur Verwaltung und Unterhaltung der früheren Bezirksstrahen 2 281417 M.
gegen 2 660 000 M. im früheren Etat, so daß bei Titel IV. Nr. 1 sich ein Miuns ergiebt von
3?8 583 M. Zur Verzinsung und Tilgung der Irrenanstaltsbauschuld sind 300 000 M. erfor¬
derlich, endlich zur Ergänzung der Dotationsrente beziehentlich für allgemeine Zwecke der
^«uinzialueiwaltung 378 583 M. Das ist die Summe, welche bei Titel IV. Nr. 1 abgesetzt
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worden ist, Titel IV. schließtalso ab mit 2 960 000 M. Es ist dieses dieselbe Summe, welche
bisher erhoben worden ist und handelt es sich bei Nr, 1 und 3 nur um eine sogenannte Umbuchung
oder anderweitigeBuchung der Umlage. Sie werden nun gewiß mit Recht die Frage erheben,
weshalb man zu dieser veränderten Buchung übergegangenist. Der Grund hierzu, meine Herren,
liegt im Dotationsgesetzeund in den bestehenden Einrichtungenin der Nheinprovinz.

Wie Sie wissen, haben wir die Unterhaltung der Vezirksstraßenübernommen, jedoch mit
Ausschlußder Straßen im Kreise Wetzlar. Der Kreis Wetzlar hatte sich nämlich den früheren
Wegebczirkender Provinz nicht angeschlossen, er hat vielmehr, gerade so wie dies in allen
übrigen Provinzen unseres Staates der Fall ist, die Straßen, welche eine über den Bann der
Commune hinausgehendeBedeutung hatten, als Kreisstraßcn ausgebaut und unterhalten, und hat
für die Unterhaltung dieser Straßen stets eine besondere Umlage als Kreisumlageerhoben. Diesen
Verhältnissenentsprechend war es richtig, daß unser Straßenregulatiu bei Uebergabeder Vezirks¬
straßen an die Provinz bestimmte, daß der Kreis Wetzlar, so lange die bezüglichen Kreisstraßen
nicht als Bezirksstraßenübernommensein würden, von der Umlage für die Bezirksstrahenbefreit
fein follte. Es waren nun bei der früheren Etatsaufstellung die Kosten für die Unterhaltung der
Bczirksstraßenund für sonstige Strahenzwecke,insoweit diese Kosten durch Umlagebestritten werden,
nicht auseinander gehalten und wurde der Kreis Wetzlar von dieser gesammten Umlage freigelassen.
Es sind Klagen darüber von keiner Seite laut geworden. Solche Klagen hätten früher vom
Landtage entschiedenwerden können und würde der Landtag auf Grund der damaligen Bestimmungen
das Recht, die Umlagen in der Weise zu vertheilen, für sich in Anspruch genommen haben. Anders
aber liegt die Sache nach Erlaß der Provinzialordnung. Nach der Provinzialordnung muh fest¬
gestellt werden, welche Ausgaben für Strahenzweckegemachtund wofür die Umlage ausgeschrieben
wird. Jeder Kreis, welcher sich hierbei benachtheiligtglaubt, kann dagegen im Wege des Ver-
waltungs-Streitverfahrens vorgehen. Im Hinblicke auf diese gesetzlichenBestimmungen mußten
die Ausgaben beziehungsweisedie Abgaben für die Vezirksstraßen ausgeschieden werden, damit
zugleich auch der Kreis Wetzlar lediglich zu denjenigenUmlagen herangezogenwerden kann, wozu
er gesetzlich verpflichtet ist. Von diesen Erwägungen geleitet, sind aus Position I. diejenigen
Beträge ausgeschieden worden, welche für die Unterhaltung der Bczirksstraßen einer und für die
Unterstützungdes Eommunal- uud Kreiswegebaues,sowie für den Neubau von chaussirten Wegen
erforderlichsind. Das Dotationsgesetzschreibt nämlich vor, daß die vorgenanntenUnterstützungen
zunächst aus der allgemeinenDotationsrente, welche in den Einnahmen unter Titel I. aufgeführt
ist, bestrittm werden sollen. Es heißt im §. 4 des Gesetzes vom 8. Juli 1875, die Ueberweisung
der gedachten Summe erfolgt zur Verwendung für folgendeZwecke:

1. Fürsorge für den Neubau von chaufsirtenWegen und Unterstützung des Gemeinde-
und Kreiswegebaues;

2. Beförderung von Landes-Meliorationen«.
Alsdann folgen die anderen Zwecke, es sind deren sieben.
In erster Linie steht alfo die Unterstützungdes Communalwegebauesund des Kreiswege¬

baues, sowie die Fürsorge für den Neubau chaufsirter Wege. Angesichts dieser Bestimmung
erachtetees der Provinzialausschuß als das richtigsteVerfahren, daß die Koüen für Unterstützung
des Eommunal- und Kreiswegebaues, fowie für Neubauten von Strahen aus der allgemeinen
Dotationsrente entnommenund alsdann die Umlage, wie folgt, festgestellt werde: 1. den Beitrag
für die Bezirksstrahen,dann 2. die Umlage für die Verzinfung und Amortifation der Irrenanswlts-
Baufchuldund endlich 8. die Abgabe zur Ergänzung der allgemeinen Dotationsrente mit 378 583 M-
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Die Uebernahme der vorgedachte!, Kosten auf die allgemeine Dotationsrente hatte zur Folg?, daß
nunmehr die Decke an dem anderen Ende zu kurz wurde, da die allgemeine Dotationsrcnte eben
hin reichte, um die früher aus derselben zu bestreitendcn Ausgaben zu decken. Wenn wir
340 000 M. mehr aus der allgemeinen Dotationsrente vorwegnehmen, fo muß sich am Ende
ein Ausfall ergeben und diefer Ausfall muh im Wege der Umlage erhoben werden und zwar in
der Form, wie dies in den übrigen Provinzen der Fall ist, „als Ergänzung der Dotationsrente."
Mit dem eingeschlagenen neuen Verfahren kommt unser ganzes Umlageverfahren mehr in Einklang mit
demjenigen der übrigen Provinzen. Die übrigen Provinzen haben die Position unter Titel IV. Nr. I.
sämmtlich nicht, weil keine einzige Provinz Kreisstrahen oder Landstraßen außer den Staatsslrahen,
in deren Unterhaltung die Staatsrente gewährt wird, übernommen hat Die bezüglichen Ausgaben
werden vielmehr von den Kreisen im Wege der direkten Kreisumlagcn getragen. V« einem
Vergleich der Provinzialabgabcn in den verschiedenen Provinzen muß die vorbcrührte Position I
also fortfallen und es kommt nur in Betracht die Umlage von 300 000 M. für die Irrenanstalts-
Nauschuld, d. h. die Verzinsung und Amortisirung der noch bestehenden Schuld aus den ganzen
Irrenanstaltsbauten im ursprünglichen Betrage etwa 13'/-- Millionen, und zweitens diejenige Abgabe,
welche erhoben wird zur Ergänzung der allgemeinen Dotationsrcnte mit 378 583 M. Wenn Sie,
meine Herren, also einen Vergleich mit den übrigen Provinzen ziehen wollen, so kann eigentlich
nur die letzte Smmne in Betracht kommen. Da nnn aber auch die anderen Provinzen gebaut
haben, so würden cvcntnell die 300 000 M. für die Irrcnanstaltsbauschuld mitgerechnet werden
können, so daß die gesammte Umlage 658 753 M. betragen würde. Wenn Sie nun die Umlage
der anderen Provinzen nachsehen, so werden Sie finden, daß die Nhcinprovinz in dieser Hinsicht
absolut nicht ungünstig gestellt ist. Hannover erhebt 495 978 M., Posen 508 000 M., Westpreuhen
786 000 M., Ostpreußen 460 000 M., Pommern 747 46? M., Schleswig-Holstein ,00 000 M
Ich muh aber bemerken, daß Schleswig-Holstein die Kreisrente vorläufig noch in den Etat einstellt.
Schlesien hat eine Umlage von 798 000 M., Sachsen l 004 000 M„ Westfalen 400 000 M.,
Brandenburg 783 977 M. Diesen Beträgen gegenüber steht unsere Provinz mit 658 753 M.
Umlage allerdings nicht ungünstig. Ich glai.be, meine Herren, daß dieser Hinweis schon andeutet,
daß unsere finanzielle Vcrwaltnng einen Vergleich mit den übrigen Provinzen sich nicht zu
scheuen braucht. , „

Der Titel V hat die durchlaufenden Posten zum Gegenstande, welche wir blos verein¬
nahmen und wieder ausgeben. Es ist zunächst die Kreisrente mit 333 411 M., welche an die
Landkreise der Provinz nach Maßgabe der gesetzlichenBestimmung vertheilt wird. Ferner die
Erstattung der Auslagen für die landwirthschaftliche Verufsgenossenschaft, welche vorlänttg auf
20 000 M. festgestellt worden sind. Sie finden in den betreffenden Titeln der Ansgaben diefe
durchlaufenden Posten in gleicher Weise in Ausgabe gestellt,

Titel VI sind verschiedene Einnahmen Es sind zunächst Zinsen von vorubergchend
rentbar angelegten Beständen der Centralfonds mit 10 000 M. und sodann unvorgesehene Ein¬
nahmen bezw. Abrunoungsposten mit 2767 M. 50 Pf. Die Zinsen von den vorübergehend ange¬
legten Beständen sind um 10 000 M. geringer angesetzt, weil der Ertrag des wahres 1886/8? bereits
eine bedeutende Verminder»ng der früheren Einnahmen ergeben hatte. Diese Verminderung,
weine Herren, hat ihren Grund darin, dah früher die Landesbank die Depositen der Centralstelle
wit 3°/« verzinste und dah in Anbetracht des allgemein gesunkenen Zinsfußes, der Zinsfuß d>e,er
Depositen, die jeden Tag liquid gehalten werden müssen, auf 2°/° herabgefetzt wurde, wodurch
wir ein Drittel der Gefammteinncchme an Zinsen verlieren. Dann, meme Herren, hat tne Zms-.
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Verminderung ihren zweiten Grund darin, daß bei der Strahenvcrwaltung eine Aenderung einge¬
treten ist, Sie werden es vielleicht alle schon wahrgenommen haben, daß wir jetzt die neuen
Decken im Sommer mittelst Dampfwalzen einbauen, was zur Folge hat, daß die bezüglichen
Ausgaben nunmehr schon in den Sommermonaten geleistet werden, während dieses früher erst
im Winter oder im Frühjahre des nächst kommenden Jahres geschah Da nun die Einnahmen
der Provinz von dein Staate monatlich und von den Kreisen erst quartaliter ^ostnumeranäo
eingehen, fo muhte bei dem neuen Verfahren die Straßenuerwaltung, welche früher stets Bestände
hatte, jetzt in Vorschuß kommen, weil sie ihren gcsammten Credit zu ^/« schon im Sommer ver¬
ausgabt. Dieser Vorschuh ist augenblicklich nicht unerheblich. Der hierdurch an Zinsen entstehende
Ausfall ist hier zum Ausdruck gekomme» mit 10U00 M. Zählen Sie die verschiedenen Ein¬
nahmeposten zusammen, so ergicbt sich die angeführte Summe von 7 520 «00 M, Die Aus¬
gaben anlangend, so entsprechen dem Titel I der Einnahmen diejenigen Ansgabeposten, welche
auf einer Verpflichtung beruhen, welche mit dem Dotationsgefetze dem Prouinzialverbmide über¬
tragen worden ist. Indem der Staat der Provinz die Dotationsfonds übertrug, hat er gleich¬
zeitig die auf diesen Fonds früher ruhenden rechtlichen Verpflichtungen mit übertragen und den
einzelnen Provinzen überwiesen. Hinsichtlich dieser rechtlichen Verpflichtungen ist die Provinz
als Schuldnerin an Stelle des Staates, des früheren Schuldners getreten. Diese Verpflichtungen
bestehen in Renten im Gesammtbetrage von 3251 M. Die kleine Aenderung, welche hier gegen
den früheren Etat zu erwähnen ist, besteht darin, daß die Natnralrenten, welche sich darunter
befinden, nach dem Durchschnittsmarktpreis etwas geringer zu veranschlagen waren als in den
früheren Jahren. Es beruht Letzteres auf dem Sinken der Getreidepreife, ebenso kann aber auch
beim Stcigcu der Preise eine Erhöhung dieser Neute eintreten. Es ist die Frage schon früher
einmal aufgetaucht, ob nicht im Laufe der Zeit zu einer Ablösung dieser Rente dnrch Kapitalien
übergegangen werden soll. Es ist das eine Frage, welche der frühere Prouinzial-Verwaltungsrath
auf sich hat beruhe» lassen, bis die neue Provinzialordmmg eingeführt sein würde und womit
der jetzige Prouinzialausschuß sich noch nicht hat befassen können. Als fernere Ausgabeposition
finden Sie hier auts linsain ausgeführt: „auf Grund des Beschlusses des 26. Prouinziallanotages
für die Wilhelm-Augusta-Stiftung 50 000 Mark."

Mit dieser Position hat es folgendes Vewandtniß: Aus Anlaß der denkwürdigen Feier
der goldenen Hochzeit Sr. Majestät des hochseligen Kaisers Wilhelm und der Kaiserin Augusta
halten die Stände der Nheinvrouinz eine Stiftung in der Weife getroffen, daß sie aus der
Dotationsrente 50 000 M. jährlich ausschieden, um zu Taubstummenzwecken verwendet zu werden.
Diese Verwendung ist bei den Ausgaben unter Titel „WilhelmAugusta-Stiftung" nachgewiesen.
Der Titel II nmfaßt eigentlich die »eckos mn,teriay der ganzen Prouinzialucrwaltung. Der Titel II
hat die Zuschüsse zum Gegenstaude, welche an die einzelnen Institute uud Verwaltungszweige
gezahlt werden. Diese gesammten Zuschüsse beziffern sich auf 6 501 007 M. 50 Pf. und stellen
diejenigen Summen dar, welche aus den Staatsrenten uud aus der Prouinzialumlage für die
Zwecke der Provinzialuerwaltung im engeren Sinne verwendet werden. Wenn Sie, meine Herren,
den Etat zur Hand nehmen, fo finden Sie in der ersten Kolonne als Vorschlag des Prouinzial-
ausschusses diejenige Summe aufgeführt, welche als Zuschuß aus der Dotationsrente beziehentlich
aus der Umlage den einzelnen Instituten beziehentlichden einzelnen Verwaltungsbehörden gezahlt werden
soll. Die Kolonne 2 giebt den Bttrag der Summe an, welche nach dem Etat 1886/87 gezahlt ist,
während die Kolonne 3 bis 4 den Vergleich zwischen dem neuen Voranschlage und der letzt¬
bewilligten Etatsposition enthält. Endlich finden Sie noch 2 Kolonnen po»t linsam mit der
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vorgedruckten Bemerkung: Die Spezialetats weisen nach als 5, Kolonne eigene Einnahmen und
als 6, Kolonne gescunmteAusgaben. Die eigenen Einnahmen sind diejenigen Beträge, welche
der betreffendenAnstalt oder dein Vcrwaltnngszweigeaus eigenen Quellen, wie zum Beispiel aus
dem Arbeitsbctricbe der Laudwirthschaft, oder an Wegekosten für aufgenommene Kranke und
dergleichen zufließen. Die Gesammtausgabe stellt die Addition der eigenen Einnahmen und des
Zuschusses aus Prouinzialniitteln dar. Es sind also, wenn ich bei 1 stehen bleiben darf, an die
Eentraluerwaltungsbchürde 199 000 M. als Znschnß aus Prouinzialmitteln vorgesehen gegen
277 965 in der Etatspcriode 1886/88, also weniger 78 965 M. Kolonne5 weist als eigene
Einnahmen 139 000 M. auf, so daß im Ganzen 199 000 ^ 139 000 M., das sind 338 000 M.,
zur Erhebungkommen sollen, um die Gesammtausgabeder Ceutraluerwaltungsbchörde— Kolonne 6
— mit 338 000 M. zudecken. Ans welchen Posten die eigene Einnahme von 139 000 M. besteht
und in welcherWeise die Gesammtausgabe von 338 000 M. verwendet wird, ergiebt der Sozial¬
etat, Anlage I des Hauptetats. Dieses Verfahren finden Sie bei den übrigen Verwaltungs-
zweigcn bczw. Anstalten in derselben Weise durchgeführt. Der Ausschuß war der Ausicht, daß
die also bewirkte Aufstellung des Hauptetats mit Anreihung der Spezialetats als Anlage zu dem
Erstereu Ihueu die Uebersicht und das Nachschlagen der einzelnenPositionen wesentlich erleichtern
würde. Wenn Sie, meine Herren, z. B. wissen wollen, was das gesammte Irrenwesen kostet,
so brauchen Sie nur Position 13 des Hauptetats nachzusehen. Dort finden Sie als Zuschuß
der Prouiuz iu Kolonne 1 aufgeführt 260 000 M; Sie finden ferner in der Kolonne 5, wie viel
jede Anstalt an eigenen Einnahmen hat und in Kolonne 6, wie hoch sich die gesammtenAusgaben
jeder einzelnen Anstalt belaufen; endlich finden Sie die Ziffer angegeben, unter welcher die
bezüglichen Spezialetats, die über das Einzelne Aufschlußgeben, dem Hauptetats als Aulagen
beigefügt sind. Die Gesammtausgabe für die Eentralverwaltungsbehörde anlangend, so habe ich
bereits im Monat Juni d. Is. im Einzelnen nachgewiesen,daß die Summe von 338 000 M.
für die Gcsammtköstender Centralverwaltung keineswegs als außergewöhnlichhoch angesehen
werden könne. Es sind nämlich von dieser Summe zunächst abzuziehen die Kosten des Landtages,
des Prouinzialllusschussesund des Prouinzialrathcs, welche Positionen etwa 62 000 M. ausmachen,
so daß für die gcfammte Centralverwaltung nur 276 000 M. übrig bleiben, eine Summe, welche
hinter den Durchschnittskosteneiner Königlichen Regierung nnd den Kosten der Verwaltungen
der anderen Provinzen und der großen Städte zum Theil zurückbleibt,oder wenigstens diese

nicht wesentlich übertrifft. ^ ^ . ^
Ich werde die Ehre haben, die einzelnenPositionen später bei Durchnahme des Etats

für die Eentralverwaltungsbehördezu rechtfertigen. Die Position Nr. 2 hat die Ausgaben für
die Wittweu- uud Waisenkassezum Gegenstand mit 10 000 M. gegen 8500 M. in. Voyahre.
Der Mehrbetrag von 1500 M. ist durch die Erhöhung einiger Gehälter und den Zutritt neuer
Beamten zur Kasse begründet. Nach Maßgabe der Bestimmuugen für unsere Wittwen- und
Waisenkasse zahlt nämlich der Provinzialverband 2°/« der Gehälter der beitretendenBeamten als
Zuschuß an die Kasse. Die eigenen Einnahmen der Kasse beziffernsich auf 15 350 M; es sind
dies die Beiträge, welche die Beamten zahlen, sowie die Zinsen von den angesammeltenKapital-
bestanden. Die Gesammt-Ausgabe beträgt also der eigenen Einnahme von 15 350 M. und dem
Zuschüsse von 10 000 M. entsprechend 25 350 M, welche Summe zur Zahlung von Wittwen-
und Waisengeldern beziehentlich zur weiteren Kapitalansammlung verwendetwird. Zu Position 3
der Ausgabe, Ausgabe-Etat der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societiit, ferner zu Position 4,
Ausgabe-Etat der Landesbank der Nheinprovinz, habe ich in generellerHinsicht Nichts hervorzu-
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heben. Die Position 5 betrifft die Verwaltung des Landarmenwesens. Bei dieser Position ist
der Zuschuß der Provinz um 07 065 M. gestiegen,von 575 800 M. auf 672 865 M., und ich
muh leider hinzufügen, daß das Anwachsen dieser Ausgabeposition noch nicht abgeschlossen ist,
sondern daß wir in dieser Hinsichtnoch eine weitere Steigerung der Ausgaben gewärtigen müssen.
Ich habe bereits im Monat Juni d. I. die Ehre gehabt, die Gründe hierfür darzulegen; sie
beruhe» iu dcu geschlichen Bestimmungenund vor allem in der Bestimmung, daß die Frist für
den Verlust des Hülfsdomiziles mit dem Erwerbe desselben zusammenfällt. Das Hülfsdomizil
wird «ämlich in 2 Jahren erworben uud iu derselbenFrist von 2 Iahreu verloren. NehmenSie
nun an, daß eine Person oder eine Familie dem Waudertricb verfällt, fo wird es von hundert
Fällen kaum zehnmal eintreten, daß an dem nämlichen Tage, an dem das Domizil in einer
bestimmtenGemeinde aufgegeben,in einer anderen Gemeinde wieder eine dauernde Niederlassung
begründet und zwei Jahre fortgesetzt wird. Wenn aber die Familie auch nur zwei Tage herum¬
zieht, taun diese geringe Frist fchon hinreichen, um sie landarm zu machen. Wir können aus
unseren Akten constatiren, daß Jahr für Jahr nach arithmetifchen Sätzen auf Grund dieser
meines Erachtens verfehlten gesetzlichen Bestimmung die Zahl der Landarmen zuuimmt und
zunehmen muß. Ich habe bereits früher ausgeführt, daß man dies weniger beklagen könnte,
wenn damit eine Entlastung der einzelnen Ortsarmenverbände Hand in Hand ginge, allein, meine
Herren, das ist auch nicht einmal durchgängig der Fall. Unter dem Drucke der Kosten des Land-
armcuwcscus leidet unsere Provinz nicht allein. Es ist in einer Denkschrift,welche der zuständige
Äbtheilungüdirigentüber diesen Gegenstandausgearbeitethat, nachgewiesen, daß es in den übrigen
Provinzen thcilweise noch schlimmer aussieht und dort noch mehr geleistet werden muß. Die
Staatsregierung hat sich bekanntlichbereits längere Zeit mit der Frage befaßt, ob nicht eine
Aenderung der Gesetzgebungin dieser Hinsicht anzustreben sein würde, uud es steht zu hoffen,
daß diese in nicht zu langer Frist erfolgt; denn so kann es auf die Dauer nicht weiter gehen.
Wenn Sie erwägen, daß wir vor 10 Jahren zur Zeit des Dotatiousgesetzesnoch keine 200 000 M.
zahlten und daß gegenwärtig das Landarmenweseu die Provinz ca. 700 000 M. tostet, so
tonnen wir mit der grüßten Bestimmtheit sagen, daß diese Last in absehbarer Zeit eine Million
jährlich überschreitenwird. Position 6, Verwaltuug der Staats-Ncbcnfonds, betrifft die Polizei-
strafgelder, welche diesseits vereinnahmt und an die Gemeinde wieder abgeführt werden, Nr. 7
betrifft die Ausgabe für die Unterbringung verwahrlosterKinder. Diese Ausgabe hat um 6700 M.
reduzirt werden können und zwar aus dem Gruude, weil es uus in immer weiterein Maße
gelungen ist, Zwangszöglingc in Familien unterzubringen. Wir haben dieses nicht nur vom
finanziellen Standpunkte aus zu begrüßen — was an sich ein engherzigerStandpunkt bei dieser
Frage wäre, — sondern hauptsächlich aus dem Grunde, weil wir die Erfahrung gemacht haben,
daß die Zwangszöglinge, welche ans Familien kommen, bei ihrer späteren Unterbringung, und
zwar der Mädchen als Dienstboten, Näherinnen oder sonstige Arbeiterinnen und der Knaben als
Handwerker, Knechte uud dergleichen vielfach weniger Schwierigkeiten bieten und glücklichere
Resultate ergeben, als diejenigen Kinder, welche aus Anstalten hervorgehen. Die Nnstaltszöglinge
waren bis zum Austritte unter strenger Führung gehalten uud hat sich bei ihnen der Uebcrgang
in das freiere Leben als Lehrlinge oder als Dienstboten in vielen Fällen nicht ohne Störung
vollzogen. Außerdem tritt hinzu, daß die Nnstaltszöglinge an viele Bedürfnisse gewöhnt sind,
welche ihnen die Anstalt bot und bieten konnte, namentlich in hygienischer Beziehung, welche aber
der einzelne kleine Privathaushalt, welcher solche Zöglinge als Lehrlinge :c. übernimmt, nicht
gewähren kann. Das Gcwohute wird alsdann manchmal entbehrt, während der Sinn für die
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Annehmlichkeiten und Vortheile, welche das Leben in der Familie bietet, andererseits nicht geweckt
A, und mag es daher vielfach kommen,daß die Dienstherren oder Lehrmeistermit den Zöglingen
sich nicht zurecht finden und die Zöglinge sich vielfach an die neuen Verhältnissenicht gewöhnen
können. Bei den Kindern, welche sich in der Familienpflegebefunden haben, machtenwir dagegen
die Erfahrung, daß sie sich bald eingewöhnten und zum überwiegendenTheile sehr gut führten,
allerdings mußten wir hierbei auf sorgfältige Auswahl der Familien, sowie darauf achten, daß
wir ganz verwahrloste Rangen zunächst einer Anstalt überwiesen,um sie an Zucht und Ordnung
zu gewöhnen. Wir haben vorzugsweiseFamilien auf dem Lande uns gewählt, nicht in den
größeren Städten, und wir sind, wie dankenswert!)anerkannt werden muß, dabei eifrig unter¬
stützt worden von den Herren Geistlichen,den Vinccnzvereinenund den verschiedenen Erziehungs¬
vereinen katholifcherwie evangelifcherConfefsion, Diese Vereine haben auch ihr Auge über die
Kinder behalten, nachdem sie in der Lehre oder sonst untergebracht waren und sind dieser
Mitwirkung die Resultate zuzuschreiben,welche wir so glücklich siud, auf diefem Gebiete zu
verzeichnen.

Die demnächst folgende Position, das Landarmenhaus zu Trier, erhält keinen Zuschuß,
sondern es sind nur eigene Einnahmen des Landarmenhauses zu Trier zur Deckung der Ausgaben
aufgeführt. Damit hat es nun folgendes Bewandtniß: Das Landarmenhaus zu Trier nimmt
Landarme, Ortsarme, außerdem Epileptische auf, gegen den im Ministerial-Tarife für die Unter¬
bringung von Armen festgesetztenBetrag von 60 bezw. 80 Pfg. und bestreitet mit dieser Einnahme
sämmtliche Kosten, sodaß ein Zuschußnicht nöthig ist. Es hat sich vielmehr ein Ueberschuß ergeben,
welcher zur Ansammlung eines Reservefonds verwendet wurde. Die Provinz behandelt ihre
Landarmen, wie die Ortsarmen, indem sie für jeden Landarmen dieselben Kosten zahlt,
welche für den Ortsarmen gezahlt werden. Die folgendePosition — die Prouinzial-Arbeitsanstalt
zu Nrauweiler — meine Herren, erforderte früher einen Zuschuß von 215 900 Mark, welcher
auf 190 000 Mark ermäßigt werden konnte. Es ist diese Ermäßigung des Zuschusses hauptsächlich
dem Arbeitsbetriebe, welcher in Brauweiler sehr intensivdurchgeführtist, zuzuschreiben.Wir haben
aus dem Arbeitsbetricb in Vrauweilcr nicht blos den direkten Vortheil, daß die Anstalt dadurch
eine eigene Einnahme hat, fondern auch den indirekten Vortheil, daß wir einen großen Theil,
ich möchte fast sagen, den überwiegenden Theil der Bedürfnisse für die übrigen Anstalten an
industriellen Erzeugnissen, aus der Arbeitsanstalt in Brauweiler zu billigen Preisen beziehen.
Dadurch erzielenwir auf der einen Seite, daß der Vortheil der billigen Gefängniharbeit der
Provinz zu statten kommt, und auf der andern Seite, daß eine Conkurrenz mit dem freien
Gewerbe nach Möglichkeit vermieden wird. Es ist der Betrieb so im Einzelnen durchgeführt,
daß sogar das Getreide, welchesdie Irrenanstalten als Mehl verbacken, in der Anstalt zu Brau¬
weiler auf der dortigen Dampfmühle gemahlen wird, fo daß überall der Zwifchenhandelvermieden
wird. Ferner verwenden wir die Corrigenden der Anstalt zu Brauweiler in ausgedehntem
Maaße zu Arbeiten auf den Prouinzialstraßen, wodurchdie Anstalt einen ständigen Verdienst und
die Straßenverwaltung auf der anderen Seite billige und tüchtige Arbeitskräfte erhält. Position
W - das Hebammenwesen,— enthält zunächst 1630 M. zu Prämien und Unterstützungenfür
Hebammen,wovon 980 Mark durch den Staat gezahlt werden, und fodann 34 702 Mark 50
Pfennig als Unterhaltungsbeitrag für die Hebammenlchranstalt,gegen 26272 Mark 50 Pfennig
w Jahre 1886/88, alfo ein Mehr von 8430 Mark. Diefes Mehr, meine Herren, wird dadurch
begründet, daß der Kursus für die Hebammenschülerinnenin der Anstalt von Köln von 5 auf
2 Monate verlängert worden ist. Es wurden früher in der Anstalt zu Köln in 2 Kursen
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von je 40 Schülerinnen 80 Schülerinnen jährlich ausgebildet, jede Schülerin zahlte 400 Mark,
es ergab das eine Einnahme von 32 000 Mark jährlich, es ist aber auf Andringen der
Stcmtsregierung, welche durch die Gutachten des Direktors unserer Hebmnmenlehranstalt
sowie unserer anderen Anstaltsdirektoren unterstützt wurde, die Verlängerung des Kursus auf
9 Monate beschlossenworden, weil sich thatsächlich herausgestellt hat, daß eine Zeit von 5 Monaten
nicht genügt, um die Hebammendein jetzigen Stande der Wissenschaftnach auszubilden. Das
hat zur Folge, daß in jedem Jahre in Zukunft in der Anstalt zu Köln nur ein Kursus abgehalten
werden kann, so daß für die Folge jährlich nur 40 Schülerinnen anstatt früher 80 ausgebildet
werden. Würde man nun die Entschädigungfür die einzelne Hebammenschülerinauch auf das
Doppelte, von 400 auf 800 Mark erhöht haben, so würde die Einnahme dieselbe gebliebensein,
allein es schien dem Landtage nicht angängig, den Pflegesatzvon 400 M. auf 800 M, zu erhöhen,
sondern es wurde beschlossen, den fraglichen Satz auf 600 M. festzusetzen. Es hat durch diese
Reduzirung sich ein Einnahmcausfall ergeben, welcher in dein erhöhten Zuschuß sich ausspricht.

Die folgende Nr, 11 betrifft die Taubstummenanstalten. Der frühere Etat wies nach
170 725 M., fodaß ein Mehr von 5655 M. gefordert wird. Dieses Mehr, meine Herren, hat
dann seinen Grund, daß die Provinz die früher gemeinfam mit der Stadt Elbcrfeld errichtete
Taubstummenanstaltin der letzteren Stadt übernommen und dort ein eigenes Gebäude für die
Taubstummenanstaltmit einem Kostenaufwandvon über 100 000 M. errichtet hat.

Diefe 100 000 M. sind aus dein Fonds der Taubstummenanstalt in Neuwied entnommen
worden, wodurch die eigenen Einnahmen einen Zinsenauöfall von 4000 M erlitten haben. Diesem
Ausfalle fowie der Steigerung der Ausgaben in Folge der Uebernahme der Anstalt zu Elberfeld
auf alleinige Rechnung der Provinz ist die Erhöhung des Zuschusses zuzuschreiben. Die Blinden¬
anstalt zu Düren erfordert nach dem neuen Etat 75 580 M, also 8180 M. mehr; dieses Mehr
rst dadurch hervorgerufenworden, daß das Bedürfniß die Einstellung einer neueu Klasse in Düren
mit 20 Kindern und einem eigenen Lehrer gebieterischerfordert hat. Diese neue Klasse mußte
unbedingt eingestellt werden, weil eine große Anzahl Blinder keine Aufuahme finden konnte. Der
letzte ständische Landtag hat die Errichtung dieser Klasse beschlossen und ist die Erhöhung des
Zuschusses bei dieser Position die Folge jenes vom Landtage gefaßten Beschlusses. Im Nebrigen
smd Erhöhungen der Ausgaben bei der Anstalt zu Düren nicht zu verzeichnen. Die Position 13
betnfft dre Ausgaben für die einzelnenIrrenanstalten, beziehentlich die Ausgaben für das Irren¬
wesen; dieselben sollen nach dem Etat 260 000 M., oder mit Einschluß der getrennten Ausgaben
für dw Leitung und Beaufsichtigungder baulichenUnterhaltungsarbeiten in den Anstalten mit
10 400 M, 270 400 M. betragen, gegen 318 200 M. pro 1886/87, also 47 800 M. weniger
wie bisher. Die Zahl der in den Anstalten verpflegtenKranken ist dabei erheblich gewachsen,
wozu noch eine neue Ausgabepositiou für die Unterbringung von Irren in Privatanstalten
gekommen i,t, über welche Frage der Herr Dezernent bei der Vorlegung des Spezwletats nähere
Aufschlüsse ertheilen wird. Die Minderausgabe an Zuschußfür das Irrenwesen ist hauptsächlich
dem Umstände zuzuschreiben,daß einestheils die Landwirthschaft höhere Erträge liefert und
anderntheils durch das Arbeiten der Korrigendenanstalt Vrauweiler für die Irrenanstalten
viele Bedarfsartikel billiger als durch Ankauf beschafftwerden, wie dieses vorhin von mir
erwähnt worden ist. Die Position 15, Kosten zur Unterbringung der Epileptiker, ist von
50 ,)00 M. auf 53 550 M, also um 2950 M. dem Bedürfnisse entsprechend gestiegen. Ebenso
mußte tue Position 16 für milde Stiftungen um 5000 M. erhöht werden, um die zahl¬
reichen idiotischenKinder unterbringen und sie, soweit dieses bei ihre», Zustande möglich ist,
ausbilden lassen zu können. Die Ausgabe für landwirthschaftlicheZweÄe Position 1? hat
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hier nur die Verwendung der Rente, welche der Staat für die landwirthschaftlichen Lehranstalten
zahlt, zum Gegenstande, während die eigentliche Ausgabe für Landwirthfchaftsich im Titel III
findet, worauf ich nachher zurückkommen werde. Hinsichtlichdes Rittergutes Desdorf habe ich
nichts zu bemerken. Wenn Sie, meine Herren, die bis jetzt besprochenen Positionen zusammen,
zählen, so ergiebt sich ein Gesammtzuschuhder Provinz für die aufgeführtenZweige der Provinzial-
verwaltung von 1 821 007 M. 50 Pf. gegen 1 851 592 M, 50 Pf. in dein früheren Etat.

Die folgendenPositionen 20 bis 21 incl. haben die Provinzialstrahen-Verwaltung zum
Gegenstände. An die Letztere sollen nach dem neuen Etat abgeführtwerden 1. aus der allgemeinen
Dotationsrcnte der von mir Eingangs erwähnte Betrag für die Unterstützung des Eonnminal-
wegebauesmit 250 000 M. und für den Neubau von chaufsirtenWegen mit 90 000 M., also
zusammen340 000 M., 2. die Staatsrente für die Strcißenverwaltung mit 2 056 233 M., 3. die
Rente von der Provinz Westfalen mit 2 350 M. und 4. die Umlagen für die Unterhaltung der
ehemaligen Vezirksstraßenmit 2 281 417 M., das macht zusammen 4 680 000 M. gegen 4 623 000 M.
in dem früheren Etat, also ein Mehr von 57 000 M. Der Stmßenverwaltung kommt dieser
Mehrzuschuß aber nicht zu Gute, weil dieselbe nach dem vorliegendenEtat einen Beitrag zu den
Kosten der Centralverwaltung leisten soll, welcher in dein Spezialetat für die Centraluerwaltungs-
behörde mit 114 000 M. in Einnahme gestellt ist. Der folgende Titel III. der Ausgaben ist
bereits erwähnt; derselbehat die Ausgaben aus Titel III. der Einnahme zum Gegenstande, also
aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtagcs mit 360 000 M. Es wird hier vorgeschlagen,
zunächst 28 000 M. Zuschuß zum Etat für Forderung von Kunst und Wissenschaft oder 9000 M.
mehr zu bewilligen. Diese Mchrforderung stützt sich darauf, daß die Denbnälerstatistik in der
Rheinprouinz durchgeführtwerden soll und daß anderweitige Bedürfnisse noch zu befriedigensind,
die zurückgestellt werden müssen, wenn dieses Mehr nicht bewilligt wird; es wird hierauf bei Vor¬
legung des Spezialetats näher eingegangenwerden. Für die Verwaltung der Prouinzialmuseen
waren bisher 14 000 M. eingestellt, es muß auch dieser Betrag um 2000 M, erhöht weiden,

(der Vorsitzende Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz)
weil der Neubau des Museums in Trier vollendetist und nach Ueberführung der Mufeumsbestände
in das neue Gebäude unvermeidliche Mehrausgaben entstehen durch die Anstellung eines Portiers zur
Ueberwachungder Sammlungen. Dasselbe wird später bei Bonn auch der Fall sein. Die 4. Ver¬
wendung betrifft die Verausgabung des Zinsgewinnes des Meliorationsfonds mit 40 000 M. zu
landwirthschaftlichen Zwecken. Nr. 5 betrifft eine Position von 100 000 M., welche einer näheren
Erläuterung bedarf. Aus Anlaß der Mißernte des Jahres 1883 in der Eifel ist damals mit der
Staatsregierung eine Vereinbarung dahin getroffen worden, daß der Staat eine Summe von
200 000 M. in den Staatshaushalt einstellen follte, um diese Summe zur Hebung des Nothstandesin
der Eifel zu verwenden, wogegen die Provinz ihrerseits die Hälfte dieser Summe, also 100000 M.,
zu gleichem Endzwecke hergeben würde. Die früheren Landtage haben diese Summe seither aus
der Kreisrente bewilligt, welche zur freien Verfügung des Provinziallandtages stand. Da nun
aber mit Einführung der Provinzialordnung die Verfügung über die Kreisrcnte fortgefallen ist, so
muß für die Beschaffungdiefer 100 000 M. anderweitFürsorge getroffen werden, wenn nicht das
begonnenesegensreicheMeliorationswerk in der Eifel sistirt werden soll. Der Provinzialausschuh
weiß diese 100 000 M. nicht anders zu beschaffen, als durch Entnahme dieser Summe aus dem
Dispositionsfonds, das heißt den Einnahmen von 360 000 M. aus den Nebenfonds. Der
Ausschuhhielt es nämlich nicht für billig und gerechtfertigt, daß die Umlagen der Provinz —
abgesehenvon ganz außerordentlichenFällen — erhöht würden, um einem Theile der Provinz
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bessere wirthschaftliche Verhältnisse zu verschaffen. Hierzu dürften — glaubte man — nur die
Einnahmen aus den Nebenfonds dienen, welche bestimmungsgemäßzu gemeinnützigen Zwecken zu
verwenden sind, wobei die Meliorationen der Eifelthäler gewiß in erster Linie zu nennen sind.
Wollte die Provinz jene 100 000 M. nicht fortbewilligen, so würde damit auch die staatliche
Beihülfe von 200 000 M. in Fortfall kommen und somit im Ganzen 300 000 M. für die Folge
der Eifel entzogenwerden.

Es wäre dieses im Interesse jenes von der Natur so stiefmütterlichbehandeltenLand¬
striches sehr zu beklagen, indem alsdann die begonnenenzweckmäßigen Arbeiten, welche zur Zeit
in der Eifel in Ausführung begriffen sind, in Stillstand kommen müßten. Die Verwendung
dieser Summe geschieht in der Weise, daß in jedem Frühjahr in Coblcnz unter dein Vorsitz des
Herrn Oberpräsidenteneine Eommission,bestehend aus Vertretern des Provinzialuerbandes einer¬
und Vertretern des Ministeriums, der betheiligtenKöniglichen Regierungen von Trier, Coblenz
und Aachen andererseits stattfindet und daß hierbei ein genereller Verwendungsplan festgestellt
wird. Dieser Verwendungsplanwird, insoweit die Beiträge der Prouinzvon 50°/„ der Alisgabesumme in
Betracht kommt, innerhalb der Provinzialuerwaltung nochmals von einer besondernCommission,
bestehend aus Mitgliedern des Provinzialausschussesund sachverständigenMitgliedern des Land¬
tages bezw. Bewohnern der in Betracht kommendenGegend geprüft und demnächst von dem
Proviuzialausschussedefinitiv festgestellt;es findet alfo eine sorgfältige Prüfung und Erwägung
der zu verweudendenBeträge im Voraus statt, ehe die Bewilligung ausgesprochenwird. Die
Ausführung geschieht durch Königliche Beamte, welche von Seiten des Staats überwacht werden.
Wir haben aber auch unsererseits stets unser Augenmerk auf die Ausführung der Meliorations¬
arbeiten gerichtet und bei allen Conferenzen mit den Bertrauensmännern aus der Eifel uns auf
das Genaueste darüber zu vergewissern gesucht, ob die Ausführungen zweckmäßig und dem
Bedürfniß entfprechend sind und ob insbesonderenicht zu kostspielig gearbeitet und wirklich Prak¬
tisches geschaffen wird. Bis jetzt ist in jeder Conferenz von den Vertretern der Eifel, sowie
denjenigen Herren, welche die fraglichen Arbeiten angesehenhatten, bestätigt worden, daß die
Verwendung eine höchst zweckmäßige sei und daß es sich nur empfehlenkönne, wenn auf diesem
Wege fortgefahren werde. Unter diesen Umständen darf der Ausschuß wohl auf die Weiter-
bcwilligungder 100 000 M. rechnen. Die sechste Position hat einen weitern Zuschuß für die
landwirthschaftlicheuLehranstalten, und zu sonstigen landwirthschaftlichen Zwecken mit 58 000 M.
zum Gegenstände,sodaß mit Hinzurechnungder oben erwähnten12 600 M, im Ganzen 70 600 M.
für die hier vorgesehenenlandwirthschaftlichenZwecke verwendet werden sollen. Ich sehe, meine
Herren, daß ich eine Position überschlagenhabe, es ist dies Position 3 für gewerbliche Zwecke
38 000 M. Der Provinzialausschuß war der Ansicht, daß nicht blos die landwirthschaftlichen
Lehranstalten, sondern auch bei der großen Bedeutung, welche das industrielleLeben in unserer
Provinz hat, auch die Industrie-Lehranstalten aus dem vorliegenden Titel bedacht werden müßten.
Von dieser Erwägung ausgehend hat der Ausschuß einen besondern.Spezialetat für gewerbliche
Zwecke abschließendmit 38 000 M. aufstellen lassen. Dieser Speziat-Etat umfaßt im Wesent¬
lichen diejenigen Ausgaben, welche früher aus dem Ständefonds auf jedesmaligeu Antrag von
Fall zu Fall bewilligt wurden. Es betrifft dies erstens den Zuschuß für die Gewerbeschulein
Crefeld mit 9000 M. wobei eine Erhöhung von 3000 M. gegen bisher vorgesehen ist, zweitens
den Zuschuß für die Fachschuleder Eisenindustrie in Remscheid mit 5000 M, den Zuschuß für
die Korbflechtllnstalt in Heinsberg mit 3000 M., einen Zuschuß für die Hüttenschulein Bochum,
welche zwar in Westfalen errichtet ist, aber zum großen Theil von Rheinländern besucht wird,
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mit 3500 M. und einem Zuschuß an den Central-Gewerbeuerein mit 12 500 M. Es bleiben
dann noch für sonstige gewerbliche Zwecke 6000 M. übrig. Nach Abrechnung der genannten
Vcwillignngen würden dem Landtage aus Titel III noch 80 000 M, zur freien Verfügung
bleiben. Es wird nun ferner vorgeschlagen von diesen si0 000 M., wie im Hauptetat schon gedruckt ist,
auf 8 Jahre 60 000 Vt. zur Errichtung eines Kaiserdmkmals zu bewilligen, so daß dem Land¬
tage nach dem Etat nur 20 000 M. übrig bleiben würden. Ich bemerke indessen, daß die Sache
bei Weitem nicht so bedenklich ist, wie sie aussieht, es wird vielmehr dem Landtage, welcher bei
der nächsten Etatsaufstellung nach zwei Jahren zusammenkommen wird, ein ausreichender Dispositions¬
fonds zu Gebote stehen, wenn auch alles das bewilligt wird, was hier uorgcfchlagcu ist. Es
kommt immlich in Betracht, daß in dem früheren Ständefonds, welchen der alte Landtag zwar
ausgeschüttet hat, sich dennoch einzelne Betrage noch angesammelt habcn, so daß der Ständefonds
noch einen Bestand von 20 000 M, dem nächsten Landtage wird zur Verfügung stellen können.
Wenn Sie, meine Herren, nun von den 8») 000 M,, welche übrig bleiben, auch 60 000 M.
bewillige,,, fo bleiben doch noch 20 000 M, jährlich frei oder in zwei Jahren ^0 000 M,, welche zu
dem vorerwähnten Bestände von 20 000 M, hinzutreten, was im Ganzen 60 000 M. ergiebt,
welche dem Landtage unter allen Umstanden zur Verfügung stehen werden.

Hierzu tritt aber weiter die gesummte Dispositionssumme aus dem laufenden provisorischen
Etat. Derselbe hatte nämlich auch 120 000 M. vorgesehen. Wenn Sie nun auch die Bewilligung
der Summe für das Kaiferdenkmal bereits für das laufende Jahr gelten lassen wollten, so würden
aus dem lllmeudcn Jahre doch noch 60 000 M. übrig bleiben und glaube ich hiernach mit
Bestimmtheit sagen zu können, daß der nächste Landtag, nach zwei Jahren in der Lage sein werde,
über wenigstens 120 000 M, zu verfüge», es ist dieses eine höhere Summe, wie dem ständischen
Landtage je zur Verfügung gestanden hat. Es ist nämlich hierbei zu berücksichtigen, daß die
frühcreu Landtage die Ausgabe für alle diejenigen Zwecke, wie Unterstützung der verschiedenen
schulen, Museen, Kunst und Wissenschaft aus dem bleibenden Dispositionsfonds bestreiten
wußten, während dicfe Ausgaben bereits jetzt anderweit vorgesehen sind. Für die sonstigen Antrage
aus dein Dispositionsfonds sind in keinem früheren Landtage 60 000 M. pro Jahr disponibel
gewesen, während nach meiner Ausführung für die Folge 120 000 M. für derartige generelle
Bewilligungen dem Landtage zu Gebote stehen werden. Da dicfe ganze Berechnung aber Zukunfts¬
rechnung ist und deshalb immerhin ungewiß sein kann, so hat der Prouinzialausschuß beschlossen,
dem hohen Hause den Antrag zn unterbreiten, vorläufig keine weiteren Bewilligungen zu treffen,
sondern hiermit bis zur nächsten Etatsperiode zu warten. Trifft »reine Berechnung zn und ist
das Geld nach 2 Jahren in Wirklichkeit vorhanden, so kann darüber verfügt werden. Wenn
Sie, meine Herren, diefen Vorschlag annehmen, so kommen wir auf den Standpunkt, auf dem
wir früher waren, d. h daß für die Folge nicht mehr im Voraus Bewilligungen aus dem
Dispositionsfonds beschlossen, sondern abgewartet wird, bis die Gelder wirklich angesammelt sind,
so daß Sie über wirklich disponible Gelder verfügen. Diese Vorsicht ist um so mehr am Platze,
als ja in Folge vou Uuglücksfällen bei den Zinseneinnahmen von der Landcsbank Ausfälle
entstehe» könnten, Titel IV außerordentliche Ausgaben ist weggefallen. Derselbe hatte Ausgabe»
zum Gegenstände, welcbe früher aus der Kreisrente bestritten wurden. Titel V betrifft durch¬
laufende Posten uud Titel VI verschiedene laufende Lasten, wobei vor allem die Verzinfnng uud
Tilgung der Irreimnstalts-Vaufchuld mit »00 000 M, jährlich zu erwähne» ist. Die Ausgaben
ergebe» zufamme» 7 520 000 M., entsprechend dem Gesainmtbetrage der Einnahmen,

Hieimit habe ich, meine Herren, die Ehre, meine Erläuterungen zu den einzelnen
Positionen des Hauptetats zu schließe», indem ich nur gestatte, im Uebrigen auf meine Aus-
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führungen im 34. Landtage Bezug zu nehme». Ich möchte Ihnen, meine Herren, noch für die
formelle Erledigung unserer Etatsangelegenheiten den Vorschlag unterbreiten, daß Sie nach Schluh
der Generaldiskussion den Hauptetat zur zweiten Lesung zurückstellen, alsdann vorher die Spezialetats
berathen und festsetzen und demnächst auf den Hauptetat, welcher im Wesentlichen ja nur die
Zusammenstellung der Resultate der Spezialetats ist, zurückgreifen. Hinsichtlich der Berathung der
Spezialetats möchte ich Ihrer Erwägung anheim geben, ob es sich nicht empfiehlt, diefe Etats
zum ersten Male hier im Plenum vorzuberathen, damit die große Zahl von nen eingetretenen
Mitgliedern Gelegenheit gewinnt, die Etats im Einzelnen kennen zu lernen. Woll>en Sie die
Etats von vornherein an eine Eommifsion verweisen, so würden nur die Commissionsmitglicdcr
über die Einzelheiten näher orientirt sein. Sollte sich bei der Vorbcrathung im Plenum ergeben,
daß einzelne Etats so einfach sind, daß eine weitere Berathung gar nicht nothwendig erscheint, so
tonnen Sie diese Etats ja definitiv im Plenum erledigen und nur Dasjenige an die Eommissionen
zur Vorbcrathung überweisen, wobei eine weitere Erläuterung und Erörterung nach den einzelnen
Titeln noch für erforderlich erachtet wird. Es würden für die Commifsionsberathung sich gewiß
schätzenswerthe Anhaltspunkte bei der ersten Berathung der Etats hier im Plenum ergeben. Es
mag dieses Verfahren etwas ungewöhnlich sein, und von dem Verfahren, welches in der Regel
beobachtet zu werden pflegt, abweichen, allein ich wiederhole, daß mein Vorschlag auch von den
Mitgliedern des Prouinzialausschusses gerade mit Rücksicht auf den Umstand, daß man sämmtlichen
Mitgliedern des Landtages Gelegenheit bieten soll, mit den Etats in. Einzelnen sich bekannt zu
machen, für zweckmäßig erachtet wurde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: In der Generaldiskussion hat der Herr Abgeordnete
Courth das Wort,

Abgeordneter Eourth: Die Generaldiskusston wird sich wohl schwer von der Spezial-
diskussion trennen lassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist zunächst eine Oeneraldiskussion, ich kann Ihnen
nicht helfen, Sie können die einzelnen Punkte herausnehmen, wie Sie wollen.

Abgeordneter Eourth: Ich wollte blos zu einem Posten sprechen. Es liegt nicht der
Etat für die Landesbank vor, fondern wir sind auf die desfallsigen Angaben im Hanptetat
angewiesen. Es hat aber der Herr ^andeödirektor hervorgehoben, daß es unnöthig erscheine, den
Reservefonds der Landesbank zu erhöhen und die Gründe, die er angeführt hat, sind gewiß ganz
zutreffend. Es ist schon ein Reservefonds von 2 Millionen der Landesbank überwiesen worden,
es ist ferner ein Fonds von 1 Million angesammelt worden und die Risiken, welchedie Landesbank
läuft, sind nicht schwer. Wenn das richtig ist, meine Herren, so wären wir in der Lage, mehr
als die 320 000 M. einzustellen. Wie im Hauptetat angeführt, betrugen die Ueberschüsse der
Landesbank pro 1887/88 371527,06 M. und würden wir für das laufende Jahr eine gleiche
Summe einstellen können. Ich sehe nicht ein, weshalb wir das nicht thun sollen. Wir haben
unter Titel III. aus deu Fonds der Landesbank zur freien Verfügung nur 80 000 M. uud zwar
ist diese Summe zu einem Zwecke, welchem wir Alle zustimmen, im Voraus auf 8 Jahre mit je
00 000 M. belastet Wir haben also in Wirklichkeit nur 20 000 M. für die Zwecke der Kunst
und Wissenschaft, die an uns herangetragen werden. Das ist außerordentlich wenig, lind wenn
der Herr Landcsdirektor auf die Zunkunft hingewiesen hat, so hat er eben Zukunftsmusik gemacht.
Ich möchte gern für die Gegenwart etwas haben und wenn nicht zu bestreiten ist, daß der Reserve¬
fonds hoch genug angewachsen ist, würden wir in der Lage sein, eine größere Summe, als
geschehen, aus den Ueberschüssen der Landesbank in den Hauptetat einzustellen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher-Antwcilcr
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher- Autweiler: Die Ausführung des Herrn
Kollegen Courth ist nicht ganz richtig. Er sagt, es wären 371000 M. Zinsgewinn vorhanden
und wenn davon mm 320 000 eingestellt würden, so blieben 51000 übrig. Das wurde ganz
"chtig sein, wenn darauf zu rechnen wäre, dah in Zukunft wiederum 37 l 000 M. verdient werden.
Vom 1. Juli d. I. ab ist jedoch für Darlehen auf ländlichen Grundbesitz der Zmsfuß von 4 auf
3°/4°/° ermäßigt worden; es macht das bei einer Summe von ca. 20 Millionen emen Ausfall
von ca. 50 000 M„ also werden vom 1. Juli ab 50 000 M. weniger eingenommen. Deshalb
ist die Summe vou 120 000 M geuau das Maximum dessen, was uach reiflicher Neberlegung
Seitens des Provinzialausfchufscs einzustellen beantragt werden konnte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Eourth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Diese Erläuterung, die ich bekommen habe, ändert die Sache.

Aus dem Bericht habe ich das nicht ersehen können; die betreffende Bemerkung im Hauptetat
bezifferte nur den Ueberfchuß pro 1887/88. . ^ ^ ^ .

Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie ziehen alfo Ihren Antrag zurück. Der Herr Abgeord¬
nete Friederichs hat das Wort. ...... . .^

Abgeordneter Friederichs: Ich glaube, meine Herren, die Generaldiskussion kann nicht
geschlossenwerden, ohne daß das hohe Haus seine Befriedigung zunächst darüber ausdruckt, daß
eine Erhöhung der Umlagen nicht stattgefunden hat und auch nicht stattfinden foll; dann zweitens,
daß der Gesammtabschluß, wi.» der Herr Landesdirektor fchon gesagt hat, em günstig«
ist- Ich halte es für nothwendig, daß auch das hohe Haus denfelbeu Ausspruch thut, ^ch habe
so lange Jahre an dem Etat mit gearbeitet, daß ich mich verpflichtet fühle, dies hier auszusprechen.
Es sind dann noch weiter zusnmmende wie auch Bedenken erregende Bemerkungen zu machen,
zustimmende bei den. Etat der Strahenbauteu und bei der Verwaltung der Irrenanstalten, die ich
mir aber vorbehalte, bei den Sozialetats später zu machen; wie die Bedenken erregenden bei dem
Landarmenwesen, das ja um eine halbe Million in den Jahren, seitdem ich hier sitze, zugenommen
hat, ich behalte mir vor, bei dem Spczialetat auch hierauf zurückzukommen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Brühl hat das Wort.
Abgeordneter Graf von Brühl: Es ist fo viel Lobenswertes über den Etat vorgebracht

worden, daß ich als Nenling in der Sache ein Paar Bemerkungen für die Zukunft vorbringen
möchte. Sie wissen ja, wie schwierig es ist, einen Etat übersichtlich aufzustellen, aber auf der
andern Seite ist es für jeden Neuliug etwas furchtbar Schwieriges im Etat, wie er jetzt vorliegt,
sich zurechtzufinden. Ich möchte daher dein Ausschuß sehr warm ans H-rz legen, daß er für
die Zukunft eine noch größere Uebersichtlichkeit anstrebt und erreicht. Ich glaube, daß sich das
«uch machen läßt, wenn man gewissermaßen die eigenen Einnahmen der Provinz von denMigen
Geldern, die sie vom Staat bekommt, trennt; wenn man dasjenige, was aus Abgaben herrührt,
°°n demjenigen trennt, das aus eigenen Instituten der Provinz herrührt. Ich übersehe nicht,
wie viel Geld wir eigentlich haben, ob wir arm oder reich sind. Es ist von dem Herrn Landes¬
direktor eingehend vorgetragen worden, wie viel Umlagen in anderen Provinzen gezahlt werden.
Ich glaube aber, diese Zahlen geben blos einen ungefähren Anhalt, ob wir wirklich mehr oder
weniger Steuern erheben, denn die Steucrkräfte sind, foviel mir bekannt, in den einzelnen Provinzen
sehr verschiedene. Es würde wohl einen richtigeren Anhalt geben, wenn uns gesagt werden
konnte, wieviel Prozent der Staatssteueru ungefähr in den einzelnen Provinzen erhoben werden.
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Nach einer Berechnung, die ich für den Kreis Dann vornahm, beträgt die Provinzialmnlage
10 Prozent der Staatssteuern. Es würde gewih allen sehr interessant und lehrreich sein, wenn
wir wissen könnten, ob ein gleichmäßigerMaßstab vorhanden ist, ob dies Verhältniß in allen
Provinzen ungefähr dasselbe ist. Zum Schluß möchte ich dann noch von neuem hervorheben,
daß es ja vielleicht etwas bedenklich erscheint, wenn wir jetzt bei der Lcmdesbaukuns Hülfe holen
müssen, nachdem uns durch das durchgefallene Reglement für das FenerversichcnmgsinstitutGelder
entgangen sind. Es ist ja sehr schön, daß wir dies Institut der Landesbank haben. Ob es aber
auf die Dauer wünschcnswerthist, daß — bei vorübergehendenNöthen — die Erträge aus dem,
was die Landwirthschaft an Zinsen an die Landcsbank und an den Meliorationsfonds zahlen
muh, als Lebensretter erscheinen, will ich dahin gestellt sein lassen. Ich stelle es anheim; es sind
das Wünscheeines Neulings, aber ich wollte sie hier nicht verschwiegen haben,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich habe den dritten Wunsch nicht verstanden.
AbgeordneterGraf von Brühl: Ich habe gesagt, das wären Wünsche eines Neulings,

von denen ich nicht weiß, ob sie überhaupt berücksichtigt werden können, die ich aber doch nicht
verschweigen möchte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte um Entschuldigung,Herr Graf, ich habe den dritten
Wunfch nicht verstanden, den Sie vorher anssprachen, als Sie von der Landwirthschaft redeten.

AbgeordneterGraf von Brühl: Ich habe es als fraglich hingestellt,ob es gut ist, daß
die Erträge aus der Landesbank und aus dem Meliorationsfonds, also Beträge, die hauptsächlich
von der Landwirthschaft aufgebracht weiden, verwendet werden, um andere Mindererträge im
Budget zu decken.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandcsdirektorKlein: Meine Herreil! Ich glaube, daß hinsichtlich des ersten Bedenkens

und des ersten Wunsches, welchen Herr Graf Brühl hegt, ein Mißverständnis; vorliegt. Wenn
Sie den Hauptetat zur Hand nehmen, so finden Sie, daß in den Eimmhmen nur aufgeführt
sind die Rente des Staates und die Umlage. Es ist also nichts aufgeführt, was eigene Ein¬
nahmen der Institute darstellt, und ebenso verhält es sich mit den Ausgaben. Man hat nur
geglaubt, dem Gedächtniß eine Nachhülfezu geben, iudein man post lineani kurz anführte, daß
die Institute auch eigene Einnahmen haben, deren Verwendung in den Spezialetats nachgewiesen
ist Es ist das gewiß keine unnütze Vermehrung der Kolonnen, sondern es ist eine zweckmäßige
Handhabe zur leichtercuOrientirung, welche, wie ich glaube, von der Mehrzahl der Herren
dankbar empfundenwerden wird. (Bravo!) Wollte man dem Wuufche des Herrn Grafen Brühl
Rechnung tragen, fo wäre dies sehr einfach. Man brauchte nur die Kolonnen 5 und 6 wegzu¬
streichen. Der zweite Wuuschdes Herrn Grafen Brühl ging dahin, daß die Prozente angegeben
werden möchten,welche die andern Provinzen als Umlage bezahlen. Ich habe bei einer andern
Gelegenheit— ich glaube, es ist dies bei der vorigen Etatsberathung der Fall gewesen— den
Prozentsatz aufgeführt. Mau fagte damals, wohl mit Recht, daß die Prozentsätzein keiner Weife
maßgebendfein könnten. Wenn nämlich die Nheinprouinz ein Steuerquantum von 25 Millionen
und Ostpreußen ein solches von etwa tt Millionen besitzt, so ergiebt sich, daß im Falle die Nhein¬
prouinz ein Prozent erhebt, 250 000 M. und in Ostpreußendagegen nur 60 000 M. der Provinzial-
verwaltung zufließeu. Der Prozentsatz kann hiernach bei einein Vergleiche der Ansgaben der
verschiedenen Provinzen nicht maßgebend sein, sondern nur die Summe, welche außer
den Dotationsrenten als Prouinzialumlage erhoben wird. Deshalb habe ich jetzt die Summe
angeführt, während wir beim Prozentfatz am günstigsten stehen würden. Wenn Sie
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nämlich die Ausgaben für die Unterhaltung der Bezirksstraßen ausscheiden,so erheben wir kaum
1V2°/u Umlage, einen Satz, welchen alle übrigen Provinzen, mit Ausnahme der reich dotirten
Provinz Hessen-Nassau,erheblich überschreiten. Den letzten Wunsch des Herrn Grafen Vrühl
anlangend, daß die Zinsen der Landesbank nicht zu anderen Zwecken, sondern ausschließlichzu
Zwecken der Landwirthschaft verwendet werden möchten, weil diese Zinsen auch von der Land¬
wirthschaft aufgebracht würden, fo kann ich zunächst nur sagen, daß dieser Wnnsch auf einer
unrichtigenVorstellung beruht. Es ist nämlich keineswegs richtig, daß die Zinsübcrschüsseder
Landesbank von der Landwirthschaft aufgebracht werden. Diese Ueberschüsse rühreu vielmehr
zunächst von den 5 Millionen Mark Kapital her, welche der Landesbank aus Staats- uud Prouinzial-
fonds gegebenworden sind, von diesen Zinsen hat die Landwirthschaftnichts zu beanfuruchen,da
nicht sie, sondern der Staat und die Provinz das Kapital aufgebracht haben. Wenn die 5 Millionen
Mark nicht der Landesbank gegeben worden wären, fo würden wir die Zinsen der 4o/»igen
Consols, in welchen jene Kapitalien bestanden haben, abschneiden. Was den weiteren Verdienst
der Landesbank anlangt, so wird derselbe nicht aus den ländlichenDarlehen erzielt. Es würde
meines Erachtens auch Unrecht sein, wenn die Provinz darauf ausginge, von der Landwirthfchaft,
unter deren Schild ja die ganze Landesbank errichtet worden ist, — indem man der Landwirth¬
schaft zu Hülfe kommen wollte — einen Gewinn zu ziehen, es wäre dies gegen die Intentionen
des Statutes und des Landtages, das Kuratorium der Landesbank hat vielmehr den Zinsfuß
sofort heruntergesetzt,wie dieses die Verhältnisse gestatteten, fo daß eigentlichein Gewinn aus den
Inndwirthschaftlichen Darlehen weder beabsichtigt noch erzielt wird. Der Gewinn der Landesbank
rührt daher, daß sie zahlreiche Depositen zu 2, 2'/? und 8°/„ hat, und dieses Geld hoher
verwendet, das ist der Hnnptuerdienst, welchen die Landesbank hat. Hierbei läßt sich aber in
keiner Weise feststellen, ob die Depositen vorzugsweise aus der Landwirthschaftoder aus anderen
Verufszweigcukommen. Endlich muß ich noch erwähnen, daß den Lüwcnantheil der Einnahme
der Landesbank doch der Landwirthfchaft zu Gute kommt, indem die 100 000 M. für die
Eifel ja ausfchließlich für landwirtschaftliche Zwecke verwendet werden und ebcnfo die
58 000 M. für die landwirthfchaftlichen Lehranstaltenund die 40 000 M. Zinsen des Meliorations¬
fonds. Meine Herren! Der Provinzialausschuß, welcher die Sache mit der größten Sorgfalt
erwogen hat, hat die verschiedenen Interessen in Betracht gezogen, und ich glaube, daß er die
richtige Mitte innegehalten hat, indem er möglichstJeden, das Seine zuwendete. Die Land¬
wirthschaft förderte er durch die erwähntendirekten Zuwendungenund nicht minder durch Neduzirung
des Zinsfußes für ländliche Darlehen, daneben muh aber auch anderen Anforderungen in uuserer
großen vielgestalteten Provinz Gerechtigkeit widerfahren und dürfen insbefondere Kunst und
Wissenschaft, sowie die gewerblichenBestrebungen nicht leer ausgehen. Ich glaube, daß bei den
VorschlägenWind und Sonne hier zicznlich richtig vertheilt worden sind. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solcmachcr hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Meine Herren! Alles das, was der Herr
Graf Vrühl hinsichtlichdes Zinsgewinns der Landesbank vorgebracht hat, ist, glaube ich, in
unwiderleglicher Weise von dem Herrn Landesdirektor bereits als unzutreffeud charakterisirtworden.
Der Herr Graf Vrühl hatte aber noch einen Punkt berührt, den der Herr Landesdirektor nicht
erwähnt hat. Er hat gefagt, daß man nicht den Zinsgewinn des Meliorationsfonds für andere
als landwirthfchaftlicheZwecke verwenden möchte. Da hat der Herr Graf Vrühl den Etat nicht
genau angesehen, denn es steht auf Seite 2 in der Einnahme: Zinsgewinn des rhcinifchen
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Mcliorationsfonds 40 000 M, und auf Seite 10 in der Ausgabe: Zinsgewinn des Meliorations¬
fonds zur Verwendung für landwirthschaftliche Zwecke auf Beschlußfassung des Provinzialausschusfes
40 VON M. Also davon wird kein Pfennig zu einem anderen Zwecke verwendet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand das Wort zur Generaldiskussion?
Meine Herren! Es ist hier ein Antrag von Seiten des Herrn Freiherrn von Plcttenberg ein¬
gegangen, der vielleicht nicht hierher speziell gehört, den ich aber glaube hier vortragen zu müssen,
um Sie zu fragen, wie derselbe nachher behandelt werden soll. Es würde dies vielleicht in einen
Etat einzustellen sein. Der Antrag lautet:

„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, daß die Beerdigungskostenfür aufgefundene
Leichen, deren Erstattung von Angehörigen oder Ortsarmenuerbänden nicht zu erlangen
ist, nicht von der Gemeinde des Fundorts, sondern von dem Landarmcnvcrbande der
Provinz zu tragen sind, eventuell — wenn letzteres nicht als angängig erscheinen
sollte — daß sie in einer besonderen Position auf deu Etat der Provinz übernommen
werden sollen."

Wegen des letzten Eucntualantrages mußte ich dies hier erwähnen, weil wir das bei der
ersten Berathung dieses Etats wohl besprechenmüssen. Sonst würde ich glauben, wenn Sie
damit einverstandensind, daß es zu behandeln sein würde bei der Besprechung des Landarmen-
etats. Wollen Sie es jetzt besprechen oder bei der Berathung des Landarmentats? (Stimmen:
Bei dem Landarmeuetat!)

Es wünscht Niemand mehr das Wort zur Generaldiskussiondes Etats. Ich schließe die
Generaldiskussion, WünschenSie in die Spezialdiskussioneinzutreten oder belieben Sie erst die
Spezialelats durchzunehmen und dann wieder in die Spezialdiskussion der einzelnenPunkte ein¬
zutreten? Ich denke, wir müssen erst die Spezialelats durchberathen. Wenn Niemand weiter das
Wort dazu nimmt, so nehme ich an, daß Sie mit mir einverstandensind, dann würden wir für
heute von der weiteren Berathung der Etats absehen. Der Herr Abgeordnete Necker hat
das Wort.

AbgeordneterBecker: Ich nehme dabei an, daß nach dem Vorschlagedes Herrn Landes¬
direktors die Versammlung beschließt,auch die Berathung der Spezialelats im Plenum vorzu¬
nehmen und daß eventuell vorbehalten bleibt, nach Bedürfniß eine Position oder einen Etat au
eine Commissionzu verweiseu. Die Commissionswahlwürde nachher zu thätigen sein.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Zu dieser Geschäftsordnungsfrage würde
ich den Antrag noch ergänzen uud sagen, daß ich Ihnen vielleicht vorschlagenmöchte, möglichst
morgen gleich in die Spezialelats einzutreten, um gleich hintereinander die Sache zu erledigen uud
diejenigenPunkte herauszusuchen,welche an die Commissionenverwiesen werden müssen, damit
die Commissionenauch sofort arbeiten können. Sind Sie. damit einverstanden? (Zustimmung.)
Danach würde ich nachherdie Tagesordnung vorschlagen. Wir würden alfo mit diesem Punkte
der Tagesordnung fertig sein. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Adams zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterAdams: Ich glaube, daß wir in der Weise am raschesten arbeiten würden,
wenn wir jetzt anfangen, die Spezialelats durchzugehen, diejenigenPositionen, bei denen sich keine
Anstündeund Bemerkungen finden, als erledigt erklären, diejenigen,bei denen sich Anstünde finden,
der Commission,welche gewählt wird, zuweisen,die dann morgen darüber Bericht erstatten könnte.
Wir wären dann mit dem Theil, worüber nichts zu bemerken ist, bereits fertig geworden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Herren sind damit einverstanden. Das wäre so
beschlossenworden. Wir würden nunmehr zu der Wahl der Commissionenkommen. Es ist wohl
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oer Modus, wie diese Wahl vorgenommen werden soll, bei der vorherigen Besprechung der Geschäfts¬
ordnung zu H. 3 festgestellt worden. Ich nehme wenigstens an, daß damals die Intention des
hohen Hauses dahin ging, daß für jetzt versuchsweise auch die Commissionen in derselben Weise
gewählt werden sollen. Der Herr Abgeordnete Busch hat das Wort.

Abgeordneter Busch: Ich glaube doch, daß es sich bei ß. 3 nnr um die Wahlprüfuugö'
Commissionen handelt; es ist in Aussicht genommen worden, in derselben Weise die übrigen
Commissionen zu wählen, indeß ist nichts darüber wirtlich beschlossenworden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe auch nicht gesagt, daß dies beschlossen worden
lst, sondern ich habe gesagt, ich hätte erkannt, daß dies nach dem vorherigen Beschlusse die
Intentionen des Hauses wären.

Abgeordneter Busch: Ich möchte nur den Antrag erlauben, daß zur Nildung aller
übrigen Commissionm das hohe Haus in 5 Abtheilungen getheilt werde, von denen jede Abtheilung
^ Mitglieder zur Commission wählt, daß also jede künftige Commission aus 15 Mitgliedern besteht.
Wenn ich nur erlauben darf, diesen Antrag mit wenigen Worten kurz zu motiviren, so stehe ich
auf dein Standpunkt, daß bei einer versuchsweise eiuzuführenden Wahl durch die Regierungs¬
bezirke die Wahl in den einzelnen Regierungsbezirken gewissermaßen dahin führen würde, daß
jeder Regierungsbezirk das Bedürfniß fühlte, speziell auch mir aus dein eigene» Regierungsbezirk
felbst die Mitglieder der Commifsion zu bestimmen, was nach meiner Meinung nicht besonders
zweckmäßig sein würde. Wird dagegen das hohe Haus durch Vcrloosung in Abtheilungen ein¬
getheilt, so würde dieses vorerwähnte Stieben vollständig fortfallen uud die Wahl sich auf diejenigen
Mitglieder lenken, welche für die spezielleCommifsion am geeignetsten erscheinen. Es ist allerdings
«»geführt wurden, daß der Mechanismus der Cintheilung des HaufeS in mehrere Abtheilungen
ourch Vcrloofung etwas complizirt wäre; aber ich glaube doch, daß das nicht so schwerwiegend
sein dürfte, wie der dem gegenüberstehende Vortheil, den wir dadurch erlangen, daß wir fachgemäß
nicht nach lokalen Verhältnissen urtheilen, sondern die Wahl nur auf geeignete Persönlichkeiten
richten. Ich hoffe deshalb auch, daß die Wahl von 15 Mitgliedern für richtiger befunden wird,
als die Wahl von 13 Mitgliedern, auch fchon aus dem Grunde, weil die Zahl 15 theilbar ist
ourch die Zahl 5, also sich 5 Abtheilungen mit je 3 Mitgliedern ergeben oder 3 mit je 5. Es
würde» sich, glaube ich, danu bessere Wuhleu herausstellen, als sie sonst stattfinden werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Becker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Ich bin der Ansicht, daß der Herr Vorredner nur auf einem

Umwege nochmals dasselbe zu erreiche,: sucht, was wir durch die frühere Abstimmung abgelehnt
haben. (Zustimmuug) Seine Ausführung, daß wir vorhin nur über die Zufmnmenfetzung der
Wnhlprüfuugs-Commission Beschluß gefußt hätten, trifft nach meinem Dafürhalten besonders mit
Rücksicht auf die ausdrückliche Ausführung des Proviuzialausfchusses, daß die Absicht vorliege,
alle Commissionen nach diesem Modus zu wählen, nicht zu. Wir haben nach meiner Ansicht vorhin
generell für diese Session uns für die Zusammensetzung der Commifsion auf Vorfchlag der
Abgeordueteu uach Regierungsbezirken cntfchiedeu, und ich glaube, wir thu» im Interesse der
Oeconomie der Zeit wohl, es dabei bewenden zu lassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgcorducte Busch hat das Wort.
Abgeordneter Busch: Meine Herren! Ich bin von einem ganz entgegengesetztenStandpunkt

ausgegaugen wie vorhin; uicht, wie der Herr Abgeordneter Becker meint, ist es mir darum zu
thun, auf einem Umwege das vorhin Abgelehnte zu erzielen, sondern ich gehe von dem Grundsatz
aus, daß es wohl nicht richtig sein dürfte, die Regierungsbezirke als Cintheilung gelten zu lassen,

24"
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ich wünsche, wie auch von anderer Seite betont worden ist, daß eine Eintheiln»«, aus Mitgliedern
aller verschiedenenRegierungsbezirke stattfinde, ganz gleichgültig, wie diese Mitglieder dann
zusammenhaltcn. Dadurch kommt der lokale Standpunkt und die lokale Stellungnahme in Wegfall.
Ich bemerkte schon vorhin, daß wenn die einzelnen Regierungsbezirke eine bestimmte Anzahl von
Commissionsmitgliedernfür sich wählen, fo fühlen sie zweifelsohne auch die Verpflichtung,speziell
nur aus ihren, RegierungsbezirkeMitglieder zu wählen, und das halte ich nicht für richtig.
Mein jetziger Antrag vertritt genau den entgegengesetzten Standpunkt den ich vorhin eingenommen
resp, den ich bei dem vorigen Antrage vertreten habe; ich habe beantragt, den Modus der Wahl
nach Ncgierungsbezirkeu fallen zu lassen und anstatt dessen nach durch Verloosung gebildeteu Abthei¬
lungen zu wählen. Ich glaube, es ist dieses in fast allen parlamentarischenKörperschaftendie
Regel nnd es ist auch das einfachste, Ich glaube aber auch, daß der dazu nothwendige Mechanismus
nicht so sehr eomplizirt sein würde, denn die Verloosung kann in sehr kurzer Zeit stattfinden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteNecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich muh doch bei meinen Ausführungen beharren.

Der Landtag hat eben beschlossen, für diese Session nicht nach Abtheilungen u. s. w., wie der
Herr Vorredner vorschlägt und was sich eigentlich mit dem abgelehnten Antrage des Herrn
AbgeordnetenSchmidt nach meiner Auffassungdeckt, die Wahlen vorzunehmen, sondern in dieser
Session uersnchsweisenach Regierungsbezirkenin die Commissionenzu wählen und zwar in
derselben Zahl, wie der Prouinzialausschuß zusammengesetzt ist. Das ist positiver Beschluß des
Prouinziallandtages und den sucht man auf einem Umwege umzustoßen, nicht in dem früheren
aber in einem andern Sinne. Ich bleibe dabei, der Herr Abgeordnetesticht den eben gefaßten
Beschlußnur aus der Welt zu schaffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich mochte auch nach dein eben Gehörten zur Geschäftsordnung
meinen, daß wir nach dein vorherigen Beschlusse ro» ^uäioata haben; Sie haben den Wahlmodus
nach ß. 3 angenommenund haben auch den Inhalt des Referates des Ausschusses,Sie müßten
den Beschlußwieder verändern. Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.

AbgeordneterBusch: Ich möchte mich auf die eigenen Worte unseres verehrten Herrn
Präsidenten berufen, daß ein Beschlußüber die jetzt zu bildende Commissionnicht gefaßt worden
ist; es ist in dem Referate allerdings eine ähnliche Behandlung in Aussicht genommen worden,
also die späteren Commissionenebenso zu wählen, aber unser Beschluß ging speziell nur auf §. 3
und es handelte sich bei diesem nnr um die Wahlprüfungs-Comnnssion. Cs steht uns also frei,
im Nebrigcn unsern Beschluß anders zu fassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich glaube, daß wir uns doch alle darüber klar

sein müssen, daß cs in der vorherigen Debatte sich nicht nur um §. 3 gedreht hat, sondern
zugleich um das Referat, welches feiteus des Ausschusses erstattet worden ist und welches dahin
ging, daß überhaupt für diese Session der Versuch gemacht werden soll, es in dieser Weise zu
machen. Das war Gegenstandder Debatte, über diesen Gegenstand ist auch vom Hause in dem
vollen Bewußtsein, daß cs eutschiedenwerden soll, wie die ganze Frage für diese Session fest¬
gestellt werden soll, berathen worden, und es hat sich eine kleine Majorität von wenigen Stimmen
ergeben. Durch diese Abstimmung,wenn sie auch formell zu ß. 3 erfolgt ist und nur §. 3 zum
Gesetz erhoben worden ist, hat das Haus in Wirklichkeit den Ausspruch gethan, wenn auch mit
eiuer sehr kleinen Majorität, daß cs für diefe Session so gehalten werden soll, wie vom Prouinzial¬
ausschuß vorgeschlagen war. Das, meine ich, müßten wir unbedingt festhalten, und man sollte
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nicht die Sache aufs neue wieder in die Diskussionziehen und versuchen,eine andere Abstimmung
M erzielen. Ich meine, es müßte als vollständig festgestellt und beschlossenangesehen werden, daß
es versuchsweise in dieser Session so gehalten werden soll. Wenn die Sache in dem nächsten
Landtag zur Sprache kommt und der jetzige Versuch sich wirklich nicht bewährt hat, so wird von
neuem zu erwägen sein, ob wir nach dem Wunschedes Herrn AbgeordnetenBusch so vorgehen,
daß wir eine Verloosung in Abtheilungen vornehmen und daß in jeder Abtheilung gewählt wird,
aber für diese Session ist die Sache festgestellt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort,
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich muß gegen die Auffassung des Herrn

"»geordneten Becker Einspruch erheben. Wir haben nur abgestimmt über den Paragraphen der
Geschäftsordnungund nicht über die Motive, die Motive haben einen Gegenstand der Debatte,
aber nicht einen Gegenstand der Abstimmung gebildet. Was in dem Referate des Provinzial-
ausschusses steht, ist Gegenstandder Erwägung, aber nicht Gegenstandder Beschlußfassung gewesen,
und ich glaube insofern auch dem Herrn AbgeordnetenAdams entgegentreten zu müssen: es ist
uur über §. 3 beschlossenworden. Es ist daher meines Erachtens auch heute immer noch zulässig,
lede einzelneLommissionswahl nach Belieben vorzunehmen, ohne sich im einzelnenFalle an den
^°n den Herren als beschlossenvorgetragenen Modus zu binden

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Ich hatte den Antrag auf Vermehrungder Zahl

"er Commissionsmitgliedcrvon 13 Mitgliedern auf 15 Mitglieder mit unterzeichnet,nach dem Laufe
"er langen Debatte indeß muß ich mich dem Vorschlagedes Provinzialausschussesanschließen nach
"em Wort: Probiren geht über Studiren! Dann kommen wir an die Arbeit, an die Wahl.
(Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
Abgeordneter Ianßen (Burtscheid): Meine Herren! Ich möchte darauf aufmerksam

'Nachen, daß, wenn wir den Antrag des Herrn AbgeordnetenBusch annehmen, wir dadurch den
Beschluß umstoßeu, den wir zu ß. 3 gefaßt haben; wir kommen in ein formliches Dilemma hinein,
^ch bitte die Herren, sich die Cousequenzen recht klar zu machen. Wenn wir nach dem Vorschlage
bes Herrn AbgeordnetenBusch die Commissionen außer der Wahlvrüfungs-Commissionin ganz
anderer Weise bilden als die letztere, so tragen wir ein Prinzip in die Geschäftsordnunghinein,
das bisher nicht in derselben enthalten gewesen ist. Zu dem gefaßten Beschlusse über ß. 3 steht
boch das vorhergegangeneReferat naturgemäß in dem genauesten Zusammenhang und nun frage
uh die Herren, ob Sie aus dem Referate des Herrn Abgeordneten Adams den Eindruckgewonnen
haben, als ob ein anderer Modus für die Bildung der sämmtlichenCommissionenin Aussicht
genommenworden ist, als derjenige, der bei §. 3 in Bezug auf die Wahlprüfungscommissionen
festgelegt worden ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
AbgeordneterBusch: Unter diesen Umständenziehe ich meinen Antrag zurück und zwar

vorzugsweiseaus den von Herrn AbgeordnetenAdams geäußerten Motiven, indem ich allerdings
nicht wünsche, daß speziell über solche Formalitäten noch eine weitere längere Diskussion stattfinde
und namentlich auch deshalb, weil es sich doch nur um die Wahlen der jetzigen Session handelt
und die Sache also nicht so übermäßig wichtig ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Der Antrag ist also zurückgezogen und
wir werden jetzt nach diesem zu H. 3 festgestelltenVerfahren zur Wahl der Commissionenübergehen.
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Ich habe nun die Frage an Sie zu richten, welche CommissionenSie wählen wollen. Zu wählen
haben wir nach 8> 3 eine Wahlvrüfungs-Commissionvon 13 Mitgliedern; diese steht obenan fest.
Welche anderen Commissionen wollen Sie dann noch wählen? Das Wort hat der Herr Abgeord¬
nete Adams.

AbgeordneterAdams: Ich mochte mir keine Vorschlägeerlauben, welche Commissionen
zu wählen wären, ich möchte nur bemerken, daß wir jedenfalls eine Geschäftsordnungs-Commission
haben müssen,da in den Beschlüssenüber die Geschäftsordnungbestimmtist, daß alle Abänderungen
der Geschäftsordnungnur nach vorheriger Prüfung durch die Commissionerfolgen können. Diese
ist also gegeben und nothwendig; was die anderen Commissionenanbetrifft, fo möchte ich mich
darüber nicht äußern.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIanßen.
AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Dann möchte ich auch den Zusatzuorschlag machen,

daß wir eine Ctatscommissionwählen, denn in der Lage, in der sich augenblicklich unsere Etats¬
berathung befindet, werden wir ja nothwendig dazu kommen, den einen oder den anderen Theil
des Etats dieser Commission zu überweisen; wir thun daher gut, sogleich diese Commissionzu
bilden. Vielleicht würde es sich auch empfehlen,eine Petitionscommissionzu wählen; es sind schon
viele Petitionen eingegangenund es werden solche im Laufe der Verhandlungen noch weiter ein¬
gehen. Nach dem Vorgange bei anderen parlamentarischenKörperschaftenerscheint es anräthlich,
theils materiell über diese Petitionen durch die Commissionbefinden zu lassen, theils durch die
letztere über die Art und Weise der geschäftlichen Behandlung der Petitionen durch Vermittelung
der Commissionein Einvcrständnih zu erzielen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also es wären jetzt vorgeschlageneine Wcchlprüfungs-,
eine Geschäftsordnungs-,eine Budget- und eine Petitionscommission. Das Wort hat der Herr
Abgeordnetevon Solemacher-Antweiler.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Ja, meine Herren, hinsichtlich
der Petitionscommission scheint mir die Sache ein wenig schwierig zu sein und hat man hier
wohl kein Recht, Analogien mit den Verhältnissenim Landtage der Monarchie und im Reichstage
zu finden. Dort petitionirt jedermann um verkümmerteRechte, hier vetitionirt jedermann um
Geld. (Heiterkeit.)

Wenn nun das alles unabhängig von den verschiedenen Zweigen unserer Verwaltung in
einer Petitionscommissionberathen werden soll, ohne daß man dabei das entsprechende Material
zur Hand hat und auch die betreffendenOberbeamtenaus den verschiedenen Abtheilungen fehlen,
fo möchte ich mich eigentlich gegen diese Petitionscommission aussprechen und lieber anheim
geben, so wie es früher gewesen ist, 3 Commissionenzu wählen, eine für die Angelegenheiten
der AbtheilungenI und IV, eine andere für die Angelegenheitender Abtheilung II und III und
eine dritte für die Angelegenheitender Abtheilung V, das sind die Wegebausachen. Tann ist
es auch möglich, daß die Commissionen gleichzeitig tagen, indem die betreffendenOberbeamtennur
in die entsprechenden Commissionenzu gehen brauchen. Wenigstens würde auf diese Weise der
Geschäftsgangwefentlich erleichtert.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorKlein: Ich kann den Ausführungen des Herrn Vorredners nur in allen

Theilen beipflichten.Die Petitionen haben zum GegenstandeentwederStraßenbauten, Uebernahme
von Straßen, Ansprüche auf den Ständefonds oder fonstige Bewilligungen. Dies kann zweck¬
mäßig nur in den betreffenden Fachkommissionen behandelt werden. Sollen nämlich neue Straßen
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übernommen werden", so kommt hierbei einestheils das Budget der Provinz in Frage und
«nderntheils die technische Seite der Sache, die von der Straßcnverwaltung zu beurtheilen ist,
Ebenso hängen die Anträge, welche den Ständefonds betreffen, mit dem Arbeitsmaterial der
"eiwaltnngsllbtheilung I zusammen. Wenn Sie Fachcommissionen für die einzelnen Abtheilungen
^lden, wie dies früher geschehen ist und dann die Petitionen nach Maßgabe ihres Inhalts den
betreffenden Fachcommissionen zuweisen, so würde sich dies nach den früheren Erfahrungen, welche
wir hier gemachthaben, am meisten empfehlen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es wären also folgende Vorschläge gemacht
worden: eine Wahlprüfungs-, eine Gcschäftsordnungs-, eine Budget- und eine Petitions-
Commission.

AbgeordneterIanhen: Ich ziehe meinen Vorschlagzurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianßeu verzichtet auf seinen Antrag;

ich ertheile ihm das Wort.
AbgeordneterIanßen (Bartscheid): Ich habe einen formellen Antrag nicht gestellt, ich

habe nur zu erwägen gegeben, ob sich nach Analogie anderer Landtage diese Einrichtung nicht
empfehle; ich nehme meinen Vorschlagzurück.

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Petitionscammission fällt alfo weg. Dagegen sind
vorgeschlagen eine Fachcommissionfür die Gefchäfte der AbtheilungenI und IV, eine folche für
ble Abtheilungen II und III und eine dritte für die Abtheilung V, welche letztere die Strahen-
sachen behandelt; es würde danach vom hohen Hause beschlossen werden können, daß jeder
Kommission die Petitionen nach ihrem Inhalte überwiesenwerden. Ich ertheile das Wort dem
Herrn Landesdircktor.

LandesdirektorKlein: Es würde vielleicht zweckmäßigsein, Ihnen die Angelegenheiten
ber verschiedenen Abtheilungen mitzutheilen. Die Abtheilung I umfaßt die Angelegenheitender
^entral-Verwllltungsbchürde,insbesondere die Personalien aller Provinzial-Verwaltungsbeamten;
!le umfaßt die Angelegenheitendes Prouinzialausfchussesund des Provinziallandtages als solchem,
"ie allgemeine Finanzverwaltung, Aufstellung des Hauptetats, Ausschreibung der allgemeinen
^rovinzialumlllge, Verwaltung des Proviuzial-, Kreis- und Ständefonds und der in den Svezial-
eiats nicht vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben, soweit diese Verwaltung nicht nach der
^eschäftsvertheilungin den anderen Abtheilungen erfolgt; Angelegenheitender Provinzial-Feuer-
"ocietät, Angelegenheiten der Landesbank und des von derselben verwalteten Meliomtions-
wnbs, und dazu sind neuerdings gekommendie Pensionirungs-Angelegenheitender Landbürger-
weister. Die Abtheilung IV, die mit I verbunden werden soll, umfaßt weiter Angelegenheiten
"ei niederen landwirthschaftlichenSchulen sowie der Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicher
Zwecke und der Beförderung von Landesmeliorationen; des Rittergutes Desdorf und der dort zu
^'richtenden Ackerbauschule; der Ausführung des Gefetzes vom 25. Juni 1875, betreffend die
Abwehr und Unterdrückungvon Viehseuchen; die Angelegenheitenfür Ausführung der Körordnung
lür die Privatbefchäler der Nheinvrovinz und die Angelegenheitender Beförderung von Kunst und
Wissenschaft sowie der Provinzialinuseen und außerdem neuerdings den Unfall im landwirth¬
schaftlichen Betriebe.

Die Abtheilung II umfaßt die verschiedenen Angelegenheiten des Landarmen- und Korri-
Lendenwescns ausschließlichder Anstalt zu Vrauweiler und des Landarmenhauses zu Trier, die
"Nterbringung verwahrlosterKinder und die Verwaltung der Polizeistrafgelder,also die 3 Zwecke
landarmen- und Korrigendenwesen,die Unterbringung verwahrloster Kinder und die Verwaltung
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der Polizcistrafgclder. Die Abtheilung III, welche mit II verbunden werden soll, umfaßt die
Angelegenheitender Irrenanstalten Andernach,Grafenberg, Merzig, Dürcn und Bonn, die Taub-
stnmmenschulenzu Vrühl, Kempen, Neuwied, Trier, Aachen, Elberfeld, Essen und Köln, die
Blindenanstalt zu Düren, die Hebammcntehranstalt zu Köln, die ProuinziabArbeitsanstalt zu
Brauweiler, das Landarmcnhaus zu Trier, die Fürsorge für Epileptischeund die Unterstützung
milder Stiftungen; das gehört alles zusammen. Die dritte dieser Commissionenwürde dann die
Straßenangelegenheitcn haben, die allein übrig gebliebensind.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Meine Herren, ich kann nur empfehlen,in dieser Weise die

Commissionen zusammenzu stellen,glaube aber, daß dabei die Etatscommissionüberflüssig wird.
Wenn der Etat in alter Weise der Commission für die Abtheilung I zugewiesen wird, sehe ich
eigentlich keinen Grund, weshalb wir eine besondere Etatscommission wählen sollen. Ich finde
eine Vereinfachungdarin, daß wir nur drei Commissionenwählen, namentlich auch im Hinblick
auf die Betheiligung der Herren Landesräthe an den Sitzungen. Ich empfehleIhnen die Wahl
von drei Commifsioncn.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher hatdas Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Es stimmt wohl nicht ganz genau, was der
Herr AbgeordneteFriederichs gesagt hat, daß früher das alles in der ersten Commifsionberathen
worden ist, sondern früher sind die Etats in den betreffenden Fachcommissionen berathen worden;
in der Commission,die die Angelegenheitenin den AbtheilungenI und IV betrifft, sind nur der
Hauptetat, der Etat der Centralstclle, der Etat der Provinzial-Feuer-Socictät und derjenige der
Provinzialhülfskasse und der Etat der landwirtschaftlichen Angelegenheiten berathen worden,
während der Etat betreffendden Straßenbau in der dritten Commifsionund der Etat der Institute
in der Institntscommission behandelt wurde. Es würde die Frage entstehen, wie der Herr
Abgeordnete Friedcrichs seinen Antrag präzisiren will, ob er beantragt, daß in Zukunft sämmtliche
Etats in der CommissionI berathen werden sollen, oder ob es so bleiben soll, wie es früher
gewesen ist, daß in jeder Fachcommission die betreffendenEtats erledigt werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSchwitz hat das Wort,
AbgeordneterSchmitz: Meine Herren! Da es sich bis jetzt immer gezeigt hat, daß der

erste Ausfchuß zu viel zu thun hatte uud nicht fertig war, wenn die andern Ausschüsse fertig
waren, mochte ich beantragen, für die Abtheilung IV eine besondere Commissionzu wähleu.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich möchte Ihnen doch empfehlen,an der Bildung

einer besondern Etatscommissionfestzuhaltennnd zwar aus mehrereuGründen, einmal im Interesse
einer einheitlichen Etatsberathung. Wenn Sie die Etats an die verschiedenen Commissionen, die
für die verschiedenen Abtheilungen gebildet sind, weisen, so wird die Etatsberathung von ver¬
schiedenen Gesichtspunktenaus behandelt, während doch sehr erwünscht ist, daß bei der Etats¬
berathung ein allgemeiner Ueberblick von einer Stelle aufrecht erhalten wird. Ferner kommt der
Umstand hinzu, daß jede Abtheilung, welcher die Pflege bestimmterAufgaben zugewiesen ist, sich
leicht auch sür verpflichteterachtet, den Etat nicht vom Standpunkt der Sparsamkeit aus, sondern
von dem Standpunkt aus zu prüfen, ob genug für diefe betreffendenAufgaben nach dem Etat
geschieht, und das ist wenigstens nicht die Absicht, die ich mit einer Budgetcommissionzu erreichen
suche. Ich habe noch ein anderes materielles Bedenken. Wenn Sie eine Etatscommission ver-
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»leiden wollen, haben Sie nur die beiden Alternativen, entweder die einzelnenEtats in den drei
Fachcommissionenvorprüfen zu lassen, wie es bisher geschehen ist, oder den Etats der ersten
Kommission, welche die Gegenständeaus den AbtheilungenI und IV behandelt, zuzuweisen; die,
wie sich der Herr AbgeordneteSchwitz ausdrückte, an sich schon immer sehr belastet gewesen ist.
Da nun die erste Eommission, welche die AbtheilungenI und IV umfaßt, auch die laudwirth-
schaftlichcn Angelegenheitenmit zu prüfen hat, fo winden wir also entweder diese Eommission
nicht mit Rücksichtauf die Nedürfuisse der Landwirthschaft zufainmenfetzenkönnen oder sie in
einer Weise zusammeusetzcnmüssen, die gerade für die Etatsbcrathung nicht die geeignetste ist.
Aus all diesen Gründen würde ich rathen, an einer besonderenEtatscommission festzuhalten, im
übrigen aber dem Vorschlagedes Herrn Freiherrn von Solcmacher, die Fachcommission nach den
verschiedenen Abtheilungen zu bilden, stattzugcbeu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist die Anregung gegeben worden, ich kann nicht sagen,
°aß ein Antrag gestellt worden ist, denn ich habe einen solchen nicht schriftlich vorliegen, daß für
°ic IV. Abtheilung eine besondere Eommissiongewählt wird und ist die fernere Anregung gegeben
worden, daß eine besondereVudgetcommissionneben den Fachcommissionen gewählt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Hoensbrocch hat das Wort,
Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Ich möchte mich gegen die Aus¬

führungen der Herren Vorredner aussprechenund Sie bitten, es beim Alten zu belassen. Wenn
wir eine eigene Vudgetcommissioneinrichte», so wird die Arbeit der Abtheilungen, die nach dem
alten Muster eingerichtetwerden sollen, sich vielfach auf ein Minimum reduziren. Nehmen Sie
i- N. die Straßenabtheilung, was hat diese für das Straßenwesen noch zu thun, wenn sie den
Straßenetat nicht beräth? Dann ist sie nach meiner Ansicht vollständig überflüssig. Auch die
Petitionen, die wir in den Abtheilungen bekommen,schließen sich meist an den Etat an, sie
fließen sich, weil es Petitionen um Geldbewilligungen sind, hauptsächlichan den Ständefonds
°m. Die Abtheilungen, die die Petitionen bekommen,muffen in der Hauptsachedieselbenan der
Hand des Etats und unter Prüfung des Etats behandeln, E^ findet alfo in dieser Beziehung
eine doppelte Prüfung des Etats statt, die betreffendeEommissionmuß den Etat noch nebenbei
behandeln. Warnm wir noch extra eine Vudgetcommissioneinrichten sollen, ist nur nicht recht
^nr. Ich rufe die langjährige Praxis aus alter Zeit an uud ich glaube, daß diese Praxis
durchaus keine Uebelständein dieser Veziehuuggezeigt hat; im Gegentheil ist nach allen Seiten
hlu gut und gründlich berathen worden. Ich möchte Sie daher ersucheu, in diesem Punkte es
bei der „gutcu alten Zeit" zu belassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landcsdirektorhat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, bei der Bildung der Fach¬

kommissionen die AbtheilungenI und IV nickt zu trennen. Diese Angelegenheitenhängen mehr
°oer minder eng zusammen. Früher haben wir getrennte Eommifsionenfür beide Abtheilungen
gehabt, uud das Bedürfniß hat ergeben, daß beide wieder vereinigt werden müßten. Es trifft
h'« zu, was der Herr AbgeordneteFriedcrichs gcsagt hat, daß Probiren über Studiren geht.
Wir haben probirt, und es hat sich hierbei als zweckmäßignur die Vereinigung herausgestellt.
Das Bedenkendes Herrn AbgeordnetenSchwitz, daß die erste Eommission überlastet sei, wird
bei dem neuen Landtage weniger zutreffen: wir machen viele Sachen im Plenum ab, die früher
^' Plenum nicht abgemachtwerden konnten, und es wird sich herausstellen,daß eine Ueberlastung
bei Vereinigung der Abteilungen I und IV, die früher manchmal zu beklagen gewesen ist,
nicht eintritt.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Ich verstand allerdings meine Anregung dahin, daß die

Spezialetats den betreffenden Fachcommissionen zugewiefen würden und die etwaigen Ausstellungen
erst der ersten Commission, Ich möchte sodann den Herrn AbgeordnetenBecker bitten, seine
Bedenken wegen Mangels der Beobachtung der gebotenenSparsamkeit für diesen Landtag zu
vertagen, Ist es doch der alte Landtag mit seinen alten Einrichtungen und mit seinen alten
getrennten Ausschußberathungender Etats, welcher die jetzt bestehende Sparsamkeit eingeführt
hat Es läßt sich ohne die Etats, wie schon Herr Graf Hoensbroech gesagt hat, das Wesen
der Abtheilung nicht berathen; es ist keine rechte Unterlage mehr da für die Commissions-
berathung. Ich bitte Sie, lassen Sie die alte Praxis des alten Landtages versuchsweise,um
das Wort wieder zu gebrauchen, bestehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSchwitz hat das Wort.
AbgeordneterSchmitz: In Folge dessen, was der Herr Landcsdirektoreben ausgeführt

hat, ziehe ich meinen Antrag zurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Ich glaube, Sie können gar nicht anders verfahren,

als die einzelnenSpezialetats an die Äbtheilungen, wie sie genannt sind — I und IV, II und
III, und V — verweisen. Wenn diese Abtheilungenihre Arbeit fertig gemacht,wenn diese ihre
Bemerkungen zu den Etats eventuell gemachthaben, und Sie wollen dann noch eine besondere
Etlltscommissionhaben, so würde sich diese nur mit der Zusammenstellungder Spezialetats zu
befasse,:haben und mit der Beurtheilung des Hauptctats. Ich habe den Herrn Abgeordneten
Becker nur in dem Sinne verstanden, daß er die Etatscominission sich nicht mit den einzelnen
Spezialetats beschäftigenlassen will, sondern daß letztere durch die Abtheilungen vorbereitet
werden sollen, aber daß besonders eine Commission, welche gleichsam revidirend über den Fach-
eommissionensteht, über den Hauptetat beräth, wobei principielle Bedenken und Einwendungen
gemacht werden könnten. Ich möchte vorschlagen, in diesem Sinne eine Etatscommission zu
wählen, die dann für den Hauptetat zusammentritt, wenn in den Abtheilungendie Spezialetats
durchgearbeitetworden sind.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Wenn Sie beschlossen hätten, wie in

früheren Jahren, die ganzen Etats zunächst in einer Commission durchberathen zu lassen, so
würde ich es für richtig gehalten haben, wenn Sie auch das frühere Verfahren fortgeführt hätten,
Sie haben sich aber damit einverstanden erklärt, daß wir in diesem Jahre ausnahmsweise alle
Spezialetats hier im Plenum durchberathen, damit wir uns gegenseitig vollständig über die
einzelnenPositionen informiren, daß nur ausnahmsweise einzelne Positionen oder einzelne Etats
an eine Commissiongewiesen werden sollen. Und bei dieser Sachlage scheint es mir in der That
richtiger — ich bescheide mich sehr gern, aber ich kann vorläufig die Unrichtigkeitmeiner Auf¬
fassung nicht zugestehen — wenn diese einzelnen verschiedenenFragen, die entstehen, nicht an
verschiedene Commissionengewiesen, sondern einer bestimmtenEtatscommissionzugewiesen werden.
Ich nehme an, daß die Eommissionsbcrathungdie Ausnahme, die Berathung im Plenum die Regel
bleiben soll, und ich glaube, daß eine Commissioneinheitlicher und schneller die Sache bearbeiten
wird, als wenn verschiedeneCommissionen die einzelnenBudgetfragen berathen. Das ist der
Grund, weshalb ich für meine Person immerhin eine besondere Etatscominissionfür richtiger halte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
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AbgeordneterDietze: Meine Herren! Das, was der Herr Abgeordnete Becker ausgeführt
Mt, deckt sich eigentlichmit dein, was ich gesagt habe. Ich mochte Sie nur fragen, was bleibt für
o<e Fachcommifsionübrig, wenn eine Etatscommission auch für die Spezialetats gebildet wird.
Sehen Sie sich die 71 Nummern an, welche uns als Vorlagen bezeichnet sind und ich frage Sie,
wozu siud dann überhaupt noch Commissionen nöthig, dann könne» wir das Commissionsberathen
ganz daran geben. Es bleibt den Commissionen dann nichts als die Dechargirung von
Rechnungenübrig.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Nach dem, was bisher hier vorgeschlagenoder angeregt
worden ist, sind also folgende Commifsionenvorgeschlagenworden: zunächst eine Wahlprüfungs¬
commission,dann eine Geschäftsordnungs.Commission,eine Commission für die Geschäfte der
AbtheilungenI und IV, eine Commifsion für die Geschäfteder Abtheilungen II und III, eine
Commission für die Geschäfte der V. Abtheilung und dann die Budget-Commission,insofern Sie
oles für nöthig halten. Meine Herren! Sie können es auch so machen, daß Sie jetzt die anderen
Kommissionen wählen und die Wahl der Budgetcommissionnoch aussetzen,bis die Nothwendigkeit
derselben sich ergiebt. Sind die Herren damit einverstanden? Herr AbgeordneterDietze hat
das Wort.

AbgeordneterDietze: Ich möchte doch glauben, daß Sie sich vorher über das Prinzip
klar werden müssen: wollen Sie die Spezialetats in Fachcommissionenverweisen, oder wollen
Sie sie der Hauptetat-Commissionzuweisen. Die Hanptctat-Commissionwürde gleichsam eine
revidirende Commissionüber die Fachcommissionen werden. Ich muß wiederholen,daß die Com¬
missionen für die Abtheilungen I und IV, II und III und V alle absolut ohne Beschäftigung
sein würden, wenn beispielsweise der ganze Etat der Abtheilung V für Wege und damit
zusammenhängendeAngelegenheitennicht in der Abtheilung V behandelt würde, sondern von der
Hlluptetat-Commission Wozu soll dann aber noch eine Ctatscommission gewählt werden und
zusammentreten?

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
Landesdirektor Klein: Ich glaube, es ist allein richtig, wenn Sie zunächst die Spezial¬

etats im Plenum berathen; ergeben sich bei den Spezialetats Anstünde, so mögen diese Anstünde
von den einzelnenFachcommissionengeprüft und dort behandelt werden. Was später mit den
Etats geschehen soll, wird demnächst zu beschließen sein. Das Aufstellendes Hauptetats, hat bisher
°u I. Fachcommifsionals Commissionfür die AbtheilungI gethan, weil die Aufstellungdes Haupt¬
etats zur AbtheilungI gehört und die I. Fachkommission für alle Geschäfte der Abtheilung I eintritt,
^b Sie die Aufgabe der Superprüfung der I. Fachcommissionüberweisen oder eine besondere
Nudgetcommissionernennen, wird in der Sache gleich sein, es würde in dem letzteren Falle nur eine
Commission «lehr sein, die I. Fachcommission wäre entlastet,das wäre das einzige praktischeResultat.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Grand-Rn hat das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Nn: Meine Herren! Es ist eben schon berührt worden, daß

^ sich im Wesentlichen um verschiedene Prinzipien handelt. Nach meiner Auffassung handelt es
>tch darum, ob der Etat hier im Plenum geprüft werden soll und nur einzelne Fragen ausgenommen
werden oder ob der alte Modus der Theilung zugleich mit dem alten Modus der Berathung in
Wirksamkeit treten soll, daß die einzelnen Fachcommissionen auch ihrerseits eine besondere Prüfung
«es Etats vornehmen. Wenn man auf dem letzten Standpunkte steht, und ich bin der Meinung,
"aß allerdings dieses Prinzip hier zur Geltung kommen muß, so muß man auch zu der Meinung
kommen, baß eine besondere Abtheilung für den Etat sehr wenig Bedeutung hat, aber ich halte
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d« ^andelt'si ^ °^ "/ ^fragen in. Ganzen in einer Etatseommissiongeprüft werden

d7ewr:^2r'^^^ d' sowohl w Zusa^en^ang mil

3^^2e3^^
^U^:^: ^^ "pr3

"ne^omU° vmo^will^^ hw d^hderathen und nur einzelne Fragen
für eine Etatscommission Dann würde ich mich allerdings
prüft und in der die sn«i^ " .' ' ^ ""'^""' Fragen IM vollen Zusammenhange
Ver^ "ch an die Sozialetat- knüpft., durch die betreffenden
sich ü dieses Vr n i a. 7' ^"'. """' '"' ^ b«s Nichtige. Wenn die Versammlung
Under^ ^ ^"'^ ") auf die Seite Derjenigen treten die eine

"°" ""' " '"' Zukunft überlassen,ob einzelne Commissionen

M^f ^^ '" ^''^' ^l H°"' abgeordnete von Loö hat das Wort,
früheren I a ma31.7 "!'. "°^ ^""' ^rrm! Nach den Erfahrungen, die wir in

comnnssionen bis jetzt geschehen ist " ' '"" " "' ^" ""^lnen Fach¬
sich ja wie schon von And en / 'atmgen.aß gefch.eht, werden wir nicht haben. Es werden

Kirchen ^^^^^^'' ^st, die einzelnenPetitionen je nach ihrer
in den F°chc°mmissione/^ « es gesch.eht, daß niimlichdie Etats
bestehenmuß, welche nachher diese ^ '^^a eme e.gene Nudgeteo.nmission
stellt und von dem Gchchtspun ^ vorberathenenEtats zusannnen-

des preußischen Staates und ^« ./ r < ^ ^"' Parlamentärschen Körperschaften
wied ch^^ ^°1 "° '°' '"°^ich"' äderen Fragen vorkommen. Deshalb
333" t^i Ev«2at^d °' ^1''^.'°^^ eben diskntirt wnd, für durchaus
'« nn es nickt a^?/ ^pez alctats den emzelnen Fachcomnüfsionenüberwiesenwerden, weil,

e. n.cht geschaht, der Fall e.ntreten kan., daß die Facheonunissionen übe Haupt vor leeren



19?

Blättern sitzen werden. Was nun die Bemerkungen des Herrn AbgeordnetenBecker und meines
verehrten Nachbarn, des Zerrn von Grand-Nv, betrifft, daß die diesjährige Etatsberathung einen
unterschiedin der Sache mache,weil beschlossen worden ist, den Etat im Plenum durchzuberathen
und blos einzelne Positionen, die sich etwa zur sofortigenBerathung hier im Plenum nicht eignen
würden, an die Vudgetcommissionzu überweisen, so halte ich diesen Unterschied auch nicht für
emen sachgemäßen,denn ich frage mich sehr einfach,warum können wir nicht gerade fo gut, wie
es früher geschehen ist, daß die ganzen Spezialetats an die Abtheilungen übergeben worden sind,
letzt einzelnePositionen, die sich nicht zur sofortigen Behandlung im Plenum eignen, an die
Abtheilungen übergeben? Ein wesentlichersachlicher Unterschied besteht zwischenden einzelnen
Positionen und dem gcsammten Etat doch nicht. Ich glaube, daß die diesjährige Behandlung des
"llts keinen Grnnd für die Einrichtung einer besonderen Vudgetcommissionhergiebt und bitte, es
bei der alten Praxis zu lassen und den Abtheilungen das Material für ihre Arbeit nicht unter
den Füßen wegzuziehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr AbgeordneteAdams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Herren! Ich stehe auch auf dem Standpunkte, daß ich

für sehr zweckmäßig halte, den ganzen Etat im Plenum zu berathen, nicht etwa es fo einzurichten,
daß zunächst der Etat in seine Glieder zertheilt und den Commissionenzur Vorberathung über¬
wiesen wird und hier eine spezielle Berathung des Etats vermieden würde. Der jetzige Landtag
neht auf einem Gebäude, welches von Anderen errichtet ist, der Landtag ist in allen seinen Vor¬
schlägen, in alleu seinen Betrachtungen eine Fortsetzungdes früheren ständischen Landtages, Für
"e neuen Mitglieder des Landtages ist es immer ein etwas zweifelhaftes Gefühl, welches sie
haben, daß sie auf einer Basis fortarbeiten, die sie eigentlich nicht alle genau kennen, und ich
halte es für sehr wichtig und werthvoll, daß der jetzige Landtag den ganzen Etat, wie es mit
dem Hauptetllt schon geschehen ist, auch die Spezialetats hier kennen lerne und dadurch allgemein
klne genaue Kenntniß des Etats erzielt wird. Ich halte das für das Verträum, welches die
einzelnenMitglieder in Bezug auf die Basis, auf der wir stehen, in Zukunft haben werden, für
lehr wichtig. Nun unterscheidet sich allerdings ein solches Verfahren von dem Verfahren, was
sonst in den Parlamenten geübt wird, die eine Vudgetcommissiongewählt habcu dadurch, daß wir
zuerst alles hier durchberathenund die Einzelheiten, die streitig sind, hier zur Sprache kommen.
<venn wir ans diesem, von dem Herrn Abgeordneten Becker vorgeschlagenenWege vorwärts
schreiten uud den ganzen Etat hier durchberatheu,dauu kommen wir zur zweiten Frage, was nun
geschehen soll. Meine Ansicht ist die, daß wir bei denjenigenSpezialetats, bei denen sich keine
Anjtände und Bemerkungenergeben in Folge der Berathung, dieselbenals angenommenansehen,
daß wir aber alle diejenigen Etats, bei denen sich Anstünde ergeben, zur Vorbesprechungin die
betreffendenFachcommissionen verweisen. Es wird die natürliche Folge sein, wenn der Hauptetat
an die Abtheilung I verwiesenwird, daß in der Abtheilung I die Resultate dessen, was in den
anderen Fachcommissionen festgestellt und dort hinüber gebracht worden ist, formulirt werdeu, daß
dort zum Schluß das vorkommt, was in der II. und III. Abtheilung uud in der V. Abtheilung
und was auch in der I. und IV. Abtheilung vorgelegt wird. Wir brauchen meines Erachtcns
eine besondere Budgctcommissiondann nicht, wenn wir dem Vorschlagedes Herrn Freihcrrn von
Solemacher gemäß die alte Art der Eintheilung der Commissionenbeibehalten. Ich glaube, daß
der Vorschlag der Herren Abgeordneten Becker und Ianhen, eine besondere Etatscommission zu
wählen, nicht bereits die frühere Einrichtung im Auge hatte, wonach die Abtheilung I eigentlich
die Commission für den Hauptetat ist. Ich glaube nicht, daß daneben noch eine besondere Budget-
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comnnssion nothwendig ist, sondern es würde meines Erachtens das Nichtigste sein, wenn wir uns
folgende 5 Commissionen wählten, 1. eine Commission für Wahlprüfungen, 2. eine Commission
für die Geschäftsordnung, 3. eine Commission für die Geschäfte der Abtheilungen I und IV,
4. eine Commission für die Abtheilungen II und III und eine Commission für die Geschäfte der
Abtheilung V.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordneter Vroich hat das Wort.
Abgeordneter Vroich: Meine Herren! Ich glaube, daß die Differenzen, die die

lange Debatte verursacht hat, sich leicht schlichten lassen würden, wenn das Haus über die
Frage sich klar machte, ob eine Vorberathung der Ctats in einer Commission gewünscht wird oder
der Etat im Plenum berathen werden soll. Ich glaube, daß ein bestimmter Beschluß darüber
nicht zu Stande gekommen ist, sondern daß der Herr Landesdirektor als Referent nur gefagt hat,
er fetze voraus, daß die Ctats direkt im Plenum berathen würden. Je nachdem das Haus für
die eine oder die andere Art der Berathung sich entscheidet, wird entweder der Autrag des Herrn
Abgeordneten Becker, eine Etatscommission zu ernennen, — für den Fall, daß Sie die Verhandlung
im Plenum beschließen wollen, — sich empfehlen, während sonst der andere Antrag, der, wenn
ich nicht irre, von dem Herrn Abgeordneten Friederichs ausgeht, der zweckmäßigere wäre. Wird
die Vorberathung der Etats in einer Commission beschlossen, so würde die Berathung in den
Commissionen nach dem alten Brauche vorzuziehen sein. Deshalb möchte ich die Vorfrage stellen,
ob eine Vorberathung in einer Commission stattfinden soll oder eine Berathung im Plenum.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianhcn hat das Wort,
Abgeordneter Ianhen (Burtscheid): Ich glaube, constatircn zu müssen, daß diese Vor¬

frage erledigt ist. Nach dem ganze» seitherigen Gange der Debatte und nach den von dem
Landtage entgegengenommenen Aeußerungen des Herrn Vorsitzenden ist die Sache in der Weise
entschieden, wie sie von dem Herrn Landesdirektor vorgetragen worden ist. Ich mochte aber noch
einiges in Bezug auf die Worte des Herru Abgeordneten Adams bemerken. Wenn ich mich auch
feiuen Ausführuuge» iu manchen Theilen anschließen könnte, so glaube ich doch, im Cinverständniß
mit Herrn Abgeordneten Becker mich für Etablirung einer besondern Etats comnnssion aussprechen
zu müssen und zwar wesentlich aus dein Grunde, weil ich fürchte, daß eine dem glatten und
erfpriehlichen Gefchäftsgange fehr hinderliche Verzettelung der Etats und ihrer Berathung eintreten
wird, wenn wir dieselben auf verschiedene Fachcommissioneu vertheilen. Wer einmal mit Etats¬
fachen, die ihrer Natur nach ja oft recht fchwicrig sind, zu thun gehabt hat, wird den Werth
einer einheitlichen Behandlung derselben ermessen. Gerade um eine solche herbeizuführen, möchte
ich in voller Uebereinstimmung mit dem Herrn Abgeordneten Becker wünschen, daß wir eine
Etatscommission etablircn. Wir können sie ja stärker gestalten, als die übrigen Commissionen;
statt 13 Mitglieder können wir ja 26 wählen. Dann haben wir in dieser Commission auch die
richtige Vertheilung der Arbeiten zu erwarten,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landcsdirektor Klein: Meine Herren! Der Schwerpunkt der Sache liegt darin, daß

nach der Prüfung der Etats in den einzelnen Commifsionen noch eine Superprüfung stattfinden
muh. Diese Superprüfung hat bis jetzt die erste Fachcommission als Abtheilung I vorgenommen,
so daß die erste Abtheilung eine doppelte Aufgabe hinsichtlich des Etats hatte, sie berieth zunächst
die in den Abtheilungen I und IV einschlagenden Ctats; waren alsdann die Etats in den übrigen
Commissionen berathen, so wurden sie zusammengestellt und von der Abtheilung I in ihren
Resultaten nochmals bei Aufstellung des Hauptetats geprüft. Es kaun sich meines Erachtens nur
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darum handeln, ob man mit dem Vorgehen, welches sich bisher als praktisch bewiesen hat, für
nie Folge einverstanden ist, oder ob man die Funktion, welche sowohl der Herr Abgeordnete
Ianßen, als der Herr AbgeordneteVecker, als der Herr Abgeordnete Adams für nothwendig
erachten,der ersten Fachcommission oder einer besondernBudgetkommissionüberweisen will. Ich
habe schon die Ehre gehabt, vorhin zu bemerken, daß der einzige Unterschied der ist, daß alsdann
eine Commissionmehr existirt und daß die erste Fachcommission von dieser Arbeit entlastet wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Wenn ich mich nicht sehr irre, habe ich vor Schluß der Generaldiskussion

über das Budget festgestellt,es wäre der Wille der Versammlung, daß der Etat im Plenum
berathen würde. Das haben Sie bejaht und darauf hatte der Herr Vorsitzende die Güte, zu
sagen, es würde voraussichtlichden Wünschen der Versammlung entsprechen, wenn wir diese
Berathung baldigst vornehmen und schon morgen die Svezialctats auf die Tagesordnung setzten.
Damit haben Sie sich auch einverstandenerklärt. Nach meiner Meinung ist deshalb kein Zweifel
darüber, daß ein Beschluß darüber, daß sämmtlicheEtats im Plenum zu berathen sind, nicht
Mehr gefaßt zu werden braucht. Von diefer Voraussetzungausgehend, habe ich den Antrag
gestellt, indem ich annahm, daß sämmtliche einzelneFragen der Budgetcommissionüberwiesen
werden sollen. Wollen Sie gegenüberden von mir und dem Herrn AbgeordnetenIanßen aus¬
geführten Gründen die einzelnen Fragen, die bei den Spezialetats vorkommen, an die einzelnen
Fachcommifsionen überweisen,dann brauchen Sie nach meiner Meinung keine besondereVudget-
commission, wollen Sie aber, daß die einzelnen Fragen in derselben Commission einheitlich geregelt
werden sollen, was eine Vereinfachungdes Gefchäfts nach meiner Auffassuugwäre, dann würde
es sich empfehleneine Budgetcommifsionzu wählen. Ich würde Ihnen rathen, beschließen Sie
zunächst darüber: wollen Sie die einzelnen Fragen an die Fachcommissionen verweisen oder nicht?

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Loe hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Lo«: Ich mochte nochmals für die Vudgetcommissiondes

Herrn AbgeordnetenNecker plädiren. Beschlossen ist, daß die Etats im Plenum berathen werden;
es fragt sich nur, wie der Herr AbgeordneteAdams uorhiu ausgeführt hat, was weiter? und
da bin ich mit demselbeneinverstanden,wie ich vorhin schon ausgeführt, daß die Etats an die
Fachcommissionverwiesen werden sollen. Nun hat der Herr AbgeordneteAdams hinzugefügt:
vorbehaltlichderjenigen Etats, bei denen sich hier keine Anstünde ergeben haben. Da möchte ich
hervorheben,daß dies nicht ganz vollständig ist, es wäre die Sache dahin zu vervollständigen:
und zu denen nicht irgend welche Petitionen vorliegen. Es tonnen Petitionen vorliegen, die bei
Berathung der Etats zur Besprechungkommen müssenund von Einfluß auf diefelben fein können.
Wir würden hiernach nach der Berathung im Plenum in der bezeichneten Weife alle Etats an
die Commissionenzurück verweisen. Ich bin dabei nicht der Ansicht des Herrn Abgeordneten
Necker — ich spreche rein prinzipiell —, daß dann die Bndgctcommissioneigentlichüberflüssig
sei, denn es müssen diese von den Commissionenvorberathenen Etats noch zusammengestellt und
Mit Rücksicht auf die gestimmteFinanzlage geprüft werden, und da ist es richtig, daß hierfür
eine eigene Budgetcommissionbesteht. Ich glaube, daß wir bei der Durchberathung im Plenum,
bei der Verweisung an die Svezialcominissionund bei einer Verweisung an die Budgetcommission,
zum Zwecke der Zusammenstellungeme ganz leichte und kurze Arbeit haben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Eolemacher hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr v. Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Wenn ich den Herrn

Vorredner richtig verstanden habe, faßt er die Sache dahin auf, daß, wenn ein Spczialetat hier im
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Hause berathen ist, er trotzdeman eine Commissionverwiesenwerden soll, (Widerspruch,) Das
würde unbedingt nicht richtig sein, sondern was hier im Plenum berathen und beschlossen worden ist,
bleibt beschlossen. Was die Bildung einer Extra-Nudgctcommissionbetrifft, die noch gebildet
werden soll, und die arbeiten soll, nachdem in den Fachcommisstonenbereits die Etats geprüft
sind, so stimme ich mit dein Herrn AbgeordnetenNecker überein, daß das ganz überflüssig ist,
denn nach den langjährigen Erfahrungen ist diese Arbeit nichts weiter als eine kalkulatorische
Zusammenstellung. Wenn erst seder einzelne Etat festgestellt ist, dann handelt es sich bei dem
Hauptetat nur um die Addition, und dafür eine Extra-Commissionzu wählen, scheint mir absolut
überflüssig.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich
hatte vor einiger Zeit vorgeschlagen,die Wahl der Vudgetcommissionauszusetzen, bis sich die
Nothwendigkeitdafür herausstellt. Damals wurde zugestimmt,in der Debatte aber, welche darauf
fortgeführt wurde, ist nochmals erwogen worden, ob dennoch eine Budgetcommissiongewählt
werden soll. Ich constatire nochmals, daß ich festgestellt habe, daß sämmtliche Etats hier im
Plenum durchbcrathenwerden sollen. Ich constatire ferner, daß Sie eine Wahlprüfuugscommifsion,
eine Geschäftsordnungscommission,eine Commission für die Abtheilungen I und IV, eine Com¬
mission für die AbtheilungenII und III und eine Commission für die Abtheilung V erwählen
wollen. Ich mochte nun zunächst die Frage stellen: wollen Sie, daß sämmtliche Anstünde, die
sich bei der Berathung der Spezialetats im Plenum ergeben, an die Fachcommissionen gehen? -^
Es erfolgt kein Widerspruch,ich constatire dies, sie gehen also an die Fachcommissioncn,und ich
frage nun noch: wollen Sie feststellen, daß die Vudgetcommissionjetzt erwählt wird, oder wollen
Sie warten, bis die Nothwendigkeitsich crgiebt? Einige wünschensofortige Wahl einer Nudget-
commission für die letzte Zufammenstelluug, Zur Abstimmung frage ich: sind Sie mit meinem
Vorgehen in dieser Hinsicht einverstanden? (Zustimmung.) Also wäre das andere beschlossen,
und es wäre nur das noch zu beschließen. Zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteGraf
Hoensbroech das Wort.

Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Nach Aeußerungen, die ich eben
gehört habe, ist darüber Meinungsverschiedenheit,ob eine Budgetcommissiongewählt wird oder
nicht. Darüber ist noch keine Abstimmungerfolgt

VorsitzenderFürst zu Wied: Das will ich ebeu thun. Meine Herren, wir würden zur
Abstimmung schreiten, wenn Niemand mehr das Wort haben will. — Ich bitte diejenigen,welche
für sofortige Wahl der Budgetkommissionsind, sich zu erheben, (Geschieht.) Das ist die
Minorität, meine Herren, wir würden also nach Ihrem Beschluß die Wahlprüfungscommission,
die Geschäftsordnungscommission,die Commission für die Angelegenheitender Abtheilungen I
und IV, die Lomm'ssion für die Angelegenheitender Abtheilungen II und III und die Com¬
mission für die Angelegenheitender Abtheilung V zu wählen haben. Die Budgctcommissionist
vertagt. Der Herr Abgeordnetev. Solcmacher hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich glaube gehört zu haben, daß
auch eine Vorlage der Königlichen Staatsregierung vorliegt, einen Gesetzentwurfbetreffend. Dafür
ist auch wohl noch eine Commissionzu wählen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte Ihnen nun die Frage stellen,wann Sie diese
Commissionswahlenvornehmen wollen. Man könnte es ja jetzt thun; es ist jetzt '/4 nach 3 Uhr.
Wenn Sie sich sofort in den Abtheilungen constituiren und gleich die Wahlen für die Commis¬
sionen vornehmen, dann können wir hier wieder zusammentretenund das Resultat hören.
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Indessen wäre es auch nicht nöthig, daß wir wieder zusammentreten; sondern wir ver¬
nehmen morgen das Resultat Meine Herren! Wenn Sie damit einverstandensind, daß das jetzt
geschehen soll und die Commissionengewählt werden sollen, so kann dies ja nach Schluß der
Sitzung erfolgen. Dann würde ich nunmehr schließen und Ihnen nur noch mitzutheilenhaben,
was für eine Tagesordnung ich für morgen vorzuschlagen gedenke.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteBecker zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterNecker: Ich halte den Vorschlagunseres verehrtenHerrn Vorsitzendenfür

durchaus fachgemäß,daß wir jetzt noch die Commissionswahlenvornehmen. Ich würde mir noch
o>c Bitte erlauben, daß den Abgeordneten der einzelnenRegierungsbezirkebezeichnet würde, in
welchen Zimmern sie sich zusammenfinden sollen, damit wir uns dort rcgierungsweiseals Abtheilungen
constituirenkönnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich würde dann vorschlagen, wenn ich
den Vorschlagmachen darf, daß vielleicht die Herren aus dem RegierungsbezirkDüsseldorf hier
bleiben und in einem Theile des Saales zusammentreten,während die Mitglieder aus den anderen
Regierungsbezirkensich in den anstoßendenZimmern nebeneinander gruvvircn. Dann werden Sie
sich, denke ich, bald zurecht finden; es sind vier Zimmer vorhanden, und der Saal ist das fünfte.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteAdams zur Geschäftsordnuug
AbgeordneterAdams: Ich wollte nur die Frage anregen, ob, wenn wir die Wahlen

letzt in den Abtheilungen vornehmen, es nicht zweckmäßigund zur Zeitersvarnitz dienlichsein
wird, wenn auch sofort die Gewählten sich in den anzugebendenZimmern als Commissionen
constituirenund den Vorsitzenden ernennen würden, oder ob wir vielleicht das Ganze auf morgen
Vormittag um die Zeit zwifchen 10 und 11 Uhr verlegen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker zur Geschäfts¬
ordnung.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich glaube, daß der Herr Vorredner vergißt,
daß es sich hier nur um Vorschlägehandelt, welche die einzelnenAbtheilungen dem Plenum zu
machenhaben, während die Wahlen dem Plenum geschäftsordnungsmähigzustehen. Ich glaube,
etwas anderes ist nicht durchführbar. Nach meiner Meinung hätten wir jetzt nur in den Abtheilungen
Vorschlägezu machen. Morgen würden im Plenum die Vorschläge mitgetyeilt werden und die
Wahl erfolgen, und nach dein Plenum könnten sich erst die Commissionenconstituiren.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich würde vorschlagen, daß die Abtheilung Düsseldorf,
hier bleibt, die Abtheilung Köln im ersten Zimmer, Trier im zweiten, Coblenz im dritten und
Aachen im vierten Zimmer sich versammeln; dies wäre ungefähr nach der Zahl der Abgeordneten
abgemessen. Sind die Herren damit einverstanden? (Zustimmung.)

Dann, meine Herren, würden wir morgen um 11 Uhr wieder zur Plenarsitzungzusammen¬
treten, und wir würden die Vorschlägeder Abtheilungen entgegennehmen,die sich dann nach der
Sitzung als Commissionen constituiren könnten. Sind die Herren auch hiermit einverstanden?
(Zustimmung.) So habe ich jetzt nur noch die Tagesordnung für morgen Ihnen vorzuschlagen. Ich
würde Ihnen zunächst vorschlagen:

Eingänge und geschäftliche Mittheilungen,
dann gefchäftliche Behandlung der übrigen Eingänge, wobei ich auf das zurückkomme,

was der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher gefügt hat, daß wir eine Regierungsvorlage
haben, zu der wir wahrscheinlichauch eine Commission brauchen. Es ist dies die Haubergs¬
ordnung für den Kreis Altenkirchen,welche ich heute noch nicht auf die Tagesordnung setzen

2U
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konnte. Ich schlage somit vor, daß wir überhaupt morgen die geschäftliche Behandlung der
sämmtlichen bisherigen Eingänge hier feststellen und daß wir dann die sämmtlichen von dem
Prouinzialausschuß gemachtenVorlagen auf die Tagesordnung setzen. Ich meine nämlich, es
wäre das Allercinfachste,daß wir eine große Tagesordnung nehmen, nachher können wir immer
abschneiden. Ich kann nicht vorschlagen, wir wollen diese oder jene Sache nehmen, sondern
schlage vor, alle Vorlagen des Ausschusses auf die Tagesordnung zu fetzen, fo daß wir nachher
sagen können,das und das wollen wir auf einen künftigenTag vertagen. Dann sind wir nicht
gebunden; je nachdemsich die Sache giebt, können wir arbeiten Zunächst würden wir morgen,
nachdemwir die andern Sachen erledigt haben, in den Spezialetat eintreten. Sind die Herren
mit dieser Tagesordnung einverstanden?(Zustimmung,) Dies ist der Fall. Jetzt würden die
Herren sofort in den Abtheilungenzusammentretenkönnen.

Die Sitzuug ist geschloffen.
(Schluß der Sitzung 8^/2 Uhr Nachmittags.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag den 11. Dezember 1888.

Beginn 11 Uhr 15 Minuten Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge und geschäftliche Mittheilungen.
2. Geschäftliche Behandlung der Eingänge.
8. Wahl der Commissionen.
4. Berathung der Spezialetats und sämmtlicher weiteren Vorlagen des Provinziab

ausschusses.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe
Ihnen zunächst folgende gefchäftlicheMittheilungen zu machen und Eingänge zu verkünden.
Zunächst von dem Herrn Landtagscommiffarius die Mittheilung, daß die Mitglieder Abgeordneter
Iürisscn, Abgeordnetervon Sandt und AbgeordneterKrupp durch verschiedene Umstände verhindert
sind, an der diesmaligen Sefsion theilzunehmen, der Herr Abgeordnete Iörissen durch seinen
Gesundheitszustand,der Herr Abgeordnete von Sandt, wie Sie bereits wissen, ebenfalls durch
feinen Gesundheitszustandund der Herr AbgeordneteKrupp durch eine längere Reise ins Ausland.

Sodann, meine Herren, habe ich Ihnen ein Schreiben des Herrn Landtagscommissarius
mitzutheilen, daß der im Jahre 1885 als klassensteuerpflichtiges Mitglied zur Bezirkscommission
gewählte Oekonom Peter Roghmann zu Cranenburg, Kreis Eleve, zur klassifizirtenEinkommen¬
steuer veranlagt ist und daß demnachhierauf bei der Neuwahl Rücksicht genommen werden muß
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Es gehört das zu den Wahlsachen, betreffend die Einkommensteuerfür den Regierungsbezirk
Düsseldorf.

Sodann habe ich hier eine Bitte des Kirchcnuorstandesder katholischen Pfarrgemeinde
Rheinberg um Beihülfe zur Restauration des Kirchthurmes; sie führen ans, daß der Thnrm etwa
900 bis 10U0 Jahre alt ist und einer großen Reparatur bedürftig wäre, die Kosten würden
ungefähr 10 000 M. betragen, und sie bitten um eine Unterstützungvon 10 000 M. Es ist
auch eine Zeichnung und ein Plan beigegeben,welche im Bureau aufliegen.

Sodann ist mir vom Herrn Landesdirektor eine Petition des Trier'schen Vauernvereins
übergeben, welche die Abänderung der Garantiefrist bei Viehuerkäufenbetrifft. In diesem Schreiben
wird ausgeführt, daß in dem bürgerlichenGefctzbuche für das Deutsche Reich über Gewährleistung
von Mängeln der veräußerten Sachen unter §. 399 eine Abänderung treten müsse, und zwar die,
daß die Schweine und Schafe von der Garantie gänzlich ausgeschlossen und daß überhaupt nur
eine kurze Garantiefrist bemessen werden möge; es wird auch ganz genau ausgeführt, in welcher
Weise für die einzelnenKrankheiten beim Vieh die Garantiefrist gegeben werden soll und es
wird der Provinziallandtag aufgefordert, er möge sein Votum dahin abgeben, daß eine solche
Veränderungder Garantiefrist herbeigeführtwerden möchte; sie ist unterzeichnet von Herrn Limbourg,
Präsidenten des Trier'schen Vauernvereins, Mitglied des Deutschen Reichstages und Preußischen
Abgeordnetenhauses.

Sodann ist nur vom Landesdirektor ein Schreiben Nheinbrohl-Hammersteinübergeben,
tt> welchem das Comite zur Errichtung eines Kaiseidenkmalsauf dem Hammerstein nochmals den
Hmnmersteinals den Standort für diefes Denkmal in den wärmsten Ausdrückenempfiehlt.

Ferner ein Schreiben des Herrn OberbürgermeistersDoetsch zu Bonn mit dem Beschluß
der Stadtverordnetenversammlung, wonach der hohe Landtag darauf hingewiesenwerden soll, daß
das Siebengebirge der einzige richtige Platz wäre für das Denkmal Seiner Majestät weiland
Kaiser Wilhelms I.

Dann eine Petition auf Uebernahme der Steinstrah-Titzer-Prämienstraheauf den Provinzial-
fonds. Sie ist ebenfalls vom Herrn Landesdirektor an mich abgegeben mit dem Hinzufügen,
daß der Provinzialausfchuh in der Sitzung vom 8. d. M. befchlossen hat, die Vertagung des
Beschlusses vorzuschlagen,wie es in den vorliegendenReferaten auch hinsichtlich der Uebernahme
mehrerer anderer Straßen geschehen ist.

Weiter liegt mir hier ein Bittgesuch des Ackerers Johann Jakob Weber II. aus Longcamp
vor um Gewährung einer Entschädigungbeziehungsweise Unterstützungaus Provinzialfonds wegen
Viehverlustes. Der Petent führt aus, daß er ein acht Monat altes Fohlen belgifcher Abkunft im
Werthe von 250 M. besessen habe und daß dieses beim Hinüberspringen über die Straßcnrinne
an der Ehaussee,die bei seinem Hause sehr tief ist, den Oberarm des linken Vorderbeines gebrochen
hätte und dann hätte getödtet werden müssen. Er bittet, daß der Provinziallandtag die Entschädi¬
gung übernehmen möge. Die Sache hat ebenfalls dem Provinzialausschuh vorgelegen und hat
derselbe in einer Sitzung die Sache abgelehnt. Nun kommt der Mann noch einmal an den
Provinziallandtag.

Es liegt mir dann eine Petition an den hochlöblichen Landtag der Rheinprovinz aus
Zell vor, betreffend den Schaden, den viele Einwohner von Zell, die, wie sie sagen, zu den
unbemittelterenEinwohnern gehören, bei dem Bergrutsch erlitten haben; es ist für jeden einzelnen
der hier unterzeichnetenPctenten die Summe aufgeführt, die der Schaden, den sie erlitten haben,
beträgt, sie beläuft sich zwischen 1300 M. und 100 M. in allen möglichen Abstufungen. Diese
Sache hat ebenfalls dem Provinzialausfchuh vorgelegenund ist dort abgelehnt worden.

26"
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Ich habe nun noch zur Geschäftsordnungeine Frage an Sie zu richten, meine Herren,
Nach §. 7 unserer Geschäftsordnungsollen die Eingaben an den Provinziallaudtag entweder offen
ausgelegt oder durch Abdruck an die Mitglieder vertheilt werden. Meine Herren! Wenn wir
alle Eingaben durch Abdrücke vertheilen würden, so würde das eine ganz außerordentlicheMasse
Material und Zeit kosten. Ich würde wohl, wenn ein Antrag aus dem hohen Hause nicht gestellt
wird, daß die Sachen abgedruckt werden sollen, anzunehmenberechtigtsein, daß die sämmtlichen
Eingaben zur Einsicht für alle Mitglieder auf dem Bureau ausgelegt werden sollen. Ich frage,
ob das hohe Haus mit dieser Behandlung einverstandenist. (Zustimmung,)

Wir würden nunmehr zu der geschäftlichen Behandlung der Eingänge übergehen und da
habe ich zunächst die Frage an Sie zu richten, ob Sie die Eingänge von heute auch mit behandeln
wollen. (Zustimmung.)

Es scheint also Ihre Intension zu sein, diese auch gleich mit zu behandeln. Zunächst
liegt mir hier das Schreiben des Herrn Landtagscommissarius vor mit dem Entwurf einer
Haubergordnung für den Kreis Altcnkirchen.Ich mochte den hohen Landtag bitten, zu bestimmen,
in welcher Weise diese Angelegenheitbehandelt werden soll. Zur Geschäftsordnunghat das Wort
der Herr AbgeordneteIaußen.

AbgeordneterIanßen (Vurlscheid): Meine Herren! Ich glaube, daß die zweckmäßigste
Behandlungsart diejenige ist, daß wir eine besondere Commissionfür diesen Gegenstand wählen,
zumal derselbe außerhalb des Nahmens derjenigen Geschäfteliegt, für welche die bereits in Aussicht
genommenenCommissionenbestimmtsind.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Ianßen schlägt vor, eine besondere Commission zu
erwählen. Sind die Herren alle damit einverstanden, so könnte es nachher nach der Sitzung
geschehen. Der Herr Graf von Nesselrode hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Ncsselrode: Es sind für den RegierungsbezirkKöln schon drei
Herren dcstgnirt worden.

Vorsitzender Fü,rst zu Wied: Ich nehme also an, daß eine besondere Commission
beschlossenworden ist. Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr AbgeordneteBecker.

AbgeordneterBecker: Vielleicht würde es sich empfehlen, wenn die Commifsion heute
gleich nach der Sitzung gewählt würde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker beantragt, daß heute sofort
nach der Sitzung die Commission gewählt werden soll. Sind die Herren damit einverstanden?
(Zustimmung) Dann bitte ich die Abtheilungen,nachherzusammenzutreten,um die Wahlen vor¬
zunehmen. Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Dann wird die Commission vielleicht die Güte haben, sich zusammen
zu finden und zu constituirenund kann ihre Thätigkeit gleich beginnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich habe hier die beiden Schreiben über die Wahlsachen,
die ich gestern die Ehre hatte, Ihnen mitzutheilen, und »lochte Sie fragen, in welcher Weife
dieselben behandelt werden sollen, zunächst die Neuwahlen der Bezirkscommissionsmitgliederfür
die Einkommen- und Klllssensteucrpflichtigen der verschiedenenRegierungsbezirke. Soll das in
Abtheilungenbehandelt werden. Der Herr Abgeordnete Ianßen hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Ich möchte glauben, daß es anräthlich wäre, diese
Angelegenheitzunächst dem Provinzialausschuß zur Vorberathung zu überweisen,damit derselbein
die Lage käme, dein Provinziallaudtag eine Liste der von ihm als empfehlenswert!)zu bezeichnenden
Persönlichkeitenvorzulegen. Darauf hin würde sich dann der Landtag schlüssig machen können.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnet« Friederichs hat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Wir hatten uns gedacht, das in der früheren Weise zu

vollziehen; die Mitglieder des Regierungsbezirkes Düsseldorf waren schon gestern dahin überein»
gekommen, morgen ihre Vorschlage nnter sich zu berathen uud festzustellen, 6s ist die frühere
Forin gewesen, daß jeder Regierungsbezirk hierbei seine Vorschläge macht.

Vorsitzender Fürst zu Wied! Ich muß das bestätigen, was der Herr Abgeordnete
Friedrichs gesagt hat: es ist in früheren Landtagen immer geschehen, daß die Mitglieder der
verschiedenen Regierungsbezirke zusammengetreten sind und ihre Kandidaten genannt haben.
Der Herr Abgeordnete Iaußen hat das Wort,

Abgeordneter Ianhcn (Burtscheid): Ich ziehe meinen Vorschlag zu Gunsten des von
dem Abgeordneten Fricderichs gemachten zurück.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianhe» zieht seinen Vorschlag
Muck und es besteht mir der des Herrn Abgeordnete» Friederichs, Sind Sie damit einverstanden,
baß es in Abtheilungen erledigt wird? Der Herr Abgeordnete Veckcr hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Vielleicht würde auch heute diese Angelegenheit mit erledigt werden
können, damit die Herren nicht wieder zusammentreten müssen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte die Herren darauf aufmerksam machen, daß
sie die Akten über die Eückonuncnsteucrvflichtigen anf dem Bureau einsehen können. Es handelt
sich zunächst um die Reuwahlen der Bezirkscommissions-Mitglicder und ihrer Stellvertreter uud
sodann um die Wahlen für die Oberersatzcommissionen in den Bezirken der 28., 29., 30., 31.
und 32. Infanterie-Brigade. Meine Herren! Ich glanbe, dazu müßten sich die Vorstände der
Abtheilungen Mühe geben, die Voraktcn zu excerviren, nm festzustellen, wieviel sie zu wählen
haben. Das kann ich Ibnen hier nicht vortragen, das werden Sie alles von früheren Landtagen
her auf dein Vüreau finden. Der Herr Abgeordnete Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Ick wollte nur mittheile», daß für beide Angelegenheiten
die Mitglieder des Regierungsbezirkes Tüsseldorf morgen früh um 10^ Uhr zusammcu kommen
und daß die Unterlagen für die Verhanrlung vorliegen werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich erlaube mir, die Mitglieder von Köln
zu bitten, morgen früh um 10^ Uhr zusammenzutreten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Boch hat das Wort,
Abgeordneter Boch: Ich wollte die Herren von Trier einladen, um 10'/« Uhr hier

zusammenzukommen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Reinhard hat das Wort.
Abgeordneter Reinhard: Ich möchte mir erlauben, die Herren vom Regierungsbezirk

Eoblenz morgen früh um l0'/2 Uhr einzuladen in das Zimmer des dritten Ausschusses, um die
Wahlen I. zur Bezirkscommissiou, 2. znr Ober-Ersatzcommission und 3. zur Commission zur Ein¬
führung der Haubcrgordnung des Kreises Altenkirchen zn vollziehen.

Abgeordneter Friederichs: Darf ich den Herren mittheilen, daß wir das frühere Zimmer
des Ausschusses I für den Regieruugsbezirk Düsseldorf uehmen werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Dann würde ich die Herren von Köln bitten,

un Zimmer des Prouinzialausschusscs zusammenzutreten.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
AbgeordneterI außen (Vurtscheid): Ich würde die Zerren des RegierungsbezirksAachen

bitten, im letzten Zimmer rechts morgen um 10^2 Uhr zusammenzutreten.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Sodann liegt mir ein Schreibendes Herrn Oberpräsidcnten

mit Akten vor über die beanstandeten Wahlen in den Kreisen Grevenbroich und Waldbroel.
Diese Akten werden wohl mit Ihrem Einvcrstündniß an die Wahlprüfungscummissiou verwiesen.
Da kein Widerspruch erfolgt, geschieht dies.

Ferner liegt mir hier das Schreiben des Herrn Oberpräsident.,» vor, betreffend die
Uebernahme der Aachen-EupcnerAktienstraße auf den Provinzialstraßenfonds. Ich werde wohl
mit Ihrem Einverständnis;handeln, wenn ich dies an die CommissionIII verweise. Es erfolgt
kein Widerspruch,es geschieht das also.

Es liegt mir weiter eine Petition der Hagelbeschädigtenvon Angermund vor, die ich
gestern die Ehre hatte, Ihnen inhaltlich mitzutheilen. Ich möchte Sie fragen, ob diese zur
Instruktion an die I. Commission abgegeben werden soll. Der Herr AbgeordneteFriederichs
hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Geschästsordnungsmähig,glaube ich, gehört sie zur I.
Commission.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Geschästsordnungsmähiggehört sie zur I. Commission;
ich frage nur, ob Sie die Petition behandeln wollen. (Zustimmung.) Sie geht also an die I.
Commission.

Sodann gehorsamste Bitte der Kirchengemeinde Bacharach, betreffendWiederherstellung
der evangelischen Pfarrkirche St. Peter zu Bacharach, ebenfalls an die I. Commissionverwiesen.

Sodann kommt eine Vorstellung des Vorstandes des Trier'schen Vauernvcreins um
Bewilligung eines Zuschusses für die Vereinskasse zur Fürderuug der Obstbaumzucht,geht ebenfalls
an die I. Commission.

Ein Gesuch des Straßeuaufsehers a. D. Vreßler um Wiederanstellungoder Pensionirung
geht an die III. Fachkommission. Sind Sie damit einverstanden?(Zustimmung.)

Sodann was ich Ihnen heute als Eingang mittheilte über den Bergrutsch bei Zcll ist
Straßensache und würde an die III, Fachcommissiongehen. Ich constatire Ihr Einverständnis;.

Sodann eine Petition des Ackerers Johann Jakob Weber in Longcamv, betreffend den
Verlust des Fohlens durch die Straßcuriuue, die besonderstief ist, wird auch wohl Straßensache
sein, wenn Sie sie behandeln wollen. Dieser Gegenstandwürde an die III. Commission gehen,

Sodann Antrag auf Ueberuahme der Steinstraß-Titz'er Prämienstrahe auf den
Provinzialstraßenfonds wird wohl auch an die III. Fachcommission gehen.

Nun kommen noch die zwei Schreiben, das eine von Bonn, das andere vom Comite
für Hammerstein,betreffenddas Kaiser-Wilhclm-Denkmal. Diese werden wir wohl zunächst im
Plenum behandeln. (Zustimmung.) Ich werde dieselben der Vorlage des Provinzialausschusses
über diese Angelegenheitverweisen. Es erfolgt kein Widerspruchdagegen.

Dann der Antrag des Trier'schenVauernvereins, betreffend die Abänderung der Garantie¬
frist bei Viehverkäufen. Ich möchte Sie fragen, ob Sie eine besondere Commission bestellen
wollen oder ob Sie diesen Gegenstand vielleicht derselbenCommission, wie die Haubergordnung
übergebenwollen. Der Herr Abgeordnete Freiherr von Eerde hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterFreiherr von Eerde: Ich beantrage Wahl einer Commifsion für land-
wirthschaftliche Angelegenheiten.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Die Haubergordnung ist doch eine landwirthschaftliche
Angelegenheit. Oder wollen Sie den Gegenstand vielleicht an die 1. Fachcommisfionverweisen?
Es erfolgt dagegen kein Widerspruch; es geht also dieser Gegenstanddahin.

Der Antrag der katholischen Kirche zu Rhcinberg um eine Beihülfe zur Restauration
"es Kirchthurms geht wohl auch an die I. Fachcommission. Es erfolgt kein Widerspruch, das
Gesuch geht also dahin.

Meine Herren! Es ist soeben noch ein Antrag eingegangen von Seiten des Herrn
Grafen Hoensbroech,von über 20 Mitgliedern unterschrieben,wie es unsere Geschäftsordnung
vorschreibt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,den Prouinzialausschuh zu beauftragen,
die erforderlichenMaßnahmen zur Herstellungeiner geeignetenelektrischenBeleuchtung
in den Räumen des Ständehauscs zu treffen und ausführen zu lasse»/'

Wollen Sie diesen Gegenstand auch an eine Commission verweisen?
Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterBecker: Mir scheint es doch eigentlich richtiger, wenn solche Maßregeln,

welche die Verwaltung berühren, da diese gesetzmäßig in der Hand des Ausschusses liegt, zunächst
auch dem Ausschusse zur Erwägung überwiesenwerden. Es ist zwar beantragt, den Beschlußzu
fassen, der Ausschuß wolle die elektrische Beleuchtung ausführen. Das halte ich aber nicht für
richtig, sondern ich meine, der Landtag müsse zunächst hören, was der Ausschußüber die Vorlage
selbst dächte. Der Ausschuß würde dabei Mittheilung über die Kosten machen und dann der
Landtag über die Sache eventuell in dieser Session noch befinden können. Das scheint mir der
richtige Weg zu sein

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf Hoensbroechhat das Wort.
AbgeordneterGraf Hoensbroech: Ich möchte dem Herrn Vorredner mittheilen, daß die

Frage absulut kein Novum ist, sondern daß diese schon vor einer Reihe von Jahren hier den
Landtag und auch den Ausschuhbeschäftigthat. Ich erinnere mich, daß der selige Freiherr von
Scheibler, der Vater unseres jetzigen Kollegen, damals schon einen Antrag in diesem Sinne
gestellt hat, weil es sich als absolut dringendes Bedürfniß erwies — es werden die Herren,
welche fchon längere Zeit im Landtage sitzen, mir beistimmen. Damals ist der Antrag nicht zur
Ausführung gelangt, weil überhaupt die Frage der elektrifchenBeleuchtung noch eine sehr
schwankende war und weil fast tagtäglich Verbesserungenin dieser Richtung gemachtwurden und
weil man sich sagte, es ist noch nicht an der Zeit, an die elektrische Beleuchtung zu gehen, weil
dieselbe über kurz oder lang durch andere Einrichtungen überholt wird. Jetzt ist aber die Sache
anders, so daß es an der Zeit ist, diese Frage zu berathen und ich glaube, daß es durchaus
sachgemäß und richtig ist, diese Sache direkt einer Commissionzu überweisen. Der Commission
steht immerhin frei, die Sache wieder an den Provinziallandtag zu verweisen, aber ich bin
überzeugt,daß die Sache sich im 1. Ausschuß, wohin sie zu verweisen ist, direkt erledigen ließe.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Landesbaurath Guinbert hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Landesbaurath Guinbert: Es ist bereits im vorigen Landtage eine Vorlage über die
Anlage einer elektrischen Beleuchtung eingebrachtworden. Diese Vorlage ist aber vom Landtage
damals nicht acceptirt worden, weil man dem demnächst auf Grund der Provinzialordnung
zusammentretendenProvinziallandtage nicht vorgreifen wollte. Ich bin also in der Lage, Ihnen
setzt unverzüglicheine weitere Vorlage zu unterbreiten.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Necker hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Becker: Ich bin der Ansicht, Sie können eine materielle Behandlung des
Antrags heute nicht eintreten lassen, wenigstens protestire icb dagegen, weil der Antrag nicht auf
der Tagesordnung steht. Was nun die geschäftliche Behandlung des Antrags anlangt, so ist es
nicht nach meiner Meinung geschäftsordnungs.mmiß, wenn wir ihn einer beliebigen Commission
überweisen und event, nur die Äusführnng dem Ausschusse übertragen Der Provinzialausschuß,
meine Herren, hat ein Recht ans die Vorprüfung des Antrages. Ich glaube, daß dies allein der
richtige Weg ist, und daß sich derselbe Weg für alle ähnlichen Fälle, welche die Verwaltung
betreffen, empfehle. Ist die Sache bereits früher behandelt worden, nm so leichter wird der
Ausschuß zu eiueiu abschließenden Urtheil kommen nnd desto schneller wird er Bericht erstatten
können. Meines Crachtens empfiehlt es sich, diesen nach meiner Meinung allein ordnungsmäßigen
Weg nicht ohne besondere Gründe zu verlassen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf Hoenöbroech hat das Wort.
Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Ich möchte den Herrn Vorredner

darauf hinweisen, daß eben schon verschiedene Anträge uns vorgelegt worden siud, die direkt an
die Commission zuerst und dann an den Ausschuß verwiesen worden sind, nur nicht zur Vor¬
berathung an den Provinzialausschuß; also dieses Recht eristirt überhaupt nicht. Der Provinziell-
landtag hat ganz einfach das Recht, seine Anträge hinzuuerweiscn, wohin er will; dem gegenüber
steht kein Recht des Provinzialausfchnsfes, wie es der Herr Vorredner eben bezeichnet hat, ich bin
aber damit einverstanden, daß die Sache an den Prouinzinlausschuß geht, vorausgesetzt, daß der
Landtag noch in die Lage gesetzt wird, in dieser Session über diesen Antrag zu beschließen. Ich
habe nichts dagegen, daß die Sache noch einmal vom Provinzialausschuß berathen wird, aber
wenn das nicht der Fall sein sollte, so bestehe ich darauf und stelle den Antrag, daß die Sache
direkt an eine Commission des Landtags gewiesen wird.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Der Herr Abgeordnete Zweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigcrt: Ich habe generell nichts dagegen zu erinnern, wenn die Sache

an den I. Ausschuß kommt, muß indessen dein Herrn Abgeordneten Becker darin entgegentreten,
daß der Provinzialausschuß ein Recht habe, derartige Initiativanträge zunächst uurznprüfen, damit
nicht aus der Ueberweisung an den Ausschuß ein Präjudiz folgt, daß für alle Zukunft derartige
Anträge an den Provinzialausschuß verwiese» werden. Ich glaube, darüber steht weder in der
Provinzialordnnng noch in der Geschäftsordnung etwas. Wir können unsere Anträge an eine
Commission verweisen oder, wenn wir wollen, direkt im Plenum behandeln. Generell bin ich ein¬
verstanden, daß die Sache dem Provinzialausschuß überwiesen wird, aber ohne jedes Präjudiz.

Abgeordneter Ianßen (Burtscheid): Mciue Herren! Gestatten Sie mir, darauf hinzu¬
weisen, daß, wenn es auch richtig seiu mag, daß ein geschriebenes Recht in Betreff diefcs Punktes
nicht vorliegt, es gleichwohl nicht allein der seitherigen Praxis, sondern auch der gesammten
Stellung des Provinzialausschnsses im Prouinzialverbande entspricht, denselben zu diesen Fragen
zu höre». Deuten Sie sich, zu welcherVerschiedcnartigkeit der geschäftlichenBehandlung es führt,
wenn Gesuche, welche zu einer Zeit des Jahres eingehen, wo der Prouinziallandtag nicht ver¬
sammelt ist, stets an den Provinzialausschuß gelangen, während Petitionen ganz gleicher Art,
welche während der Session des Landtages gestellt werden, mit Umgehung des Ausschusses
behandelt werden sollen. Das muß ja nothwendig zu Unglcichmäßigkciten in der Behandlung
der Gefchäfte führen. Sie werden mir zugestehen, daß das dem Interesse der Verwaltung mcht



förderlich ist. Ich muh übrigens für ».eine Person erklären, daß bei allen Beschlüssendie vorhu
in Bezug auf die Ueberweisungan die betreffendenFachcommissionen gefaßt worden sind es ur
mich immer das Referat gegebenhat, „nachdemvorher der ProvinzialausschußgeHort worden ist.
Dieses Recht des Gehortwerdens steht nach dem ganzen Geist unserer Provmzialverfassung dem
Provinzialausschuß unzweifelhaftzu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr Landesdirektorhat das Wort^
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Nach dem ganzen Aufbau der Provmzmlordnung

scheint nur ein Bedenken dagegen nicht vor zu liegen, daß die Angelegenheiten, welche im
Provinziallandtage berathen werden, zunächst dem Ausschußzur Vorbereitung überwiesen werden
Dieses Verfahren wird meines Erachtens indirekt durch den §. 58 der Provmzmlordnnng angeregt.
Die Provinzialordnung schreibt nämlich im §. 58 vor: d«
Erledigung olgender Geschäfte ob: Der Provinzialausfchuh hat d:e Beschlussedes Provinzial¬
landtages vorzubereitenund auszuführen, soweit damit nicht besondere Connm stonen, Comnnssanen
oder Beamte durch Gesetz oder Beschluß des Provinziallandtages beantragt sind.

Das letzte soll also die Ausnahme bilden, soweit Näheres als Regel hingestelltwird, daß
der Ausschuß alle Beschlüssevorzubereiten hat. Ich meine, wenn es sich um Sachen von materieller
Bedeutung handelt, daß es alsdann den. Sinn und dem Wortlaut der Provmzmlordnungentspricht,
daß zunächst die Ueberweisungan den Provinzialausschuß erfolgt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Freiherr von Loö hat das Wort^
AbgeordneterFreiherr von Loö: Meine Herren! Ich würde es "s eine Verkümmerung

des Rechtes des Provinziallandtages und seiner Mitglieder ansehen, wenn Sie feststellten,daß
überhaupt alle Anträge an den Provinzialausschuß gehen mühten. Daß dem wie der Hnr
Landesdirektoreben vorlas, keine Bedenken entgegen stehen - der Ueberweisungan den PromMal-
ausschuh - dem stimme ich zu. Wenn aber auch keine Bedenken entgegenstehen,so ist es doch
"irgendwo ausgesprochen,daß dies geschehen muh; ich we.h nicht, wohin das f" «« Me wenn
wir hier nur Beschlüsse fassen dürften, nachdemdie betreffendenAnträge dem Provmzialan schuh

vorge^e^ Das haben wir selbst zu entscheiden.So ^ ^^
worden und ich zweifle nicht, dah jede Commission, die wir aus dem P^M^
wählen, wenn sie die Sache nicht hinreichendgeprüft und ^«reichend klar gestellt era^
an den Provinzialausschuß verweisen wird. Aber ihnen dies zur Pflicht zu m ch , d gegm
muh ich entschieden protestiren und würde es als eine Verkümmerung unseres Rechtes ansehen,
wenn wir dazu übergehen wollten. ^ . < . ^ «!^«lt«n^n„n<i

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteHeuser hat zur Geschäftsordnung

^ ^Abgeordneter Heuser- Meine Herren! Es ist doch gewih keine Verkümmerung des

Nechtes d^ «e!, we>m dasjenige, was ihm zur Beschlichfassung^egt'v^^« ^
durch Gesetz und Zweckmäßigkeit vorgeschriebenen Weise, wie solche m der Provnzialordung ihren
Ausdru^ Eine Sache, die mit erhebliche« Kosten ver imden ist w von
vielerlei Gesich spunkten ans zu betrachten ist, geHort ganz gewiß nicht

m ein Plenum von 140 Personen. Ich bin der Ansicht, daß es m ^" "r ^ ' ^e l. '
und dem entsprichtauch das geschriebene Recht, daß, wie der Herr Landesdirektorausgeführt hat,
es nur als Aus^ wenn der Landtag direkt über Sachen wie die gegenwartig

F^st ^ Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
27
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Abgeordnete Dietze: Meine Herren! Ich bedauere, mich den Ansfühnmge» des Herrn
Landesdirektors und des Herrn Abgeordneten Becker nach den, Wortlaut des §. 58 der Prouinzial-
ordnung nicht anschließen zu tonnen, Ist der Prouinziallandtag nicht versammelt, so sind natürlich
alle vorliegenden Arbeiten durch den Provinzialausschnh vorzubereiten, ist aber der Landtag ver¬
sammelt, so ist es ganz unbestritten, daß nur dem Landtage die Art der Geschäftsuorbereitung
zusteht uud nicht dem Pro'.'inzilllausschuß, und ebenso die Gcschäftsbchaudlung. Ich glaube auch
nicht, daß der Provinzialausschuh, wenn direkt ein Antrag gestellt ist, ihn an eine Kommission zu
verweisen, wie es mit diesem Antrage geschieht, dann das Recht für sich in Anspruch nimmt, es
im Ausschuß vorzubereiten, die Commission kann es ebenso gut vorbereiten. Ich freue mich, daß
das Prinzip überhaupt zur Sprache gekommen ist, obwohl der vorliegende Antrag eigentlich nicht
der Mühe werth ist; das Material liegt fertig vor, es kann vom Ausschuß und Commission ebenso
berathen werden. Wenn es sich aber nm das Prinzip handelt, kann ich mich nur dem anschließen,
was der Abgeordnete von Lo« ausgeführt hat,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf Hoensbroech hat das Wort,
Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Meine Herren! Wir müssen die materielle

Seite der Frage nicht vermengen mit der formalen. Ich habe ausführlich erklärt, daß ich au und für sich
materiell gar nichts dagegen habe, wenn die Sache dein Provinzialausfchuh M Vorberathung übcrwicscu
wird, damit die Sache gründlich dort erwogen werde, vorausgesetzt, daß es noch möglich sein wird,
die Sache in dieser Session noch zur Entscheidung zu bringen Aber so liegt ja setzt die Frage
nicht mehr Die Frage ist jetzt auf das Terrain des Compctenzconftiktcs geschoben worden uud
da muß ich allerdings, um dies klar zu stellen uud um das festzuhalten, darauf bestehen und stelle
hiermit formell den Antrag, diese Frage direkt an den betreffenden Ausschuß zu verweisen, darüber
kann nach meiner Ansicht gar kein Zweifel fein und ich verstehe die Deduktiv» des Herrn Landes¬
direktors nicht, wie er aus dem ß. 58 herauslesen null, daß das blos eine Ausnahme sei. Ich
muh sagen, ich verstehe das nicht, die Sache ist so klar, daß darüber überhaupt kein Zweifel sein
kann. Ich stelle hiermit den Antrag, meinen Antrag direkt an die betreffende Commission zu
verweisen, die mag entscheiden, ob er zu ciucr materiellen Prüfung der Sache noch an den
Provinzialausfchuh wieder weiter gehen foll. Aber gcschäftsordnungsmäßig, formell muß das
Recht festgehakte»werden, daß der Prouinziallandtag darüber bestimmen kann, wie er es der Sache
entsprechend für gut hält und daß ein Recht von Seiten des Provinzialausfchußcs absolut uicht cxistirt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Landesdirektor Klein hat das Wort.
Landesdirektor sslein: Meine Herren! Es beruht auf einem große» Mihuerständniß,

wenn Herr Graf Hoensbroech annimmt, ich habe dem Landtage das Recht bestreiten wollen,
Angelegenheiten zur Vorberathung an eine Commission zu verweisen. Ich habe vielmehr nur
gesagt, daß es nach dem Wortfassnng und dem Sinne der Prouinzialordnuug als Regel zu
betrachten sei, daß die Angelegenheiten dem Prouinzialausschuß zur Vorbereitung der Landtags-
beschlüffe überwiesen würden. Ich bitte Sie, meine Herren, den iZ> 58 durchzulescn und werden
Sie finden, daß man nicht zu einer andere» Auffassung kommen kann. Der Provinzialausfchuh
hat die Beschlüsse des Landtages vorzubereiten und auszuführen, foiveit nicht in besonderen Fällen
Commissionen vom Landtage ernannt werden Meine Herren! Wenn ich Jemandem Geschäfte in
dem Sinne übertrage, du hast alles zu thun, soweit ich nicht in einzelnen Fällen andere Bestim¬
mung treffe, so heißt das doch, daß in der Regel der generell ertheilte Auftrag Platz greifen soll.
Dah der Landtag darüber zn befinden hat, ob und wann er eine solche Ausnahme »rächen und
eine Commission mit der Porberathung betrauen will, ist selbstverständlich. Wenn es sich um
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finanziellelind Fragen ähnlicher Art handelt, so ist es gewiß zweckmäßiger,bei der Regel zu
bleiben und die Sache an den Ausschuß zu verweisen. Letzteres trifft bei der vorliegende,»
Frage zu,

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Meine Zerren! Ich bedauere lebhaft, vielleicht durch einen

»"glücklichen Ausdruck die Veranlassung zu dieser prinzipiellen Diskussion gegeben zu habeu. Es
kann Niemand leugnen, daß der Landtag das Recht hat, zu bestimmen,wie er es für gut findet.
Das liegt im 8. 58 der Provinzialordnung. Ich habe nur nach diesem selber und m Ueberem-
stünmuug mit'den Ausführungen des Herrn Landesdirektors ausführen wollen, daß es m der
Negel das Nichtige sein wird, dem Ausschuß,welcher die laufende Verwaltung führt, auch alle
diejenigen Sachen, die mit dieser Verwaltung in Berührung stehen, zunächst zur Aeußerung
zuzuweisen; uud das wird auch in den meisten Fällen aus praktischen Gründen das zweckmäßigste
sein. Nehmen Sie z. B. den häusigen Fall an, daß Petitionen den Ausschuh bereits beschäftigt
haben; nun weifen Sie ohne besondernGrund eine solche Petition an eine andere Eomnnssto»,
die keine Verbindung mit dem Ausschuß hat; das kann nur zu unnützen Schwierigkeitenfuhreu.
Ich betone nochmals, das Recht des Landtags, anders zu befinden, habe ich nie bestreuen wollen,
aber in der Regel muß ich daran festhalten, daß es das zweckmäßigste und auch un Sinne
der Provinzialorduung ist, wenn wir diejenigen Sachen, welche die Verwaltung betreffen, dem
Prouinzialmisschnßzur Berichterstattung zuweisen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort zur
Geschäftsordnung. ^ . ,

Abgeordneter Adams: Meine Herren! Ich stehe vollständig auf dem Standpunkte, der
«°» den Herren Abgeordneten Dietze und vo» Loö nusgesprocheuist. Der Provinzialcnisschuß
kann gar nicht daran denken,hier ein Recht in Anspruch zu nehme». Der Landtag ist vollständig
befugt, wenn er zusammeu ist, jede Sache durch eine Commifsionvorberathen zu lassen. Das ist
'»' s 58 der Provinzialordnung so klar ausgeführt, daß ein Zweifel nicht obwalten kann. Was
die Frage der Zweckmäßigkeit anbetrifft, so möchte ich beantragen, daß die Angelegenheit dem
Provinzialausschuß zur Vorbcrathung überwiesen werden möge. Gerade bei derartigen prägen,
wie diejenige, um die es sich hier handelt, die Beleuchtnngsfrage,kann von dem Provinzialausschuß
der mit der Einrichtung des Hauses befaßt ist, unzweifelhaftam besten vorberathen werden, ^ch
halte es daher für gut, weun diefe Augelegenheit, ehe sie von Ihnen beschlossen wird vom
Proviuzialausschuß nnd nicht von einer anderen, von Ihnen zu wählenden Eommlsfton begut¬
achtet werde.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMoem
Abgeordneter Vloem: Meine Herren! Hinsichtlichder Zweckmäßigkeitsfrageschließe ich

mich den Ausführungen des geehrten Vorredners an uud glaube, es ist auch an der Zert, diese
Diskussionzu beeudeu. (Zustimmung.)

Was sonst die Frage anlangt, meine Herren, so kann es meines Erachtens ernsthaft gar
nicht in Zweifel gezogenwerden, daß der Provinziallandtag souverän ist hinnchtlich der geschäft¬
lichen Behandlung der Sachen. Wir haben gestern die Geschäftsordnung beschlossen ^m §. 25
steht: Zur Vorbereitung der Berathungen uud Beschlüssedes ProvinziallandtageS tonnen nach
Maßgabe des sich herausstellendenBedürfnisses durch Beschluß des Laudtages sowohl Fachcom-
"nfsionen als auch Commissiouenfür einzelneAngelegenheitenbestellt werden. Also was wir
gestern beschlossenhaben, können wir heute nicht wieder aufheben.

27"
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Hoensbroechhat das
Wort zur Geschäftsordnung. (Stimmen: Schluß,)

AbgeordneterGraf von Hoensbroech: Ich hatte alfo den Antrag gestellt, diese Frage
direkt der ersten Commission zu überweisen. Nachdem aber die Herren so liebenswürdig sich
unserer Anschauunggenähert haben, so halte ich dies nicht mehr für nöthig und stelle hiermit
den Antrag, diese Frage dein Provinzialausschuh zu überweisen,mit der Bedingung, daß derselbe
noch in dieser Session dem Landtage weiter darüber Bericht erstatten möge. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es steht also kein anderer gefchäfts-
ordnungsmähiger Antrag mehr zur Verhandlung, als der eben gehörte. Erfolgt Widerspruch
gegen denselben? Ich constatire, daß kein Widersprucherfolgt. Also nehme ich an, daß der ganze
Landtag damit eirverstanden ist, daß die Angelegenheitnach dem Antrage zunächst an den Pro-
vinzialausschußgeht, unter der Bedingung, daß wir noch in dieser Session die Antwort des
Prouinzilllausschusseserfahren. Das Wort hat der Herr AbgeordneteMeuser.

Abgeordneter Meuser: Ich möchte doch bitten, zuerst darüber abzustimmen, ob der
Antrag überhaupt angenommenwird, ehe wir den Antrag an die Geschäftsordmingscommission
oder den Provinzialausschuh überweisen. Ich bin überhaupt der Meinung, daß wir gegen die
elektrischeBeleuchtung dieses Hauses sind. Wir müssen also über den Antrag überhaupt erst
abstimmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Sole mach er: Im Anschluß an den Antrag des Grafen
Hoensbroech bitte ich die Mitglieder des Provinzialausschussesmorgen um '/2I0 Uhr zu einer
Sitzung zusammentretenzu wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf Hoensbroechhat das Wort
zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterGraf Hoensbroech: Ich verstehewirklich nicht, was wir heute über den
Antrag beschließen sollen. Der Antrag wird erst vorbeiathen. Der Antrag ist von 20 Mitgliedern
geschäftsordnungsmüßigüberreichtund kann vorläufig nicht unter den Tifch gebrachtwerden; er
»>uh erst vorberathen werden, dann kommen wir zur Beschlußfassungdarüber.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich muß zur Geschäftsordnung dem beitretcn, was Herr
Graf Hoensbroech gesagt hat. Der Antrag ist von 20 Mitgliedern gestellt, und es kann
erst, nachdem derselbe vom Provinzialausschuh wieder an uns gelangt ist, darüber Beschluß
gefaßt werden.

Meine Herren! Wir kommen zunächst nach der Tagesordnung zur Wahl der Commissionen.
Es liegt mir hier die Liste vor, wie die Abtheilungen ihre Vorschlägegemachthaben. Ich frage
Sie, ob Sie dieselbe verlesen haben wolle». (Zustimmung.)

Zunächst haben wir die Wahlprüfungscommission. Ich ersuche den Herrn Schriftführer
um Verlesung.

Schriftführer Abgeordneter Graf Nefselrode: Für die Wahlprüfungscommifsion
sind folgende Herren vorgeschlagen: 1. für den RegierungsbezirkNachen die Herren Schlick und
Oster, 2. für den RegierungsbezirkKöln die Herren Michels, Freiherr von Nyx und Ney, 3. für
den RegierungsbezirkCoblenz die Herren Reinhard und Raab, 4. für den RegierungsbezirkTrier
die Herren von Beulwitz und Keller, 5. für den RegierungsbezirkDüsseldorf die Herren Courth,
Freiherr von Eerde und Melbeck.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben die Namen der von den verschiedenen
Abtheilungenfür die WahlprüfungscommissionvorgeschlagenenHerren gehurt. Der Herr Abge¬
ordnete Freiherr von Hövel hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Hövel: Ich beantrage, die eben verlesenenHerren per
Akklamationzu wählen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist der Vorschlaggemacht,die Herren per Akklamation
"' die Commissionzu wählen. Erfolgt hiergegen Widerspruch? Ich coustatire, daß kein Wider¬
spruch erfolgt und erkläre in Folge dessen die eben verlesenenHerren als Mitglieder der Wahl¬
prüfungseommissionfür gewählt.

Wir würden nun zur Geschäftsordnungscommissionübergehcu und bitte ich den Herrn
Schriftführer um Verlesung der Liste.

Schriftführer Graf Nesselrode: Für die Gcschäftsordnungscommis,ionsind vorge¬
schlagen: 1. für den Regierungsbezirk Aachen die Herren Broich und Büttgenbach, 2. für den
RegierungsbezirkEoblenz die Herren Adams und Syree, 3. für den RegierungsbezirkKöln die
Herren Kühlwetter, Marcus und Heufer, 4. für den RegierungsbezirkDüsseldorf die Herren von
Kühlwettcr, Zwcigert, Freiherr von Plettenberg und Bloem, 5. für den RegierungsbezirkTrier
die Herren Dr. Muth und Graf Brühl.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das sind die Herren für die Geschäftsordmingscommisston.
WünschenSie hier ebenfalls Wahl per Akklamation?(Zustimmung.) Ich höre keinen Widerspruch
dagegen, so nehme ich an, daß Sie die Herren ebenfalls per Akklamation wählen wollen. Ich
constatire, daß die Herren gewählt sind.

Jetzt kommen wir zur ersten Fachcommission,welche zur Berathung der Angelegenheiten,
die in der I. und IV. Abtheilung der Prouinzialverwaltungs-Behörde behandelt werden, eingesetzt
'st. Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Verlesung.

Schriftführer Graf Nesselrode: Es sind für diese Commissionvorgeschlagen: 1. für
den RegierungsbezirkAachen die Herren Graf Neihel und Hupertz, 2. für den Regierungsbezirk
Eoblenz die Herren Sahler und Moritz, 3. für den RegierungsbezirkKöln die Herren Michels,
Graf Fürstenberg und Frings, 4. für den Regierungsbezirk Düsseldorf die Herren Zweigert,
Marquis von Hoensbroechund de Greifs, 5. für den RegierungsbezirkTrier die Herren Dr. von
Voß und Pflug.

VorsitzenderFürst zu Wied: Erfolgt gegen einen dieser Herren Widerspruch? Das
Wort hat der Herr AbgeordneteVreuer zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterBreuer: Ich erlaube mir dem hohen Haufe an Stelle des Herrn Abge¬
ordneten Zweigert den Herrn Rittergutsbesitzer Weidcnfeld in Vorschlag zn bringen, well rch
annehme,daß es nicht angängig ist, daß ein Mitglied in zwei Commisstonen zugleich thätig sem kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dietze zur Geschäfts¬
ordnung,

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich möchte darüber gern vom Präsidenten Auskunft
haben, ob die soeben gewählten Herren in einer gedruckten Liste zusammengestellt werden, d« uns
zugehensoll. Ist das der Fall, dann möchte ich bei der Gelegenheit die Bitte aussprechen, den
Mitgliedern des Provinziallandtages auch gedruckte Listen der Mitglieder und Stellvertreter des
Provinzialrathes, des Bezirksausschussesund ebenso des Provinzialausschusscszuzustellen. Der
eine oder andere Abgeordnete könnte in der Lage sein, einen besonderenWunsch an einen der
Herren aussprechenzu wollen; wir sind aber nicht einmal im Besitze der Listen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich kann darauf erwidern, daß diese Namen hier gedruckt
werden und sofort nach dein Beschlusse vertheilt werden sollen. Die übrigen Listen tonnen auch
gedruckt und Ihnen auch zur Kenntniß gebracht werden.

AbgeordneterDietze: Ich nehme also an, daß meinem Antrage Folge gegeben wird.
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie sind mit diesem geschäftsordnungs¬

mäßigen Antrag des Herrn AbgeordnetenDietze einverstanden. (Zustimmung.) Der Herr Abge¬
ordnete Schmitz hat das Wort.

AbgeordneterSchmitz: Meine Herren! Ich habe gestern für Nr. IV eine besondere
Commissionbeantragt, weil da die landwirthschaftlichenSachen mit behandelt werden und diesen
Antrag in Folge der Ausführungen des Herrn Landesdirektors wieder zurückgezogen.Ich meine
nun aber, daß es doch ganz richtig wäre, wenn mehr Landwirthe bei dieser Sache thätig sind
und mich daher dem Antrage des Herrn AbgeordnetenVreuer anschließenund Sie bitten auch
schon deswegeneinen Landwirth in die Commissionzu nehmen, weil dann der Regierungsbezirk
Düsseldorf unter 4 Mitgliedern 2 Landwirthe hat; zu Letztem rechne ich nämlich auch den Herrn
Grafen Hoensbroech.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBreuer hat das Wort.
AbgeordneterBreuer: Der Herr AbgeordneteSchmitz hat eben bereits schon ausgeführt,

was ich noch fagen wollte. Ich habe hauptsächlich daran gedacht, damit den Interessen der Land¬
wirthschaft zu dienen, wenn ich dafür eingetreten bin, daß in dieser Commission,wo so viele
landwirthschaftlicheFragen vorkommen, auch in entsprechender Anzahl Vertreter der Landwirth-
fchaft sich befinden müßten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Für Düsseldorf sind vorgeschlagendie Herren Hardt,
Zweigert, Marquis von Hoensbroechund de Greiff. Nun schlagen die Herren Abgeordneten
Vreuer und Schmitz an Stelle des Herrn Zweigert den Herrn Weidenfeld vor. Das Wort hat
der Herr AbgeordneteBusch.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Ich bin nicht in der Lage beurtheilen zu können,
ob die Gründe, die Herr Vreuer anführt, zutreffen. Es mag aber richtig sein, was Herr Breuer
in Bezug auf die Mitglieder der Lommission bemerkte. Jedoch meine ich, daß es angemessen
gewesen wäre, wenn gestern in den Abtheilungen darauf hingewiesen wäre. Es ist dies von
keiner Seite geschehen, Herr Vreuer hat nichts gesagt. Jetzt müssen wir von der Sache abgehen,
sonst kommen wir in endloseDiskussion. Ich möchte daher bitten, bei den Vorschlägen der
Abtheilungen zu bleiben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBreuer hat das Wort.
AbgeordneterBreuer: Ich beziehe mich dann auf das Urtheil des Abtheilungsvorsitzenden

Herrn Friederichs, indem die Angelegenheit mit einer folchen Eile betrieben worden ist, daß es
nicht einmal möglich war, einen Einspruch zu erheben. Die Namen wurden rasch notirt und
damit war die Sache fertig.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! So lange der Antrag so motivirt wurde, daß

ein einzelnesMitglied nicht in zwei Commissionenfein könnte, habe ich hierzu nicht das Wort
ergreifen können, da ich diefen Grund nicht verstehe. Nachdem nun indessen der Herr Antrag¬
steller erklärt hat, daß er die Wahl eines Landwirths wünsche, verzichte ich mit dem grüßten
Vergnügen zu Gunsten des Herrn AbgeordnetenWeidcnfeld.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Zweigert verzichtet zu Gunsten des Herrn Weidenfeld.
An Stelle des Herrn Zweigert ist also Herr Weidenfeld vorgcfchlagen. Ist das hohe Haus mit
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dieser Aenderung einverstandenund mit dein Vorschlage, daß diese 13 Herren per Akklamation
gewählt werden. Ich constatire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre hiermit die Herren
für gewählt.

Dann kommen wir zur zweiten Fachcommissionfür Berathung der Angelegenheiten,
welche von der 2. und 3. Abtheilung der Central-Verwaltungsbehorderessortiren Ich erfuche den
Herrn Schriftführer die Namen zu verlefen.

Schriftführer Graf Nesselrode: Es sind zu dieser Commission vorgeschlagen:
1 für den RegierungsbezirkAachen die Herren vo» Frühbuh und von Scheibler; 2. für den
RegierungsbezirkCoblenz die Herren Schulze und Dr. Schmitz; 3. für den RegierungsbezirkKöln
die Herren Andreae, Dr. Frowein und Meuser; 4. für den Regierungsbezirk Düsfeldorf die
Herren Friederichs, Eisenlohr, Bonniger uud Simons; 5. für den RegierungsbezirkTrier die
Herren Haldn und Hermann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wird gegen diese Vorschläge Widerspruch erhoben? —
Es erfolgt kein Widerspruch, ich uehme an, daß die Herren auch hier Wahl per Akklamation
belieben; ich erkläre die Herren für per Akklamationgewählt.

Drittens die Fachcommissionfür Berathung der Angelegenheiten,welche von der fünften
Abtheilung der Central-Verwaltungsbehordereffortiren. Ich ersuche deu Herrn Schriftführer, die
Ramen der vorgeschlagenen Herren zu verlese».

Schriftführer Graf Neffelrode: Es sind für diese Eommissionvorgeschlagen:1. für den
RegierungsbezirkAachendie Herren Claehen und Dittmar; 2. für den RegierungsbezirkEoblcnz
die Herren Peters und Kreuzberg; 3. für den RegierungsbezirkKöln die Herren Graf Nesselrode,
Hoffmann, Krawinkel; 4. für den RegierungsbezirkDüsseldorf die Herren von Monfchaw, Katt-
winkel, Freiherr von Hoeuel und Scheidt; 5. für den RegierungsbezirkTrier die Herren Fuchs
und Kuuz.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage, ob gegen diese Vorschläge ein Widerspruch
erfolgt. — Ich constatire, daß kein Widersprucherfolgt uud nehme an, daß Sie per Akklamation
diese Herren wählen wollen. — Da kein Widersprucherfolgt, constatire ich, daß die hier auf¬
geführten Herren in die dritte Commissiongewählt sind. Hiermit ist diese Angelegenheiterledigt.

Bevor wir in den vierten Punkt der Tagesordnung eintreten, habe ich an den hohen
Landtag eine gefchäftsordnungsmähigeFrage zu stellen. Ich hatte mir erlaubt, Ihnen gestern
vorzuschlageu,die fämmtlichen Sozialetats zunächst einzeln durchzuberathen. Ich glaube nun,
meine Herren, daß wenn wir so ein paar Stunden bei den Spezialetats bleiben, dies wohl eine
ziemlich anstrengendeArbeit sein würde, uud ich möchte Sie fragen, ob wir dazwifchen etwas
Anderes nehmen wollen, vielleicht das Feuer-Societäts-Neglemcntoder eine andere Arbeit. Dann
"wchte ich nur erlauben, Sie zu frageu, ob es Ihnen recht ist, daß wir zuerst die Etats der
einzelnen Zweige unserer Verwaltung nehmen und dann erst den Etat des Landtages und der
Central-Verwaltungsbehorde. Ich glaube, daß gerade die Etats der Central-Verwaltungsbehorde
m ihrer ganzen Größe und Complikationganz klar vor die Augen geführt sind, wenn wir alle
anderen Etats erst durchgenommen haben. Ich habe deshalb in einer Nummer unsere sämmtlichen
Vorlagen hier zusammengefaßt, damit wir jetzt, ehe wir in dieselbeeintreten, ganz sreie Hand
haben, das zu engagiren, wie es uns angenehm ist. Ich würde Ihnen deshalb vorschlagen, daß
wir zunächst vielleicht die Etats der dritten Abtheilung der Anstalten oder der fünften Abtheilung
vornehmen, je nachdemdie Herren sich vorbereitet haben, daß wir dann vielleicht zwischen diesen
Sachen das Feuer-Societäts-Reglement vornehmen und daß wir schließlich in den einzelnen Etats
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wieder fortfahren und erst, wenn wir alle anderen Etats vorberathen haben, den Etat der Centra»
Verwaltungsbehördenehmen. Sind die Herren mit diesen Vorschlägeneinverstanden? Das Wort
hat der Herr AbgeordneteIanßen.

AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Wäre es nicht zweckmäßig, mit der Abtheilung II-
zu beginnen, die Abtheilung I, aber nach dem Vorschlagedes Herrn Präsidenten an die letzte
Stelle der Etatsberathung zn stellen?

VorsitzenderFürst zu Wied: Wenn die Herren also damit einverstanden sind, dann
würden wir mit den Etats der Abtheilung II. beginnen, zu Abtheilung III. übergehen, nach
Abtheilung III. würden wir das Feuer-Societäts-Reglemcntvornehmen, dann Abtheilung IV. und
und V., dann die einzelnen Etats der Central-Verwaltungsbehördeuno darauf zu anderen Sachen
übergehen. Sind die Herren mit dieser Tagesordnung einverstanden? (Zustimmung.)

Ehe wir in diese Sache eintreten, habe ich Ihnen noch eine Frage über die geschäftliche
Behandlung des Punktes 11 und 12 der Vorlagen des Provinzinlausfchusseszu stellen, die Wahl
eines Direktors der .Landesbank der Nheinprovinz und die Wahl eines Landesraths betreffend.
Ich möchte Sie fragen, ob Sie vielleicht diese wichtigen Wahlen in einer Commission, vielleicht
der ersten Fachcommission vorberathen lassen wollen, damit dort eine Vorbesprechungvorgenommen
werden kann. Der Herr Landesdirektorhat das Wort.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Sowohl die Abtheilung I., in welche die Wahl
des Landesraths hineingehört, wie die Abtheilung IV. sind der ersten Fachcommissionüberwiesen.
Es ist also zweckmäßig, wenn eine Besprechungin der ersten Fachcommissionstattfindet.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sind die Herren damit einverstanden? — Ich constatire,
daß kein Widersprucherfolgt. Wir würde» nunmehr in die Behandlung der Etats der zweiten
Abtheilung eintreten. Als Berichterstatter hat der Herr AbgeordneteNels das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterNels: Meine Herren! Es liegt Ihnen der Svezialetat des
Landarmemvcsensvor. Dieser Etat ist seit einer Reihe von Jahren im fortwährenden Steigen
begriffen, wie der Herr Landesdirektorbereits gestern erwähnt hat. In einer Denkschrift, welche
der Herr Landcsrnth von Metzen ausgearbeitet, sind die Gründe der Zunahme der Ausgaben ganz
genau angegeben. Ich bitte, diesen Etat an eine Commission zu verweisen, da diese Denkschrift
einer näheren Besprechungbedarf.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Berichterstatter beantragt, diese Angelegenheit der
Fachcommission zu überweisen. Wünschen Sie eine weitere Generaldebatteüber diesen Spezialctat,
ein Durchgehender einzelnenPunkte oder Verweisung des ganzen Etats an die Fachcommission?
Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.

AbgeordneterFriederichs: Wie ich gestern schon ans die beunruhigendeZuuahme der
Ausgaben für die Landarmen hingewiesenhabe, würde ich unter allen Umständendafür fein, daß
die Vorlage der Commissionzur eingehenderenBerathung überwiesenwird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand in der Generaldisknssiondas Wort?
— Es scheint Niemand das Wort ergreifen zu wollen, ich schließe die Generaldiskussionund bitte
diejenigenHerren, die dagegen sind, daß der Gegenstand an die Fachconnnissiongehen soll, sich
zu erheben. Sie sind also alle dafür, daß er an die Fachcommissiongeht, und zwar an die zweite
Fachcommission. Wir gehen nun über zu dem Svezialetat der Staatsnebensonds, ebenfalls ver¬
treten von Herrn Nels.

BerichterstatterAbgeordneterNels: Das sind sieben kleine Etats, worin nnr durchlaufende
Posten vorkommen. Die einzige Veränderung ist die, daß setzt die gerichtlich erkannten Polizei-
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strafgeldervon der Staatskasse eingezogenwerden. In: großen und ganzen ist nichts zu bemerken
und ich bitte, einfach die Etats zu genehmigen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diese Etats die Genemldiskussion.Wünschen
ble Herren, daß die einzelnen Positionen durchgegangen werden? (Stimmen: Nein!) Ich höre
«"ein" rufen; wollen Sie sn Kloo-Annahmedieser Etats? (Zustimmung.)

Ich coustatire, daß gegen die en dlao-Annahme dieser Etats kein Widerspruch erfolgt,
'ch erkläre die sämmtlichen Etats über die Staatsnebenfonds, die Polizcistrafgclder:c. für en bloo
genehmigt.

Jetzt kommt der Spezialetat über die Kosten für die Unterbringung verwahrlosterKinder
'" Gemähheit des Gesetzes vom 13. März 1878.

Der Berichterstatter des Provinzialausschussesist der Herr AbgeordneteReinhard.
BerichterstatterAbgeordneterReinhard: Meine Herren! Der Etat befindet sich in Ihrer

aller Händen und ich mochte deu Antrag stellen, daß dieser Etat im Plenum behandelt wird.
(Zustimmung.)

Der ganze Etat beruht mir auf wenigenZahlen. Nach dem Gesetz vom 13. März 1878
trägt von diesen Kosten die KöniglicheStaatsregierung die Hälfte; Sie finden in Titel I, diese
Summe im Betrage von 109 300 M. Unter Titel III, Erstattung von Wegekosten aus dem
eigenen Vermögen der Zöglinge, oder von den aus priuatrechtlichenTiteln znr Nlimentatiou
Verpflichteten sind 400 M. eingestellt gegen 800 M. im vorigen Etat. UnvorhergeseheneEin¬
nahmen fallen aus, und der Zuschuß aus Proviuzialmitteln hat dieselbe Höhe wie derjenige der
Königlichen Staatsregieruug, er beziffert sich auf 109 300 M. Die Ausgaben in Titel I., Kosten
des Unterhalts und der Erziehung, sowie des Unterrichts resp, der handwerksmäßigenoder sonstigen
Ausbildung der Zöglinge, beziffert sich auf 21? 175 M, insgemein und für uuuorhergesehene
Ausgaben, sowie zur Abrundung 1825 M. So balancirt die ganze Summe 219 000 M. Ich
bitte, Ihre Zustimmung auszusvrechen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Etat die Generaldiskussiou.— Es
wünschtNiemand das Wort, ich schließe dieselbe. Ich frage, ob noch eine fpezielle Nemcrkuugzu
einer Position zu machen ist; sonst würde ich annehmen, daß Sie auch diesen Etat en dloo
bewilligen»vollen. — Ich erkläre, da kein Widersprucherfolgt, diesen Etat für en dlao gcuehmigt.

Es folgt nun die Dechargirung der Rechnungenüber die Kosten der Erziehung verwahr¬
loster Kinder. Meine Herren! Ich möchte Sie bei dieser Gelegenheit fragen, ob Sie die sammt-
u'chen zu dcchargirendenRechnungen erst von der betreffendenFachcommissiondurchsehen lassen
wollen; Sie können unmöglich hier im Plenum die Dechargirung vornehmen. Ich würde dann,
wenn Sie damit einverstandensind, die sämmtlichen zu dcchargirenden Rechnungen an die betreffenden
Fachcommissionen verweisen. Wenn die Facheommissionennichts zn erinnern finden, würde ich
Mir erlauben, Ihnen vorzuschlagen,die sämmtlichen Dechargirungen hier auf einen Schuß zu
vertheilen und nur über diejenigen Rechnungen, bei welchen ein Monitum gemacht worden ist,
weitere Verhandlungen vorzunehmen. Ich erlaube mir, bei diese»! Punkte diese geschäftsordnungs-
N'äßige Frage zu Sprache zu bringen und hoffe, mich Ihrer Zustimmung zn erfreuen. — Es
erfolgt kein Widerspruch, ich verweise hiermit sämmtlichezu dechargireudeNechuungen an die
betreffendenFacheommissionen.

Wir würden nunmehr weiter gehen zu AbtheiluugIII,, Spezialetat des Landarmenhauses
M Trier. Der Herr AbgeordneteSchmidt von Schwind ist Berichterstatter, ich habe ihn aber
wegen dringender Geschäfte für den heutigen Tag beurlauben müssen. Der Vorsitzendedes
Provinzialausschusses,Freiherr von Solemacher, wird für ihn das Referat übernehmen.
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Stellvertretender Berichterstatter Freiherr von Solemacher: Meine Herren! Ich mnß um
Ihre gütige Nachsichtbitten, da ich in keiner Weise präparirt bin. Der Ihnen vorliegende Spezialetat
unterscheidet sich von den Etats sämmtlicher übrigen Anstalten dadurch, daß das Landarmenhaus in
Trier nicht auf Rechnung des Proviuzialucrbandes, sondern auf eigene Rechnung verwaltet
wird, und daß Seitens des Provinzialverbandes nur die Kosten für den Landarmenfonds
l». 80 Pfg, pro Kopf und Tag bezahlt werden. Es ist dies daraus entstanden, daß beinahe
ebensoviele Landarme als Ortsarme dort sind und hinsichtlich der Landarmen dieselben Sätze
für zweckmäßig erachtet wurden. Es hat sich dieser Zustand historisch so entwickelt, und werden
also nur nach Maßgabe der dort untergebrachten Landarmen 80 Pfg, pro Kopf aus dem Land¬
armenfonds gezahlt. Meine Herren! Wenn Sie Seite 2 aufschlagen, so haben Sie zunächst die
Position Zinsen, Als das Landarmenhaus von der Provinz übernommen wurde, war es in
einem fürchterlich schlechten Znstande, aber es war ein Reservefonds von hundert und soviel
tausend Mark vorhanden. Man hat nun diesen Reservefonds zunächst gebraucht, um einzelne
Gebcinde des Landarmenhanscs wieder in solchen Zustand zu fetzen, daß die dort untergebrachten
Leute überhaupt eine menschenwürdige Existenz führen konnten. Der ganze Nefcrfefonds ist verbaut
worden, und zwei Gebäude sind nnnmehr in Ordnung, Ein drittes Gebäude ist noch heute
schlecht, es ist dasjenige, welches damals als das ucrhältnihmäßig beste zunächst noch nicht umgebaut
wurde, — Damit nun die Provinz wiederum nicht genöthigt wird, eigene Prouinzialmittel für
das Landarmenhaus zu verbauen, (der stellvertretende Vorsitzende Abgeordneter Adams übernimmt
den Vorsitz) wird folgendermaßen verfahren: Da das Landarmenhaus gut verwaltet wird und
sich jährlich einige tausend Mark Ueberschüsse ergeben, so werden diese Ueberschüsse znr Wieder-
completirung des ursprünglich vorhanden gewesenen Reservefonds angesammelt, um daraus später
auch deu letzten Theil der Bauten herstellen zn können. Diese Kapitalien in der Höhe von 35 000 M-
sind bei der Landesbank zinstragend belegt, und die Position von 800 M. ist der 'jährliche Zins,
der daraus aufkommt Dann haben Sie in Titel II Uebcrfchüffe aus der Landwirthschaft.
Hinsichtlich der Verpflegung der Ortsarmen bei Titel III werden, wie eben angeführt, 80 Pfg>
pro Kopf und Tag bezahlt, auf 150 macht es die entsprechende Summe aus; dann sind 50 Epi¬
leptiker dort untergebracht, respektive unterzubringen vorgesehen, für welche nur 60 Pfg, gezahlt
werden. Ferner Kurkosten von Ortsarmen, desgleichen Bcgräbnißkosten, macht zusammen 56 000 M
Einnahme, die von den Ortsarmen aufkommt. Von Landarmen sind 255 vorgesehen, dazu Kur-
und Begräbnißkosten, macht 6? 000 M. Der Arbcitsbetrieb wird sich nachher aus dem Untcretat V
ergeben. Außergewöhnliche Einnahmen entstehen aus Küchenabfällen und alten Kleidungsstücken.
Im Ganzen schließt der Etat mit einer Einnahme von 132 100 M. ab. Wir kommen nnn zu
den Ausgaben. Bei den Ausgaben ist zunächst das Gehalt des Direktors zu erwähnen; daß
dasselbe im Verhältnisse zu den übrigen Anstalten außerordentlich niedrig gegriffen ist, rührt
daher, daß der gegenwärtige Direktor ein pensionirter Offizier ist, der in seinem Gesammteinkommcn
nicht besser stehen darf, als er früher gestanden hat; wenn wir ihm mehr Gehalt geben, fo würde
dasselbe nicht dein Direktor zustießen, sondern der Staatskasse, die dieses Mehr einfach abzieht.
Wünschen die Herren, daß ich Position für Position verlese? (Stimmen: Nein!) Sie sehen auf
der ersten Seite den Titel Besoldungen. Ist da irgend eine Bemerkung zu mache»? — Es siud
ziemlich dieselben Sätze geblieben, wie sie früher waren. Die Löhne, ebenso die Pensionen sind
Verpflichtungen älterer Art, die also nicht den allgemeinen Pensionsfonds treffen, fondern nur
dem Landarmenhaufe zur Last fallen Wagegelder, Unterstützungen und Remunerationen fallen
alle in dieselbe Kategorie. Das macht alles zusammen 26 000 M. Was die Beköstigung betrifft,
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so ist der Durchschnittssatzauf 63 000 M. berechnet,ebenso wie der frühere auch. Bei Bekleidung,
Lagerung und Bettzeug hat eiue Erhöhung von 2000 M, vorgesehen werden müssen, namentlich
wegen der größeren Kopfzahl, Reinigung ähnlich wie früher; Mobilien, Utensilien, Heizung und
Beleuchtunghaben annähernd denselben Satz, eher etwas heruntergegangen;Krankenpflege,Kirchen-
und Schulbedürfnisse,Reparatur und Unterhaltung der Gebäude ist also eine Pauschalsummevon
4000 M. vorgesehenund Insgemein auf Titel XI Nr. 5 11582 ist die Ziffer höher gegriffen.
Da ist der Ausglcichposten,das ist dasjenige Geld, was eventuell erspart wird, vorgesehen und
zum Reservefondsabgeführt wird, der dazn dient, um später die Gebäude wiederherzustellen.Am
ganzen Schluß der Etats ist die Gesammtcinnahmevon 132 100 M. und eine ebensolcheAusgabe
vm, 132 100 M. aufgeführt.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich erlaube mir die Frage an
das Haus, ob noch weitere dctaillirte Besprechung stattfinden foll, lind ich bitte denjenigen, der
es in dieser Beziehung wünscht, sich zum Worte zu melden. Es scheint dies nicht der Fall zu
sein. Dann würde die Frage kommen,ob der vorliegende Etat an eine Fachcommissionerst noch
verwiesen,oder ob derselbe, nachdemer vollständig hier durchgcnommcnworden ist, angenommen
werden soll. Ich höre von verschiedenenSeiten den Wunsch anssprechcn, daß der Etat als
angenommen angesehen werden soll. Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu
erheben. (Geschieht,) Dann erkläre ich den Etat für angenvmmen.

Stellvertretender Berichterstatter Freiherr von Solemacher: Was die Unteretats an¬
betrifft, fo sind sie auf Erfahrung und Durchschnittssätze berechnet. Sie finden sie auf Seite 18
und 19, die Einnähn« belauft sich auf 11 250 M. und es ergiebt sich ein Ucberschuß, welcher bei
dem eben angenommenenEtats in Einnahme gesetzt ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich glaube annehmen zu dürfen,
daß die Unteretats mit dein Hauptetat angenommen worden sind. Wir kommen zum nächsten
Gegenstände der Tagesordnung Punkt 1: Die Arbeitsanstalt zu Vrauweiler. Referent des
Provinzialausschussesist der Herr AbgeordneteEich, ich bitte denselbendas Referat vorzutragen.

Abgeordneter Eich: Meine Herren! Dem Etat ist zu Grunde gelegt eine Anzahl von
1300 Köpfen und zwar: 1060 männlicheund

240 weibliche Korrigenden.
Sie werden im Etat nur sehr geringe Abweichungengegenüber dem Etat von 1886/88

finden. Die verschiedenen Mehreinnahmen und bczw. Mehrausgaben haben ihren Grund in einein
vermehrten Arbeitsbetriebe. Das Hauptresultat finden Sie auf Seite 4 Titel VI. Dort ist der
Zuschuß aus Provinzialmitteln um 25 900 M. geringer eingestellt als wie im Vorjahre und
dieser verminderte Zuschuß hat ebenfalls feinen Grund in dem vermehrten Arbeitsbetriebe. Wenn
'ch nun auf die einzelnen Positionen übergehen darf, so gestatte ich mir mit Ihrer Zustimmung
zunächst nur die wesentlichsten Veränderungen vorzutragen. — Titel II Nr. 1 sind 3700 M. neu
eingestellt, und zwar veranlaßt durch die Einrichtung einer besonderenLandarmenabtheilung in
der Anstalt, die auf Beschluß des Prouinzialuerwaltungsraths voni 8. Juli 1885 eingetreten ist.
Dann ist der Ueberschuß aus dem Mühlenbetriebe unter Titel III Position 2 ebenfalls herbei¬
geführt durch die ueue Anlage einer Mühle. Der Ueberschuhaus der Materialverwaltung ist
hier im Etat neu eingestellt;dies sind die wesentlichen Veränderungen bei den Einnahmen. Was
nun die Ausgaben betrifft, so habe ich eine Aenderung in Titel II Besoldungenhervorzuheben,
bei den, Gehalte des Direktors ist eine Mehrausgabe, nämlich eine Erhöhung des Gehaltes um
4W M. vorgeschlagen. Diese Erhöhung ist begründet durch die besondere Tüchtigkeit und die

28»
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großen Leistungen, die der Direktor Schellmann auszuweisenhat. Der Prouinzialausschuß hat
sich daher schlüssig gemacht, Ihnen vorzuschlagen,das Gehalt um 400 M. zu erhöhe». Die
übrigen Erhöhungen, die hier unter Titel II Besoldungen eingestelltsind, haben ihren Grund in
den Bestimmungen des Besoldungsetats; nur mit Ausnahme der Position Nr. 9 Materialien-
ucrwalter. Der Materialienuerwalter war mit einem sehr geringen Gehalte angestellt und soll
jetzt den Verwalter,: an den übrigen Anstalten gleichgestellt werden. Es wird dies namentlich
begründet mit dem ausgedehnten Betriebe der Anstalt, durch welche die Thätigkeit des Verwalters
eine sehr nmfangreichegewordenist. Unter Position 21 wird die Vermehrung der Aufseherinnen
um eine Aufseherinnachgewiesen,und dieses Mehr hat seinen Grund, weil sich eine vermehrte
Aufsichtals eine Nothwendigkeitherausgestellthat. Es sind nämlich für Waschküche, Frauenbad
und dergleichen Aufseherinnennicht zu entbehren. Die Erhöhung der Gehälter nach dem Normal¬
etat pro 1883 sind ans Grund dieses Etats aufgestelltworden.

Wünschendie Herren, daß die übrigen Positionen einzeln verlesen werden, in denen eine
Aenderung nicht vorgenommenist? Ich bemerke noch, daß z, V. bei Heizung und Beleuchtung
unter Titel VII eine Erhöhung durch die vielen Bauten die, wie den Herren bekannt sein wird,
in Branweiler aufgeführt wurden, nicht zn vermeiden ist. Ebenso ist es mit dem Gasanstalts¬
betriebe.

Stellvertretender Lorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich frage die Herren, ob Jemand
zn den bis jetzt vorgetragenen Bemerkungen des Herrn Referenten das Wort wünscht? Das
scheint nicht. Dann frage ich weiter, ob gewünscht wird, daß die einzelnen Positionen, die der
Herr Referent noch nicht vorgetragen hat, indem er sich wesentlichdarauf beschränkthat, Ihnen
die Aenderungen mitzutheilen, »och einzeln verlesen werden sollen. Ich frage ob Jemand dies
beantragt? Es fcheint ebenfalls nicht der Fall zu sein. Dann glaube ich, könnte man den
Hauptetat, vorbehaltlichder Unteretats, die noch zu besprechen sind, als erledigt ansehen und ich
würde den Herrn Referenten bitten, sich noch über die Unteretats auszusprechen.

Berichterstatter Eich: Unteretat ^ für Landwirthschaft und Viehstandsnutzungist auf¬
gestellt »ach altem bewährten Satze, Wesentliche Aenderungen sind darin nicht vorgenommen,
ebenso ist es mit dem Nrbcitsbetriebe. Derselbe ist ebenfalls nach den alten Sätzen aufgestellt,
wie ich mir cmznführenerlaube. Die Erhöhungen,das Mehr, hat seinen Grnnd in dem vermehrten
Arbcitsbctriebe, der sehr intensiv betrieben wird. Von der Materialienuerwattung wüßte ich nichts
besonderes hervorzuheben. Der Mühlenbetrieb erscheint hier zum erstenmale und ist der Etat
aufgestelltnoch den Sätzen, die der Direktor und die Anstaltsbeamten an die Verwaltung hierher
eingereicht haben. Weiter habe ich nichts zu bemerken.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Dann richte ich die Frage an
das hohe Haus, ob Jemand das Wort zum Etat der Arbeitsanstalt Branweiler wünscht. Für
den Fall, daß das nicht geschieht, glaube ich annehmen zu dürfen, daß das hohe Haus mit diesem
Etat für Brauweiler einverstanden ist, und eine Verweisung an die Fachcommissionnicht für
erforderlich erachtet wird. Es scheint dies die allgemeineMeinung zu sein. Ich erkläre damit
den Etat für Branweiler angenommenund komme nach der Tagesordnung weiter zu dein Etat
für das Hebammenwcsen,einschließlich des Etats für die Provinzialhebammenlehranstaltzu Köln.
Referent ist der Herr AbgeordneteDcströe, Ich ersuche deuselbeudas Referat vorzutragen.

AbgeordneterDestrse: Meine Herren! In dem diesjährigen Etat sind wesentliche
Aenderungengegen den vorjährigen und zwar hauptsächlich deshalb, wie der Herr Landesdirektor
gestern ausgeführt hat, weil die erste Anstalt vergrößert worden ist und weil die grundsätzliche
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Aenderung eingetreten ist, daß ein Kursus von 9 Monaten eingefühlt ist, während früher 2 Kurse
von je 5 Monaten waren. In Folge dessen verändern sich die betreffenden Einnahmen und
Ausgaben. Die Einnahmen beziffern sich Titel I Zinsen von Kapitalien 516 Mark 72 Pf.
Ich brauche wohl die einzelnen Positionen nicht vorzulefen. Beiträge zahlende Schülerinnen
aus der Provinz 22 000 M, gegenüber 30 000 M, des vorigen Etats, aus dem Grunde, den ich
eben angeführt habe. Die Beiträge der Schwangeren und Kranken sind etwas erhöht worden.
Zur Abrundung 12? M. 50 Pf. Zuschuß aus den Provinzialmitteln 20 730 Mark, also die
Summe der Einnahmen 64 476 M 72 Pf. Die Ausgaben haben sich aus den schon wiederholt
angeführten Gründen ebenfalls geändert. Zu Prämien der Schillerinnen 150 M., zu Unter¬
stützungen für die Hebammen 1296 M. 72 Pf., zu Unterstützungenfür Hebammen auf Beschluß
des Provinzialausschusses700 M. Titel II Besoldungen und Löhne: Beim Vorsteher ist eine
Erhöhung von 200 M, eingetreten, Remuneration 600 M, Nendantengehalt 2850 M. Hier
besagt schon die nebenstehendeBemerkung, daß dieser Rendant früher auch die Geschäfte des
Rendanten der LandesbauamtskasseKöln verwaltet hat. Dies ist jetzt weggefallen, deshalb ist
naturgemäß seine Einnahme für die Hebammenlehranstalterhöht worden. Bei der Position 3 Ober-
Hebammensind keine Aenderungen eingetreten, nur unten Position 6 sind Dienstboten mehr
beschäftigt. Für den Hülfsheizer, der früher nicht eMrte, sind 500 M, eingestellt, für den
Schreiblehrer 157 M. 50 Pf,, für den früheren Anstaltsdirektor eine Pension von 3600 M.
Bei der Beköstigung ist eine Vermehrung ebenfalls eingetreten, für Bekleidungsstückeebenfalls
eine Erhöhung von 100 M, für Lagerung, Tisch und Bettwäsche eine Verminderung, für
Reinigung ebenfalls, Mobilien, Utensilien,Handwerkszeugund ärztliches Instrumentarium bedurften
eine Vermehrung, alfo ist hier ein Zusatz von 200 M. zu machen, Heizung ebenfalls eine Ver¬
mehrung, weil durch Neuanlagen dies erforderlichist, für Beleuchtung ebenfalls eine Vermehrung,
für Arzneien 600 M. — namentlich ist auch eine Erhöhung eingetreten für Verbandstoffe,
Desinfektionsmittel :c. ein Zusatz von 2000 M; für Bauten und Reparaturen, Wasserconsum
ebenfalls eine Erhöhung. Titel XI Extraordinarien. Da sind wohl wesentliche Veränderungen
nicht, nur bei der Feuerversicherung,was natürlicherweise durch die Neubauten bedingt ist. Ich
wiederhole,daß die Einnahmen und Ausgaben 64 476 M. 72 Pf, betragen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Debatte und
frage zunächst, ob Jemand im Allgemeinenzu diesem Etat das Wort verlangt. Geschieht nicht.
Ich frage ferner an, ob Jemand zu einer der einzelnen Positionen das Wort verlangt. Geschieht
ebenfalls nicht. Dann darf ich wohl annehmen, daß das Haus den Etat so annimmt, wie er
vorliegt und daß er nicht erst an eine Fachcommission verwiesenzu werden braucht. Es scheint
dies die allgemeine Meinung zu sein und erkläre ich daher in dieser Weise den Etat vom Landtage
angenommen. Wir kommen zu einem anderen Punkte der Svezialetats, das ist der Spezialetat
für die Provinzial-Taubstummenanstalten Nrühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier.
Referent ist Herr Abgeordneter Dietze. Ich bitte denselbendas Referat vorzutragen.

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich habe zu diesem Etat: Taubstummenaustalteu
Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier nur das Folgende zu sagen. Der Kapital¬
bestand der Anstalt Brühl 52 17? M. 20 Pf. und Kempen 116 218 M. 65 Pf. haben sich vor
Uebernahmeder Anstalten auf die Provinz dadurch angesammelt, daß die Beiträge aus Staats- und
Provinzialmitteln, sowie die Beiträge der Kollekten die Ausgaben überstiegenund daher zinstragend
hinterlegt wurden. Dann möchte ich mittheilen zu den Ausgaben Titel II Verpflegung der
Zöglinge, daß die Anstalten alle Externate sind und daß die Kinder am Orte der Schule bei
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geeigneten Familien in Pflege, Wohnung, Kost, Schlafstelle, Wäsche, Ausbesserungder Kleider
u, s. w. gegeben werden. Im Durchschnitt betragen die Wegekosten in Vrühl 220 M., in
Elberfeld 250 M, in Essen 240 M„ in Kempen 210 M,, in Neuwied 220 M,, in Trier
240 M. Die Lehrer der Anstalt zu Elberfeld nehmen eine Ausnahmestellung gegenüber den
anderen Lehrern ein, weil sie früher de» Elberfelder Klassenlehrerngleichgestelltwaren und wie
diese Wohnuugsgeldzuschußvon 12'/2°,o haben. Die Angelegenheit des Wohnungsgeldzufchusses
wird beim nächsten Etat generell besprochen werden, einstweilenhaben die Lehrer so übernommen
werden müssen. Desgleichen beziehen die Lehrer in Essen einen Miethsbetrag von 360 M.
jährlich. Sodann habe ich zu dem Etat der Austalt Elberfeld zu bemerken,daß aus deu Mitteln
der Stadt Elberfeld ein jährlicher Zuschuß von 4000 M. bis 18!« bezahlt wird. Zu den
einzelnenEtats übergehend, so finden Sie auf Seite 2 die Zusammenstellungder Einnahmen
von 196 055 M. balancircnd mit den Ausgabe» in dergleichenSumme. Zu dem Etat der
Taubstummenanstalt Vrühl habe ich Ihnen keine besonderenVemerkungcnzu mache» — ich weiß
nicht, ob es begehrt wird, daß ich die einzelnenPositionen vorlese; es ist das wohl nicht die
Absicht. In Bezug auf die Anstalt zu Elberfeld ist iusofcru eine Aenderung eingetreten, als
früher die Verwaltung der Schule in den Händen eines Kuratoriums i» Elberfeld war, wozu der
Laxdesrath Klnusenerund meine Wenigkeit hinzutraten. Die Sache ist jetzt so geordnet, daß das
Kuratorium in Elberfeld seine Thätigkeit mit dein 9. November eingestellt hat. Es ist eine
eigene Taubstummenschulevon der Provinz aus deu vorhandenen Mitteln erbaut worden und
die Anstalt ist jetzt ebenso eine Prouinzialanstalt wie alle übrigen, zu der nur die Stadt sich
verpflichtet hat, wie vorher mitgetheilt, bis 1893 4000 M. zuzuschießen. Der ganze Etat
beziffert sich auf 23 820 M. in den Einnahmen und Ausgaben, für Essen ist es ebenso die
Absicht — es schwebendarüber noch Verhandlungen, nachdem seitens der Stadt Essen bereits
der Bauplatz geschenkt ist — auch dort eine Prouinzial-Taubstummenanstaltzu errichten. Die
Totaleinnahme und Ausgabe beziffert sich auf 20 810 M. Es kommt dann die Provinzial-
Taubstummenllnstllltzu Kempeu, wozu ich keine Bemerkungenzu machen habe. Der Etat ist etwas
kleiner, wegen der geringeren Lehrkräfte. Ebenso ist es mit dein Etat zu Neuwied der Fall und
ebenso zu Trier.

Es kommen dann der Spczialetat der Wilhelm-Augusta-Stiftuug und der Unterstützungs¬
fonds für entlassene Taubstummen.

Bei Gelegenheit der goldenen Hochzeit Sr. Hochseligcn Majestät Kaiser Wilhelms und
der Kaiserin August« wurde aus dem Dotationsfonds eine Summe von 50 000 M. uuter dem
Namen Wilhelm-Augusta-Stiftung nusgefchieden. Sie finden ans Seite 42 diese 50 000 M. in
den Ausgaben bezüglich ihrer Verwendung nachgewiesen. In den Einnahmen treten noch kleine
Zuschüsse hinzu, so daß sich die Einnahmen auf 51460 M. beziffern,die den gleichen Ausgaben
gegenüberstehen. Bezüglich der Ueberweisung des Eholerafonds von 18 000 Thlr. durch den
4. Provinziallandtag an die Taubstummenanstalt zu Köln ist auf Seite 43 das Nähere nach¬
gewiesen. Das sind die einzelnen Bemerkuugeu, die ich zu den TaubstnmmenanstaltenEtats
zu machen habe. Der Herr Präsident hat vielleicht die Güte zu fragen, ob Weiteres
verlangt wird.

Stellvertretender Vorsitzender GeheimerIustizrath Adams: Ich eröffne die Debatte über
die einzelnen vorgetragenen Anstalten und frage, ob Jemand zu einer oder der anderen Anstalt
das Wort nehmen will, entweder im Allgemeinen oder zu den einzelnenPosten derselben. Ich
frage dies zunächst in Bezug auf die Prouinzial-Taubstummenanstaltzu Vrühl. Es scheint nicht,
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daß hier eine Erinnerung zu machen ist. Demnächst Elberfeld? Ebenfalls nichts. Essen, Kempen,
Neuwicd und Trier? Es «erlangt niemand das Wort hierzu.

Demnächst ist Ihnen über die Verwendung der Wilhelm-Augusta Stiftung Rechnung
abgelegt und ich frage, üb Sie über diesen Fonds, wie er Ihnen vorgeschlagen ist, Bemerkungen
M machen haben. — Es scheint dies nicht der Fall zu sein. Es bleibt schließlich der Uuter-
stntzungsfonds für entlassene Taubstumme übrig, wozu, wie es scheint, auch Erinnerungen nicht
»u macheu sind Ich glaube demnach, daß es die Absicht des hohen Hauses ist, diesen vorge¬
tragenen Etat über die Prouinzial-Taubstummeuanstalten, sowie über die Verwendung der Wilhelm-
Augusta-Stiftung und die Unterstützungsfonds der Taubstummenanstalt als genehmigt anzusehen.
Insofern hiergegen keine Bemerkuug gemacht wird, erkläre ich dies als Beschluß des Hauses.

Wir kommeu uun zum Spezialetat der Provinzial - Blindenanstalt zu Dürcn. Der
Herr Abgeordnete Lueg hat das Referat des Ausschusses übernommen. Ich ersuche denselben, es
vorzutragen.

Berichterstatter Abgeordneter Lueg: Meine Herren! In der Blindeuaustalt zu Düren
betrug die Frequenz im abgelaufenen Jahre 141 Köpfe, und zwar 91 männliche und 4? weibliche.
Zur Zeit hat sich der Bestand erhöht auf 153 Köpfe, vou deueu iu der Uuterrichtsabtheilung
132 und in der Arbeitsabtheilung 21 sich befinden. Seit dem 1. Oktober lanfcuden Jahres ist
eine neue Schulklasse eingerichtet worden uud zwar eine Vorschule, sodah uuumehr die Zöglinge
in 5 Schulklassen unterrichtet werden. Jede Schulklasse hat iu der Regel einen Bestand von 15
bis 20 Zögliugen. Außerdem besteht dort eine Fortbildungsklasse mit 70 Zöglingen und eine
örtlich getrennte Arbeitsuntcrrichtsaustalt. Der Unterricht wird ertheilt durch I Anstaltsdirektor,
4 Schullehrer, 3 Religiouslehrer und 3 Musiklehrer. Außerdem sind für den gewerblichen Unter¬
richt 5 Werkmeister vorhanden. Die Arbeitsabthcilung umfaßt folgende Abtheilungen: Korbmacherei,
Niirsteumacherei, Seilmacherei und eine Abtheilung für weibliche Handarbeiten. Die Anstalt
befaßt sich weiter auch mit der Fürsorge für die Entlassenen und zwar in der Weise, daß die
Anstalt eine lebhafte und rege Verbindung mit denselben unterhält, um in den Fällen, wo solches
erforderlich ist, mit Rath und That zur Seite zu stehen. Der vorliegende Hauptetat, dein außer,
dem noch drei Uuteretats, ^., L, 0 uud zwar über Landwirthschaft und Viehstandsnutzuug, über
den Arbeitsbetricb uud den Untcrstützuuasfonds für entlassene Blinde bcigegebcn sind, balancirt
in Aus- uud Einnahme mit 104 780 M. und erfordert einen Zuschuß aus Provinzialmitteln von
75 580 M. Der Unteretat ^., also derjenige über Laudwirthschaft uud Viehstandmnitzung weist
einen Ueberschuh nach von 365 M. Derjenige über die Arbeitsabtheilung einen Uebcrschuh von
7800 M, während der Etat über den Unterstützungsfonds für entlassene Blinde in Ausgabe und
Einnahme mit 21000 M. balancirt; es wird hierzu kein Zuschuß seitens der Provinz erfordert,
da die Mittel aus verschiedenen Zuwendungen uon anderen Seiten bestritten weiden. Wenn ich
nunmehr zu dem Hauptetat mich wende, fo sind uutcr Titel I die Einnahmen aus Zinsen auf¬
geführt iu einer Höhe uon 3106 M, 16 Pfg Es berechnen sich die Zinsen von den vorhandenen
Kapitalien von 84154 M. 7 Pfg und 12 000 M, die zu 4 bezw. 4^"/° angelegt sind, auf
3906 M. 16 Pfg. Es haben sich aber die Kapitalien in der letzten Etatsperiode um 20 000 M.
dadurch vermindert, daß verschiedene Häuser, die sich an die Blindenanstalt anschlössen, angekauft
worden sind, wozu ciu Aufwand uon 20 000 M. erforderlich war. Dadurch ist der bisherige Zins¬
posten um 800 M. gesuukcu. Titel II umfaßt deu Betrag aus der Laudwirthschaft mit 365 M.
Titel III: Die Peusiousbeiträge der Zöglinge in der Arbeitsabtheiluug betragen 4300 M. Es
sind 21 Zöglinge vorhande», uud der normale Pcnsionsbeitrag beträgt 400 M. Indessen wird
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den Zöglinge» gestattet, von dein Arbeitsverdienste bis ^/s desselben auf diesen Pensionsbeitrag
anzurechnen, sodaß die Summe von 6000 M., die etatsmähig einkommt, um den Betrag des
Arbeitsverdienstes vermindert weiden muß, es können daher thatsächlich nur 4300 M. in den
Etat eingesetzt werden. Der durchschnittliche Pensionsbeitrag der in der Arbeitsabtheilung befind¬
lichen 21 Zöglingen betragt 280 M.

Des Weiteren sind an Einnahmen zu verzeichnen die Pensionen der Zöglinge in der
Unterrichtsabtheilung mit 2500 M. Es befinden sich dort 132 Zöglinge, von denen ungefähr
2600 M, Pensiousbeiträge gezahlt werden. Der Durchschnitt für diesen Einnahmeposten in den
letzten Jahren beträgt 2678 M. 31 Pfg. Die Kleiderkostenbeiträge der Zöglinge der Unterrichts-
abthcilung sind festgestellt mit 8000 M. Es ist eine Vermehrung gegen den vorjährigen Etat
dadurch herbeigeführt, weil eben in Folge Errichtung einer neuen Schulklasse die Anzahl der
Zöglinge sich vermehren wird. Aus dem Verkauf von Handarbeiten sind laut dein anliegenden
Spczialetat 13. 7800 M. in Einnahme gesetzt. Alsdann sind an außerordentlichen Einnahmen
zu verzeichnen: Nntirlicher Antheil der Anstalt an den Ausgaben für die Pumpstation, welche
auch die Irrenanstalt mit Wasser versorgt, 2500 M. Es ist eine gemeinschaftliche Pumuanlage
für die Vlinden- und Irrenanstalt in Düren eingerichtet und es findet nun hier eine Rückvergütung
statt. Außerdem sind noch zufällige Einnahmen durch Erlös aus dem Verkauf alter Lumpen,
Knochen, Rückerstattung von Kleiderkosten :c. in Höhe von 628 M. 84 Pfg aufgeführt, fo daß
der Titel V mit einer Einnahme von 3128 M. 84 Pfg. schließt. Dazu tritt der Zufchuß aus
Pruuinzialmitteln mit 75 580 M., wodurch sich die Gesammteinnahmen auf 104 780 M. berechnen.
Meine Herren, bezüglich der Ausgaben stellen sich die Posten Besoldungen auf Seite 6 auf
24 368 M. Die Erhöhungen gegenüber den betreffenden Beträgen in den früheren Etatsjahren
basiren zum Theil in den Bestimmungen des Normaletats und weiter darauf, baß für die Vor¬
schule ein nener Lehrer angestellt worden ist, wofür das Gehalt in der Position 5 mit 1650 M-
ausgeworfen ist. Ebenso ist zu den Ausgaben auf Seite 8 nichts zu erwähnen. Die geringen
Unterschiede sind eben dadmch bedingt, daß ein Ansteigen der Gehälter nach dem Normaletat
stattgefunden hat. Es würde somit dieser Titel in Summa schließen mit einer Ausgabe von
36 774 M. 75 Pfg. Es tritt dann hinzu die Ausgabe für Beköstigung, wofür 35 000 M. angesetzt
sind, entsprechend der erhöhten Zahl der Zöglinge der Anstalt; desgleichen für Bekleidung
9500 M., für Reinigung 2600 M„ für Mobilien und Utensilien 2040 M., für Heizung,
Beschaffung der Noststäbe, Putz- und Schmiermaterialien, fowie für den Betrieb der Sveisewasscr-
reinigungseinrichtung, laut Normaletat 4700 M. und endlich für Beleuchtung, laut Normaletat
2500 M. Somit fchlieht der Titel in Ausgabe mit einer Summe von 7200 M. Für Kranken¬
pflege sind 400 M.. für Kirchen- und Schulbedürfnifse, Unterrichtsmittel uud Bibliothek 1360 M-
und für bauliche Unterhaltung 4000 M. eingestellt. Für Instruktionsreisen des Direktors, der
Lehrer und Werkmeister zum Besuche von Entlassenen, anderen Anstalten und Congressen, für
Begleitung von Zöglingen auf den Ferienreifen sind 1020 M. angesetzt. Außerdem kommt ein
Antheil der Zöglinge am gelieferten Arbeitswerth mit 2000 M. in Betracht. Dabei habe ich zu
bemerken, daß ans Seite 13 in den Bemerkungen post linsam sich ein Druckfehler eingeschlichen
hat. Es muß da heißen, der Verdienstantheil der Zöglinge der Unterrichtsabtheilung beträgt
'/», der der Arbeitsabtheilung '/g, mithin sind von dem Neingewinn sud Titel IV der Einnahme
aä 7800 M. und nicht 6000 M. vorzusehen. Schließlich ist unter dem Titel „Insgemein" für
Grundsteuer und Feucrversicherungsbeiträge, Porto, Erheiterung der Zöglinge, Schreibhülfe und
zu unuorhergcfehenen Ausgaben 2885 M. 25 Pfg. aufgenommen. Es würde dann der Unteretat
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über die Landwirthschaft und Viehstandsnutzungzur Berathung kommen. Derselbe ist jedoch so
ausführlich spezifizirt, daß wohl nichts hinzuzusetzen sein wird; derselbe schließt ab mit einem
Uebcrschuh von 365 M. In den früheren Jahren war dieser Ueberschußetwas hoher, man hat
aber der Vorsicht wegen geglaubt,eine höhere Summe uicht einsetzen zu sollen Dasselbe gilt für den
Unterctat L über den Arbcitsbetrieb, Derselbe schließt,wie bereits Eingangs bemerkt, mit einein
Ueberschuh von 7800 M,, während der Unteretat 0 über den Unterstützungsfondsfür entlassene
Blinde in Einnahme und Ausgabe mit 21000 M. balancirt. Ans Seite 26 Titel I finden Sie
einen durchlaufendenPosten; es sind eingegangeneKapitalien, welche dadurch, daß sie wieder an
die Landesbank abgeführt worden sind, in Ausgabe und Einnahme figuriren, Sie sehen Zinsen
des Kapitalvermögens aufgeführt mit 2188 M. 3 Pfg,, ferner Zinsen der vom Verein zur Für¬
sorge für die entlassenenBlinden Übermächten Kapitalien mit 1400 M, Dann kommt ein direkt
M Unterstützungenzu übernehmender Betrag in Höhe von 1498 M, 19 Pfg. zum Druck von
Blindenschriftenresp, einer Harmonielehre ein Betrag von 500 M., zusammen 1998 M. 19 Pfg.
Schließlich sind noch aufgeführt ein Geschenkdes Herzogs von Arensberg mit 300 M., ein
Beitrag des Aachener Vereins zur Förderung der Arbeitsamkeitfür Entlassene aus dem Regierungs¬
bezirk Aachen 500 M. und sonstige Einnahmen 113 M. 78 Pfg. Meine Herren! Ich glaube,
daß der vorliegendeEtat nach jeder Richtung fo durchsichtigist und gegen die früheren Etats
so wenig Veränderungen enthält, daß ich Ihnen nieinerseits wohl empfehlen kann, diesen Etat
hier in der Plenaruersammlung definitiv zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne hierüber die Diskussion und
sragc zunächst, ob jemand im Allgemeinenzn den verschiedenen4 Etats der Prouinzial-Blindenanstalt
M Düren Vemerkuugenzu machen hat. Scheint das nicht so, so würde ich fragen, ob zu dein
Hauptetat, dem eigentlichenSpezialetat, Bemerkungen zu machen sind und ob sich jemand zum
Worte meldet. Das ist ebenfalls nicht der Fall, Wir haben dann die 3 Unteretats, einen über
landwirthschaft und Viehstandsnutzung,einen über Arbeitsbetrieb und den dritten über den Unter¬
stützungsfondsfür entlasseneBlinde. Ich frage, ob zu einein diefer Unteretllts das Wort begehrt
wird. Da das auch nicht geschieht, so darf ich wohl annehmen, daß Bemerkungengegen diesen
Aat nicht zu machen sind und glaube daher, sofern sich niemand mehr zum Worte meldet, fest¬
stellen zu können, daß das Haus diesen Etat der Provinzial-Blindcnanstaltin Düren annimmt und
derselbe damit als erledigt angesehen wird.

Wir gehen jetzt zu folgendemPunkte der Tagesordnung über Es sind dies die Spez ial-
etats der Provinzial-Irrenanstalten Andernach,Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig, sowie der
Spezialetat über die Kosten der Unterbringung von Geisteskranken in den Privat-Irrenanstalten zu
Waldbreitbach, Aachen, Evernach und Trier. Ich glaube, daß wir zunächst die Provinzial-Irren¬
anstalten selbst zu Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig vornehmen und ersuche den
Herrn Berichterstatter auch hierüber das Referat erstatten zu wollen.

BerichterstatterAbgeordneterLu eg: Meine Herren! Nach der Statistik nimmt man an,
daß auf 1000 Einwohner 2—^^ Geisteskranke entfallen. Da nun die Nheinprovinz ca.
4'/ü Millionen Einwohner hat, so resultirt daraus eine Anzahl von ca. 10 000 Geisteskranken,
von denen man vielleicht die Hälfte als anstaltsbedürftig bezeichnen kann In den Irrenanstalten
der Provinz, die aber nur als Heilanstalten betrachtetwerden sollen, nicht als Aufnahmeanstalten
für Unheilbare, können Letztere nur insofern Aufnahme finden, als verfügbarer Raum vorh andcn
ist- Am 31. März 1888 waren 2486 Kranke vorhanden. Inzwischen hat sich dieser Bestand
nhöht und stieg bis 1. Oktober auf die Zahl 2611. Hierzu treten dann noch weiter 100 Kranke,
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welche seitens der Provinz in den Privat-Irrenanstalten zu Waldbreitbach und Aachen unter¬
gebracht sind. Am 1. April nächsten Jahres wird diese Zahl auf 368 bis 400 steigen, da alsdann
auch noch die Privat-Irrenanstalten in Evernach und Trier, welche sich augenblicklich im Ausbau
befinden, hinzutreten.

Ich bemerke dabei, daß die Provinz mit diesen Privat-Irrenanstalten Verträge abge¬
schlossenhat, wonachdieselben sich verpflichtet haben, zu bestimmtenSätzen Geisteskrankeaufzu¬
nehmen. Die Privat-Irrenanstalten unterliegen nicht nur der staatlichenControle, sondern mich
der Controlc der Provinz. Weiter ist es der Verwaltung nach langen Bemühungen gelungen,
den früheren Beschlüssen des Prouinziallandtages gemäß, Verträge über die Unterbringung von
unheilbaren weiblichen Geisteskrankenmit den Vorständen weiblicher religiöser Genossenschaften zu
Stande zu bringen, wodurch die Frage der Unterbringung dieser Art Irren für längere Zeit
gesichert erscheint lind die Provinzilllanstalten mehr und mehr den Charakter erhalten, nur als
Heilanstalten zu funknoniren. Meine Herren! Wenn in dem vorliegendenEtat die Bezeichnung
Normalkrankeund Pfleglinge vielleicht nicht ganz verstanden sein sollte, so bemerke ich, daß unter
Normalkrankendiejenigenkranken zu verstehen sind, deren Heilung man für möglicherachtet —
und in der Regel wird mit derartigen Kranken ein Kuruerfuch von einem Jahre angestellt — um
zu constatircn, ob sie heilbar sind oder nicht, während unter der BezeichnungPfleglinge die
sogenanntenunheilbaren Krauten zu verstehensind.

Meine Herren! Der vorliegende Etat ist, wie Sie das auf Seite 2 und 3 finden, für
eine Kopfzahl von 2620 berechnet, außerdem für eine Anzahl von 388 Kranken, welche in den
Privat-Irrenanstalten unterzubringen sein würden. Der Gcsammtzuschuhder Provinz beziffert
sich auf die Summe von 260 000 M,, einschließlich 18 300 M., die an Privat-Irrenanstalten zu
zahlen sind. Dieser letztere Betrag erscheint einstweilenin mäßiger Höhe, weil, wie gesagt, die
Anstalten zu Evernach und Trier erst im April nächsten Jahres in Funktion treten. Sie sehen
aus der Gcneralübersicht,daß in Einnahme für Zinsen, Pachte zc. 510 M. aufgeführt sind, die
Länderei- lind Viehstandsnutzung, also aus dem laudwirthschaftlichenBetriebe der verschiedenen
Anstalten zu Andcrnach, Bonn, Düren, Gmfenbcrg und Merzig ist mit 78 770 M., die Pen¬
sionen von den Kranken 1,, II. und III. Klasse mit 324 302 M. 50 Pfg., die Beiträge der
Normalkrankenund der Pfleglinge mit 802 087 M. 50 Pfg. und die extraordinären Einnahmen
mit 13 530 M. eingefetzt, fodaß sich die Gesammtcinnahmenauf 1219 200 M. belaufen, hierzu
tritt der Zuschuß der Provinz mit 260 000 M., und somit die Gesammteinnahmen sich auf
1 479 200 M. stellen. Die Ausgaben vertheilen sich ebenfalls wieder in die unter Titel I auf¬
geführten zu zahlenden Zinfen und Pachte mit 220 M. 70 Pfg., Besoldungen, Löhne und
Remunerationen 280 576 M. 50 Pfg., Veküstignng 702 700 M., Bekleidung,Lagerung, Bettzeug,
Tischwäsche 83 800 M., Reinigung 21600 M, Mobilien, Utensilien und Handwerkszeug
24 500 M., ärztliches Instrumentarium 2000 M., Heizung 60 200 M., Gasbeleuchtung— die
Anstalt hat eine eigene Gasanstalt — 24 228 M., sonstige Beleuchtung 1400 M., Betrieb des
Pumpwerks 2200 M, Arznei lind Verbandmiltel 12 900 M., Kirchen- und Schulbedürfnisse
3050 M., Bibliothek 280« M., Unterhaltungder Gebäude 49 100 M., Insgemein 34 311 M. 80 Pfg.,
Pensionen und Unterstützungen8613 M,, Privat-Irrenanstalten 165 000 M. Sie finden noch
auf Seite 4 eine Zusammenstellung über die Belegung der einzelnen Anstalten. Die vorher bezeichneten
Einnahmen und Ausgaben, die hier summarischvon den verschiedenenAnstalten aufgeführt worden
sind, sind in den Spezialctllts der verschiedenen Anstalten im Einzelnen aufgeführt. Es sind die
Spezialetats von Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg und Merzig. Die Spezialetats haben
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wieder Untcrabtheilungen für Viehwirthschaft und Gasanstalt. Schließlich liegt vor der
Spezialctat für die Kosten der Unterbringung von Geisteskranken in Priuat-Irrenanstalten zu
Waldbreitbach, Aachen, Evcrnach und Trier. Ich habe zu dein ersten Etat bezüglich des Titels
Besoldungen hinzuzufügen, daß die Veränderungen meistens darauf zurückzuführen sind, daß die
Besoldungen sich nach Bestimmung des Normaletats, mit sehr wenig Ausnahmen, erhöht haben,
>ch kann Ihnen aber versichern, daß bei der Vertheilung mit größter Sparsamkeit verfahren worden
A. Ich glaube, es unterlassen zu sollen, diese außerordentlich ausführlichen Etats in den einzelnen
Positionen Ihnen vorzutragen. Der Etat ist nach meiner Ansicht so außcrordeutlich klar und
durchsichtig aufgestellt, die Bemerkungen zn den einzelnen Positionen sind so verständlich, daß es
jedem Mitgliede möglich gewesen ist, sich ein Bild von den Ausgaben zu verschaffen. Ich glaube
daher, daß ich mich wohl auf das Gesagte beschränken kann.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizmth Adams: Ich eröffne hiermit die Dis¬
kussion über die sämmtlichen Svezialetats, die Ihnen eben vorgetragen worden sind, und ich
fwge, ob Jemand im Allgemeinen zu diesem Gegenstande das Wort wünscht. Zunächst hat
das Wort der Herr Abgeordnete Friederichs.

Abgeordneter Friedcrichs: Meine Herren! Wenn ich, um mich eines bekannten ver¬
wegenen Ausdrucks zu bedienen, die Vielen sehe, die nicht hier sind, dagegen das reiche Treiben
um andere Ideale draußen beim Vuffet iu Betracht ziehe, dann stehn die leeren Plätze hier im
schroffen Widersprüche mit den vielen Aeußerungen, welche in der ersten Generaldebatte gefallen
sind, über diese hochinteressanten Etats sich zu unterrichten. — Ich nehme an, daß die vielen
Abwesenden durch ihre Abwesenheit doch nicht bezeugen wollen, daß sie kein Interesse im Gegensatz
zu früheren Aeußerungen haben, und bitte deshalb, diese Etats an die Commission zur näheren
Berathung zu verweisen. Es ist sowohl im Interesse des Landtages, wie im Interesse unserer
Beamten und der Steuerzahler, daß von der Entwickelung bis zu der heutigen ausgezeichneten
Verwaltung, deren sich diese Anstalten erfreuen, immer mehr in der Provinz bekannt wird, als
^ in dieser Form der Berathung geschehen kann und geschehen wird. Ich beantrage deshalb
Verweisung dieses Etats an die zweite Fachcommission. Ich hatte einen dahin gehenden Antrag
von anderer Seite schon bei den Spc^ialetats über die Taubstummen- und Blindenanstalten
erwartet, es ist nicht dazu gekommen, ich stelle deshalb bei diesem Etat den Antrag auf Verweisung
an die Commission.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizmth Adams: Der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt
hat das Wort.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Meine Herren! Nachdem eben der Antrag gestellt worden
ist, diese Etats an die Eommission zu verweisen, wird es da am Orte sein, die mancherlei
Erörterungen vorzubringen, die sich daran knüpfen können. Eins möchte ich aber jetzt fchon vor¬
bringen, weil es sich jetzt schon erledigen läßt, das ist Folgendes. In der vorigen Session hat
der Herr Landesdirektor die Freundlichkeit gehabt, namentlich über diese Etats für die Irren¬
anstalten schätzenswerthe Auskunft zu geben. Er hat uns mitgetheilt, daß die im Anfange zu
hoch erscheinenden Baukosten im Lanfc der Zeit sich als minderhoch herausgestellt hätten, und
zwar dadurch, daß die Zahl der Platz sindenden Kranken durch kleine und nicht sehr kostspielige
Veränderungen auf das Doppelte gewachsen sei, er hat uns aber nicht mitgetheilt, in welcher
Weise das geschehen ist. Ich bin für meine Perfon vollständig überzeugt, daß die Kranken
dadurch, daß die doppelte Auzahl aufgeuommen worden ist, nicht gelitten haben, aber ich würde
°s dankbar aufnehmen, wenn der Herr Landesdircktor die Güte haben wollte, uns auch hierüber
einige Mittheilungen zu machen.
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Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort,

Landcsdirektor Klein: Meine Herren! Ich bin dem Herrn Dr, Schmidt dankbar für die
Anregung, die er soeben gegeben hat, indem er mir Gelegenheit bietet, eine Angelegenheit aufzu¬
klären, welche fehr leicht mißverstanden werden und alsdann zu Befürchtungen Anlaß bieten kann.
Es wäre gewiß sehr zu bedauern, wenn im Interesse der finanziellen Verwaltung der Irren¬
anstalten der psychiatrische Zweck der Letzteren irgendwie beeinträchtigt worden wäre. Es ist dies
aber glücklicher Weise nicht geschehen, sondern die Belegung der Anstalten mit der doppelten
Anzahl von Kranken ist unter Beobachtung aller hygienischen Vorschriften erfolgt, sie ist ferner
erfolgt unter der vollen Zustimmung und Anerkennung der Zulässigkeit seitens der Anstaltsdirektoren.
Es hatte sich nämlich heraus gestellt, daß unsere Anstalten mehr als das Doppelte Quadratmeter
überdachter Fläche besaßen wie die Anstalten des Staats und der übrigen Provinzen, welche für
eine gleiche Anzahl von Kranken errichtet worden waren. Diese Wahrnehmung mußte zu der
Schlußfolgerung führen, daß bei der Projektirung eine große Nnumverfchwendung Platz gegriffen
habe. Diese Verschwendung hätte darin liegen können, daß die Korridors und die anderen
Räume, welche nicht zur Aufnahme von Kranken bestimmt waren, eine übermäßige Ausdehnung
erhalte,: hätten. Das war aber nicht der Fall, sondern es hat sich vielmehr ergeben, daß die
zur Aufnahme von Kranken dienenden Säle den doppelten Kubikinhalt des fönst für derartige
Anstalten pro Kopf nach den Theorien der Wissenschaft erforderlichen und in anderen Anstalten
üblichen Luftraumes umfaßten. Herr Landesbaurath Dreling hat, nachdem diese Wahrnehmung
gemacht worden war, in den einzelnen Anstalten an Ort und Stelle genau ermittelt, wie viel
Kranke in jeden: Tagesanfcnthaltsraume und in jedem Schlafraume fein können, ferner welche
fonstigen Nänmc noch nothwendig sind für die Beschäftigung, Speisung der Kranken und sonstige
Anstaltszwecke. Herr Dreling hat als Techniker diese Ermittelungen auf Grund von Zahlen
angestellt, welche von den Anstaltsärzten als Voraussetzung für seine Ermittelungen ihm an die
Hand gegeben waren. Es stellte sich hierbei heraus, daß es zur Belegung unserer Anstalten mit
der doppelten Zahl, welche in dem Vauprogramm vorgesehen war, nur an einzelnen Räumen
fehlte, welche mit geringem Kostcnaufwande hergestellt werden konnten. So waren in allen
Anstalten die Zahl der Isolirzellen nicht ausreichend. Es war dieses natürlich. Bei dein Neubau
der Anstalten sagte man sich, daß nach dem üblichen Prozentsätze unter den Kranken der Anstalt
eine bestimmte Zahl unruhig sei und in Tobzellen untergebracht werden müßten und daß demnach
so und so viel Räume für Tobzellen nothwendig seien. Als man nun dazu überging, die Zahl
der Kranken zn verdoppeln, ergab sich hier ein Manko; es muhte z. B, während früher eine
Anstalt für jede Abtheilung 6 Tobzellen hatte, bei Belegung der Anstalt mit 400 anstatt 200
Kranken auch die Anzahl der Tobzellen verdoppelt werden. Dagegen erwiesen sich die Wirth¬
schaftsräume, Küche, Waschküche u. s, w, in allen Anstalten als ausreichend. Die ganze Ein¬
richtung ist jetzt so getroffen, daß, wenn gegenwärtig, was häufig der Fall ist, Irrenärzte oder
Techniker aus anderen Provinzen oder Staaten unsere Anstalten besuchen, kein Einziger auf den
Gedanken kommt, daß die Anstalt nachträglich für mehr Kranke eingerichtet worden ist, sondern
Jedermann glaubt, die Anstalt sei ursprünglich auf die zur Zeit dort untergebrachte Krankenzahl
berechnet gewesen. Wie groß die bebaute Fläche unserer einzelnen Anstalten ist, kann Herr Dreling
näher angeben; ich habe die Zahlen nicht im Kopfe, meine aber mich zu erinnern, daß die Anstalt
in Bonn, welche ursprünglich für 300 Kranke gebaut ist, ? Morgen Dachfläche hat. Wenn Sie,
meine Herren, diese Zahl durch 600 dividiren, so kommt für jeden einzelnen Kranken noch eine
recht anständige Fläche heraus, namentlich im Hinblicke darauf, daß die Anstalt aus zwei Etagen



besteht. Genug, meine Herrett, ich kann wiederholen, daß unsere Anstalten durchaus nicht an
Uebcrfüllungleiden, d. h. wenn dieselben nicht stärker belegt werden, als dies gegenwärtig der
Fall ist. Wir haben auch Fürsorge getroffen, daß alle nothwendigen Neseruerämne für Fälle
eintretender Epidemien in den Anstalten vorhanden sind. Wir würden in dieser Hinsicht auch
dann nicht in Verlegenheit kommen, wenn größere Epidemien ausbrechensollten, indem wir noch
eine weitere Reserve in großen Räumen besitzen, welche programmgemäß für die Feste der Anstalt,
Erheiterung, Theateraufftthrungen u. s. w. dienen und die zur Zeit der Noth vorübergehend zur
Unterbringung von Kranken benutzt werden könnten, so daß selbst wenn eine ganze Abtheilung
aus sanitären Gründen zeitweisegeschlossen werden müßte, dennoch die Kranken nicht darunter
leiden würden, weil man unter Zuhülfenahme der Reservestationund eventuell der sogenannten
Festräume immerhin genügendeRäume schassen könnte und nicht in die Lage käme, die Kranken
zusammenpferchen zu müssen, was ja höchst nachtheilig sein würde und mit den Zwecken unserer
Anstalten in keiner Weise zu vereinbaren wäre.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt
hat das Wort.

AbgeordneterDr. Schmidt: Es ist eine sehr dankenswertheAufklärung, die uns der
Herr Landesdirektor gegebenhat; es ist mir indeß mitgetheilt worden, daß noch in anderer Weife
die Zahl der Kranken hätte vermehrt werden können, nämlich dadurch, daß man die Anzahl der
zahlendenKranken zu beschränken versucht habe und daß dadurch die Zahl derjenigen Kranken,
die von den Gemeinden oder von der Provinz untergebracht werden, vergrößert worden wäre.
Ich möchte fragen, ob das zutrifft.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Wir hatten in der Anstalt Merzig ursprünglich
vier Klassen, nämlich Pensionäre erster Klasse, zweiter Klasse, dritter Klasse und fodann Normal-
kranke. Diese Klassenhatten wir in unseren sämmtlichenIrrenanstalten. Diese Gleichmäßigkeit
erschiennach dem ursprünglichenProgramme geboten, weil eine jede Anstalt für Rechnungdes
betreffenden Regierungsbezirkserrichtet und auch für Rechnungdes betreffendenRegierungsbezirks
verwaltet werden follte, Es mußte deshalb eine jede Anstalt allen Bedürfnissendes Regierungs¬
bezirks Rechnung tragen, damit die Angehörigen eines bestimmten Regierungsbezirks, welche
ausschließlich auf ihre Anstalt angewiefenwaren, nicht in Verlegenheit gerathen konnten. Dieser
letztere Gesichtspunkt fiel fort, nachdem vom Provinziallandtag beschlossen worden war, daß dre
Irrenanstalten nicht für Rechnung der einzelnen Regierungsbezirke,fondern als Provinzialanstalten
der gesammten Provinz gelten und unterhalten werden sollten. Es hat sich schon früher, bevor
jener Nefchluß gefaßt worden war, ergeben, daß für die 1. und 2. Pensionärklasse im Negrerungs-
bezirk Trier ein Bedürfniß eigentlich nicht vorhanden war. Die Anstalt war nämlich bereits
7 oder 8 Jahre im Betriebe, ohne daß aus dem RegierungsbezirkeTrier Kranke der 1. oder
2. Klasse in einer nur erwähnten Anzahl angemeldetworden waren. Es hatte dieses zur Folge,
daß die Pensionarabtheilung 1. und 2. Klasse grüßtentheils leer stand und daß der ganze
Apparat, Möbeln, Einrichtungsgegenständeu. s. w. nicht benutzt wurden, während andererseits
das Bedürfniß zur Aufnahme von Kranken 3. und 4. Klasse sich im RegierungsbezirkTrier in
immer stärkerem Maße geltend machte, sodaß die Anstalt Merzig allen Aufnahmegefuchen nicht
mehr nachkommen konnte. Die Erweiterung der Anstalt Merzig bot aber von allen Anstalten die
größten Schwierigkeiten,weil Merzig als ein in sich geschlossenes Carre gebaut worden war,
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wodurch Anbauten sehr erschwert waren. Da aber Raum für 40N Kranke in Merzig geschaffen
werden wußte, so blieb kein anderer Ausweg übrig, als die Pensionärabtheilung der 1. und 2.
Klasse, zu deren Beibehaltung ein Bedürfniß nicht vorhanden war, aufzuheben und die betreffenden
Räume für ruhige Kranke 3. und 4. Klasse einzurichten.Der Negierungbczirk Trier ist von dieser
Maßregel in keiner Weise hart betroffen worden; denn es sind heute ebensowenigwie früher, fo
viel mir bekannt, Kranke 1. oder 2, Klasse aus dem Regierungsbezirke vorhanden, wenn dieses
aber auch der Fall wäre, so können diese Kranken nach Bonn, Andernach oder Duren gebracht
werden, wo dieselbenebenso wie die Krankenhöherer Klasseneines der letztgenanntenRegierungs¬
bezirke Aufnahme finden werden und finden muhten, da alle Anstalten ja Prouinzialanstalten sind
und deshalb den Angehörigen der Provinz in gleicher Weise offen stehen. Ich habe auch vom
Standpunkt des Bedürfnisses aus dein RegierungsbezirkTrier niemals eine Aeußerung darüber
gehört, daß die Aufhebung der Pensionärabtheilung1. und 2. Klasse für die Bewohnerdes Regierungs¬
bezirks Trier Nachtheilezur Folge gehabt habe. Die Bewohner von Mcrzig und der Direktor
der Anstalt empfanden es nur unangenehm nnd glaubten darin eine Art Zurücksetzung der Anstalt
erblicken zn müssen, daß die dortige Anstalt keine Kranken 1. und 2. Klasse habe. Von dieser
Stelle aus sind hin und wieder Beschwerden in die Welt gesetzt worden, welche auch in weiteren
Kreisen Unterstützunggefunden haben, indem man vielfach es auch als eine Zurücksetzung für den
RegierungsbezirkTrier ansehen zu müssen glaubte, daß in Merzig nicht eine Pensionärabtheilung
für Kranke 1. und 2. Klasse unterhalten werde. Eine solche Zurücksetzung liegt indessen nicht vor,
da der Regierungsbezirk doch unmöglich ein Interesse dabei haben kann, daß in Merzig die
Pensionärabtheilung 1. und 2. Klasse leer steht oder von Ausländern, wie dieses der Fall zeit¬
weise war, benutzt wird. Eiu solcher Luxus könnte doch nur iu Betracht kommen, wenn wir der
betreffenden Räume nicht dringend bedurft hätten, um arme Einwohner aus dem Regierungsbezirk
Trier in Merzig unterzubringen. Wir haben durchaus im Interesse der armen Kranken von
Trier gehandelt, indem wir die überflüssigePensionärabtheilung 1. und 2. Klasse in Mcrzig auf¬
gehoben und die betreffendenRäume den Kranken 3, und 4. Klasse überwiesen. Die Pensionäre
3. Klasse sind in Folge dessen in Mcrzig, wo wir nur noch 2 Klassen haben, besser untergebracht
wie iu den übrigen Anstalten; denn sie haben jetzt die Räume für Kranke 1. und 2. Klasse.
Die getroffeneEinrichtung hat sich in der Praxis vollkommen bewährt und es ist bisher von
keiner einzigen Seite eine begründete Klage gegen dieselbe erhoben oder auch nur behauptetworden,
daß ein Einwohner des RegierungsbezirksTrier, welcher als Kranker 1. oder 2. Klasse unter¬
gebracht werden sollte, nicht in Bonn, Andernach oder Düren hätte Aufnahme finden können.
Sie dürfen überzeugt sein, meine Herren, daß wenn dieser Fall an uns herangetreten wäre, wir
Fürsorge dafür getroffen haben würden, daß diese Kranken Aufnahme gefunden hättm. Aber wir
glaubten es nicht verantworten zu können,daß ein ganzes Gebäude leer stehe, während auf
der andern Seite Kranke aus Trier abgewiesen werden mußten, weil Merzig sie nicht auf¬
nehmen konnte.

AbgeordneterSchmidt: Ich bin vollständig befriedigt, und danke dem Herrn Landes-
direktor, daß er diese schätzenswerthe Aufklärung gegeben hat. Meine Meinung ist wesentlich die,
daß gerade die ärmeren Bewohner der Provinz gut untergebracht werden. Wenn das etwas besser
geschieht als früher, fo ist das nicht zu beklagen.

AbgeordneterBüttgenbach: Meine Herren! Wenn es fchon schwierig ist, die meisten
Redner gut zu verstehen, so ist das wegen der häusigen Bewegung der Thüren und der lauten
Unterhaltung im Foyer noch viel schwieriger. Es ist zu wünschen, daß ein bischen mehr
Ruhe herrscht.
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Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iuftizrath Adams: Ich frage, ob noch Jemand zur
Sache das Wort gewünscht,namentlich zu dem Antrage des Herrn Commerzienrath Friederichs,
die sämmtlichenEtats der Irrenanstalten und auch der Piivat-Irrencmstalten an die zweite Fach¬
commission,welche für die Abtheilung 2 und 3 bestimmt ist, zu verweisen. Es hat Niemand
mehr das Wort begehrt, ich schließe die Diskussion. Ich frage den Herrn Referenten, ob er noch
etwas zu bemerkenhat.

AbgeordneterLueg: Ich bin mit dem Antrage auf Verweifung an die Commission
einverstanden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Da sich Niemand gegen den
Antrag geäußert hat, so kann ich die Abstimmung in der Weise vornehmen, daß ich diejenigen
Herren, die gegen den Antrag Friederichs sind, bitte, sich zu erheben.

Es ist eine große Majorität für den Antrag und der Antrag geht also an die 2. Fach¬
commission über. Wir kommen zum Spezialetat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der baulichen Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten für die Etatsjahre vom 1. April
1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. Der Herr Abgeordnete
Becker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich wollte Ihnen anheim geben, ob nicht vielleicht
nach dem Vorschlage des Herrn Vorsitzendenzu Eingang der Sitzung, die Etatsbcrathung für
heute abzubrechen wäre, um sie an einem anderen Tage oder zu einer späteren Stunde fort¬
zusetzen. Diese trockenen Zahlen kann man nur in gewisser Ausdehnung genießen, und ich glaube,
daß die Verhandlungen nur gewinnen würden, wenn wir heute zu einem anderen Gegenstände
übergingen und morgen die Berathung der Spezialetats fortsetzten. Ich wollte dies den Herren
anheimgebenim Anschlußan die Ausführungen, die der Herr Abgeordnete Friederichs gemachthat.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solcmacher: Im Sinne der Geschäftsordnungerlaube ich
mir darauf hinzuweisen, daß nun noch die Position 28, der Spezialetat für die Kosten der
Leitung und Beaufsichtigungder baulichenUnterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten, und
der Spezialetat über die Unterstützungmilder Stiftungen, Rettungs-, Idioteu- und anderer Wohl-
thlltigkeitsanstalten, die einzigen Sachen von der Abtheilung 3 sind. Es sind dies ganz kleine
Etats und wenn die erledigt werden könnten, dann wäre Abtheilung 3 fertig und dann konnte
man den Vorschlag des Herrn AbgeordnetenBecker annehmen.

AbgeordneterDeströe: Meine Herren! ich bemerke,daß das Referat diefer Abtheilung
sehr kurz sein wird.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es scheint die Versammlung mit
dem Herrn AbgeordnetenBecker übereinzustimmen,daß dieser Gegenstand noch zuerst erledigt wird
und daß wir dann zu anderen Gegenständenübergehen. Ich bitte den Herrn Referenten, feinen
Vortrag zu beginnen.

Abgeordneter Destree: Ich würde auch ohne den geäußerten Wunsch es sehr kurz
gemachthaben. Im ersten Spezialetat: Kosten der Leitung und Beaufsichtigung der baulichen
Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten ist der Einnahmeposten 10 400 M. und der
Ausgabepostenin gleicher Höhe. Die Sache wäre damit erledigt. Ich beantrage die Annahme
dieses Spezialetats

AbgeordneterLindemann: Ich möchte mir die Frage erlauben, warum dieser Spezial¬
etat aufgestellt ist und warum er aus dem Etat der Centralverwaltung abgesondertist.
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Landesdirektor Klein: Es sind das die Kosten der örtlichen Bauuerwaltung, nicht die
Kosten der Centralverwaltung. Die örtliche Bauleitung der Anstalten ist einem Landes-
bauinspettor unterstellt, mit Ausnahme der Anstalten zu Merzig und Trier, für welche die dort
wohnenden Landesbauinspektorender Strahenuerwaltung jene Funktionen wahrnehmen. Diese
Kosten der örtlichen Bauleitung fallen den einzelnen Anstalten zur Last und wurden dieselben
früher aus dem Vautitel jeder einzelnen Anstalt bestritten. Diefe Kosten sind jetzt in einem
besonderenSpezialetat zusammengestelltund sind die Baukredite der einzelnenAnstalten ratirlich
um den Betrag dieses neuen Ausgabeetats gekürzt. Es hat nämlich jeder Spezialetat einen
besonderen Titel für Ausgaben zur baulichen Unterhaltung der Anstalt und sind diese Titel
zusammenca, um 10 000 M. vermindert worden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Die Anfrage wird hierdurch
erledig fein und es fragt sich, ob das Haus dem Antrage zustimmt. Dieser Antrag ist in Anlage
14 zum Hauvtetat enthalten über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung der baulichen
Unterhaltungsarbeiten in den Prouinzialanstalten. Es scheint Niemand gegen diesen Antrag
des Referenten das Wort zu wünschen, und kann ich daher in der Weise abstimmen lassen,
daß Diejenigen, welche gegen den Antrag sind, sich erheben wollen. Es erhebt sich Niemand und
so ist dieser Etat genehmigt.

Wir kommen zum anderen Gegenstand, die Kosten der Unterbringung und des Unter«
Haltens von Epileptikern. Referent ist der Herr AbgeordneteDeströe.

AbgeordneterDcstree: Titel I, Beitrag der Ortsarmenverbände, des Landarmenverbandes
der Nheinprouinzund der Angehörigender Kranken zu den Pflegekosten hat sich um 16 500 M.
vermehrt und zwar bedingt durch die größere Anzahl der Kranken. UnvorhergeseheneEinnahmen
zur Abrundung 800 M. Zuschuß aus Provinzialmitteln ist auch etwas erhöht. Die Summe der
Einnahmen betragt 107 650 M. Die Kosten richten sich ebenfalls nach der Anzahl der Kranken.
Für Unterbringung der katholischenweiblichen zu Rath 43 800 M., also eine Vermehrung
von 16 425 M. Kosten der katholischenmännlichen Epileptiker in der Anstalt zu Aachen sind
dieselben geblieben,43 800 M. Die evangelischen Epileptikerbeiderlei Geschlechts sind untergebracht
in der Anstalt zu Vethel für 19 000 M. Es ist somit eine Ausgabe von 107 650 M. gegen
88 200 M. im Vorjahre. Die Einnahmen und Ausgaben decken sich in der Höhe von 10? 650 M-
Ich möchte auch hier den Antrag auf «Q Kloo-Annahmestellen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne zunächst die Diskussion
über den Antrag und gebe dem Herrn Michels das Wort,

AbgeordneterMichels: Ich möchte mir die Frage erlauben, woher die Unterbringung
von Epileptikern in Aachenbilliger ist wie in Rath.

AbgeordneterConze: Meine Herren! Die Beiträge aus der Provinzialkasse für die
Unterbringung der Epileptiker sind verhältnihmäßig noch jungen Datums, sie stammen aus dem
Jahre 1884, Wir haben es hier wieder mit einer sehr wesentlichen Erhöhung der Beiträge zu
thun. Ich glaube, daß, wenn man die Zahlen näher ansieht, manches zu bemerken sein wird,
und schlage vor, diesen Etat der II. Fachcommissionzu überweisen, um dort die Position, die
eben von dein Abgeordneten Michels auch schon berührt wurde, einer näheren Prüfung zu
unterwerfen.

AbgeordneterMichels: Ich bin ganz damit einverstanden.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es liegt der Antrag vor, diesen

Etat der II. Fachcommission zu überweisen. Ich frage, ob Jemand noch hierzu das Wort wünscht.
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Es scheint das nicht der Fall zu sein, so daß ich annehmen kann, daß die Versammlnng mit
diesem Antrage einverstanden ist. Ich bitte nun diejenigenHerren, die dagegen sind, sich zu
erheben. Es erhebt sich Niemand. Es ist dieser Etat der Fachcommission Abtheilung II lind III
überwiesen. Es bleibt von diesen Angelegenheitender Spezialetat für milde Stiftungen, Rettungs-,
Idioten und andere Wohlthätigkeitsanstalten. Ich bitte den Herrn Referenten Destree, Bericht
zu erstatten. Der Herr AbgeordneteConze hat das Wort.

Abgeordneter Conze: Ich wollte nur bitten, auch diesen Etat der Commission zu
überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es wäre erst wünschenswcrth,
daß der Herr Referent Bericht erstattete, danach werde ich über den Antrag Ihre Meinung hören.
Der Herr AbgeordneteDestroe hat das Wort.

Abgeordneter Deströe: Zuschuß aus Provinzialmitteln 15 000 M. gegenüber einem
Zuschußvon 10 000 M. im früheren Etat. In der Ausgabe ist ebenfalls diese Erhöhung, also
würde diese Summe mit den 15 000 M. balanciren.

(Se. DurchlauchtWilhelm Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz)
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Abgeordnete Conze hat den Antrag gestellt, auch

diesen Etat der II. Fachcommissionzu überweisen. Ich uehme an, daß das Haus mit diesem
Antrage einverstandenist. Es erfolgt kein Widerspruch,ich constatire dies. Der Etat ist ebenfalls
an die II. Fachcommissionüberwiesen.

Meine Herren! Die Dechargirungen haben wir schon behandelt, diese sind alle den
betreffendenFachcommissionen überwiesen. Nunmehr hatte ich Ihnen den Vorschlaggemacht, daß
wir die Etatsberathung einen Augenblick unterbrechen,um die Feuer-Socictätssache hier durchzu-
berathen, — also die Veränderungen, die wir infolge des Ministerialreskrivtes jetzt vornehmen
Müssen nach den Anträgen des Provinzialansschusfcs. Der Herr AbgeordneteBecker ist Bericht¬
erstatter. Ich bitte denselben,seinen Vortrag zu beginnen.

AbgeordneterBecker: Meine verehrtenHerren! DerselbeGegenstand hat uns bereits im
atzten Landtage beschäftigt. Sie haben damals einem Entwürfe Ihre Zustimmung gegeben, der
hier nach einigen Aenderungen in der CommissionsberathungIhre Annahme fand, und zugleich
den Provinzilllausfchuß ermächtigt, etwaige Aenderungen, welche die Königliche Staatsregierung
zur Bestätigung des Reglements für nothwendig erachtensollte, in Ihrem Namen die Zustimmung
^ ertheilen. Wenn der Provinzialausschuh trotz dieser seiner Zeit ihm gegebenenErmächtigung
jetzt wiederum mit einer Vorlage vor Sie hintritt, so ist das geschehen aus zwei Gründen, weil
einmal, erheblichere materielle Aenderungennothwendig geworden sind durch die Anforderung der
KöniglichenStaatsregierung, als das vorausgesetzt wurre, und weil zweitens Sie gerade jetzt
versammelt sind, und deshalb erst recht der Provinzialausschuh sich nicht für comvetenthält, ohne
Ihre nochmaligeausdrückliche Zustimmung materielle Aenderungen vorzunehmen. — Die haupt¬
sächlichsten Aenderungen, um welche es sich handelt, betreffendie in den A 22 und 23 enthaltenen
Bestimmungen. In der von Ihnen im letzten Landtage genehmigten Vorlage war die Bestimmung
getroffen, daß der Landtag über die Zinsen des Reservefonds, wenn solcher die statutenmäßige
Höhe erreicht hätte, zum allgemeinenBesten verfügen könne. Dagegen follte umgekehrt wieder
d« Provinzialverwaltung, wenn durch ungewöhnlicheUnglücksfälleder Reservefonds aufgezehrt
sein sollte, der Provinzial-Feuer-Societät zur Deckung der Unglücksfälledie nöthigen Darlehen
zinsenfrei hingeben. Diese Bestimmung, die auf der einen Seite die Möglichkeitgiebt, die Ueber¬
schüsse des Reservefonds der Provinzial-Feuer-Societät in erhöhtem Maße für die allgemeinen
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Zwecke der Provinz nutzbar zu machen,auf der anderenSeite aber auch der Provinzialverwaltung
eine gewisseVerantwortlichkeitfür die Feuer-Societät zuwies, diese Bestimmung hat bei der
Staatsbehörde Bedenkengefunden, — Schon der Herr Oberpräsident hatte Aenderung in dieser
Beziehung vorgeschlagen,— Der Herr Minister hat, wie Sie jetzt in dem Referate, welches
Ihnen zugefchickt ist, ausgeführt finden, noch weitergehend erklärt, daß nach feiner Auffassung
eigentlich der Reservefondsnicht bloß den 1 >/ü fachen Betrag der Jahresbeiträge, wie dies dem jetzt
noch gültigen alten Statut und auch dem Entwurf entspricht, sondern bis zu 5 pro Mille der
Gesammtversicherungssummebetragen müsse und daß dann über diese Summe hinaus über die
Zinsen des Kapitals, sei es behufs Herabsetzungder Prämie, sei es für gemeinnützige,zugleich
im Interesse der Feuer-Societät liegende Zwecke verfügt werden könnte. Eine derartige Ermäch¬
tigung, die zur Voraussetzunghat, daß der Reservefonds 5 pro Mille des Versicherungskapitals
erreicht hat, alfo r>r^et6i- proprer eine Summe bei dem jetzigen Stande des Versicherungskapitals
von ca. 11000 000 Mark gegen die jetzige Bestimmung von dem nur 1'/2 fachen Betrag der
Jahresbeiträge, würde eine derartige Verfügung auf unabfehbare Zeit prccktifch werthlos gemacht
haben, und hielt es der Prouinzialausschußnicht für angethan, auf diesen Vorschlag des Herrn
Ministers einzugehen und dagegen die Verantwortlichkeit zu übernehmen, wie es in dem von Ihnen
genehmigtenStatutenentwurf als Gegenleistung vorgesehen war. Der Prouinzialausschuß macht
Ihnen statt dessen den verändertenVorschlag, daß es bei dem 1'/2 fachen Betrag der Jahresbeiträge
als Reservefonds dem alten Statut entsprechendbewenden soll, daß die Zinsen nach Befund
entweder zur Vermehrung des Reservefondsoder zur Ermäßigung der Prämien oder endlich zum
allgemeinenBesten zu Zwecken,die besonders mich die Interessen der Feuer-Societät zu fördern
geeignet sind, verwendet werden sollen. Als Gegenleistung gegen diese Bestimmung soll dann
wiederum die Provinz die Verpflichtungübernehmen, im Falle durch ungewöhnliche Unglücksfälle
der Reservefonds aufgezehrt werden sollte, Darlehen aus der Landesbank der Provinzial-Feuer-
Societät zur Verfügung zu stellen. Also der Unterschied gegen den ursprünglichenEntwurf ist
der, daß jetzt keine unbedingte Disposition des Prouinziallandtags über die Zinsen des Reserve¬
fonds eintreten soll, daß aber auch auf der anderen Seite die Provinz sich nicht verpflichtensoll,
Darlehne im Falle von Unglückfällen der Proviuzial-Feuer-Societät zinsfrei vorzufchiehen. Jetzt
soll nun, wenn der Reservefonds die Höhe des 1 ^fachen Iahresbctragcs der Prämien erreicht
hat, je nach Befund der Verhältnissedie Zinseneiunahme entweder dein Reservefondszugewiesen
werden oder dem Versichertenzu Gute kommen, oder endlich für allgemeine Zwecke, die aber
zugleich die Interessen der Provinzial-Feuer-Socielat zu fördern geeignet sind, Verwendung finden
können. Und dagegen soll die Provinz nur Darlehen hergeben. Die Bestimmung aber darüber,
ob die Darlehen zinsfrei hinzugeben sind, oder zu welchem Zinsfüße oder wie lange, soll dein
jeweiligen Ermessennach der Sachlage vorbehalten werden.

Das ist die wesentlichste Aenderung in den Bestimmungendes Reglements, wie es Ihnen
vorliegt uud wie es Ihnen zur Annahme empfohlenwird. Wir hoffen, daß dasselbe die Zustim¬
mung des Ministers finden wird, weil es sich nur anschließtan das derzeit gültige Statut und
nicht wesentlich von demselbenabweicht,auf der anderen Seite aber die Provinzial-Feuer-Socictät
durch die Verpflichtungzur Hergäbe von Darlehen in Nothfällen aus der Landesbank noch besser
sichelt, wie das bisher der Fall war und ohne daß nach unserer Auffassungernste Interessen der
Provinz gefährdet werden Der Fall, daß der ganze Reservefondsdurch Uuglücksfälleaufgebraucht
werden sollte, ist an sich ein sehr unwahrscheinlicher. Er ist bisher, so viel ich weih, so lange
die Societät besteht, nie eingetreten und daher die Besorgniß, daß dieser Fall in Wirksamkeit
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treten könnte, sehr unwahrscheinlich. Auf der anderen Seite aber liegt auch nichts naher, es ist
vielmehr die selbstverständliche Aufgabe der Provinz, in solchen Fällen, soweit es in ihren Kräften
steht, der eigenen Anstalt nach Möglichkeit zu Hülfe zu kommen, und da die Frage offen gelassen
ist, ob die Hergabe der Darlehen unverzinslichoder verzinslichund zu welchemZinsfüße erfolgen
s°ll, fo hielt der Ausschußdafür, daß nach der Richtung hin sowohl den Interessen der Provinz
«n allgemeinen, wie denen der Societät im besonderen mit der Bestimmung völlig gedient sei.
Das, meine Herren, ist die Hauptänderung, die an dem früheren Entwurf, wie er Ihre Billigung
gefundenhat, vorgenommenist.

Gehen wir nun zu deu einzelnen Paragraphen über, um Ihnen wenigstensauch die
übrigen Aenderungen, so weit sie materieller Natur und nicht rein redaktionellerArt sind, noch
naher zu bezeichnen, so möchte ich zunächst bei §. 12 in Verbindung mit §. 14 hervorheben,daß
bei nochmaligerErwägung es vom Ausschuß für angemessen erachtet ist, die Entscheidung über die
Abänderung der Klasseneinthcilungund des Tarifs, welche Sie im §. 12, Nr. 4 refp. §. 14 auf¬
geführt fehen und welche nach dein im vorigen Jahre genehmigtenEntwürfe der für die Feuer-
Societät eingesetzten Commissionzugewiesen war, — daß diese Entscheidungals von besonderer
Wichtigkeit zweckmäßiger Weise dem Ausschusseauf Vorschlag der Commission vorzubehalten sei. Das
'st die eine Aenderung, die hier eingetreten ist, gegenüber dem von Ihnen genehmigtenEntwurf.
Dementsprechend ist auch s- 15 des neuen Entwurfs am Ende, unter Nr. 4, besser gefaßt. Da
hieß es in dem früheren Entwurf, die Abänderungen des Reglements füllten dem Prouinzial-
landtag vorbehalten bleiben. Da nun die Klasscueintheilungund der Tarif in diesem Reglement
selbst enthalten sind, so enthält jede Aenderung der Klasseneintheilunguud des Tarifs an sich
auch eine Aenderung des Reglements und darum ist es richtiger, daß im §. 15, Nr. 4 präziser
gesagt werde, die Abänderung des Reglements ist dem Provinziallandtag vorbehalten, mit Aus¬
nahme der im §. 14, Nr. 5 erwähnten Abänderung der Klasseneinthcilungund des Tarifs, weil
diese Abänderungen aus Zwcckmäßigkeitsgründennicht dem Landtage vorbehalten sein sollten,
sondernnach dem früheren Entwurf, fchon der Commission und jetzt neuerdings dem Ausschusse
auf Vorschlagder Commissionzugewiesen worden sind. Dann kommen wir zu den §§. 22 und
23, die ich mir bei ihrer besonderenWichtigkeitnochmals zu verlesen erlaube. Z. 22 lautet:
Die Zinsen des Reservefondswerden, foweit dirfelben nicht zur Dccknng der laufenden Ausgaben
«forderlich sind, dem Reservefondszugefchlagen. Hat der Reservefondsdie Höhe der 1 ^fachen
Iahresversichcrungsbeiträgeerreicht, so können die alsdann sich ergebenden Uebelschüssenach näherer
Bestimmungdes Provinzialausschussesdem Reservefondsweiter zugefügt, oder ein Theil derselben
°en Versicherten zurückgewährt, oder dem Prouinziallandtage für gemeinnützige, zugleich die
Interessen der Societät fördernde Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Und dementsprechend
lautet 8- 23: Sollte in Folge außergewöhnlicherUnglücksfälledie Societät die ihr obliegenden
Iahlungen, selbst nach Aufwendung des Reservefonds, aus eigenen verfügbaren Beständen zu
Listen außer Stande sein, so werden die erforderlichenBeträge der Societät aus Mitteln der
Landesbank darlehnsweifevorgefchossen. Ein derartiger Vorschuß ist aus den nächsten sich ergebenden
^eberschüssen zurück zu erstatten.

Dann, meine Herren, ist der §. 25 etwas allgemeiner gefaßt, wie das im ursprünglichen
Entwürfe der Fall war. Bisher erheben wir für diejenigen Geschäfte, welche die Centralverwaltung
sür die Societät zu bewirken hat, 6000 M, nach dem diesjährigen Etat, den wir allerdings
n°ch nicht berathen haben, sind 12 000 M. vorgesehen. Die Provinzial-Feuer-Societät soll also
12000 M. Verwaltungskostenentschädigungan die Centralverwaltung zahlen. Man wollte nun
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eine Fassung im ß. 25 finden, welche es ermöglicht, noch in ausgedehnterer Weise die Ent¬
schädigungzu normiren, wie dies in den anderen Provinzen, beispielsweise besonders in Schlesien
auch geschieht. Naturlich würde es, falls dicse Bestimmung genehmigt wird. Ihrer Bestimmung
vorzubehaltensein, ob und inwieweit Sie von der in §. 25 vorgesehenenerweiterten Befugniß
Gebrauch machen wollen.

Dann, meine Herren, ist geändert, in ß, 42, dessen letzter Absatz heißt: Falsche Angaben
machen die Versicherungungültig. Hier ist der Zusatz gemacht,der wohl von selbst gemeint ist,
aber die Sache korrekter ausdrückt: Wissentlich falsche Angaben machen die Versicherung ungültig.
Denn, meine Herren, in §.64 am Ende hieh es in dem von Ihnen genehmigtenEntwurf, es
folle der Landesdirektor den Obmann bestellen. Der Passus lautet: Können sich die Sachver¬
ständigen über die Wahl des Obmanns nicht einigen, so ernennt denselben der Landesdirektor.
Auf Wunsch der Staatsregierung soll der Passus des alten Statutes wieder hergestellt werden,
so daß der Herr Oberpräsident der Nheinprovinz den Obmann ernennt. Dann endlich, meine
Herren, ist in §. 85 noch ein Zusatz gemacht, indem dem tz. 66 noch der §. 31, der in dem
früheren Entwürfe fehlte, hinzugefügt worden ist, weil er über denselbenGegenstand handelt.
Endlich ist die Schlußbestimmungdes §. 90 abgeändert, indem der Anfangstermin des Reglements
auf den 1. Januar 1890 festgefetztworden ist, währenddem er nach dem alten Entwurf schon
früher lag. Das sind, meine Herren, die Aenderungen materieller Art resp, erheblicher Art,
welche Ihnen von dem Ausschuß vorgeschlagenwerden. Der Ausschuh hofft, daß wenn Sie
diese Aenderungen in dieser oder ähnlicher Form guthießen, dieses veränderte Reglement die
Zustimmung des Herrn Ministers finden wird. Er bittet gleichwohl wiederum um die bereits
früher ertheilte Ermächtigung, etwaige Aenderungen, welche die Königliche Staatsregierung an
diefem Ihren Entwurf fordern follte, in Ihrem Namen und für Sie vorzunehmen. Das sind
die Anträge des Ausschusses, welche ich Ihrer Annahme empfehlenmöchte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffnedie Diskusston und ertheile das Wort dem
Herrn AbgeordnetenCourth.

Abgeordneter Eourth: Meine Herren! Die von Ihnen im vorigen Landtage ange¬
nommene Bestimmung, daß die Zinsen des Reservefondsder Provinz zufallen sollen gegen Ueber¬
nahme des Risikos einer Nachzahlungder Prämien hat damals schon hier Widerspruch gefunden,
namentlich mein verehrter Nachbar, Herr Oberbürgermeister Lindemann, hat seine Bedenken
geäußert. Die Staatsregierung hat nun die Genehmigung jener Bestimmung versagt, und wir
müssenhiermit rechnen. Die Aenderungen, die in Folge dessen in das Reglement hineingebracht
werden müssen, werden selbst von dem Prouinzialausschuß als einschneidendbezeichnet. Die
Vorschlägedes Ausschusses decken sich nicht vollständig mit den Anschauungender höheren Behörden
und schon aus diesem Grunde ist es wünfchenswerth,daß das Reglement noch einer eingehenden
Berathung in der betreffenden Fachcummifsionunterzogen werde. Es sind ja auch sonstige
Aenderungenbeliebt worden, und Sie wissen, meine Herren, mit welcher rapiden Eile im vorigen,
Landtage die Berathung des Reglements stattgefunden hat. Wir wollen jetzt ein Reglement
machen, welches für lange Zeit die Grundlage unferer Societät bilden soll. Ich möchte schon
jetzt noch auf einen Punkt aufmerksam machen, welcher wahrscheinlich in der Eile unbeachtet
geblieben ist. Es hat sich nämlich nunmehr ein gewisser Widerspruchin dem Reglement heraus¬
gebildet. Nachdem die Zinsen des Reservefondsnicht mehr an die Provinz kommen,so ist es doch
wohl richtig, daß der Reservefonds selbst nicht von der Provinz, resp, von der Landeskasse
verwaltet wird, sondern daß derselbe dem Institut verbleibt, welches die Zinsen davon genießen
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soll und denselbenzweckmäßig dann auch in Verwaltung behalt. Ich wollte eben hier schon daraus
aufmerksammachen, damit die Frage in der Commissiongeprüft wird. Früher hieß es im §. ^,")
»der Reservefonds ist rentbar pupillarisch sicher anzulegen. Auch tonnen aus demselben und
zwar bis zu '/g seines Betrages Darlehen nach Maßgabe der Vorschriften des §, !i9 der Vor-
Mundschaftsordnnngvom 5. Juli 1875 an Gemeinden, Korporationen, oder aber auch Privat¬
personen gegebenwerden." Ich möchte anheim geben, ob diese Bestimmung nicht wieder herzu¬
stellen ist. Es scheint nun wohl nur zufällig gekommen zu sein, daß jetzt im H, 21 gesagt ist.
daß der Reservefonds bei der Landesbank rentbar anzulegen sei. Denn, meine Herren, im ß. 12
desselbenEntwurfs unter Nr 4 ist gesagt, der Beschlußfassungdes Kuratoriums unterliegt ins¬
besondere die Art der Anlegung der verfügbaren Gelder, Meine Herren! Es ist diese Bestimmung
mit §,21 nicht in Einklang zubringen, denn, wenn der Reservefonds bei der Landesbank angelegt
wird, dürfte das Kuratorium der Feuer-Societät kaum mehr in die Lage kommen, über die
Anlegung von Geldern zu beschließen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandeedirektorKlein: Meine Herren! Ich kann mich dem Antrage des Herrn Abgeord¬

neten Courth nur anschließen und Sie nur bitten, die gegenwärtige Vorlage, wenn Sie nicht
glauben, dieselbe pure annehmen zu können, an eine Fachcommission zu verweisen, Es würde die
I. Fachcommission sein, welche sich mit dieser Sache zu befassen haben würde. Die Bedenken,
welche Herr AbgeordneterEourth hinsichtlich der Anlegung des Reservefonds ausgefprochen hat,
würden in diefcr Fachcommission näher erörtert und widerlegt werden können. Es liegt indessen,
wie ich schon jetzt bemerken will, keineswegs ein Irrthum, sondern eine wohlerwogeneMaßregel
vor. Als das ursprüngliche Reglement für die Prouinzial-Feuer-Societät erlassen wurde, hatte
die Provinz noch keine Selbstverwaltuug uud keine organisirten Verwaltungsorgane; insbesondere
besaß die Regierung noch lein Finanzinstitut, wie sie dieses heute in der Landesbank besitzt.
Nachdem die Provinz ein solches Finanzinstitut, welches sich mit der Annahme von Depositen und
mit deren Verwaltung beschäftigt,ins Leben gerufen hat, erfcheintes gewiß doch nur naturgemäß
und dieser geschaffenen Einrichtung entsprechend, daß Kapitalien, welche von Organen der Provinz
anzulegen und zu verwalten sind, auch bei dem zu diesem Endzwecke bestehenden Provinzialinstitute
belegt werden. In gleicher Weise sind alle übrigen Fonds der Provinz, die Taubstummen-,
Blinden-, Straßcnfonds und dergleichen an die Landesbank abgeführt worden. Die Landesbank
gewährt hiervon feste Zinfen und legt die Gelder in pupillarifch sicherer Weise unter ihrer Ver¬
antwortlichkeitan, wozu sie das erforderlichePersonal besitzt, welches in Geldgeschäftenund in
Kapitalanlagen die nöthige Erfahrung und Gefchicklichkeitbesitzt. Wollen Sie, meine Herren, die
Societät mit ihren Reservefonds selbständig operiren lassen, so würde möglicherweise sogar eine
Eonkurrenzbei gcwisseu Anlagen mit der Landesbank eintreten können, was wahrlich bei Instituten
einer und derselben Provinz nicht zu wünschen ist. Ich vermag in der That ein Bedenkendarin
nicht zu erblicken, daß der Reservefondsbei der Landesbank angelegtwerden soll; denn eine bessere
und sichere Anlage giebt es wahrlich nicht. Wie sollen wir den Gemeinden, Korporationen und
dergleichenanempfehlen können, ihre Depositen der Landesbank zu übergeben, wenn wir nicht
einmal die unter Verwaltung der Provinz stehenden Fonds der Landesbank anvertrauen wollen?

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLindemann hat das Wort.
AbgeordneterLindemann: Meine Herren! Die Feststellung eines Reglements, welches

alle möglichenFälle vorsieht, die in Zukunft vorkommen können, und welches eine Reihe von
Jahren gelten soll, ist eine sehr schwierige Sache, und ich bin überzeugt, wenn wir dieses Reglement
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auch noch so sorgfältig überlegen, wir werden nach einigen Jahren finden, daß hier und da Lücken
gebliebenund einzelneFalle nicht bedacht worden sind. Von diesem Gesichtspunkt aus gestatte
ich mir ebenfalls den Antrag zu befürworten, die Sache zur eingehendenVorbcrathuug an eiue
Commissionverweisenzu wollen; ich gebe anheiln, ob Sie dieselbe an die erste Fachcommission
überweisenwollen; in meiner Nachbarschaftwurde die Meinung ansgesprochcn, es sei vielleicht
richtiger, eine Commissionaä Iiao zu wählen, weil die Fachcommission schon sehr viel zu thun hat.
Ich unterbreite dies Ihrer Erwägung. Wenn ich mir gestatten darf, zur kurzen Motiuirnng meines
Antrages ein paar Worte hinzuzufügen,fo möchte ich darauf hiuweifen, daß mir beim einmaligen
Durchlesender Sache ein paar Punkte aufgcfalleu siud, die vielleicht einer Erwägung in der
Commifsionwürdig wären und zwar beziehen sich diese meine Bedenken auf Paragraphen, die
nachträglichvon dem Prouinzialausschussegeändert worden sind. Es heißt in §. 23, dah die
Provinz im Falle der Nothwendigkeitdie betreffenden Gelder darlehnsweisevorschießen solle. Da
ist mir der Zweifel geblieben,wer soll die Bedingungen fixircn, unter welchen das Geld gegeben
werden soll. Es ist nämlich nichts über die Bedingungen festgesetzt, nicht über die Verzinsung :c.
Soll das Kuratorium der ^iandesbankoder der Prouinzialausschuß oder der Prouiuziallandtag
dies thun? Ich weiß es nicht, ich übersehe im Augenblickauch uicht, welchem Collegium diese
Festsetzung zu übertragen sein wird, immerhin scheint nur ein Vakuum vorzuliegen, welches uicht
so bleiben kann. Dann ist mir auch der ß. 22, also der vorhergehendeParagraph prima taoie
nicht ganz unbedenklich. Da heißt es nämlich, daß der Prouinzialausschuß fouvcrain nach seinem
Ermessensoll darüber verfügen können, wie eventuell in Bezug auf weitere Neberschüsse zu ver¬
fahren ist, die über den eineinhalbfachenJahresbeitrag aufgesammelt sind, ob dieselben weiter
dem Reservefondszugefügt werden sollen, ob ein Theil zurückgewährtwerden soll oder ob ein
Theil zu gemeinnützigenEinrichtungen zu verwenden ist. Soll der Provinzialausschuh ganz
souvcrain sein, hat das eingesetzte Kuratorium weiter nichts, als unmaßgebliche Vorschläge zu machen,
und hat der Provinziallandtag eventuell gar nichts zu sagen, kann der Prouiuziallandtag uicht
von dem Votum des Prouiuzialausschussesabweichen? Ich glaube, es würde eine zu weitgehende
Befugniß sein, die hier dem Prouinzialausschußeingeräumt wird. Ich würde lieber die Befugnisse
des eingesetzten Kuratoriums stärken, weil ich fürchte, daß der Provinzialausschuß geneigt sein
wird, die Überschüsseals gute Prise zu betrachten und sie zn Zwecken zu verwenden, die nur
entfernt mit der Provinzial-Feuer-Societcit in Berührung stehen, während ich der Meinung bin,
daß im großen und ganzen die Ueberschüsseden Versichertengehören und im Interesse der Ver¬
sicherten verwendetwerden müssen. Das sind vielleichtein paar Punkte, die einer Erwägung und
Erörterung bedürftig sind. Ich gestatte mir, den Antrag zu stellen, das Reglement einer zu
wählenden Commissionzu überweisen.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
Abgeordneter Busch: Meine Herren! Ich kann mich in der Hauptsacheden Ausfüh¬

rungen des Herrn Vorredners anschließen,nämlich in Bezug auf den Antrag, diefe Angelegenheit
einer besonderenFachcommission zu überweisen. Auch mir sind einige Bedenkenaufgestoßeu. In
erster Linie möchte ich anführen, daß mir der Vorschlagdes Herrn Ministers, den Reservefonds
gegenüberdem bisherigen Bestände zu erhöhen, sehr sympathischist. Ich bescheide mich allerdings
in dieser Beziehung, daß die bisherigeHöhe des Fouds von 5 Millionen allenfalls genügt. Nichts¬
destoweniger ist mir noch sympathischer,denselbenmehr anwachsenzu lasse», weil dadurch eiue so
viel größere Sicherheit und Selbständigkeit der Societät geboten wird. Meine Herren! In
Bezug auf die Verwnltuug des Nefervefonds stehe ich vollständig auf dein Standpunkte des Herrn
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Abgeordneten Courth, und es ist mir nicht gelungen, aus den Ausführungen des Herrn Landes'
direkturs eine gegentheilige Ansicht zu gewinnen. Nach den Beschlüssen der letzten Session war es
vollständig gerechtfertigt, daß, wenn der Reservefonds ganz dem Provinzialuerbande überwiesen
würde, daß auch die Verwaltung dem Prouinzialverbande resp, der Landesbank zufalle. Wenn
aber der Reservefonds nach wie vor in den Händen der Prouinzinl-Fcuer-Societät verbleiben soll,
dann meine ich, ist es nicht mehr als billig, daß die Provinzial-Feuer-Societät auch die Verwaltung
behalte. Sie hat das größte Interesse denselben möglichst nutzbar anzulcge», und ich glaube, daß
ln dieser Beziehung die als Bedeuten geltend gemachte Conkurrcnz mit den Geschäften der Landes¬
bank eine nicht besonders wesentliche sein wird. Es sind nicht wechselndeBeträge, welche bald in
du'fer Weise, bald in jener angelegt werden müssen, sondern es sind nur die dein Reservefonds
lährlich zuwachsenden Ueberschüsse, um welche es sich handelt. Die bisherige Verwaltung hat sie
Ul ausgezeichneter Weise nutzbringend anzulegen gewußt uud ich glaube deshalb, daß ihr dieses
auch weiter anvertraut werdcu könne. Ich schließe mich, wie gesagt, im Uebrigen in der Haupt¬
lache dein Antrage an, die Vorlage einer Fachcommission zu überweisen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ich glaube auch, daß es zweckmäßig ist, eine

besondere Commission zu wählen. Sie wird sich eingehend mit der Frage befassen, die ich ventilirt
habe, in welcher Hinsicht der Herr Vorredner mit mir übereinstimmt. Ich mache Sie darauf
aufmerkfam, meine Herren, daß es sich nicht blos um die Verwaltung handelt, sondern daß, wie
wir aus dem Munde des Herrn Landesdircktors gehört haben, der ganze Reservefonds überhaupt
untergehen soll. Das jetzige Vermögen, also die Obligationen und die Wertpapiere werden in
eine Summe verwandelt, welche nunmehr die Landesbank der Feuer-Societät als Nescrvefouds
schulden soll. Der Herr Landes-Direktor hat gesagt, wir zahlen eine bestimmte Zinsquote; dies
kann 1°/« oder 2"/» sein. Vielleicht foll auf diese Weise ein Vortheil erzielt werden. Ich gönne
einen solchen der Provinz, aber ich halte das angenommene Prinzip für unrichtig, nachdem
einmal von der Staatsregiernng festgestellt ist, es solle die Feuer-Societät ihren Reservefonds
behalten. Dann, meine ich, muß sie ihn auch so ausnützen können, wie sie ihn ausnutzen kann.
Sie nmh die Werthpapiere, sowie die Kavitalicu, welche auf ihren Ramen stehen, ebenso behalten,
wie sie die Zinsen davon beziehen muß. Es geht nicht an, ihr blos eine Anweisung auf das
große Buch der Landesbank zu geben, welche vielleicht nur 1 oder 2"/o gewährt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Mciue Herren! Bevor man hier antwortet,
würde es doch von Wichtigkeit sein, zu wissen, ob die Vorlage noch an eine Commission verwiesen
wird oder nicht. Wird sie an eine Commifsion verwiesen, so behalte ich mir vor, alle die Gründe
w der Commission vorzutragen. Wird sie nicht an eine Commission verwiesen, so müßte die
Debatte hier fortgesetzt werden. Ich deute an, daß ich prinzipiell mit den 3 Herren absolut nicht
einverstanden bin, sondern auf einem ganz andern Boden stehe, nämlich auf demjenigen, den der
Herr Referent ausgeführt, auf dem Boden der Vorlage. Ueber die Vorfrage werden Sie erst
Klarheit schaffen müssen. Wenn der Gegenstand an eine Commission verwiesen werden soll, so
glaube ich, daß es das Einfachste wäre, so zu verfahren, wie beschlossenist. Es sind für die
Angelegenheiten der 5 Abtheilungen 3 Fachcommissionen gebildet. Nunmehr für die einzelnen
Gegenstände neue Commissionen zu wählen, scheint mir über das Bedürfniß hinauszugehen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Michels hat das Wort.
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AbgeordneterMichels: Meine Herren! Sollte es dem hohen Hause belieben, die Sache
an die 1. Fachcommissiunzu verweisen, so würde ich auf das Wort verzichten. Sonst würde ich
mir vorbehalten, mein Bedenkengegen den Zusatz zu §. 42, nach welchem nur wissentlich falsche
Angaben die Versicherung ungültig machensollen, ganz kurz zu präzisiren. Der Zusatz ist jeden¬
falls ans dem Gefühle der Loyalität entstanden. Eine loyale Geschäftsgebahrung ist ja auch
nöthig, um die Versicherungsgesellfchaft lukrativ zu machen. Indeß, daß man der Feuer-Societät
die Beweispflicht iu jedem einzelnen Falle aufladen soll, dah vorkommeudefalsche Angaben
wissentlich gemacht worden sind, dein kann ich mich nicht anschließen. Ich glaube nicht, daß es
rathsam ist, eine derartige Bestimmung statutarisch festzulegen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSchmitz hat das Wort.
AbgeordneterSchmitz: So oft ich den Namen Provinzial-Feuer-Societät höre, drängt

sich mir der Gedanke auf, wie es möglich war, diefer Einrichtung einen solchen Namen zu geben.
Ich bin im Allgemeinendagegen, solche fremde Namen zu gebrauchen, sie erhöhen unser Ansehen
bei anderen Nationen nicht und die Franzosen hüten sich sehr, deutsche Namen zu gebrauchen.
Es kommt in diesem Namen deutsch und französisch vor, Provinzial-Feuer ist deutsch und Societät
ist französisch. (Stimmen: lateinisch.)

Was ist eine Societät? Es ist eine Gesellschaft. Nun ist die Provinzial-Feuer-Societät
aber gar keine Gesellschaft, sondern eine Versicherung. Ich beantrage also, daß dieser Einrichtung
statt des Namens RheinischeProvinzial-Feuer-Societät der Name RheinischeProvinzial-Feuer-
Versicherunggegeben werde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landtags-Commissariushat das Wort.
Königlicher Landtags-EommissariusOberpräsidentDr. von Bardeleben: Meine geehrten

Herren! Ich erkenne in dein neuen Vorschlage,welchen der Prouinzialausschuß dem hohen Haufe
in Vezng auf die Abfassungder §ß, 22 und 23 des Provinzial-Feucr-Sotietäts-Neglementsmacht,
eine sehr bedeutendeVerbesserungund ich glaube, daß dies eiu sehr wichtiger Schritt ist, um zu
eiuer Uebereinstimmungmit der KöniglichenStaatsregierung zu gelangen. Ob dieser Schritt, der
jetzt geschehen soll, schon zu diesem Zwecke vollständig genügt, oder ob es noch anderweitiger
Modifikationendes Reglements bedürfen wird, um dahin zu gelangen, das kann ich Ihnen aller¬
dings in dicfem Augenblicke nicht fügen, weil ich nicht autorisirt bin, mich darüber zu erklären.
Da aber, wie es fcheint, die Absicht des hohen Hauses dahin geht, das Societäts-Neglement noch
an eine besondere Eommission, sei es die erste oder welche sonst zu verweisen — das ist für
diesen Zweck gleichgültig— so bin ich sehr bereit, die dadurch gewonnenePause zu benutzen,um
beim Herrn Minister darüber anzufragen, ob er die jetzige Fassung für diefe beideu wichtigenund
offenbar entscheidenden §§. acceptirt. Ich hoffe, daß es möglich sein wird, in nicht zu langer
Zeit Ihnen einen bestimmtenBescheid zu ertheilen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Geheimrath Seul hat das Wort.
Direktor der Provinzial-Feuer-Societät Geh. Negierungsrath Seul: Ich wollte nur dem

Herrn AbgeordnetenSchmitz mit zwei Worten antworten, daß der Begriff der Feuer-Societät ein
gauz feststehender ist, daß alle sogcuauuten öffentlichen Feuer-Versicherungs-Anstalten,das heißt die¬
jenigen Anstalten, die für einzelneProvinzen oder einzelneVerbände in den Provinzen bestehen
und von öffentlichen Beamten verwaltet werden, in: Gegensatz zu den privaten Feuer-Versicherungs-
Gefellschaften Societäten genannt werden, daß diese alle den Namen „Feuer-Societät" tragen,
daß also unter dem Worte „Societät" eine ganz bestimmteArt von Vcrsichcrungs-Anstalten,die
man in der Versichenmgsweltals solche gauz genau kcnut, verstanden wird. Mit Rücksicht darauf
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würde ich doch anheimgeben, so sehr ich im Uebrigen einverstanden bin, daß das Wort Feuer-
Societät kein sehr glücklich gewähltes Wort ist, es bei demselben doch zu belassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich niemand mehr zum Worte
gemeldet. Es ist der Antrag gestellt worden, den Gegenstand an die I. Fachcommission zu ver¬
weisen. Andere haben vorgeschlagen,eine besondereLommissionzu wählen, Visher ist die Sache
unmer in der I. Fachcommissionbebandelt worden. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Selbstverständlich muh ich das
!^nz Ihrer Entscheidung überlassen, ob Sie die eine oder andere Eommission damit betrauen
wollen, diese Angelegenheitzu berathen, ich kann selbst eine möglichsteingehendeBerathung nur
wünschen und hoffe, den Standpunkt des Ausschussesgegenüber den Bedenken, die hier geltend
gemachtsind, vertreten zu können. Ich will deshalb auf die Sachen, die hier materiell angeregt
sind, nicht weiter eingehen, nur ein paar Bemerkungen müssenSie gestatten, um wenigstensdie
Vorlage vor dem erhobenenVorwürfe zu schützen, als ob hier eine flüchtigeArbeit vorliege und
Widersprüche in einzelnen Paragraphen sich finden. Zunächst ist ausgeführt, dah der Vorschlag,
der Reservefonds folle von der Lcmdesbankverwaltet werden, im Widerspruch mit H, 4 stände.
Im §. 4 heißt es nämlich, daß zu den Funktionen des Kuratoriums die Art der Anlegung der
verfügbaren Gelder gehört. Meine Herren! Das kann ich in keiner Weise finden. Natürlich
gehört zu den Funktionen des Kuratoriums die Anlegung der verfügbaren Gelder, über welche
die Bestimmung dem Kuratorium überlassen wird. Der Reservefonds gehört, wenn wir das
Statut annehmen, aber nicht mehr zu den Geldern, über welche die Verfügung dem Kuratorium
zusteht, soudern die Landesbank hat ihn zu belegen, aber die Societät hat viel größere Beträge
zu belegen als den Reservefonds. Das ganze Versicherungskapitalist vom Kuratorium nach wie
vor zu bewirken. Ich kann deshalb nicht zugestehe»,daß zwischendiesen beiden Bestimmungen
ein Widerspruch besteht, wenn man auch über die ZweckmäßigkeitverschiedenerMeinung sein
kann, — Sodann wurde behauptet, es stehe im §. 22, daß dein Prouinzialausschuß das Recht
zugewiesen werden solle, zu bestimmen, welche Gelder zu allgemeinenZweckenverwendet werden
sollen. Der Prouinzialausschuß hat aber nach dem §. 22 nur die Vefugniß, die Zinsen dem
Reservefondszuzuweifen oder die Zinsen an die Versichertenzurückzugcwähren. Wenn er dann
will, daß die Zinsen für allgemeineZwecke im Interesse der Societät vermindert werden, so steht
ausdrücklich im §. 22, daß dem Landtage diese Mittel zur Verfügung zu stellen sind. Wenn
der Prouinzialausschuß also will, daß aus den Zinsen des Reservefonds Mittel für allgemeine
Zwecke verwendet werden sollen, so muß er Ihneu die bestimmtenVorschläge machen und der
Provinziallandtag hat darüber zu verfüge». Ich glaube daher, daß diefe Ausführungen gegen
die Fassung des 8 22 nicht zutreffend sind. Was den §. 23 anlangt, so ist bemängelt worden,
daß darin nicht gesagt ist, wer festsetzen soll, ob und welche Zinsen für die Darlehen erhoben
werden follen. Ja, meine Herren, das ist selbstverständlichder Provinziallandtag. Wenn ein
solcher Unglücksfall eintritt, so handelt es sich zunächst darum, die Gelder zu schaffen und das
Uuglück zu bezahlen, das kann wenig, das kann viel sein; dann wird vom Ausschuß ein Provi¬
sorium arraugirt werden — das vorzuschießende Geld kommt aus der einen Prouinzialanstalt in
die andere — dann wird voraussichtlichbei einer ungewöhnlichenKalamität auch der Laudtag
besondersberufen werden und Sie werden dann entweder sogleich oder später in der Lage sein,
den Zinsfuß festzustellen. Weil wir aber nicht übersehen konnten, wie die Verhältnisse sich bei
einem solchen Unglücksfallegestalten würden, so hielten wir es für opportun, in dem Reglement
nur das Nothwendigstezu bestimmen und das Weitere der Entscheidung im gegebenenFall zu
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überlassen. Wenn der Ausschuhin einem solchen Fall selbst beschlossen hätte, die Gelder unent¬
geltlich herzugebenund Sie wären hinterher anderer Meinung, so würden Sie den Beschluß
jeder Zeit ändern können. Es wäre nur ein Buchmanöver nothwendig, es würde die Landesbank
soviel Zinsen in Einnahme und die Provinzial-Fcuer-Societät dieselbenZinsen in Ausgabe zu
stellen haben. Es kann nach meiner Auffassung durch keinen Beschluß weder des Kuratoriums
noch der Landesbank noch des Ausschusses in dieser Angelegenheitirgend etwas vergeben werden,
höchstenswürden Sie einen solchen Beschluß rückgängig zu machen haben, was aber jeden
Augenblick ohne Schwierigkeitengeschehen kann. Das waren die paar Ausführungen, die ich mir
noch erlauben wollte. — In der Sache selbst würde es richtiger sein, da eine Connuissionsbcrathung
deliebt wird, die aufgeworfenenFragen zunächst in der Commissionzu erörtern. Ich enthalte mich
deshalb zur Zeit jeder weiteren Ausführung.

VorsitzenderFürst zu Wied: Zunächst möchte ich fragen, ob die Vorlage überhaupt
an eine Commifsion gehen soll. — Es scheint darüber Uebereinstimmungzu herrschen, daß die
ganze Vorlage an eine Commissiongehen soll. Es erfolgt kein Widerspruch dagegen, ich constatire
dieses. Ich frage weiter, soll der Gegenstand an die I, Commission gehen, welche denselben
bisher behandelt hat. (Stimmen: Ja, nein.) Ich habe ja und nein gehört. Wir müssen also
zur Abstimmungschreiten. Ich bitte diejenigen, die für die Verweisung an die I. Fachcommission
sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität Der Gegenstand geht an die I. Fach¬
commission; der andere Antrag ist gefallen. Wir waren für heute mit der Behandlung der
Vorlage, betreffenddie Provinzial-Feuer-Societät zu Ende, sie ist zur weiterenBehandlung an die
I. Fachcommifsionverwiefen,

Wir wollen im Anschlüsse daran jetzt gleich den Etat der Feuer-Societät behandeln, da wir
gerade von Feuer-Societäts-Angelegenheiten sprechen und Herr Geh. Rath Seul noch hier
ist. — Es erfolgt lein Widerfpruch dagegen, daß wir diesen Etat zuerst behandeln wollen. Ich
bitte den Herrn AbgeordnetenBecker, als Berichterstatter den Bericht zu übernehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Es handelt sich nur um einen Ausgabeetat. Die
Abweichungen gegen den früheren Etat beziffern sich, wie Sie am Schlüsse des Etats sehen, auf
eine Summe von 41030 M., welche dieser Etat gegen den früheren Etat mehr fordert, es ist
also ein Mehrausgabebedürfniß von 41030 M. vorhanden. Dieses Mehrausgabebedürfniß setzt
sich im Wesentlichen aus folgendenPositionen zusammen, zunächst aus 20 000 M. mehr, welche
nach dem Beschlusse eines früheren Provinziallandtages verwendet werden sollen zu Prämien für
vorzugsweisewirksameBeihülfe und zur Anschaffung von Löfchmitteln. Dafür waren bisher im
Etat nur 20000 M. eingestellt, der 33. Prouinziallandtag hat beschlossen, diese Summe auf
40 000 M. zu erhöhen und diesem Beschlusse ist durch die Erhöhung, die in diesem Etat vor¬
genommenist, Rechnung getragen. Dann ist, wie ich Ihnen bereits bei dem Referate über das
Reglement ausgeführt habe, die Summe von 6000 M. Verwaltungskostenbeitragder Societät
auf 12 000 M., als« um 6000 M. erhöht worden, endlich sind für neue Beamte und für Zulagen
an vorhandene Beamte in dem Etat 6l00 M. rund vorgesehengemäß dem provisorischen Etat,
den wir in der letzten Session genehmigt haben und endlich findet sich eine Portoerhöhung von
5000 M. Daraus setzen sich im Wesentlichen die Mehrausgaben zusammen, welche sich über¬
haupt auf 41 000 M. beziffern, — Sehen wir die einzelnenPositionen durch, so finden Sie
zunächst bei den Besoldungen eine persönliche Zulage für den Direktor von 1000 M., welche von
dem Ausschuß Ihnen in Vorschlag gebrachtwird, weil damit gleichzeitig eine Meinungsverschieden¬
heit, welche über die Höhe bestand, zu welcher für den Fall einer Pensionirung freie Wohnung,
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Nrand und Licht zur Anrechnung kommen sollen, beseitigt wird. Nebenbei war dabei auch der
Gesichtspunkt geltend, dem Direktor die Anerkennungzu Theil werden zu lassen, die er m volle»,
Maße verdient. Wenn Sie diese ,000 M. genehmigen,so wird gleichzeitig die Entschädigungfür
Wohnung, Brand und Licht im Werthe von 4000 M. im gegenseitigenEinverständnisse sixirt.
Dann kommt unter Nr. 2 eine Zulage für den Oberbeamten. Dabei ist anschemend em Druck¬
fehler vorhanden, es müßte heißen: „persönliche nicht pensionsberechtigte Zulage", es fehlt also
das Wort „nicht." Die Zulage selbst hat schon, wie ich weiß, in dem provisorischen Etat gestanden.

VorsitzenderFürst zu Wieb: Ich nehme geschäftsordnungsmäßigan, daß diejenigen
Punkte bewilligt sind, zu welchen Niemand das Wort nimmt; ich brauchewohl nicht zu jeder
einzelnen Position die Bewilligung auszusprechen. Der Herr Berichterstatter hat das Wort

Berichterstatter AbgeordneterBecker: Dann, meine Herren, kommt unter L, Kasse, em
paar Zulagen, die bereits in dem provisorisch von Ihnen genehmigtenEtat vorgesehenwaren
Es erscheinen da unter 5 und 6 mehrere neue Veamtenstellen,ein Buchhalter nnt 2500 M. und
für zwei Kassenassistenten 3600 M. Diese Positionen beruhen bereits auf einer Genehmigung
des 33. Provinziallandtages. Im übrigen findet sich auf Seite 2 des Etats keine Veränderung
gegen die früheren Zahlen. Auf Seite 4 oben finden Sie als erste Position neu eingestellt einen
Feuerloschrevisormit 2500 M.; auch dies entspricht dem Beschlusse eines früheren Landtages.
Gerade mit Rücksicht auf diefen Feuerlofchrevisorsind die Diäten und Reisekostenm der Hohe
belassen, wie sie in dem letzten Etat standen, weil dessen Reisen mit aus diesem Titel zu bestreuen
sind. Dann finden Sie eine geringfügige Aenderung auf derselben Seite bei den baulichen
Bedürfnissen und ebenfo bei dem Titel „Heizung und Beleuchtung des Societätsgebaudes",
entsprechend den erhöhten Anforderungen, welche die Ausgabe des letzten Jahres ergiebt. Es sind
das nur geringfügige Unterschiede von 200 resp. 300 M. Endlich finden Sie auf Seite 6 eme
erhebliche Erhöhung unter Nr. 7, Porto. Die Portoausgabe erhöht sich um 5000 M. von
N000 auf 16 000 M und dabei ist in der Kolonne „Bemerkungen" gesagt, daß dies mit der
veränderten Einrichtung des Kassenwesensund den dadurch vermehrten Geldsendungen und
Korrespondenzenzusammenhinge. Der Herr Direktor wird Ihnen hierüber eingehendeAuskunft
geben können. Wenn ich recht unterrichtet bin, hängt dies damit zusammen daß die Auszahlung
der Versicherungssummennicht mehr durch die Kreistassen erfolgt, sondern daß dem Versicher en
die Versicherungssummedirekt per Post zugeschicktwird. Dann kommt der Beitrag zu den Kosten
der Centralverwaltung, die, wie Sie sehen, um 6000 M^ erhöht worden ist, es ist dies em
Vorschlag des Ausschusses,um einigermaßen der Wirklichkeit entsprechend diese Ausgabe zu
bemessen Der Beitrag zu den Kosten der Wittwen- und Waisenkasseder Provmz,albeamten ist
um 422 M. erhöht, er beträgt, wie Sie wissen 2°/° der Gehälter, mit den nun hinzukommenden
Gehältern resp. Gehaltserhöhungenwächst natürlich auch die von der Provinzialverwaltung als
Beitrag zu leistende Summe von 2°/°. Dann kommen wir zu d«" Prämien Titel 6 w au
Beschluß des 33. Landtage« von 20 000 M. auf 40000 M. erhöht sind Endlich finden Sie
bei den Pensionen und Unterstützungen am Ende der Seite noch mu- kleme Aenderung: em
pensionirter Sekretär ist gestorben, auf der andern Seite hat die Familie eme Inspektors eme
Erbfchaft gemacht und darum hat ihre Unterstützung entsprechendherabgesetztwerden tonnen.
Die übrigen Posten sind uuverändert. Endlich ist der Dispositionsfonds des Direktors, um den
vielfachen Unterstützungsansprüchen,wie es in den Bemerkungen heißt gerecht zu werden, von
500 auf 1000 M erhöht worden. Dagegen ist die Position für unvorhergesehene Ausgaben dem
Durchschnittentsprechend um 1010 M. ermäßigt worden. Das sind die Aenderungen,welche ich
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glaube besonders hervorheben zu müssen. Ich möchte Ihnen anheimgeben, mit diesen Ver¬
änderungen dem Etat Ihre Genehmigung zu ertheilen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Geheimrath Scul hat das Wort.
Direktor der Provinzial-Feuer-Societät, Geheimer Negierungsrath Seul: Ich habe einen

Punkt in dem Vortrage des Herrn Referenten zu berichtigen. Er sagte bei dein Ausgabetitel
Nr. 2, Oberinspektor,die Zulage von 1200 M. sei nicht pensionsbcrechtigt,da müsse das Wort
„nicht" hinzugefügt werdeu, In dieser Beziehung muh ich thatsächlich bemerken, daß eine
persönliche Zulage von 600 M,, die dein Oberinspektor vor einigen Jahren bewilligt wurde,
ausdrücklich als pensionsberechtigtihm überwiesenworden ist und dies in dem früheren Etat
ausdrücklichgesagt ist. Das wird man jetzt nicht zurücknehmenkönnen. Man könnte also die
Pensionsnichtberechtigungnur auf die weiteren 600 M, beziehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Becker: Ich bin zu der Auffassung,daß diese Zulage nicht

pensionsberechtigtsei, dadurch gekommen,daß bei einer andern Gelegenheit im Ausschuß eine
derartige Ausführung gemachtworden ist. Dort wurde ausgeführt, daß die Zulage von 1200 M.
nicht pcnsionsberechtigtfei und ich habe dies, da es unwidersprochenblieb und ich eine eigene
Erfahrung aus der Vergangenheit nicht habe, für richtig gehalten; da ich hier den Zusatz fand
„persönliche pensionsfähigeZulage", so muhte ich deshalb annehmen, daß dies auf einem Druck¬
fehler beruhe. Sachlich überlasse ich Ihnen durchaus, wie Sie sich stellen wollen. Ich habe
nur den Sachverhalt klar stellen wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich denke, wir würden es lassen, wie es
hier steht, Wünschen Sie zur Generaldebatte oder zu den einzelnen Positionen etwas zu
bemerken?— Es verlangt Niemand das Wort, ich schließe die Diskussionund bringe den Etat,
wie er vorliegt, zur Abstimmung, Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es
erhebt sich Niemand.) Der Etat ist, wie er vorliegt, einstimmig angenommen.

Wir gehen weiter zu dein Etat in Nr, 4? unserer Vorlage, Etat für die Verwaltung
der Angelegenheitender niederen landwirthschaftlichcn Schulen, sowie für die Unterstützungsonstiger
landwirthschaftlicherZwecke. Der Herr Berichterstatter des Ausschussesist der Herr Abgeordnete
Lieuen; ich bitte denselben,den Vortrag zu übernehmen,

Berichterstatter AbgeordneterLieuen: Meine Herren! Ich berichte zuerst über den Etat
der Verwaltung der Angelegenheitender niederen landwirtschaftlichen Schulen, sowie für die
Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicherZwecke, Der Titel I, Staatszuschuh, ist geblieben.
Nr. 2, Zuschuß aus Provinzialmitteln, ist um 19 400 M. heruntergesetztworden. Ich werde
später darauf zu fprechcn kommen. Die Ausgabe für Zuschüssean die Landwirthschaftsschulen
zu Bitburg und Eleve, 9000 M, ist geblieben, ebenso ist der Zuschuß für Saarburg im Betrage
von 7365 M. ebenfalls geblieben. Diefe Schule — ich stelle dies für die Herren fest, die neu
im Landtage sind — hat die Provinz auf Grund des Dotationsgesetzesübernehmen müssen, und
ist die Provinz verpflichtet, diese Schule zu unterhalten, daher dieser anscheinend hohe Betrag.
Die Zuschüssean die 12 landwirthschnftlichenWinterfchulen sind um 2200 M. erhöht worden,
weil Lennep hinzugekommenist. Der Zuschuß für die landwirthschaftlicheVersuchsstation des
Rheinischen Bauernvereins in Kempen in Höhe von 3000 M. ist geblieben. Als Zuschuß für
die landwirthschaftliche Versuchsstationdes landwirthschaftlichen Vereins für Nheinvrcußen zu Bonn
beantragt der Provinzialausschuh 3000 M., 2000 M. mehr als bisher zu geben, theils um die
beiden Vereine gleichmäßig zu berücksichtigen, theils weil der landwirthschaftliche Verein die Analysen,
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die sonst von den einzelnen Düngerfabriken bezahlt wurden, von diesen nicht mehr bezahlt erhält.
Der landwirtschaftliche Verein kann diesen Ausfall nicht tragen und bittet um einen Zuschuß in
derselben Höhe, wie ihn der Vauernverein bekommt. Der Zuschuß für den Rheinischen Fischer-
verein zu Bonn von 1000 M. ist neu. Die 1000 M. werden vorzugsweise als Prämien für
den Abschuß der Fischottern gegeben; im vorigen Jahre sind, glaube ich, 800 M. dafür ausgegeben
worden. Zu sonstigen landwirthschaftlichen Zwecken beziehentlich zur Abrundung sind 35 M. ein¬
gestellt, gegen 24 635 M. im Vorjahre. Als Ersatz hierfür und für die 19 400 M., die früher
aus Provinzialmitteln gegeben wurden, sind jetzt — Sie finden das in dem Hauptetat Titel HI
Nr. 4 — 40 000 M. aus den Zinsen des Meliurationsfonds zur Verfügung des Provinzial-
Ausschussesgestellt, die zu landwirthschaftlichen Zwecken verwandt werden follen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ist zu diesem Etat noch etwas zu bemerken? Der Herr
Abgeordnete Pflug hat das Wort,

Abgeordneter Pflug: Meine Herren! Ich bin der Ansicht, daß bis jetzt den Bedürfnissen
zur Hebung der Viehzucht, besonders in den südlichen Theilen der Provinz, nicht genügt worden
ist. Ich bin der Frage näher getreten, welche Summe für diesen Zweck eventuell verwendet
werden kann, finde aber in dem Etat, wie er gegeben ist, darüber nichts vor.

Vorsitzender Fürst zu Wied- Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete Pflug diefe

Angelegenheit am besten bei dem Sozialetat über getodtetes Rindvieh und Pferde zur Sprache
bringen könnte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Pflug hat das Wort
Abgeordneter Pflug: Es heißt hier: „sowie für die Unterstützung sonstiger landwirth-

schaftlicher Zwecke". Ich weiß nicht, ob hier bei diesem Etat zur Hebung der Viehzucht etwas
gefordert werden kann, bin aber der Ansicht, daß hier meine Wünsche vorgebracht werden müssen.
Ich möchte daher bitte», daß dieser Etat an eine Commission verwiesen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte den Herrn Abgeordneten Pflug fragen, ob er
es fo verstanden hat, daß in einem anderen Etat die 40 000 M. an Stelle der hier wegfallenden
gegeben werden.

Abgeordneter Pflug: Ich habe keine Idee, woher das Geld kommen soll, ich möchte nur
bitten, daß der Etat an diejenige Commission verwiesen wird, welche berufen ist, die landwirth-
schaftlicheu Angelegenheiten zu begutachten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meiue Herren! Es ist der Antrag auf Commissions-
berathung dieses Etats gestellt. Ich bitte Diejenigen, welche für Commifsionsberathung sind, sich
M erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Der Antrag geht an die I. Fachcommission. Wir gehen über
W dem Svezialetat des Ritterguts Desdorf. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Das Rittergut Desdorf wurde der Provinz unter
ber Bedingung geschenkt, dort eine Ackerbauschule zur Aufnahme armer Waisenkinder zu stiften
Es bringt Pacht ein 5100 M., eigentliche Pacht 5400 M., davon gehen ab 300 M für Reparatur.
In Ausgabe sind ebenfalls 5100 M. geblieben, wie im vorigen Jahre. Das Rittergut Desdorf
war, als es iu den Besitz der Provinz kam, in ziemlich schlechtem baulichen Zustande, und hat
die Provinz die meisten Gebäude neu aufführen müssen, es sind, wie Sie aus den Bemerkungen
gesehen, dafür Auslagen gemacht, von denen jetzt noch 14 200 M. restiren, alfo 3 Jahre werden
"och die Einkünfte des Gutes benutzt wcrdeu müssen, um der Provinz die gemachten Ausgaben zu
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ersetzen. Es sind Verhandlungen eingeleitet nnd Verträge abgeschlossen, daß alsdann dort im
Verein mit der Vertretung des Kreises Verghcim eine landwirthschaftliche Schule eingerichtet
werden kann. Ich beantrage, den Etat anzunehmen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand zu diesem Antrage das Wort? — Es
scheint nicht beliebt zu werden, ich nehme an, daß die Herren diesen Etat en blac genehmigen
wollen. — Es erfolgt kein Widerspruch, ich constatirc dieses und erkläre den Etat einstimmig für
c:n dlu« genehmigt. Wir gehen über zu dem Spezialetat über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Entschädigungen für auf Grund des Neichsgesetzes vom 23. Juni 1880, betreffend
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, uud des Ausführungsgesetzes vom 12. März 1881
getödtetes Rindvieh, Pferde :c. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Lieuen: Meine Herren! Sie wissen, daß jeder Pferde- und
Vichln'sitzcr vom Stück Rindvieh 5 Pf. und von jedem Pferd 30 Pf. zur Versicherung gegen
Lungenseuche und Notz zu zahlcu hat. Diese Beträge von 5 und von 30 Pf. trageu mehr ein,
als durchschnittlich im Jahre zur Deckung der Versicherungen nothwendig ist. Sie sehen, daß der
Reservefonds für Pferde zur Zeit 55 300 M. uud derjenige für Rindvieh 494 300 M beträgt.
Dadurch sind in der Einnahme die Zinsen des Fonds für Pferde und Maulthiere auf 1659 M.
gestiegen und diejenigen des Fonds für Rindvieh auf 14 829 M., 735 M. weniger als im Vor¬
jahre, weil der Fonds in diesem Jahre nicht soviel eingebracht hat.

Die Abgaben der Viehbesitzer betrugen im vorigen Jahre für Pferde 42 900 M., für
Rindvieh 50 881 M. Der Ueberfchnß, der in jedem Jahre sich ergiebt, wird aufgesammelt und
soll nach Ansicht der Prouinzialverwaltung zu einem Reservefonds angefammelt werden, der bis zu
einer Milliou steigt, und glauben wir dann, das; wir, ohne weitere Beiträge zn erheben, die
Versicherung übernehmen können und weitere Beiträge fortfallen. Ich beantrage auch die Geneh¬
migung dieses Etats.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das Wort dem
Herrn Abgeordneten Pflug.

Abgeordneter Pflug: Meine Herren! Ich möchte um Aufklärung bitten, ob es nicht
gesetzlichzulässig ist, daß die Zinsen dieses Fonds für andere landwirtschaftliche Zwecke verwendet
werden tonnen. (Stimmen: Rein, es ist gesetzlichausgeschlosseu.)

Vorsitzender Fürst zn Wied: Wünscht noch jemand das Wort zu dem Etat, sonst
nehme ich an, das hohe Haus beliebt, auch ihn «n Kino anzuuchmcn. Es erfolgt kein Wider¬
spruch; ich constatirc dieses und erkläre den Etat für en o1c>o geuehmigt.

Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, daß wir die nächsten Etats, die jetzt folgen,
aussetzen, weil der Herr Referent gezwungen ist, in diesem Augenblick Urlaub zu einer ander¬
weitigen Sitzung, in der er nicht fehlen konnte, zu nehmen. Wir würden die Sachen dann
Vielleicht morgen vornehmen. Ich würde Ihnen vorschlagen, daß wir jetzt zu der Abtheilung V
des Svezialetats zu der Prouinzial-Etraßenvcrwaltuug übergehen. Sind Sie damit einverstanden?
— Dann bitte ich den Herrn Grafen Veihel den Bericht über den Etat der Provinzial-Etrnßen-
verwaltung vorzutragen.

Berichterstatter Graf Vcißcl: Meine Herren! Der Etat der Strahenverwaltung ist
derjenige Etat, welcher sich in den größten Summen bewegt. Er ist wahrscheinlich auch derjenige
Etat, welcher am meisten das Gcsammtinteresse des hohen Hauses hervorrufen wird. Meine
Herren! Ich kam, mich mit der Einleitung fehr kurz fasse», indem ich auf den ausführlichen
Bericht des Herrn Landesdirektors, welchen er nns in dem letzten Landtage gegeben hat, Bezug
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nehme, der Bericht ist Ihnen allen im Abdrucke zugegangen, ich «erweise daher auf Seite 19
dieses Berichtes, wo über die Mittel, welche dein Etat der Slraßcnverwaltung zugeführt werden,
aussührlich verhandelt wird.

Meine Herren! Der Etat in seiner äußeren Form hat eine kleine Aenderung gegen den
früheren Etat aufzuweisen Der frühere Etat der Straßcnvcrwaltung enthielt statt 5 Untcretats
deren nur 4, und zwar ist die jetzige Zahl der Unteretats dadurch entstanden, daß ein Unteretat
in zwei zerlegt worden ist, weil er zwei getrennten Zwecken dient; es ist dies der Unteretat L
und 0. Ich komme aber im Einzelnen noch auf diefe Etats zurück. Ich glaube, meine Herren,
Ihre Zeck nicht fo sehr in Anspruch nehmen zu dürfen nnd beginne daher mit den einzelnen
Positionen der Etats. Ich will an dieselben die Bemerkungen knüpfen, die für das Interesse des
Hauses nothwendig sind. Zunächst steht in der Einnahme: zur Verwaltung nnd Unterhaltung der
vormaligen Staatsstraßen eine Staatsrente nach §, 20 des Dotationsgesctzes vom 8. Juli 187..
eine Summe von 1 605 850 M. Daran läßt sich, weil der Betrag auf dem Dotatwnsgesetze
bernht, nichts ändern. Titel II ist eine Rente gemäß Allerhöchster Kabinetsordre von, 12.
September 187? in Höhe von 450 383 M., hier ist auch nichts geändert; Titel III ist eine
Rente, zu zahleu von dem Proviuzialverbande der Provinz Westfalen auf Grund Urtheils des
Königlichen Oberverwaltungsgerichts vom 7. Februar 188? für die in diesseitige Verwaltung und
Unterhaltung übergegangene Strecke der früheren Staatsstraße von Langenberg nach Mttmgen;
der Netrag belauft sich auf 2350 M. Dies ist eine neue Position, und gestern hat der Herr
Landesdirektor bereits die Güte gehabt, Sie darüber zu iuformireu, in welcher Weise die Provmz
zu dieser Rente gekommen ist; ich brauche mich daher nicht weiter darüber zu verbreiten. Titel III
enthält einen Zuschuß aus der Dotationsreute nach den M. 1, 2, 4 alrn^ 1 - des Gesetzes
vom 8 Juli 1875 mit 340 000 M. Meine Herren! Dieser Posten ist auch neu, und es ist
Ihnen gestern bereits Seitens des Herrn Landcsdirektors mitgetheilt worden, wie derselbe >n den
Etat gekommen ist Ich mochte nur Ihr Gedächtniß auffrifchen, Sie daran erinnern, daß er sich
auf das Verhältniß des Kreises Wctzlar bezieht, welcher in früherer Zeit einen Veitrag zu den
Kosten der Provinzialstraßen nicht gezahlt hat, nunmehr aber >mch der neuen Provinzialordnnng,
wie gestern der Herr Landesdirektor dargethan hat, an dieser Summe mit vartMpneu nmh. -
Umlage für Verkehrsanlagen bezw. für die Unterhaltung und Verwaltung der fricheren Bezrrts-
strahen 2 281417 M Es ist hier ein Weniger von 285 350 M Sie nnden m dem Etat, daß
derselbe mit einem Mehr von 57 000 M. abschließt. Meine Herren! Das hat seinen Grnnd
darin, daß die Gehälter der Beamten der Centralverwaltnng, welche m der V. Abtheilung thatig
sind, nnnmehr wieder auf den Central-Verwaltungsetat überführt sind, während sie m den früheren
Jahren von dem Etat der V. Abtheiluug getragen worden sind. Sie finden nacbher "n Au gäbe^
etat ^, uuter Position Znfchnß der Straßenverwaltung zur Eentralverwaltnng 114 000 M. ein¬
gesetzt. Aus dieser Position werden genannte Gehälter gezahlt Ich komme aber spater darauf
zurück. Unter den Msgaben sehe» Sie zunächst Titel I Zuschuß für « Verwaltung und U>,w-
haltung der Provinzialstraßen: Einnahme bei Titel II Nr. 1 des Unteretats ^ 4 24o000 M,
es ist ein Mehr von 72 000 M. Titel II, Zuschuß für Erneuerungs- nnd Umbauten au
Provinzialstraßen, Einnahme bei Titel I des Unteretats L 95 00« M Ti.el III Zuschiß fiir
den Neubau von chaussirten Wegen, Einnahme bei Titel I des Unteretats 0 90 000 M, Titel V
Zuschuß für die Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues Einnahme bei Titel I des
Unteretats I) 250 000 M Diefe einzelnen Positionen finden sich nunmehr wenn ^ie nm-
schlagen wollen, in den Sozialetats verzeichnet, und ich darf wohl gleich dazu übergehen. Unter-
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etat ^ über die Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialstrahen für die Etatsjahre vom
1. April 1889 bis 31. März 1890 und vom I, April 1690 bis 31. März 1891. Titel I Un¬
mittelbare Einnahme, 1. Miethen und Pachte von Grundstückender Straßenverwaltung, auch
Nccognitionsgebühren für Benutzung von Straßenterrain zur Anlage von Durchlässen1700 M.
Nach dem dreijährigen Durchschnitt ist diese Position eingesetzt worden, 2. Beiträge von Privaten
und Korporationen zur Unterhaltung der Prooinzialslraßen und deren Nebenanlagen, 320 M.
Meine Herren! Sie finden auf der andern Seite unter Titel Bemerkungen, daß in früheren
Zeiten, in den Jahren 1885/80 die Einnahmen 22 379 M. 66 Pf., in den Jahren 1886/87
15 272 M. 56 Pf. betrugen.

Dieser bedeutendeUnterschiedgegen die jetzigen Positionen wird damit begründet, daß
auch schon im letzten Eiatsjahre nur die positiven bleibenden Beiträge aufgeführt worden sind. Die
nicht aufgeführten Summen setzen sich zusammen aus Beiträgen, die in demselben Jahre verwandt
sind, wo sie bezahlt sind, also gar nicht in den Etat hineingezogenzu werden brauchen. Drittens
Erlös aus Obstnutzungen an Proumzialstraßcn 19 800 M; es erhöht sich dieser Titel um
4800 M, Dieses hat darin seineu Grund, daß in den ?0iger Jahren eine Reihe von Nen-
anpflanzungcn von Obstbäumen stattgefunden hat, die nunmehr ertragsfähig geworden sind und
zu der Erwartung berechtigen, daß die 4800 M, eingehenwerden. Viertens Erlös ans der Ver¬
pachtung der Grasnutzungen auf den Böschungenund in den Gräben der Prouinzmlstraßen sowie
Ertrag aus den Weidenutzungenau denselben38 800 M,, ein Weniger von 2000 M., es ist dies
nach dein 3jährigen Durchschnittberechnet. Es ist dieses ein durchlaufenderPosten, welcher sich
nachher bei den Ausgabe» Tit. III, Nr. 10 und 11 wiederfindet, worauf ich dann später zurück¬
kommen werde. Einnahme Tit. I, Nr. 5 Erlös für Ehcmssceabraum,Grabenerdc, alte Ban¬
materialien und Geräthe 11000 M, ein Weniger von 4000 M., es ergiebt sich aus dem drei¬
jährigen Durchschnitt. Nr. 6 Erlös für Ehausseebäumeund deren Abfallholz29 200 M, es ist
ein Mehr von 9200 M., welches sich auch aus dem dreijährigen Durchschnitt ergiebt. Nr. ?
Zinsen des für außerordentlicheBedürfnisse der Straßenuerwaltnng angesammeltenReservefonds,
Depositum von 910 000 M. fowie Zinsen des Sammelfonds von 27 000 M., zusammen also
von 937 000 M. Meine Herren! Dieser Reservefonds hat im Laufe der Zeit feine Entstehung
in der Nothwendigkeit, auch für Nothfälle gesichert zu sein, gefunden. Es könnte den Herren,
welche in den Angelegenheitender Straßenverwaltung noch Neulinge sind, etwas hoch erscheinen.
Aber, meine Herren, das ist durchaus uicht der Fall; es ist eiu Reservefonds bis zur Höhe von
einer Million unumgänglich uothweudig. Meine Herren! Es können im Lanfe des Etatsjahres
Ereignisseeintreten, welche dringender Abhülfe bedürfe» und dann muß die Verwaltung stets in
der Lage fein, entweder einen Landtag zufammenzuberufen, um die nothwendige,:Mittel sich
bewilligen zu lassen oder Mittel zur Hand zu haben, nm diesen Kalamitäten zu begeguen, und
diesen Zwecken dient der Reservefonds. Meine Herren! Ich brauche nur die Herreu von der
Mofcl am den starken Eisgang zu eriunern, der ganze Straßen ruinirt hat, ferner an den wolken-
bruchnrtigenRegen in diesem Sommer zu erinnern, durch welchen einzelneStraßen vollkommen
vernichtetworden sind, so daß Abhülfe dringend nothwendig war, Abhülfe, die mit den im Etat
bereit gestellten Mitteln nicht geleistet werden konnte. Deshalb ist dieser Reservefondsunbedingt
nothwendig. Sie finden dann noch eine zweite Position von 27 000 M Meine Herren! Dieser
Sammelfonds entstand daraus, daß an den Provinzialstmßen sich größere Absplisse finden, welche
zn den Straßenzwecken nicht nothwendig sind. Diese werden hie und da von den Adjazenten
angekauft, die Prouinzialverwaltung war in der Lage, den Adjazenten die Wegabfplissezu über-
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weisen, diese Kaufgelder würden, da die verkauften Objekte doch zur Materie der Straßen gehörten,
nicht weiter verwendet, sondern zu einem Fonds gesammelt, um, wenn Ankäufe an Terrains für
die Provinzialstraßeu nothwendig werden, die Beträge daraus entnehmen zu können uud so
die Gelder ihrer Bestimmung erhalten werden, Nr. 8 sonstige Einnahme lind zur Abrundnng
730 M., gegen das Vorjahr ein Weniger von 270 M, Hinter Titel Bewilligungen, Nr, 1
Zuschuß nach Titel I der Ausgabe des Spezialetats derProuiuzial-Straßeuuerwallung 4 245 000 M,,
ein Mehr von 72 000 M. Wir gehen jetzt zu den Ausgabeu Titel I Veitrag zu den Kosten
der AllgemeinenVerwaltung 114 900 M. über. Das ist der Titel, von dem ich vorhin gesprochen
habe, bei dem Plus der Einnahme von 57 000 M, Dieser Titel enthalt die 57 000 M., die man
in Einnahme gesetzt hat und führt sie in Ausgabe. Titel II für die örtliche Bauleitung, Nr. 1
Besoldung der 21 Landesbauinspektoren90 000 M., ein Mehr von 2050 M. Meine Herren!
Da hat dieses Mehr seinen Grund in der steigendenAnciennetät der Beamten, welche auch im
Gehalt entsprechend aufrücken,fo daß diese Position immer kleineren Variationen unterworfen ist.
Nr. 2 Reisekosten und Tagegelder derselben,sowie Zuschüssefür diejenigen Landesbauinspektorenund
für die Zeit, während welcher sie im dienstlichen Interesse ein eigenes Fuhrwerk halten bezw. zu halten
verpflichtet werden, 62 000 M. Nr. 3 für Vüreaumiethe, Heizung, Beleuchtung,zur Gewährung
Mechanischer Arbeitshülfe, Unterhaltung der Inventarienstückeexkl. deren Neubeschaffuug fowic der
Schreib- und ZeichenmatcrialienZuschüssevou 600—1200 M. in Summa 18900 M, eine
Aenderung ist nicht eingetreten, Titel II, Nr. 4 zur Beschäftigung von zwei Negieruugsbaumeistern,
zur Ausbildung in der Strahenuerwaltung uud zur Vertretung von Landesbauinspektoren,zu
anderweiten Stellvertretungskosten uud Kosten besonderer Aushülfe 6500 M,, 5000 M. mehr.

Meine Herren! Dieser Posten könnte Sie auch überraschen, indem ein ganz bedeutendes
Mehr gefordert wird gegen den vorjährigen Etat. Dies hat darin seine Begründung, daß sich
nn Mangel in der Beschaffung bezw. Anstellung neuer Landesbauinspektorenherausgestellt hat,
^s ist hier das Bedürfniß hervorgetreten, da in der prcußifchen Monarchie keine ^ehrstühle
bestehen, auf welchen gelehrt wird, Kunststraßcn anzulegen,durch die Praxis die Herren sich die
Kenntnissein der Praxis verschaffen zu lassen, und zu diesen: Zweck will mau dazu übergehen,
zwei Negierungsbaumeisterhier bei der Straßenuerwaltung zu beschäftige», damit die Herren
Gelegenheithaben, die Stcaßenverwaltung vollkommen kennen zu lernen, und bei eintretenden
Vakanzen der Provinz tüchtige Kräfte zu liefern. Meine Herren, es ist das keine Neuheit
der hiesigen Provinz, man ist vielmehr in allen anderen Provinzen schon seit längerer
Zeit dazu übergegangen, solche Kräfte sich zu verschaffen, nnd ich glaube, daß wir uns nicht das
Ausknnftsniittel verschließen sollen, so lange nicht in anderer Weise tüchtige Herren zu finden sind.
Wir kommen zu Nr. 5, 21 Landes-Vauamtssekretäre, Besoldungen, ein Weniger von 120 M.
Es hat dieses Weniger seine Begründung darin, daß ältere Beamte ausgeschieden und jüngere an
ihre Stelle getreten sind. Titel III, für die eigentliche Beaufsichtigung der Prouinzialstraßen, Besol¬
dungen der Straßenmeister und Provinzialstmhenaufseher,265 345 M, eiu Wenigervon 33 6'.5 M.
Sie finden bei Titel III der Bemerkungendie Begründung; 2. Besoldungen der Ehausseewarter,
Wei früherer Staatsstrahenwärter mit je 750 M., in Summa 1500 M, ein Weniger von
1500 M. In der späteren Zeit werden Sie diesen Posten überhaupt uicht finden, da diese
Kategorie von Beamten auf den Aussterbeetat gestellt ist und demnächstwohl ganz verschwinden
wird. Titel III Nr. 3, Miethsentschädignngan diejenigenStraßenmeister und Provinzialstraßen-
«uffeher, welche keine Dienstwohnung iune haben, 38 000 M., ein Plus von 8500 M. Meine
Herren, auch da möchte ich, um Ihre Zeit nicht zu sehr in Anspruch zu nehmen, auf die
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Vemertungen auf Seite 17 verweisen. Sie finden dort ausgeführt, warum diese 8500 M, mehr
eingestellt werden. Da sich die Seruisklasse, wie sie bis dahin eingeführt waren, nicht bewährt
hatte, hat eine Aenderung in den Servisbestimmungcnstattgefunden; Sie finden das nnf Seite 1?
ausführlich dargelegt. — Nr. 4, Panschqnantum der Straßemneister nnd Provinzialstrnhcn-
anfseher zur Beschaffung von Schreib- und Ieichenmaterialien, 2700 M., also 700 M. mehr.
Auch da ist in dein Titel „Bemerkungen" angeführt, daß für sämmtliche Beamte ein gleich¬
mäßiger Zuschuß für diesen Zweck gegebenwerden muß und daher die 700 M, mehr nothwendig
werden. — Nr. 5, Micthsentschädigung der Wärter, 150 M. gegen 270 M. des Vorjahres,
was ein Weniger von 120 M. ausmacht. — Nr. 6, Kleidergelder an die Wärter, 71 M. 38 Pfg-,
ein Weniger von 71 M. 38 Pfg. Änch diese Position wird bald mit der Kategorie dieser
Beamten verschwinden, — Tit. III Nr. 7, Nebcrnachtungsgelderder Straßenmeister und Ehaussec-
anfseher und zur Erstattung der banren Auslagen derselben für Benutzung der Eiseubahn und
Post, sowie Stellvertretungskoslcn derselben 12 500 M. gegen 10 000 M. des Vorjahres, also
ein Mehr von 2500 M. Meine Herren, diese Einrichtung ist neu, dieser Titel steht erst seit
2 Jahren im Etat, es haben sich noch keine festen Normen herausbilden können, wie hoch über¬
haupt die Summe sich belaufen wird, es ist also einstweilennach dein Bedürfniß gerechnet,wir
können noch keinen Durchschnittmachen, es wird in dem nächsten Jahre erst möglichwerden, den
dreijährigen Durchschnitt zu berechnen. In Folge dessen hat sich das Bedürfniß herausgestellt,
12 500 M. zu fordern. Ich bitte, auch diese Position genehmigenzu wollen. — Titel III Nr. 8,
Umzugs- und Versetzungskostender Straßemneister, Etraßenaufsehcr nnd Wärter, 3000 M. ist
geblieben.— Nr. 9, Prämien a,cl lu°/u von der Brutto-Einnahme der Obstnntzungcnfür die mit
der Beanssichtignngder Oostbaumvflanzungcnbeauftragten Straßenmeister und Straßenaufseher,
1980 M., ei» Plus von 480 M. Dieses Plus von 480 M. hat seine Begründung darin, daß
die Obstnntzungcnhöher angesetzt sind. — Nr. 10, Zuschuß an den Nebenfonds der Straßen-
uerwaltung zur Zahlung der reglementsmäßigcnWittwen- und Waiscngelderan die Hinterbliebenen
von Straßenmeistern, Straßenaufsehern und Wärtern, sowie zur Unterstützungvon Wittwen solcher
Beamten, die Hälfte der Titel I Nr. 4 nacbgewiesencn Einnahmen aus der Grasuutzung:c. 19 400 M.
Meine Herren, dies beruht auf einer allerhöchsteniiabinctsordre, daß die Nebennutzungen aus
Gras von Promnzialstmßen zur Hälfte zu diesem Zweck verwendet werden müssen, zur anderen
Hälfte wird sie der Wittwen- und Waisenkassezugeschlagen. Dann finden Sie nnter Nr. 11
Belohnungen und Unterstützungender Straßenmeister, Aufseher und Arbeiter, fowic Zahlungen
für dieselben an Lebensversicherungs-und Unterstützungslasseuim Interesse der Hinterbliebenen,
die zweite Hälfte der Titel I Nr. 4 nachgewiesenen Einnahmen aus der Grasnutzung mit 19 400 M.
eingestellt, es sind das 1000 M. weniger, wie im vorigen Jahre — Titel III Nr. 12, zur
Committirung von Straßenmeistern, Straßenmeister-Äspiranten, Straßenaufsehern und Arbeitern
behufs Theilnahme an Lehrkursen in der Baumzucht I?0<» M., da hat keine Aenderung statt¬
gefunden — Nr. 13, zur Ausbildung von Anwärtern im Straßenmeisterdienste 14 500 M., es
hat eine Erhöhung von 2500 M. stattgefunden, sie hat ihre Begründung darin, daß ein gutes
Veamtenmaterial für Tagesdiäten von 2 M. 50 Pfg. für diese Stelleu nicht zn finden war,
indem sämmtlicheDiätare gleichen Ranges, sei es in der Eisenbahnbranchc, sei es sonstwo, höher
gestellt sind, und da uns daran liegen muß, an dem besten Material mit zu conkurrireu, so ist es
nothweudig, daß die Tagesdiäten erhöht werden; Sie finden mich hier die bezüglichenAusführungen
auf Seite 21. — Nr. 14, Pensionen der Strahenmeister und Wärter 71 000 M. gegen 48 000 M-
des Borjahres, also ein Plus von 23 000 M Meine Herren! Sie könnten über diese Zunahme
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d« Pensionen wohl erschrecken, aber es ist dies nicht so gefährlich, wie es sich auf den, Papiers
ausnimmt. Es hat diese Zunahme des Pensionsfonds ihre Begründung in der Neugestaltung
des Straßenbauweseus, wie wir es vor einigen Jahren begonnen haben und wie es jetzt
allmählich sein Ende erreicht hat Die Ihnen schon angeführten Kategorien von Beamten sind
theilwcise in den Ruhestand getreten uud beziehen Pensioucn, ein Theil ist gestorben, die Stellen
sind nicht nen besetzt worden. Nun sind wir, da fast keine solche Beamten mehr im Dienste sind,
auf der Höhe der Penstonsbeträgc angekommen, es wird in der Zukunft eine Steigerung nicht
'»ehr stattfinden, sondern die Pensionen werden durch den Tod der Bezugsberechtigteu allmählich
wieder heruntergehen. — Titel IV, materielle Unterhaltung der Prouinzialstraßcn, zur gewöhn¬
lichen Unterhaltung der Prouinzialstrahen 3 328 000 M., ein Weniger von -18 000 M. Diesem
betrage uon 48 000 M steht in der nächsten Position ein Plus von 45 000 M. gegenüber, und
zwar in dem Titel: Renten an diejenigen Städte, welche die in ihren Bezirken gelegenen Pro-
vinzialstrahenstrecken in eigene Verwaltuug lind Unterhaltung übernommen haben, so daß es
faktisch nur 3000 M. weniger sind. Dadurch ist die Unterhaltung vou Straßen in Wegfall
gekommen, dagegen sind Prämien in Zugang gekommen. — Titel IV Nr. 3, zu kleine» Aulagen,
als Niunenvflaster, Schutzgeländer, Entwässerungen, Durchlässe :c,, 5000 M. ist geblieben. —
Titel V Nr. 1, znr Unterstützung von Straßenarbeitern in Krankheitsfällen nach Maßgabe des
Nnchsgesetzes über die Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. Iuui 1883 2500 M., ein Plus
von 2500 M. Es ist das eine neue Position. — 2. zur Untcrstützuug der Stmßcnarbeiter nach
Maßgabe des Gesetzes, betr. die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten Personen vom
Ü- Juli 188? 1500 M. Auch dies ist eine neue Position. Meine Herren, Sie finden auf
Seite 23 die Begrüuduug, Es ist seitens des Herrn Ministers anerkannt worden, daß die
Provinz leistungsfähig uud also iu die Lage versetzt ist, eine eigene Unfallversicherung für ihre
Etraßcnarbeiter einzurichten. Es hat da^ zu einer Ersvarniß geführt, die ganz erheblich ist, sodaß
der Betrag von 1500 M. eigentlich minimal gegen das ist, was sonst gefordert werden würde,
wüßte man einer anderen Kasse bcitreten. — Titel III Nr. 5, zur Unterstützung der Stmßcn¬
arbeiter bei einer durch Alter oder Invalidität eingetretenen Arbeitsunfähigkeit bezw. Unterstütznngs-
bedürftigkeit 3000 M. Auch dieser Posten ist neu und wird, sobald das Gesetz über die Alters¬
versorgung in Kraft getreten ist, auch ucrschminden.

Titel VI. 1 zur Bestreitung der Kosten für die Wahrnehmung der Svezialkassengefchäfte
der Straßenvcrwaltung 24 000 M. gegen 40 000 M. des Vorjahres, ein Minus vou 16 000 M.
Dieses Minns hat seine Begrüuduug darin, daß beschlossenworden ist, die Svczialbaukasscu eingehen
iu lassen, den gesammten Gelduerkehr von der Eentralstelle aus zu regeln und wird dadurch diese
Ersparnis) erzielt. — Titel VII Nr. 1, Portobeträge der Svezialverwaltung zur besouderen speziellen
Berechnung 8500 M., ein Weniger uon 1300 M. — Titel VIII. Nr. 1, Beschaffung der
Gesetzsammlung, des Neichsgesetzblattes, der Amtsblätter der Königlichen Negicruugeu, des Central-
blnttes der Vanverwaltung ?c. für die Landesbauinspektoren 1000 M. ist geblieben. — Titel IX. 1
für Drucksachen und Formulare der Straßeuverwaltung 2500 M, auch dieses ist geblieben. —
Titel X, zur Anfertigung und Ergänzung von Straheninventarien 1. Kosten der Prüfung der
Festigkeit von Unterhaltungsmaterialien und sonstige strahcntcchnische Untersuchuugen 500 M.
gegen 2500 M. im Borjahre; es sind das 2000 M. weniger, da diese Untersuchungen bereits
^m grüßten Theile stattgefunden haben. Titel X. Position 1 5000 M., „znr Anfertigung uud
Ergänzung von Straßeninventarien", dieser Posten ist in Wegfall gekommen, weil zu erwarten
steht, daß das Grundbuch eingeführt wird »nd diese Inventarien nicht mehr nothwendig sind.
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Position 2 für Prozeßkosten, Entschädigungen, Deteriorationen :c. nnd für sonstige unvorhergesehene
Fälle und zur Abrundung 12 653 M, 62 Pf., weniger 588 M. 62 Pf. Dies wäre der
Unteretat ^..

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage das hohe Haus, ob es zuerst über diesen Unteretat
berathen will oder ob Sie wünschen, daß gleich mit sämmtlichenUnteretats fortgefahren wird.
Der Herr AbgeordneteHardt hat das Wort.

AbgeordneterHardt: Trotzdem der Vortrag des Herrn Referenten fo überaus eingehend
gevesen, was ich dankbarlichst anerkenne,erachte ich es doch für wüuschenswerth,weil das Material
eben ein fo umfangreichesist, daß es der Fachcommissionüberwiesenwird. Das soll aber nur
für den ersten Hauptetat der Straßenverwaltung und den Unteretat ^. gelten. Einen gleichen
Antrag für die Unterctats L. <ü. :c, zu stellen, behalte ich mir uach Beendigung der darauf
bezüglichen Referate vor.

VorsitzenderFürst zu Wied: Was bis jetzt verhandelt worden ist, schlägt der Herr
Abgeordnete Hardt vor, an die Fachcommission für die Straßenverwaltung, an die Fachcommission 1H>
zu verweisen. Wünscht noch in der Gcueraldiskussio»Jemand das Wort? — Ich möchte Ihnen
hier noch einen Antrag mittheilen, der eben hier eingegangenist. Wenn er auch nicht ganz genau
hierher gehört, so möchte ich mich doch des Auftrages entledigen, er gehört jedenfalls zu der
Prooinzialstraßcn-Verwaltung und lautet:

„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, den Proviuzialausschuß zu ersucheu in
Erwägung zu nehmen, ob nicht zweckmäßigfür die Benutzung der Prouinzialstraßen
zur Lcgung von Gas- und Wasfcrlcitungsröhren— namentlich wenn die Erlaubniß
hierzu uou Erwerbsgesellschaftcnnachgesuchtwird — eine nach Maßgabe der Länge der
benutztenStraßen zu fixirende Abgabe zu erhebe» sei,"

Dieser Antrag ist von dem Herrn AbgeordnetenZweigert gestellt. Zur Geschäftsordnung
hat der Herr Abgeordnetevon Höuel das Wort.

Abgeordnetervon Hövel: Ich bitte, diesen Antrag an die betreffendeFachcommission
zn überweisen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es ist der Antrag im Anschlußan die
Behandlung der Materie der Provinzialstraßen-Verwaltung gestelltworden, ich muß aber, da es
mir ein besonderer Antrag zu sein scheint, bitten, daß der Antrag von 20 Mitgliedern unterschrieben
wird oder daß 20 Mitglieder diesen Antrag unterstützen. Ich bitte, daß die Herren aufstehen
wollen, die diesen Antrag unterstützen. (Geschieht.)

Der Antrag ist genügend unterstützt. Meiue Herren! Es ist der Antrag gestelltworden,
den eingereichtenAntrag an die Fachcommissionzu überwiese,!. Siud die Herreu damit einver¬
standen? — Es erfolgt kein Widerspruch,ich constatire dieses und gebe den Antrag an die Fach¬
commission ab. Wir fahren fort und kommen zu dem Unteretat L.

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Die Unteretats L und 6 sind beide
neu, das heißt sie waren früher vereint zu einen« Etat, und aus diesem Etat sind 2 Etats
geworden. Sie finden in dem Unteretat L die Verwendung des Fonds zu Erneuerungs- und
Umbauten an Prouinzialstraßen für die Etatsjahre vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 und
vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. (Die Bestände dieses Fonds sollen sich von Jahr zu
Jahr übertragen.) Dann folgt eine Bemerkung, Dort finden Sie, wie die Trennung des alten
Unteretats L stattgefundenhat, unter welchen Modalitäten; es fragt sich, ob Sie verlangen, daß
ich diese Bemerkungvorlese (Widerspruch) oder einfach gleich in den Etat eintrete. Demgemäß
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können wir zu dem Etat selbst übergehen. Es heißt Titel I Zuschuß aus Provinzialmitteln nach
dem Spezialetat der Strahenverwaltuug (otr. Titel II der Ausgabe daselbst)95 000 M.; Titel II
Zinsen der rentbar angelegten Beträge 5000 M,, in Summa 100 000 M. Die rentbar angelegten
Beträge sind solche, die schon ihre Bestimmung gefunden haben, welche aber noch nicht abgehoben
resp, verausgabt worden sind, welche also während dieser Zeit noch Zinsen tragen, Ausgabe:
Zu Erneuerung«- und Umbauten an den Prouinzialstraßen 100 000 M., in Summa 100 000 M.
w Einnahme und Ausgabe. Damit schließt der Etat N.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist zu diesem Etat noch etwas zu bemerken. Der Herr
AbgeordneteScheidt hat das Wort.

Abgeordneter Scheidt: Ich möchte den Antrag stellen, daß auch dieser Antrag der Fach¬
commission III überwiesenwird,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Graf von Beihel: So gern und so freudig ich dem Antrage eben

zugestimmthabe, die früheren Etats der Fachcommifsion zu überweisen, so wenig sympathischist
mir der Gedanke, auch diesen Etat an die Fachcommission zu überweisen Es steht wirklich nichts
darin, ich weih nicht, was die Herren in der Fachcommifsion mit dein Etat wollen. Ich glaube,
er würde blos unnöthig die Zeit der Commissionin Anspruchnehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteScheidt hat das Wort.
AbgeordneterScheidt: Wir haben in der III. Commission über verschiedene Anträge

wegen Straßenbauten zu beschließen, und gerade dieser Punkt in der Ausgabe betrifft die Erneuerung
und den Umbau von Prouinzialstraßen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Dieser Titel ist ein anderer. Früher hatten nur

einen gemeinsamen Titel für Strahenneu- und Umbau. Aus diesen, Titel wurden bestritten
einerseits die Ausgabe zur Anlage von neuen Straßen in der Provinz, und andererseits die Aus¬
gaben für Umbauten au deu bereits besteheuden Straßen, Erneuerungen von Brücken, größeren
Pflasterstreckenu. dergl. Es ist dem Provinzialausschuh richtiger erschienen,diese beiden Aus¬
gaben, welche nicht zusammen gehören, zu treunen und einen besonderenEtat für den wirklichen
Neubau, das heißt für den Bau von neuen Straßen, welche auf die Provinz übernommenwerden
sollen, aufzustellenund einen besonderenEtat für den Umbau vou Straßen und die Erneuerung
von Brücken, Pflaster und ähnliche Ausgaben für die Straßen zu fchaffen. Diefe letztere Summe
ist eigentlichnur ein ausgeschiedener Theil des Strahenunterhaltungsfonds, aus welchen: auf Grund
besondererAnträge der Prouinzialstrahenverwaltung durch den Prouinzialauoschuh von Fall zu
Fall Bewilligungen erfolgen. Es würde dasjenige, was Herr AbgeordneterScheidt meint, aus
den letzteren'Etat keinen Bezug haben, uud wird deshalb wohl Herr AbgeordneterScheidt feinen
Antrag zurückziehen, ^ ^ ^,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteScheidt hat das Wort.
AbgeordneterScheidt: Nach dieser Aufklärung ziehe ich den Antrag zurück^
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat das Wort.
Abgeordneter Krawinkel: Ich möchte den Antrag des Herrn Abgeordneten Scheidt

wieder aufnehmen, da gerade die Auskunft des Herrn Landesdirektors dazu Anlaß giebt. Die
Umbautenund Erneuerungsbautensind in den verkehrsreichsten Gegenden von sehr großer Wichtigkeit;
in meiner Gegend ist gerade ein Fall der Art, daß ich dringendwünsche, auch diesen m der Fach¬
commission erörtert zu sehen. Wenn ich auch gehört habe, daß uor ein paar Tagen eme
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Besichtigungstattgefundenhat, so kann ich doch nur den Klagen, die in »'einer Gegend erschollen
sind, in der Weise Rechnung tragen, daß ich Sie bitte, auch diesen Etat an die Commissionzu
verweisen. Es liegt darin kein besondererZwang, und es wird möglichsein, die Angelegenheit
dort vorzubringen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Der Etat sieht besondereAnträge oder Bewilligungen

nicht vor, sondern es ist in demselbennur die Summe enthalten, welche für jene Zwecke aus¬
geschieden ist. Bei dieser Sachlage kann doch nur darüber debattirt werden, ob die Summe, welche
für jene Zwecke ausgeschieden ist, groß genug erscheint, um dem Bedürfnisse zu genügen. Das
ist eine Frage, meine Herren, die wir besser hier als in der Commissiondistutiren können. Herr
AbgeordneterKrawintel bemängelt die Höhe der Etatsposition auch nicht, sondern er sagt nur,
aus meiner Gegend liegen Anträge auf Straßenumbau vor, welche Berücksichtigungverdienen.
Ein bestimmter,den Etat berührenderAntrag wird Seitens des Herrn Krawinkel aber nicht gestellt
lind glaube ich deshalb, daß wir hier nicht weiter auf diefe Sache eingehenkönnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat das Wort.
AbgeordneterKrawinkel: Ich möchte erwidern, daß eine Veränderung des Etats darin

liegen kann, wenn ein solcher Fall ans Llicht gezogen und bewiesen wird, baß die Summen, die
für Erneuerung und Umbau ausgeworfen sind, möglicherweisenicht genügen. Insofern ist es
unzweifelhafteine Etatsfrage, die auch erst in der Fachcommissionerörtert werden muh.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
BerichterstatterGraf von Veißel: Meine Herren! Ich stehe auf einem etwas anderen

Standpunkt, als der Herr AbgeordneteKrawinkel steht. Wenn diese Position dazu Anlaß geben
soll, event, den Veitrag von 95 000 M Zuschuß aus Provinzialmitteln zu erhöhen, dann glaube
ich, daß die Debatte unbedingt hier stattfinden muß. Meine Herren! Ich glaube nicht, daß es
ersprießlichsein kann, die Frage, ob die 95 000 M. für hinreichenderachtet werden, in der Fach¬
commission zu berathen, denn sollte die Frage verneint werden, so giebt dieses eine sehr ein¬
schneidende Aenderung. Sollte diese Position nicht für hinreichenderklärt werden, fo würde dies
eine Frage fein, die das hohe Interesse des ganzen Hauses beanspruchen würde, denn es inuolvirt
die Frage des Mehr die Erhöhung der Provinzialumlage und das ist doch so wichtig, daß ich
meine, es wäre nothwendig, daß wir im Plenum darüber beriethen und die Sache nicht in die
Fachcommission brächten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat das Wort.
AbgeordneterKrawinkel: Meiner Ansicht nach muß die Sache erst in der Fachcommission

berathen werden, um die Nothwendigkeitder betreffendenAusgabe festzustellen. Weil die Sache
dadurch erst spruchreifwird, meine ich, müßte sie in die Fachcommission kommen, um nachher im
Landtag ein Urtheil fällen zu können. Die Ansicht,welche der Herr Referent hier aufgestellthat,
als ob der Betrag von 95 000 M. auf keinen Fall erhöht werden könnte, ist meines Erachtens
durchaus nicht stichhaltig. Für Zwecke des Strahenbauwcsens ist nach meiner Meinung unbedingt
das Bedürfniß maßgebendund nicht die Zahl, die wir event, als Umlage erheben. Es ist meines
Erachtens bringend nothwendig, festzustellen,ob diese Zahl von 95 000 M, hoch genug oder zu
gering ist. Meines Erachtens ist die Sache so einfach nicht, daß wir sie nicht in die Fachcommission
bringen müssen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Wie liegt eigentlich die Sache? Die Verwaltung

der Provinzialstrahen wird, wie die Verwaltung aller Provinzialinstitute, vom Vrovinzialausschusse
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geführt, während der Landtag die Mittel bewilligt und die allgemeinen Grundsätze der Verwaltnng
festzusetzenhat. Der Provinzialausschuß sagt nun nach reiflicher Erwägung der Verhältnisse:
wir schlagen vor, in den Etat 95 000 M, einzustellen, eine Summe, welche nach unserem Ermessen
ausreichenderscheint, um die nöthig werdenden Neubauten und dergleichenim Laufe der Etats-
Periode zu bestreuen. Das hohe Haus kanu nun der Ansicht sein, daß wünschenswerthoder noth¬
wendig sei, weitergehendeNeubauten beziehungsweise Umbauten vorzunehmenund zu diesem End¬
zwecke den Etatskredit zu erhöhen. Alsdann würde über die Erhöhung dieses Etatskredites und
War gewiß nur nach Anhörung des ProvinzialausschussesBeschlußzu fassen sein, allein ich erachte
es für ein bedenklichesVorgehen, wenn aus dem Hause Anträge auf den Umbau einzelner Straßen¬
strecken gestellt und über dieselben in der Commission im Einzelnen berathen und beschlossen
werden soll. Es würde dies doch ein weitgehenderEingriff in die Verwaltung sein. Die von
Herrn Krawinkel erwähnte Zeithstraße ist in einem Theile bereits ausgebaut, während ein zweiter
Theil im laufenden und der dritte Theil in dem nächsten Jahre ausgeführt werden soll, so daß
die ganze Zeithstraße in drei Jahren umgebaut sein wird. Ich will hier auf das Kapitel der
Zeithstraße nicht näher eingehen,die Ausgabe ist für die Verwaltung eine nicht erfreuliche,genug,
es liegt uns ob, die Straße herzustellenuud dieses wird auch möglichstbald geschehen. Wenn
Sie, meine Herren, in Folge solcher Anträge, welche von einzelnenSeiten dieses hohen Hauses
kommen, beschließen wollten, diese oder jene Straße soll umgebaut werden, so weiß ich in der
That nicht, wie der Etat aufrecht erhalte» werden soll. Wenn Anträge auf Umbau oder Ver¬
besserung einzelner Straßenstreckcnaus dem hohen Hause kommen— die Herren sind ja vielfach
lokalkundigerals wir — so meine ich, wäre es lichtig, solche Anträge an den Provinzialausschuß
zu verweisen, damit dieser prüft, ob die Voraussetzungen zu einer außerordentlichenHerstellung
gegeben sind und eintretenden Falles die erforderlichenGeldmittel im Etat vorsieht. Erst dann,
wenn der Provinzialausschuß dies nicht ihun sollte, würde die Beschwerdean den Landtag und
die Beschlußfassungdes Letzteren angezeigt sein. So wie die Sache heute liegt, ist dieselbe für
den Provinziallandtag noch nicht spruchreif. Ich kann in dem Antrage des Herrn Krawinkel nur
die eine Anregung erblicken, welche der geehrte Herr der Verwaltnng gegeben hat und welche dahin
gerichtet ist, daß wir Bedacht nehmen sollten, aus den vorhandenen Mitteln die Zeithstraße um¬
zubauen. Finden wir, daß die Mittel hierzu nicht ausreichendsind, so wird es Sache der Ver¬
waltung bezw. des Provinzialausschussessein, eine höhere Summe zu beantragen. So lange dies
nicht der Fall ist, würde es, glaube ick, mit der seither wenigstens beobachteten Art der Etats¬
berathung in Widerspruch treten, wenn Sie einen solchen einzelnenFall heraus greifen, dessen
Ausführung befchließen und demnachdie Etatsposition ändern wollten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist ein Antrag auf Schluß gestellt worde». Zum
Worte hat sich noch gemeldetder Herr Abgeordnete Krawinkel. Ich bitte diejenigenHerren, welche
für den Schlnß sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Es ist weitaus die Majorität, die Debatte
ist geschlossen. Wir kommennunmehr zur Abstimmungüber den Antrag, ob wser Etat an die
I. Fachcommissionüberwiesenwerden soll. Ich bitte Diejenigen, die dafür smd, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die Minorität, der Antrag ist hiernach gefallen. Ich nehme wenn kem
Widerspruch erfolgt, nunmehr an, daß der Etat, wie er hier vorgelegt ist, en d1°° bewilligt
wird. - Ich constatire, daß kein Widerfpruch erfolgt, der Etat ist en dlo° genehmigt. Wir
kommen zu dem Unteretat <ü. . ^. <« ^ ^

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Unteretat 0 für die Verwendung der
Fonds für den Neubau von chaussirten Wegen für die Etatsjahre vom 1. Apnl 1889 bis
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31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. Die Bestände dieses Fonds
sollen sich von Jahr zu Jahr übertragen. Die Unteretats (ü und v übertrage,: sich gegen¬
seitig. Dann kommt die Bemerkung, diese bezieht sich zum größten Theil auf die Bemerkung,
die bei dem Etat L vorgemerktist. Titel I Zuschuh aus Provinzialmitteln nach dem Sozialetat
der Straßenuenualtung («onl. Titel III der Ausgabe daselbst) 90 000 M., mehr 90 000 M-
Titel II Zinsen der etwa angelegten Betrüge 10 000 M., mehr 10 000 M. Die Ausgabe
beziffert sich für den Neubau von chaussirtenWegen auf 100 000 M. und ist zu verwenden auf
Grund Beschlußfassungdes Provinzialausschusses. Summa der Einnahme und der Ausgabe
100 000 M. Ich habe keine Bemerkung weiter hierzu zu machen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion über diesen Etat. Wünscht
Jemand das Wort zu demselben? — Das ist nicht der Fall, ich schließe die Diskussion und
nehme an, daß das hohe Haus auch diesen Etat en bloo annehmen will. — Es erfolgt kein
Widerspruch,ich coiistatiredieses und erkläre den Etat für on dloo genehmigt. Wir kommen
zum Unteretat D.

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Unterewt I) für die Verwendung des
Fonds zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswcgebaues für die Etatsjahre vom 1. April
1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. Einnahmetitel I Zuschuh
aus Provinzialmitteln nach dem Spezialetat der Stwßenverwaltnng (oonf. Titel IV der Ausgabe
daselbst)250 000 M., Titel II Zinsen der rentbar angelegten Beträge 3000 gegen 2000 M. im
Vorjahre, also Plus 1000 M. Sie finden die Begründung auf der Ncbenfeite gedruckt. Ausgabe¬
titel I zur Bewilligung von Unterstützungenzum Kreis- und Communalwcgebau253 000 M-
gegen 252 000 M. des Vorjahres, plus 1000 M. Summa der Einnahme und Ausgabe
253 000 M. Bemerkungensind meinerseits nicht zu inachen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Etat die Diskussion.
Abgeordneter von Voß: Meine Herren! Zweifelsohne werden Sie es für geboten

erachten, diesen wichtigen Theil des Wegebauetats der Commissionzur Vorberathung zu überweisen.
Für diese möchte ich mir gestatten, den Wunsch auszusprechen,daß man endlich auch in unserer
Provinz, wie längst in andern Provinzen geschehen, damit vorgehen möge, eine Decentralisation
der Verwaltung bei demjenigenFonds anzustreben, welcher zur Unterstützung des Gemeinde-
wegebauwescns bestimmt ist. Ich meine, wenn irgend ein Verwaltungszweig sich zur Selbst¬
verwaltung in kleinerenlokalen Kreise eignet und schickt, so ist dies ganz insbesonderedas Wege¬
wesen. Der Satz ist meines Erachtens so unangreifbar, daß ich mir eine Begründung füglich
ersparen kann. Während aber die Selbstverwaltung sonst durchweg zur Decentralisation geführt
hat, ist geradezu das Unigekehrte bei der Wegeverwaltung eingetreten. Wir haben früher eine
Decentralisation der Wegeverwaltung freilich in sehr bescheidenen Grenzen insofern gehabt, als
die Vezirksregierungendas Wegeunterstützungswesenin ihren Händen hatten. Nun ist dieses auf
das provinziale Centruin übergegangen und, meine Herren, ich habe in der Praxis nicht den
Eindruck gewonnen, daß dabei der Gemeindcwegebau— für die Verwaltung der ehemaligenStaats¬
chausseen und überhaupt der Kunststraßen von hervortretender Bedeutung für den durchgehenden
Verkehr erkenne ich die Nothwendigkeit einer einheitlichenVerwaltung gerne an — besonders
gefördert worden ist. Das Verfahren zur Erlangung auch nur geringfügiger Unterstützungenist
ungcmcin weitschweifig: die Anträge, die an die Centralstelle kommen, sind gewiß nicht immer
sorgfältig begründet, aber wären sie es auch durchweg, so muß doch die Prüfung derselben, sie
mag so eingehendsein, wie sie will, bei der Centralstelle häusig zu Resultaten führen, welche die
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Interessent«» in den Kreisen nicht hesricdigcn können. Ich will mich nnr daranf beschränken,
diesen Gesichtspunkt zu äußern, ohne schon einen bestimmten Antrug daran zu knüpfen; ich bezwecke
nur, daß bei der conimissarischen Erörterung des Wegebauetats in Erwägung gezogen werde,
°b nicht ein Theil des Fonds von 250 000 M. zur Unterstütznng des .MgMeseus, der nur
übrigens nicht ausreichend bemessen zu sein scheint, auf die Kreise zn übertragen sei. Ausdrücklich
mochte ich indeß hervorheben, daß ich nicht soweit gehe zu behaupte», daß zweckmäßig der ganze
F^onds zu vertheilen sei. Denn geschähe dies, so würde für den Oemeindewegcbau der richtige
Grundsatz außer'Anwendung gesetzt, daß die stärkeren Theile die schwächeren zu stützen haben.
Damit die mehr bedürftigen Gegenden in höherem, Maße Uuterstützung erhalten können, als die
minder bedürftigen Gegenden, wird allerdings ein Theil des Fonds - etwa die Hälfte - der
Centralverwaltung zur Verfügung zu belassen sein. Aber ei» »icht zu kärglich bemesseuerTheil des
Fouds ist meines Erachtens allerdings auf die Kreise zu vertheile». Wir habe» ja setzt i» den Kreis-
uusschüssen Orga»c, die thätig, gewillt u»d geschickt st»d, die Angelegenheiten des üommuual-
wegebaues zu besorgen und zwar besser uud zweckdienlicher, als dies von der Eentraluerwaltung,
auch wmn diese so tüchtig uud eifrig arbeitet, wie es nur möglich ist, geleistet werden kann.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeorduete Friederichs hat das Wort.
' Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Ich will »icht weiter i» d,e DiLtusüou

eintreten, abcr.ich muß doch heute schon, constatircn, daß meine langjährigen Erfahrungen ganz
genau zu,der gegentheiligeu Ansicht führen, wie sie der Herr Vorredner ausgesprochen hat, ich
würde durchaus gegen die Dece»tralisir»»g stimmen,

,,/. Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Negierungsrath von Philipsboru hat das Wort.
Negicrungümth von Philipoborn: Ich wollte nur bemerken, daß es auch der Staats-

regierung erwünscht sei» würde, wenn diese Frage der Verwendung des Fouds zur Unterstützung
des Gemeinde- und icreis-Wegcbaues einer nähere» Erörterung unterzogen würde. Ich bitte daher
auch, daß der Etat an eine Eommission verwiesen wird. Namentlich nach Einführung der Kreis -
und Prouinzialordnnng, durch welche wir in den Kreisausschüsscu neue Organe bekomme» habe»,
erscheint es zweckmäßig, »ach dem Vergehen in «»der» Provinzen dieser Frage Mnnsck naher
M treten. .„............. ,>> ... ,

Vorsitzender Fürst zu. Wied: Der Herr ßandesdireklor hat das Wort,,,
Lanndeedirektor Klein:, Meine Herren! Die Eentralstelle hat sich, auch schon seit laugerer

Zejt,.Mt 'der Frage einer anderweitigen Regelung der Unterstützung des Kreis- und ,Ge'!'en,de-
wegebaues beschäftigt, uud es habe» bereits zahlreiche. Vorarbeite» i» dieser Beziehung stattgefunden.
Es sind insbesondere die Erfahrungen, welche i» dieser Hinsicht in anderen Provinzen gemacht
worden sind, mit den hiesigeil Verhältnissen vergliche» worden, wobei sich allerdings ei» gewaltiger
Unterschied in de» , bestehmden Einrichtuyge». herausgestellt und zur Geuüge ergeben hat, das;
die Verhältnisse anderer Provinzen.auf die Nheinprovinz nicht übertrage» werden können D«
Kürze der Zeit zwischen den einzelne» Landtagen der letzten Jahre und der Umstaiid, daß wir
°i»e gy»z neue Provinzialordnung bekommen haben, hahen es M jetzt nicht gestattet, diesen m
der Centralstelle vorgearbeitete» Gege»sta»d a» den Landtag zu bringen. Die i-ache ist aber
bloß aufgeschoben,und »icht aufgehobe». Es liegt vielmehr die Absicht vor, dieser Angelegenheit
nach, Schluß des. gegenwärtig,.Landtages ernstlich näher zu treten^und wselhe nn Auslchusse
Mf Im Hinblicke hierauf mochte ich Ihrer ErMguug anhenn geben,
°d Sie nicht mit.der Erledigung dieses hochwichtigen Gegenstandes warte» .wollen, bis .der Pre-
vinzialausschuhHhuen Mne Vorschläge uuterbreitet.hab.en wird. So danlenswertt)..dle Anregungen

8«
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auch sind, welche aus dem Plenum kommen, so gewinnen sie doch erst einen vollen Werth, wenn
eine bestimmte Vorlage ausgearbeitet ist, in der die verschiedenen Wege, welche die übrigen
Provinzen gewählt haben, eingehender dargelegt sind und in der die Ansicht Aufnahme gefunden
hat, welche der Provinzialausfchuß über die weitere Gestaltung dieser für unsere Provinz so
hochwichtigen Angelegenheit hegt. Die bezüglicheVorlage wnd Ihnen vor dem Zusammentritt des
nächsten Landtages gedruckt zugesendet und Ihnen damit Gelegenheit geboten werden, sich vorher
eingehender über diese Materie z.i orienüren. Ich glaube, daß es alsdann erst zn einer fruchtbaren
Diskussion über diese höchst schwierige Frage tominen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Pflug hat das Wort
Abgeordneter Pflug: Meine Hcrreu! Gestatten Sie, daß ich mit einige» Worten auf

die hohen Verwaltungskosten der Strahcnuerwaltung komme; sie erscheinen mir sehr hoch. Wir
geben in Summa 7/5 821 M. 88 Pfg. aus und das macht (63 Kreise angenommen) pro Kreis
12^14 M, Wenn man allein den Kreis Ottweiler in Betracht zieht, der mit 60 Kilometern
Weg bei der Wegeuerwnltung der Provinz betheiligt ist, so haben wir in Ottweiler pro Kilometer
205 Mark Verwaltungskosten. Das ist sehr hoch und ich glaube, wie Herr von Vuß bereits
gesagt hat, es wäre bei einer Dceentralisation wohl möglich, daß die Verwaltung sich
billiger gestaltet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Voh hat das Wort.
Abgeordneter von Voh: Meire Herren! Ich erkenne nn, daß, wenn man jetzt vor der

Frage stäube, inwieweit eine Decentralisation der gesummte» Wegeuerwaltung durchzuführen sei,
ein nach allen Richtungen wohl erwogener Veschluß sich bei der Kürze der Zeit uicht herbeiführen
liehe. Ich würde aber glauben, daß wir, gestützt auf das Vo.gche» der ander» Provinzen, die,
soviel mir bekannt, fast ausnahmslos auf dem Wege der Deee^valisation vorgegangen sind,
wenigstens den Anfang hierzu iu den bescheidenstenGrenzen noch in dieser Session machen tonnen,
indem wir zur Vclebuug des lokalen Interesses an dem Wegebau eine Summe von etwa
150 000 M. nach einem des Näheren festzustellende»Vertheilungsmodus auf die kreise revartiren.
Ich wiederhole, es läßt sich zur Belebung des Gemeindewegeoaues mit sehr we»igem Geld sehr
vieles erreiche», denn in sehr häufigen Fällen möchten die Gemeinde» zwar nicht aus eigenen
Kräften allein, wohl aber mit einem Zuschuh bauen, und es wäre daher sehr wünschenswerth,
dah der Landrath mit seinem Kreisausschnh in die Lage gesetzt werde, einen Beitrag zu gewähren.
Oft sind einige hundert Mark ge»üge»d, um bei einer Gemeinde die Neigung zu einem Wegebau,
der vier- oder fünffache Leistungen erfordert, hervorzurufeu. In solchen Fälleu ist es aber noth¬
wendig, dah ohne langes Schreibwerk nach dem ^rme>jen d^r Kreis-Selbstuerwaltlingsbehüroen
schnelle Unterstützung in Aussicht gestellt werden tanu. Ich habe die Ueberzeugung, dah über
Uuterstützungeu des Gemeindewegebaues Selens der Central-Verwaltungsbehörden nicht anders
als mit schädliche,» Zeitaufwand und unter sehr grohem Schreibwert verfügt werden kann. So
ist denn auch anderwärts die Sorge für die Hebung des lleiuen (^emeinoevauwesens längst den
Kreisausschüffeu überlasse» wurden. Die Provinzen Pommern, Ost- und Westvreuhen haben dies
schon vor länger denn zehn Jahren gethan, ja die erstgenannte Provinz hat sogar den ganzen
Chaujfee-Unterhultungsfouos au die Kreise vertheilt. Die Provinz Sachsen hat ebenfalls 150 000 M.,
deuseloeu Betrag, dessen Vertheiluug ich mir vorzuschlagen erlaubte, auf die Kreife distribuireu
lassen. Was den Vertheiluugsmahstab anlangt, so tanu mau vielleicht den der lux, tiu«u« zu
Grunde legen; in jedem Falle wird dabei mehr auf die Flächeuausdehuuug der Kreife als etwa
auf die Höhe der in ihnen aufkommende» Steuern zu rüastchtigeu fein. Dah wir, nachdem wir
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die Kreisauöschüsse in Thätigkeit sehen, das Selbstverwalwngsfeld derselben erweitern, entspricht
meines Erachten« auch durchaus der Tendenz der Kreisordnung.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Lcmdeöbaurath Dreling hat das Wort.
Landesbaurath Dreling: Der Berechnung, welche der Herr Abgeordnete Pflug vorhin

gemacht hat, bin ich nicht vollständig gefolgt. Ich bin jedoch über die Kosten der Straßen-
verwaltung sowohl hier, wie in anderen Provinzen und in einzelnen Kreisen ziemlich orientnt.
Was diese Kosten anbelangt, so finden Sie hierüber in den Verwaltnngsberichtm früherer Jahre
ganz genaue Aufstellungen. Es betragen z. N oie Kosten der Centralverwaltung und Rettung etwa
2°/° der Gesammtausgaben für den Straßenbau; es kostet ferner die lokale Verwaltung und
Leitung etwa 5 bis 6°/°, nnd außerdem kostet die lokale Aufsicht pro Kilometer etwa 55 M.
Das sind Zahlen, so gering, wie sie günstiger in andern Provinzen schwerlich gesunden werden.
Wir sind vor einiger Zeit an andern Verwaltungen mit dem Wunsche herangetreten, man möge
in ähnlicher Weise die Kosten der dortigen Ausführungen vnbliziren, allein bisher ist bedauerlicher
Weise keine dieser Verwaltungen darauf eingegangen. Ich habe mir nun selbst diese Kosten aus
einigen der betreffenden Etats herausgerechuet und gefunden, daß sie nirgendwo gunstiger sind
als hier Somit darf ich wohl behaupten, dah relativ die Kosten der rheinischen Promnzml-
Etraßenverwaltung niedrig sind. Es wird mir schwerlich eine andere Stratzenbauverwaltung
namhaft gemacht werden können, selbst im Auslande kaum, welche günstigere Resultate aufzu-
weisen hat.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Hüoel hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Hövel: Ich möchte beantragen, die Sache in die Fach¬

commission zu verweisen. Ich bin nämlich nicht der Ansicht des Herrn Landcsdirektors, dah es
nicht zweckmäßig sei, im gegenwärtigen Moment die Sache schon hier zu besprechen. Ich glaube,
daß, wenn es auch richtig ist, daß wir nicht ohne weiteres ein fertiges Reglement ans der
Fachcommission hervorgehen sehen werden, doch eine Anregung in der Fachcommission ganz nütz¬
liches Material ergeben wird Außerdem möchte ich mein Erstaunen aussprechen, daß dieser
Antrag, der von anderer Seite vorbereitet war, gerade von einer Seite kommt, die meines
Erachtens eigentlich keine Veranlassung hatte, denselben so sehr zu beschleunigen. Ich glaube, daß
wir an, Unterrhein bedeutend mehr Grund haben, als die Herren oben in den Bergen; wir am
Nnterrhein haben viel bessere Communalwege, und wir werden finanziell viel günstiger stehen,
wenn die Sache so geordnet wird, wie es heute iu Aussicht genommen ist. Ich glaube, daß die
Herren, welche heute den Antrag gebracht haben, hinterher bedauern werden, ihn eingebracht
iu haben. ^ ..... ^ ^

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Krawmkel hat das Wort
Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Ich möchte auch für die Prov>nz>al-^traßen-

verwaltung eine Lanze einlegen, indem ich dem Herrn Abgeordneten Pflug eutgegenirete. Nach
seiner Rechnung müßte in seinen. Kreise auf den Kilometer eine Ausgabe für die Eentralverwa wng
von etwa 200 M. kommen. Räch den Daten, die in der Statistik vorliege^ sind es 2 00°/o
der Gefammtausgaben, und die Gesammtausgaben pro Kilometer aus 632 Mark weäMt, as
macht pro Kilometer statt 200 M. etwa 12 M. 70 Pf., ein ganz gewaltiger Unterschieds Man
hat auch nicht Ursache wie Herr von Voh zu glauben, daß unsere Promnzialverwa tung so
wenig leistet, daß man annehmen kann, im Kleinen würde das vier- uud fünf ache erreicht werden.
Soweit sind wir wirtlich nicht gekommen. Ich glaube, daß das richtig sein wird, was Herr
Landesbaurath Dreling ausgeführt hat, daß die anderen Provinzen sich gemren müsM, eine
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derartige Statistik aufzustellen,und daß unsere Strahenverwaltung im Großen und Ganzen sehr
gut arbeitet.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr Abgeordnetevon Voß hat das Wort.
Abgeordneter von' Voß': Ich glaube, ich habe keinen Anlaß zu dem Mißverständniß

gegeben, daß in meinen Ausführungen ein Vorwnrf gegen die Provinzialbauvcrwnltung enthalten
gewesen sei; habe ich doch nur dem Gedanken Ausdruck gegeben, daß man im engeren Gebiete
des Kreisverbandes die Bedürfnisse des lokalen Wegebaues richtiger erkennt, als dies an der
entfernteren Eentralverwaltungsstellemöglich" ist. Hätte ich davon gewußt, daß bereits von linderer
Seite ein Antrag auf Zutheilung von Wegennterstützungsgeldernan die Kreisnerbändcvorbereitet
werde, so hätte ich mir die Anregnng hierzu erspart, aber dagegen muß ich mich verwahren, daß
ich bei meinem Antrage von kleinen vartikulnristischenInteressen einer Gegend ausgegangen lnn.
Das bat mir vollständigfern gelegen. In eine Prüfung, ob danach etwa der von mir vertretenen
Gegend ein paar 1000 Mark mehr oder weniger denn bisher zufließenmöchten,bin ich nicht ein¬
getreten. Diese Prüfung ist auch, ohne daß schon ein Vcrtheilnngsmaßstab feststeht, nicht vorzu¬
nehmen. Denn wird z. V. der Gesammt-Steuerertrag zu Grunde gelegt, so ergibt sich j<^ selbst¬
redend eine ganz andere Ncrtheilung, als wenn dieser die Erträge der Grundsteuer oder der
Flächeninhalt zu Grunde gelegt werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist ein Schluhantrag eingegangen. Gemeldet hat sich
noch der Herr AbgeordnetePflug. Ich bitte Diejenigen, die für Schluß sind, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die Majorität. Zu einer persönlichenBemerknng'hat der Zerr Abgeordnete
Vffua'da^ Wort " ^" °n'< !> ^/, 'niin^

AbgeordneterPflug: Es hat mir absolut fern gelegen, der Verwaltung der Provinz
Vorwürfe zu macben, ich wallte nur ausführen, daß der Kreis Otlweiler nicht im Verhältniß zu
dem, was er aufbringt, bctheiligt ist, denn der Kreis Ottweiler trägt 10 000 bis 12 000 M. bei.
Ich wünschte, daß durch Decentralisation die Verwaltung vereinfacht wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich muß bemerken,daß dies keine persönliche Bemerkung
ist. Zu einer persönlichenBemerkung hat der Herr Abgeordnetevon Hövel das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Hövel: Ich möcbte Hettn von Voß erwidern, daß ich von
alledem, was ich gesagt haben soll, kein Wort gesagt habe. Ich habe weder Jemanden persönlich
angegriffen, noch überhaupt das gesagt, was ich nach seiner Behauvtuüg gesagt haben soll.
Ich wiederholedas nochmals.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Wir kommen nunmehr zu der Abstimmnng
über die Frage, ob dieser Etat an die Fachcommission verwiesen werden soll. Ich bitte Diejenigen,
welche dafür sind, daß dieser Etat an die dritte Fachkommission verwiesen wird, sich zu erheben,
sOescbiebN ' :!>»i>, ,'mi ,„ <u>!<n.> >

Das ist die Majorität. Wir kommennun zu dein Unter-Etat N.
Berichterstatter Graf von Veißel: Unter-Etat V über den Nebenfonds der Strahen¬

verwaltung zur Gewährung von Wittwen- und Waisengeldern an ' die Hinterbliebenen von
Prouinzial-Straßcnmcistcrn, Aufsehern und Wärtern, sowie zur Gewährung von Unterstützungen
an die Wittwen solcher Beamten für die Etatsiahre vom l. April 1889 bis 81. März 1890
und vom 1, April 1890 bis 81. März 1891. Titel I.' Guthabeis des Unterstützungsfonds.
Hier sind eine Reihe von Fonds aufgeführt,^ wo sie angelegt sind u, s. w. Die Herren, die sich
dafür interessiren, können es in dem Etat nachlesen; es sind im Ganzen 198 000 M. angelegt.
Die Zinsen von dem Guthaben sind ans 7720 M. veranschlagt gegen den'Voranschlag von
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7600 M. im Vorjahre, sodaß ein Mehr von 120 M, sich ergiebt, — Titel IV. Die Hälfte des
aus der Grasnutzung auf den Provinzialstrahen aufkommenden Erlöses 19 400 M. gegen 20 400 M.
im Vorjahre, sodaß ein Weniger von 1000 M. vorliegt. Ich habe vorhin fchon die Sache ein
paar Mal berührt, ich brauche nicht darauf einzugehen.— Titel V. Die Hälfte der für Chaussee-
Polizei-Uebertretungenauf den vormaligen Bczirksstraßeneingehenden Strafgelder 2650 M. gegen
2200 M. des Vorjahres, also ein Mehr von 450 M. — Titel VI. Ordnungsstrafen der
Provinzial-Straßenmeister, Aufseher und Wärter 130 M. gegen 200 M. des Vorjahres, ein
Weniger von 70 M. — Bei Titel VII, sonstigeunvorhergesehene Einnahmenund zur Abrundung,
ist nichts vorgesehen.

Ausgabe: Titel I. Zur Gewährung der reglementsmäßigenWittwen- und Waisengelder
an die Hinterbliebenenvon Straßenmeistern, Aufsehernund Wärtern, sowie zur Gewährung von
Unterstützungenan die Wittwen dieser Beamten 28 800 M, ein Mehr von 800 M. — Titel II.
Zur Gewährung einmaliger außerordentlicher Unterstützungen 1100 M. gegen 1200 M. des
Vorjahres, weniger 100 M. — Titel III. Zur Verstärkung des Effektenbestandes,sonstiger
Ausgaben und zur Abrundung ist nichts eingestellt, sodaß der Etat mit einer Einnahme von
29 900 M. schließtgegen eine Ausgabe in gleicher Höhe,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist zu diesem Etat noch was zu bemerken? — Der
Herr AbgeordneteEckertz hat das Wort.

AbgeordneterEckertz: Ich wollte mir die Anfrage erlauben, ob e« nicht möglich ist,
daß bei der Aufbesserungvon Straßen das Material nicht, wie bisher geschehen, im Frühjahr
angefahren wird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte um Entschuldigung, das gehört nicht zu diesem
Etat, Ich möchte zunächst fragen, ist zu diesem Etat noch etwas zu bemerken? — Es wünscht
Niemand das Wort, ich nehme an, daß der Etat en dloo angenommenwird. Wenn der Herr
AbgeordneteEckertzeine allgemeineBemerkung zu der Straßenverwaltung machen will, so bitte
ich ihn, dies jetzt zu thun.

AbgeordneterEckertz: Ich will mir die Anfrage erlauben, ob es nicht möglich ist, daß
bei der Aufbesserungder Straßen das Material nicht, wie es jetzt Brauch ist, im Frühjahr schon
auf den Straßen angefahren wird, fondern kurze Zeit vor der Einfchüttung, weil in Straßen,
die nur eine Breite von zwei Wagen haben, es sehr unzuträglich ist, daß das Material mindestens
6 Monate daliegt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort.
Landesbaurath Dreling: Meine Herren! Wenn es vorgekommenist, daß Material

6 Monate auf der Straße gelegen hat, ohne eingebaut zu werden, so war dort irgend etwas
nickt ganz in der Ordnung. Es ist Anordnung getroffen, das Material nur möglichst kurze Zeit
lagern zu lassen. Wir sind zur Zeit bezüglich des Einbaues des Materials in einer großen
Umwandlung begriffen, wir bauen nicht mehr mit Pferdewalzen ein, was Wochen und Monate
dauert, sondern es besteht die Absicht, durchwegnur die Dampfwalze zu verwenden, mit welcher
man rafcher vom Flecke kommt. Ich hoffe es dadurch jedenfalls zu verhindern, daß das Material
6 Monate lang uneingebaut auf der Straße liegen bleibt. Ist dies vorgekommen, so ist, wie
gesagt, irgend etwas hier nicht in Ordnung gewesen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteEckertz hat das Wort.
Abgeordneter Eckertz: Ich muß bemerken, daß auf der Straße Zell-Bullay in den

6 Jahren, die ich in Zell bin, das Material immer mindestens 0 Monate gelegen hat.



262

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort,
Landesbaurath Dreling: Dann wird die Sache untersucht werden und kann ich Abhülfe

in Aussichtstellen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Es fragt sich, ob noch beliebt wird in der Tagesordnung

fortzufahren. (Allgemeiner Widerspruch.)
Ich habe Ihnen zunächst mitzutheilen,daß der Herr Abgeordnete Zweigert mir folgendes

Schreiben zugestellt hat:
Ew. Durchlauchtbeehre ich mich ganz ergebenst zu bitten, an meiner Stelle ein anderes
Mitglied in die Geschäfts-Ordnungs-Eommifsiunwählen zu lassen.

Ich erlaube mir, dieses Schreiben an den Vorsitzendender Abtheilung Düsseldorf abzu¬
geben und ihn zu bitten, später einen andern Vorschlag zu machen. — Der Herr Abgeordnete
Friederichs hat das Wort,

Abgeordneter Friederichs: Die Herren aus dem Regierungsbezirk Düsseldorf möchte
ich bei dieser Gelegenheit daran erinnern, daß wir morgen 10^ Uhr hier zusammenkommen
wollten. Die Herren wurden zwar alle schon schriftlich eingeladen. Wir treten in den: frühere»
AusfchußzimmcrRr. I zusammen. Wir werden, weil uns nunmehr eine Aufgabe mehr gestellt
wird, um so pünktlichererscheine»:müssen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zunächst wollte ich Sie bitten, daß wir nachher einen
Augenblick nicht als Landtag, sondern als Mitglieder des Landtages hier unter uns mit Ausschluß
der Oeffentlichkeit uns besprechen. Dann habe ich noch die Tagesordnung fiir morgen festzustellen.
Ich möchte Sie fragen, ob Sie damit einverstandensind, daß zunächst die Spezialetats, die wir
noch zu berathen haben, auf die Tagesordnung kommen, dann das Referat des Provinzialaus-
schusses über die Petition der Lnndbürgcrmcister, betreffend die Versorgung der Hinterbliebenen
und die Aufbesserungder Pensiunsucrhältnisse, drittens das Referat des Provinzialausschusses,
betreffenddie Errichtung eines Kaiser Wilhelm-Denkmals in der Nheinprovinz, und viertens das
Referat des Provinzialausschusses,betreffend die Krankenversicherungder land- und forstwirth-
fchaftlichen Arbeiter. Sind die Herren damit einverstanden,daß diese Referate zunächst nach den
noch übrigen Spezialetats vorgenommenwerden sollen? (Zustimmung.)

Ich möchte dabei immer die Möglichkeitfrei halten, daß wir nachher die eine oder die
andere von den Vorlagen des Provinzialansschnssesnoch verhandeln. Sind die Herren damit
einverstanden? (Zustimmung.)

Ich wollte noch fragen, wann die Commissionensich constituiren wollen. Weil jetzt noch
keine Organe für die Eommissionenda sind, so mochte ich Sie fragen, wann Sie sich in den
Commissionenconstituirenwollen. — Der Herr AbgeordneteDr. Schmidt hat das Wort,

AbgeordneterI)r. Schmidt: Ich möchte vorschlagen,daß die Abtheilungen morgen um
^211 Uhr zusammentretenund daß die Fachcommissionen eine Stunde früher, etwa um ^10 Uhr
sich versammeln, um sich zu constituiren.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Wir haben morgen um '/«10 Uhr Sitzung
des Provinzialausschusses. Es würde sich daher wohl besser empfehlen,um 11 Uhr, nachdemdie
Abtheilungengetagt haben, die Fachcommifsionenzusammentretenzu lassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Dann würde ich Ihnen vorschlagen, daß wir zuerst
Sitzung des Provinzialausschusseshalten, dann Hütten wir um 11 Uhr die Conslituirung der
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Commissionen und auf '^H Uhr wären die Abtheilungen eingeladen. Ich würde Ihnen dann
vorschlagen,daß wir um 12 Uhr zur Plenarsitzung zusammentreten. Der Zerr Abgeordnete
Melbeck hat das Wort.

AbgeordneterMelbeck: Ich halte es für nöthig, daß bestimmtwird, in welchen Zimmern
sich die Commissionenversammeln sollen. Ich intcressire mich insbesondere für die Wahl-
prüfuugsccnnmission,ich kenne die Mitglieder noch nicht. Es wäre, da ich wahrscheinlichdas
älteste Mitglied in der Commissionbin, richtig, wenn wir hier feststellten, in welchen Zimmern die
Commissionen sich constituirensollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Können sich nicht vielleicht der Reihe
nach in den fünf Zimmern, wie sie liegen, die fünf Commissionen:Geschäftsordnungscommission,
Wahlvrüfungscommissionuud die drei Fachcommissionen constituiren? Das Wort hat der Herr
Abgeordnetevon Solemacher.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Meine Herren, ich glaube, dah die größte
und befuchteste Commissionjedenfalls die Fachcommission I sein wird, und da wird für sie das
grüßte Zimmer zu referviren sein. Es würde sich vielleicht empfehlen, daß die Fachcommifsionen
I, II und III in den Zimmern 1, 2 und 3, und die Gesckäftsordnungscommifsionund die Wahl¬
vrüfungscommissionin den Zimmern 4 und 5 zusammentreten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich nehme an, daß die Herren damit einverstanden sind.
Der Herr AbgeordneteMelbeck hat das Wort.

AbgeordneterMelbeck: Um klar zu sein, lade ich die Mitglieder der Wahlprüfungs-
Eommissionin das Zimmer Nr. 5 ein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteMarcus hat das Wort.
AbgeordneterMarcus: Um die Wahlen für die Einschätzungs-Bezirkscommission resp.

Neklamationscommissionvorzunehmen,war bestimmt, daß wir um ^10 Uhr in dem Zimmer des
Provinzilllausschusseszusammentreten,

VorsitzenderFürst zu Wied: Es müssendie sämmtlichen Abtheilungenzusammentreten,
um sich darüber zu besprechen. Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.

AbgeordneterFriederichs: Um Mißverständnissein Folge der Bestimmung, die eben
getroffen worden ist, zu verhüten, bemerke ich, daß immerhin die Mitglieder aus dem Bezirk
Düsseldorf sich um 10'/<, Uhr in dem Zimmer Nr. 1 einzufindenhaben. Wir müssen nunmehr
um so früher fertig werden, als wir der I. Commissionschon um 1t Uhr das Zimmer zu
räumen haben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wenn die Herren nicht sonst noch etwas hinsichtlich der
Commissionen zu sagen haben, schließe ich hiermit die öffentliche Sitzung.

(Schluß 4'/2 Uhr.)
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Vierte Sitzung
MI Ständehausezu Düsseldorf, am Mittwoch den 11. Dezember 1888.

Beginn 12 Uhr Mittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Fortsetzungder Berathung bei Spezialetats.
3. Referat des Provinzialausschussesüber die Petition der Landbürgermeistcr, betreffend

»,. Versorgung ihrer Hinterbliebenenund
b. Aufbesserung ihrer Pensionsverhältnisse.

4. Referat des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung eines Kaiser Wilhelm-
Denkmals in der Rheinprovinz,

5. Referat des Provinzialausschusses,betreffendKrankenversicherungder land- und forst¬
wirtschaftlichen Arbeiter.

6. Eventuelle Berathung der noch übrigen Vorlagen des Provinzialausschusses.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich eröffnedie Sitzung. Ich habe Ihnen
von geschäftlichen Eingängen mitzutheilen, daß der Abgeordnete von Monschaw mir geschrieben
hat, daß er durch plötzlichesUnwohlseinverhindert ist, der III. Fachcommission beizutretcn, er hat
deswegenseinen Austritt angezeigt. Ich habe mir erlaubt, da heute Morgen die Abtheilungen
versammelt waren, den Vorsitzenden ber betreffendenAbtheilung zu bitten, gleich eine Ersatzwahl
für den Herrn von Monfchaw vorzunehmen, und ich frage Sie, ob Sie jetzt gleich die Wahl
erledigenwollen oder erst später. Wollen die Herren gleich die Wahl erledigen? Ich höre keinen
Widerspruch. Ich darf bitten, mir eine Mittheilung zu machen, in welcher Weise sich die Abtheilung
Düsseldorf entschieden hat. Ich erlaube mir, den Herrn Vorsitzendender Abtheilung zu fragen,
ob die Sache erledigt ist oder nicht.

Abgeordneter Friederichs: Die Sache ist erledigt; das Protokoll liegt indeß auf
dem Bureau.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Dann kommen wir nachher darauf zurück. Sie gestatten
mir, wenn ich nachher die Listen der Fachcommissionenvollständig habe — ich habe so lange
gezögertmit der Eröffnung der Sitzung, bis die verschiedenen Commissionen sich constituirt hatten,
ich wollte das gleich beim Eingang den Mitgliedern bekannt machen. Ich habe aber noch nicht
die Mittheilungen darüber erhalten. Ich bitte um die Erlaubniß, daß ich im Laufe der Tages¬
ordnung die Mittheilung Ihnen mache, wenn alle Namen zusammengestelltsind. Bei dieser
Gelegenheitwürden wir auch die Wahl an Stelle des Herrn von Monschaw vornehmen. Sind
die Herren damit einverstanden?— Es erfolgt kein Widerspruch. Weitere Eingänge habe ich
Ihnen nicht mitzutheilen. Wir würden sogleich unter dem Vorbehalte, den ich eben gemachthabe,
in unsere Tagesordnung eintreten, zunächst Fortsetzungder Spezialetats, und da würde ich Ihnen
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vorschlagen,daß wir zunächst in Abtheilung IV in den Spezialetats fortfahren. Da ist unter
Nr. 50 der Vorlage des Ausschusses der Spezialetat für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung der Kunst und Wissenschaftbetreffen, für beide Gtatsjahrc. Der Bericht¬
erstatter des Provinzialausschussesist der Abgeordnete Herr Ianßen, Ich bitte den Herrn Abgeord¬
neten Ianhen, das Referat zu übernehmen.

Abgeordneter Ianhen-Burtscheid: Meine Herren! Ein besonderer Etatkredit für die
Pflege von Kunst und Wissenschaft ist in unserm Etat erschienen in Folge der Bestimmung des
Dotationsgesetzesvom 8. Juli 1875, wo unter den Verwendungszweckenfür die überwiesenen
Summen die Leistung von Zuschüssen für öffentliche Sammlungen und Vereine, welche der Pflege
der Kunst und Wissenschaftdienen, ferner für die Unterhaltung von Kunstdenkmälcrnund für
die Erhaltung von Landesbibliothetenfigurirt. Der damals diesen Zweckenzugewiesene Betrag
belief sich auf 20714 M, Nach Einrichtung der provinziellenVerwaltung für die Museen ward
in dem Etat von 1886/88 der Förderung von Kunst und Wissenschaft die Summe von 19 000 M.
und der Verwaltung der Prouinzial-Museen die Summe von 14 000 M, für den in Rede
stehenden Gesammtzweck demnach die Summe von 33 000 M. bestimmt. Wie der Kredit von
19 000 M. in jener Etatsperiode nutzbar gemacht worden ist, und wie der nunmehr in dem
jetzigenEtat erhöhte Betrag von 28 000 M. in ähnlicher Weise verwendet werden wird, mögen
Sie aus dem Ihnen zugegangenen Verwaltungsberichteentnehmen. Die Gesellschaftenfür die
Geschichtskunde unserer Provinz und die Alterthumsvereine werden unterstützt, die Restauration
von Kunstdenkmälern,die Erhaltung monumentaler Bauten, die Wiederherstellungvon Gemälden
und Schnitzereien und ähnlichenKunstgegenständenwird gefördert, und in solcher Weise wird
neben den Humanitären und wissenschaftlichen Zweckenunserer Prouinzialverwaltung auch das
wissenschaftlicheund archäologische Gebiet derselben kultivirt. In hervorragender Weise geschieht
dies durch die inzwischen in Bonn und Trier eingerichtetenProvinzial-Museen. Meine Herren!
Diese Museen waren ursprünglichStaatsinstitute und erhielten Zuschüsse aus den Provinzialfonds.
Als im Jahre 1885 die Frage der Errichtung von Gebäuden für Museumszwecke eine brennende
gewordenwar, entschloß sich der Staat, die Museen in das Eigenthum der Provinz übergehen
zu lassen, indem er sich zugleichverpflichtete,den Unterhalt derselbendurch einen jährlichen Zuschuß
von 12 000 M. zu subventionirenund für den Bau der den Museumszwecken dienenden Lokalitäten
166 600 M der Provinz zur Verfügung zu stellen. Nach dem über die Leitung und Verwaltung
der Museen im Jahre 1885 aufgestelltenvorläufigen Reglement geschieht diese Verwaltung durch
die Organe des Provinzialverbandes und ist zur Unterstützungderselbeneine Commissiongebildet,
welche aus neun Mitgliedern besteht, von denen vier von Seiten des Provinzialausschussesgewählt
und vier von der Königlichen Staatsregierung ernannt werden, während der Vorsitzende außerdem
von dem Provinzilllausschuß bestimmt wird. Die unmittelbare Leitung der Museen untersteht
den Museumsdirektoren, welche in ihrem Geschäftsbereichfür die Aufsuchung und Ausgrabung
von Alterthümern und für die Aufbewahrung und richtige Ordnung der Museumsgegenstände
und Bibliothekenzu sorgen haben. Welche erfreulichenResultate gerade diese Art der Thätigkeit
der Museumsverwaltung in den letzten Jahren erzielt hat, wollen Sie gleichfalls aus den Dar¬
legungen erfehen, die Sie in der Abtheilung IV des Verwaltungsberichts finden werden. Der
Stand der baulichenAngelegenheitender Museen ist genau erläutert in der Vorbemerkungzum
Spezialetat 22 und in den Erläuterungen zu diesem Etat. Das Museum in Trier ist fertig und
kann gleich bezogen werden, für den Museumsbau in Bonn liegen die Pläne in Berlin an der
Centralstelle. Die Prouinzialverwaltung hofft, im nächsten Jahre mit diesem Bau beginnen
zu können.

34
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Meine Herren! Ich möchte dann Ihre Aufmerksamkeit auf den Unistand lenken, daß der
Etatskredit für Kunst und Wissenschaftinsgesammt von 33 000 M. im Etat von 1886/88 auf
44 000 M, in dem gegenwärtigenEtat und unter Hinzurechnung des Staatszuschusscsfür die
Museen, auf 56 000 M. gestiegen ist, was um so mehr zu billigen sein dürfte, als die vermehrte
Berücksichtigung der idealen Zwecke unserer Verwaltung im Vergleich zur Pflege der materiellen
Interessen in weiten Kreisen unserer Provinz als eine unabweisbare Nothwendigkeit erkannt
worden ist. In dem Etat zu Nr. 21 finden Sie unter Nr. 1 der Einnahme den Zuschuß aus
Provinzialmitteln, welcher eine Höhe von 28 000 M. im Ganzen erreicht, also gegen den bisherigen
Etat eine Erhöhung um 9000 M, erfahren hat. Dementsprechendsehen Sie in den Ausgaben
zu Position Nr. 1 für die unter den Einnahmen bereits bezeichneten Zwecke dieselbeMehrsumme
von 9000 M, wahrend die beiden anderen Positionen zur Verbesserungder Gehälter der Archiv-
beamten und zur Subvention der Gesellschaft für Nheinifche Geschichtskunde unverändert geblieben
sind. Zu Etat 22 der Verwaltung der Prouinzialmuseen zu Bonn und Trier hätte ich nur das
eine zu bemerken, daß der Staatszuschuh von 12 000 M. bei Titel II unverändert derselbe ist,
wie in der vorigen Etatsperiode, daß dagegen der Provinzialzuschnß eine Erhöhung von
14 000 M. auf 16 000 M. erfahren hat. In den Ausgaben ist zu erwähnen die Nufwand-
crhöhung bei dem Gehalt des Professors Klein, des Museumsdirektors zu Bonn, welches von
3000 M. auf 4200 M, erhöht worden ist und zwar, wie ans den Erläuterungen zu entnehmen
ist, weil Herr Direktor Klein bereits 5 Jahre in seiner Stellung ist nnd aus anderweitiger
Stellung, namentlich für die Professur, kein Gehalt bezieht. Im Uebrigen sind die Positionen
der Ausgaben dieses Etats so klar und so gut erläutert, und sie haben auch eine so geringe
Zahlenbedeutung, daß ich kaum noch Anlaß nehmen möchte, Ihnen darüber weiter zu referircn

Nach meinem Dafürhalten liegen überhaupt die Verhältnisse dieser beiden Etats so
einfach,daß es einer weiteren Berathung in der Eommissiuu wohl kaum bedürfen würde. Ich
stelle aber anheim, in dieser Bezichuug das Ihnen geeignet Erscheinende zu befinden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussiouüber die beiden Etats Nr. 50
und 51. Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schließe dieselbe und nehme an, daß das hohe
Haus den Etat hier im Plenum berathen will, wenn kein Widersprucherfolgt. Ich constatire,
daß kein Widerfprucherfolgt, und erkläre den Etat für on dlno genehmigt.

Wir kommen nunmehr zu Nr. 52, Spezialetat über die Einnahmen und Ausgaben für
gewerbliche Zwecke. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteLueg. Ich würde denfelbenbitten,
das Referat zu übernehmen.

Berichterstatter AbgeordneterLueg: Meiue Herren! Es handelt sich hier um den Aus¬
gabeetat für gewerbliche Zwecke, der in Ausgabe und Einnahme mit 38 000 M. abfchließt. An
sich für eine fo gewerbcreiche Provinz wie die Rheinvrovinz, eine gewiß bescheideneSumme. Es
liegen allerdings Anträge vor, für solche Zwecke eine größere Summe zur Disposition zu stellen,
indessen waren die vorhandenen Mittel schon soweit in Anspruchgenommen,daß diesen Anträgen
nicht Folge gegeben werden konnte. Der Zuschuß erfolgte aus den Dispositionsfonds des
Provinziallandtagcs (Ständefonds). Es ist unter Position I, Zuschuß aus Provinzialmitteln eine
Summe von 38 000 M. in Aussichtgenommen. Bezüglichder Ausgaben handelt es sich zunächst
bei Nr. 1 um einen Zuschuß für die Königliche Webcreischulezu Erefcld zur Bewilligung von
Stipendien an Angehörigeder Nheinprovinz, es ist hierfür eine Summe von 9000 M. eingestellt.
Die Bewilligung für diesen Zweck ist bereits früher und zwar vom 31. RheinischenProvinzial-
landtage ausgesprochen worden. Bisher waren hierfür nur 6000 M. ausgeworfen. Von Seiten
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Crefelds ist eine Erhöhung des Zuschusses auf 15 000 M. beantragt worden, indessen seitens des
Provinzialausfchusscswird Ihnen vorgeschlagen,nur eine Summe von 9000 M. für diesen Zweck
in Ausgabe zu stellen. Die fernere Position ist Zuschuß für die Fachschule der Kleineisen- und
Stahlindustrie zu Neinscheid. Hierfür ist eine Summe von 5000 M. angefetzt. Für die Fachschule
der Kleinciscn-und Stahlindustrie in Remschcid war vom 32. Rheinischen Proviuziallandtage der
Zuschuß auf jährlich 10 000 M. erhöht worden, unter der Bedingung, daß der Staat feinen
Zuschuß von 9000 M. auf 25 000 M. erhöhe und die von der Königlichen Etaatsregierung
beabsichtigteErweiterung der Schule ausgeführt bezw. die Erweiterung der Gebäude nach den
Anforderungen des Herrn Handelsministers von der Stadt Nemfcheidübernommen werde. Da
diese Bedingung bisher nicht erfüllt wurde, kann auch die Erhöhung des Zufchusfesbis dahin
nicht in Aussicht genommenweiden; es muß daher in diesem Falle bei der Summe von 5000 M.
sein Bewenden haben.

Nr. 3 ist Zuschuß für die Korbflechtfchule in Heinsberg mit 2000 M. Auch dieser
Zuschuß ist von dein früheren Landtage in der gleichen Höhe bewilligt worden. Der Prouinzial-
ausschuß schlägt Ihnen vor, dieselbe Summe für diefen Etatsposten wieder zu bewilligen. Position 4,
Zuschuß für die Hüttenschulezu Bochum 3500 M. Es handelt sich hier um eine neue Ausgabe¬
position. Die Hüttenschulezu Bochum ist vor einigen Jahren unter Theilnahme der Rheinisch-
Westfälischen Eifeniudustriellcngegründet worden. Die Schule hat den Zweck, Meister und Vor¬
arbeiter für das Mafchiuenfach,für das Hüttenfach, Schremermcister, Schiniedemeisteru. f. w.
auszubilden. Die Schule stellt zur Bedingung, daß nur solche Schüler aufgenommen werden,
die bereits eine vierjährige praktische Thätigkeit auszuweisen vermögen und im Besitze der gewöhn¬
lichen Elementarkenntnissesich befinden. Es ist keineswegs die Absicht der Schule, hochgebildete
Leute zu liefern. Denn daran ist ja z. Z. wohl kein Mangel, während umgekehrt, wie die
Herren, welche mit den Verhältnissen einigermaßen bekannt sind, wissen, es an tüchtigen Meistern
fehlt, weil für die Ausbildung folchcr Personen bisher nicht genügend gesorgt ist. Die Stadt
Bochum, die früher eine Gewerbeschule hatte, welche aber aus verschiedenen Gründen, namentlich
aber, weil die Schülerzahl wesentlich abnahm, einging, stellte diese Gewerbeschulezu genanntem
Zwecke, Bildung einer Hüttenschule, zur Disposition. Die Königl. Staatsregierung erklärte sich
bereit, die Schule mit einem jährlichen Zuschüssevon 14 000 M. auf die Dauer von 12 Jahren
zu fubventioniren, während die Stadt Bochum es übernahm, den alsdann verbleibendenAusfall
zu decken. Die Ausgaben sind aber erheblichergeworden; der Schulctat schließt mit einigen
30 000 M. in Ausgabe und Einnahme, und die Stadt Bochum, welche eigentlich nur ein sehr
mähiges Interesse an dieser Schule hat, suchte dieses Deficit auf alle mögliche Weife zu ver¬
mindern. Von den augenblicklich vorhandenen 76 Schülern wohnen in Bochum nur 30, während
46 Schüler abends nach Hause fahren und morgens wieder zurückkehren,so daß alfo die Stadt
Bochum aus dem Unterhalt der Schüler einen erheblichenNutzen nicht ziehen kann. Außerdem
erhebt die Hütteufchule nur ein Schulgeld von 10 M. pro Halbjahr, so daß auch nach dieser
Richtung ein Ausgleichfür die Ausgaben absolut nicht vorhanden ist. Die Stadt Bochum ist
deshalb auch an den Provinziallandtag der Provinz Westfalen mit dem Antrage herangetreten,
eine bestimmteSumme zur Subvention dieser Schule zu geben, und der Provinziallandtag von
Westfalen hat auch eine Summe von 3500 M. jährlich bewilligt. Sowohl das Kuratorium der Schule,
wie die Stadt Bochumhaben nun auch Veranlassunggenommen, die gleiche Bitte an den Rheinischen
Provinziallandtag zu richten, weil die Schule für die Rheinisch-Westfälische Industrie geschaffen
ist, und thatsächlichauch Schüler aus Rheinland und Westfalen die Schule befuchen,und weiter
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das Kuratorium so zusammengesetzt ist, daß vier Mitglieder desselben in der Nheinprovinz und
vier in Westfalen wohnen; es ist also die Parität nach jeder Richtung hin gewahrt worden.
Die Industrie hat die Schule insofern sulwentionirt, als sie einen bestimmten jährlichen Veitrag
gesammelt hat, um den Schülern Stipendien zuzubilligen, und zwar hat sich die betreffende
Industrie des Bezirkes Rheinland-Westfalenverpflichtet,für die Dauer von 8 Jahren einen jähr¬
lichen Zuschuß von 8000—9000 M. an Stipendien zu zahlen, die natürlich auch eingegangen
sind, so daß eine größere Anzahl der die Schule befuchenden Schüler Stipendien erhalten. Ich
glaube, es ist eine gewisse Ehrenpflicht,nachdem die Provinz Westfalen beigefprungenist und die
Mitglieder der betreffendenIndustrie in der Nheinprovinz die gleichen Vortheile genießen, daß
wir dem Beispiele der Provinz Westfalenfolgen, und aus diesen Erwägungsgründen hat auch der
Provinzialausschuß einstimmig beschlossen,diese Hüttenschule, wie Ihnen vorgeschlagen, mit
3500 M. zu subucntioniren. Es wird dann in Position V als Zuschuß für den Centralgewerbe-
vcrcin für Rheinland, Westfalen und benachbarte Bezirkezu Düsfeldorf ein Zufchuß von 12 500 M-
verlangt.

Meine Herren! Auch dieser Zuschuß beruht auf einem früheren Beschluß des Prouinzial-
landtages. Dieselbe Position hat auch in früheren Etats Aufnahme gefunden und unfcre Bitte
geht dahin, diese Position auch ferner und für die vorliegendeEtatsperiode bestehen zu lassen, da
über die Zweckmäßigkeitdieser Ausgabe Sie ja wohl alle unterrichtet sind. Es ist ja in den
weitestenKreisen bekannt, wie segensreich dieser Centralgewerbeuereinfür Handwerk und Industrie
gewirkt hat und fortwährend noch wirkt. Es kommt dann endlich noch eine Position 6, in welcher
eine Pauschsummevon 6000 M. zur Hebung und Forderung der gewerblichen Thätigkeit in der
Provinz auf Beschlußdes Previnzialausschussesausgeworfen ist. Es handelt sich in diesem Falle
darum, die Hausindustrie zu unterstützen und sonstigeAnforderungen, die im Laufe des Jahres
sich geltend machen, wenigstens in gewissem Maße zu erfüllen. Daher wird es auch wünschens-
werth fein, daß diese Position bewilligt wird. Damit würden die Ausgaben mit 38 000 M.
nachgewiesensein, um deren Bewilligung ich Sie ersuche und gleichzeitigdabei die Hoffnung
aussprcche, daß Sie die Bewilligung, da die Sache an sich so klar ist, sofort hier ausfprcchen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Etat zur Diskussion. Der Herr Abge¬
ordnete Courth hat das Wort.

AbgeordneterCourth: Ich meine mich zu erinnern, daß der erste Zuschuß für die
Königliche Webcrcischulezu Crefeld an die Bedingung geknüpft war, daß der Staat die gleiche
Summe bewillige. Wenn oas richtig ist, so wollte ich mir die Anfrage erlauben, ob im Provinzial¬
ausschuß erwogen worden ist, ob nicht gegenwärtig die Erhöhung des Zuschussesauch an die
gleiche Bedingung geknüpft weiden soll.

VorfitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesrath Fritzen hat das Wort.
Landcsrath Fritzen: Meine Herren! Der Staatszuschuh für Crefeld beträgt 28 000 M-,

ist also bedeutendhöher als der Prouinzialzuschuh.
VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht noch jemand das Wort? Der Herr Abgeordnete

Hardt hat das Wort.
AbgeordneterHardt: Meine Herren! In wenigen Tagen wird sich das hohe Haus mit

der Petition der GemeindeBrcyell beschäftigen müssen. Es könnten dafür vielleicht die 6000 M.
genommenwerden. Es ist ein rein gewerblicher Zweck, welchen die Gemeinde Breyell verfolgt, und
darum die Unterstützungaus diesem Fonds wohl angemessen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Landesrath Fritzen hat das Wort.
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Landesrath Fritzen: Sollte der Prouinziallandtag für die Gemüsebauschule zu Brevell
eine bestimmteSumme bewilligen, so würde dieselbe doch aus dem landwirtschaftlichen Fonds
zu entnehmenseilt. Aber es konnte bei der event, Beschlußfassung über diese Bewilligung zugleich
bestimmtwerden, aus welchem Fonds dieser Betrag genommen werden soll. Ich glaube nicht,
daß es zweckmäßig wäre, diesen Betrag von 6000 M. noch um den Betrag von'3000 M. zu
verkürzen Sollte der Prouinziallandtag für die Gemüscbaufchuleirgend 'eine Summe zur Dis¬
position stellen, so müßte diese aus einem anderen Fonds, event, aus den: landwirthschaftlichcn,
genommenwerden. '^ ''^ "'"^

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich habe keinen Antrag geHort, daß dieser Etat in eine
Commissiongehen soll. Wünscht Jemand das Wort? Da sich Niemand zum Worte meldet, so
schließe ich die Diskussion und nehme an, wenn kein Widersprucherfolgt, daß Sie damit einver¬
standen sind, daß auch dieser Etat on Klo« hier genehmigt wird. Es erfolgt kein Widerspruch,
ich constatire dies und erkläre hiermit den Etat für angenommen.

Meine Herren! Wir würden nunmehr zu Nr. 8 übergehen, Ausgabectat der Landcsbcmt
der Rhcinprouinz. Herr AbgeordneterDietze ist Berichterstatter des Provinzialnusfchusses. Ich
ersuche ihn das Referat zu übernehmen,

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Sie finden den Ausgabcetat der
Landcsbank in Anlage 4 zum Hauptetat. Der vorliegende-Etat schließt mit 75 900 M. ab,
während der fetzt laufende mit 77 790 M, abfchloß,der jetzige Etat also um 18Ä0 M, niedriger
ist. Dieser Minderbetrag bildet sich wie folgt. Der zu unferm großen Bedauern ausscheidende
Direktor bezog ein Gehalt von 11 000 M., während für den neu' zu wählenden Direktor 9000 M.
vorgesehen sind; es crgiebt sich also für diesen Gehaltsposten allein eine Differenzvon 2000 M.
Sodann bezog der verstorbeneRentmeister ein Gehalt von 5000 M., während fetzt das Normal-
gehalt mit 4000 M. eingetreten ist, was eine weitere Ersparnih von 1000 M. ausmacht. Augen¬
blicklich ist auch noch ein Controleur augestellt; da aber vorgesehenist, daß der fetzige Controleur
die obenge'nannte Nentmeisterstelle einnehme, so werden dadurch im laufendenJahre fernere 38U0 M.
erspart. Außerdem sind für Assistenten50 M. weniger angenommen. Diesen Minderbctrügen
steht gegenüber eine Mehrfordernng von 4500 M. für einen zweiten Üaudesbankrath. Diefe
zweite Landesbankrathstelleist deshalb in Aussicht genommen,weil die stets zunehmenden Geschäfte
der Landesbank eine zweite Arbeitskraft an dieser Stelle absolut erforderlichmachen. Dann ist
durch die regelmäßige Erhöhung der Normalgehälter ein weiterer Betrag von 470 M. in Anspruch
genommenund für Aufwand' 50 M, mehr, zusammenalso 5050 M,

Es bleibt demnach ein Minderbetrag von 1890 M, wie ich bereits Eingangs gesagt habe.
Ich weiß nicht, meine Herren, ob Sie verlangen, daß ich die einzelnen Positionen verlese. Andere
Bemerkungenhabe ich zu diesem Rusgabeewt nicht zu machen. Wünschen Sie die Verlesungmcht?
(Stimmen: Nein.) Ich danke Ihnen verbindlichst dafür,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffneüber diesen Etat die Diskuffton. Der Herr
AbgeordneteTenge hat das Wort,

Abgeordneter Tenge: Meine Herren! Ich möchte bei diesem Etat einen Punkt zur
Sprache bringe«, der für viele Kreife von lebhaften: Interesse ist. Es hat der 31. Landtag in
Betreff der'Verwendung der sogenanntenKreisrente, bezw. der angesammelten Beständeder letzteren
"ach den Anträgen des I. Ausschusses einstimmig beschlossen:

aus den angesammeltenBeträgen der in Gemäßheit des ^ 2<> des Gesetzes vom
30. April 1873 wegen der Dotation der Provinziab und Krcisnerbande der Rhem-
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provmz an die Kreise zu zahlenden Rente von 333 411 M, jährlich, sowie dein über-
wiesenenKapitalbestandenebst Zinsen dem Stammfonds der Prouinzialhülfstasse eine
Summe von 1126 399 M. 53 Pf, mit der Maßgabe zu überweisen,u, A. den Land¬
kreisen zu der bevorstehendenEinführnng der neuen Kreisordnung Beihülfen durch
Bewilligung von Darlehen unter möglichst günstigen Bedingungen bis zur Gesmnmt-
höhe von 2 000 00" M. zu gewähren.

Auf Grund dieses Beschlussesist a"ch zu dem damaligen Etat über die Verwendung
des Zinsgewinnes der RheinischenProoinzial-Hü'fskasse d',e Vcmerlrmg extra gemacht, daß der
31. Provinziallandtag in der Plenarsitzung am 9, Dezember !^8^ l,eschli,sen habe, den Land¬
kreisen zu der be.'ors'ehenden Einführung der neuen Kreisordn.mg Beihilfen unter möglichst
günstigen Bedingungen bi: zur Gesammthnhe von 2 000 00" M. z» gewöhnn. Bezüglich der
Nestinmiung über die Deönng der durch Ausführung dieses Beschlusses bevorstehenden Einnahme-
ausfälle wurde entsprechender Vorbehalt gemacht

Meine Herren! Dieser Beschluß liegt vor, aber es fehlt die Ausführung desselben,
nämlich die Vesti.nmung, nnter welchen ll.öglic.ist günstigen Bedingunge., den Kreisen die Darlehen
gewährt werden sollen. Ich verstehe unter möglichstgünstigen Beoingungen solche, aus welchen
thatsächlicheine große Erleichterung für die Kreise restlltirt, dr,h also die Darlehen nicht etwa
zu dem Zinssatze von vielleicht 4"/» gegeben werden — diese kann die La»dec,bu»kschon setzt
gewähren —, sondern es ist die Memung verbleitet und es ist auch schriftlichmitgetheilt, daß
die Darlehen eventuell zu dem Zinssätze von 2> gewährt werben sollen, In vielen Kreise»
ist jetzt die Nothwendigkeithervorgetreten,wegen der Einführung der Kreisordnung für den Kreis¬
ansschuß Gebäude herzuste^e»,und es ist in vielen Kreise» darauf gerechnet,daß diese Darlehen
zn einem günstigen Zinsfüße gegeben werde». Es sind einzelne Etats, wie ich gehört habe,
danach aufgestellt wordc», und es würde an der Zeit sei», jetzt zu beschließen, worin die
Bedingungen bestehen sollen, unler welchen die Kreise die Darlehen zu günstigem Zinsfüße bekomme»
sollen. Ich möchte mir die Anfrage erlauben, ob bei der Proumzialuerwaltung die Absicht besteht,
eine bezügliche Vor'age über die Verwe»du»g dieses Fcmds zu machen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Meine Hcrrc»! Es handelt sich hier um eine
alte Seeschlange,die wiederum auf der Bildflächc erscheint, nnd glaube ich, daß es zweckmäßig sei»
würde, wenn die Cache nun endlich einmal erledigt wird und zwar erledigt wird in einer Art,
welche allen Verhältnissen möglichst gerecht wird Zu diesem Zwecke gestatten Sie mir, meine
Herren, Ihnen zunächst uoch ciumal vorzuführe», wie die Frage entstanden ist, wie sie liegt und
dann zulctzt Abhülfe in Vorschlagzu bringen. Sie finden in dem Hauptetat die Summe, welche
der Herr AbgeordneteTenge soeben verlesen hat, von 333 411 M. in Einnahme aufgeführt und
ebenso in Ausgabe als an die Landkreise jährlich abzuführen für die ueue Kreiöoronung. Das
ist iu diesem Jahre zum ersten Male vorgekommen,weil eben jetzt die neue Organisation in Kraft
getreten ist. Meine Herren! Durch das Dotationsgesctz vom Jahre 1873 ist bestimmt morde»,
daß die Nheinprovinz diese Summe jährlich für die Durchführung der Krcisordnung bekommt.
Das Nusführungsgcfetzzum Dotatiousgesetzeist vom Jahre 1875. Damals hatte der Staat
bereits dreimal die Summe im Staatsbudget in Ausgabe gestellt, aber nicht an die Provinz
abgeführt, sondern seinerseits verwaltet. Durch das Ausführuugggesetzzum Dotationsgesetz vom
Jahre 1875 hat der Staat die Verpflichtungübeniommen, der Nheinprovinz nunmehr jedes Jahr
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diese Sninmen zu zahlen und hat dies auch für die drei bereits verflossenen Jahre auf einmal
nachgeholt nnd 1000 000 M. und etwas mehr baar entrichtet. Nun steht durch das Dotationsgesetz
fest, daß nach Einführung der Kreisordnuug diefe Summe nur für die Landkreise bestimmt ist,
u»d daraus hat sich die allgemeine Idee entwickelt, dah auch die in den vorhergehenden Jahren
bezahlten Summen gleichfalls nur für die Landkreise bestimmt seien. Die ciuschlöglicheBestimmung
>»' Dotationsgesetz lautet aber etwas anders; sie sagt nämlich, diese Summen werden den Pro-
uinziuluerbänden überwiesen, um dieselben bis z>nn Erlaß weiterer gesetzlicherBestimmungen über
deren Verwendung zinsbar zu belegen oder zu den in dem Paragrapheu angegebenen Zwecken -
das sind so ziemlich die fämmtlichen Zwecke unserer Verwaltung — zu verwenden. Alfo, meine
Herren, es ist vorgefehcn, daß weitere gcfetzlicheBestimmungen ergehen würden oder ergehen
könnten, und man glaubte, es würden gesetzliche Bestimmungen seiner Zeit ergehen, um diese Summe
weiter zu verwenden, vorlänfig aber konnte man sie entweder zinstragend belegen oder zu den
«»gegebenen Zwecken verwenden. Der frühere ständische Landtag hatte immer die Hoffnung und
die Idee, daß später eine gesetzlicheBestimmung ergehen würde, welche diese Summe wirklich den
Landkreisen überweise» würde, und hat dieselbe zu diefem Zwecke nicht etwa verwendet, fondern
zinstragend belegt; fo ist es gekommen, dah sich allmählich ein Fonds von 5 000 000 M.
angesammelt hatte. Nun war ein paar Jahre Stillstand in der Einführung der neuen Kreis¬
uno Provinzialordnung, und der Fall wurde zuerst akut, als die neue Kreis- und Prouinzial-
ordnuug in der Provinz Hannover eingeführt werden sollte. Die Kreis- uud Provinzialordnung
für Hannover, meine Herren, wurde zuerst dein Herrenhause vorgelegt und dort in einer Eommission
recht gründlich beratheu. Ich hatte die Ehre, Mitglied der Eomnufnou zu sein. Es stand in der
Kreisordnung für Hannover, dah die Nente, welche der Staat gewährte, nunmehr an die Kreise
abgeführt weiden sollte. Ich machte darauf aufmerksam, da sei wohl eiue Lücke, denn es sei nicht
von den angesammelten Beständen gesprochen, über die muffe doch auch eiue weitere gesetzliche
Bestimmung getroffen werden, wie ich das aus dem 8- -^ folgern zu follen glaubte Da hieh
es mit ein bischen Verlegenheit: Diefe Bestimmung ist nicht nothig, es ist lein Geld da, es sind
keine Bestände vorhanden. Die Sache war mir aber nun doch zu komisch, ich erkundigte mich
und brachte Folgendes heraus. Ehe nämlich eiue neue Kreis- uud Provinzialordnung in eiuer
Prouiuz eingeführt wird, habe» immer vorher vertrauliche Besprechungen stattgefunden, fo auch in
Hannover; da hatte nun iu dem ersten vorgelegten Eutwurf gestanden, dah die Staatsregierung
gesagt hatte: Ihr habt d» 3 000 000 M. bereits angesammelt, Ihr habt dadurch dokumentirt, duh Ihr
das Geld uicht gebraucht habt, und deshalb werden wir von jetzt ab die jährlich zu zahlenden
Renten um die Zinsen des Kapitals kürzen. Wie die Hannoveraner davon Wind bekomme» habe»,
da haben ste den gesummten Fonds jofort aufgebraucht uud dau it siel das Projett der Staats-
rogierung. Es ist rühmeud auzuertennen, daß der damalige Minister des Innern, Herr von
Puttkamcr, nur dies sehr freundlich uud liebenswürdig mittheilte uud fügte: Ich wech, dah ber
A)»en sogar ü Millionen angesammelt sind, und wcu» die ueue Kreisorduung an die Nhemprouinz
t°mmt, dauu werden wir einfach die Nechuung machen: 5 000 000 M. bringen zu 4> 200 000 M.
"n, dies Einkommen wird in die Gefetzesvorlage hineingezogen, fodah in Zukuuft statt 333 411 M.
um noch 136411 M. vom Staate gezahlt werden. Das schien mir höchst bedenklich, ich nahm
keinen Anstand, das sofort im Prouinzial-Verwaltungsrath hier zur Sprache zu brmgen; mau
war allgemein einig, dah es nun zweckmäßig sein würde, auch hier bei uns schleunigst den Fonds
iu verwenden, damit nachher die Staatsregierung das Nachsehen hätte. Meine Herren!
Wie gefährlich die Situation war, hat sich kurz nachher beim Polizeistrafgelderfonds gezeigt, wo
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der Staat ohne Miteres der Rheinprovinz jährlich 150 000 M. weggenommenhat. Wie ist das
zu Stande gekommen? — Viele Hunde sind des Hasen Tod, Wenn 1l Provinzen auf eine
losgelassenwerden, dann sind die 11 immer sehr geneigt, etwas für sich zu nehmen, und die eine
kommt dabei zu kurz. Ich will damit weder sagen, daß die andern Provinzen Hunde und wir
Hasen sind, ich habe nur das Beispiel angeführt. Sehr bedenklich war also die Sache, wir haben
uns gefragt, wie verwenden wir die 5 Millionen zum Nutzen der Provinz, damit sie uns nicht
vom Staate abgeknüpftwerden.

Man hatte also geglaubt, daß die 5 Millionen moralisch nur den Landkreisengehören,
HM es wenigstensgehofft, rechtlich aber lag die Sache so, daß sie zu den im Dotationsgesetz
angegebenen Zwecken verwendet werden konnten, also zum Vortheil der gesammten Steuerzahler
der Provinz incl. der eximirtcn Städte, und da hat mau deim schlichlich im Prouinzial-Ver-
waltungsrath die Idee gehabt, die Sache ox ae^uo «t, boyo,fo zu machen, daß man die Hälfte
des Fonds, zn Zwecken verwendete, die vorzugsweise oder ausschließlichden Landkreisenzu gute
komme),, und die andere Hälfte für fulche Zwecke,welche der Gefammtheit der Provinz zu gute
kommen; man schlug also vor 2'/« Millionen Mark zur Tilgung der Irrenanstalts-Bauschuld zu
uerweuden,wodurch sich die gesammte Umlage wesentlich vermindert hat, das kommt sämmtliche»
Steuerzahlern der Provinz zu gute;, von den ander« 2'/, Millionen, wollt? mgn, dem Stamm¬
fonds der ^Landesbankea. 1',4 Millionen,zuführen, we.lche M großen Ganze» und vorzugsweise
ländliche Darlehen giebt, und 1300 000 M. dem Meliorationsfonds, welcher nur landwirth-
schaftlichcu „Zwecken dient. T>as waren die Vorschläge, mit denen damals der Provinzial-Ver«
waltungsrath vor dcu hohe» Landtag ^tmt. Wir hatten das. Gefühl, die Sache .gut überlegt zu
haben und wirtlich etwas „ach jeder Richtung hin Villiges und Befriedigendesvorzulegen. Wir
hatten aber die, .Rechnung ohne den Wirth gemacht und der Wirth war mein verehrter Freund
Rautenstrauch i der hat sich hier damals für die ländlichenKreise entschieden ins Zeug gelegt und
gemeint,, daß, mit unserer Verthcitung für das Land nicht genug geschehe. Es, hat eine lauge
Diskussion gegeben, es haben. Perhandlungen stattgefunden, und ßfchliclichist der Beschluß zu
Stande gekommen,den der Herr Tenge vorhin verlesen hat, daß also 200,0000.M. den,Mud-
kreisen zu», Zwecke der Durchführung der Kreisordnuug zu möglichst, günstigen Bedingungen als
Darlehen gcgebeu werde» sollten. Meine Herreu! .Dieser Beschluß ist eigentlich ein sehr, unbestimmter,
denn unter möglichst günstigen Bedingungen hat sich eben Jeder etwas anderes gedacht, deshalb
wurde er. auch damals ganz leicht angenommen. Als die Sache nun bei den,,Etat der Laudesbcml
wieder zur Sprache kam, trat der Landesbantdirektor auf und sagte: Wenn.ich 3 000 000 M>
Staminfonds habe und dieselben 4°/« Zinsen aufbringen follen — Sie.finden im Hauptetat
120 000 M. jährliche Zinsen — und nachher der Landtag davon 2 000 000 M.. zu billigere»
Zinsen, ausleiht, so würde bei der Landesbank ein Defizit entstehen,was durch nichts gedeckt wäre.
Deshalb ist nun ciu zweiter Beschlußzu Stande gekommen, daß die 120 000 M. an die Hmrpt-
kasse nur abgeführt werden sollen, insoweit nicht durch.billigere Zinsen eine Verkürzung eintrete»
muß ..... lwrz, und gut, meine.Herren,, Sie .stehen nun in dem «i-oulus vitiosusz.in Einnahme
stehen.jetzt l2.0,000 M. Zinsen.,und 2 960 000 M. Umlage. Wenn Sie.uunuuchr den.Kreise»
Darlehen g,eben. wolleu zu .einem Zinsfuß, der unter l"/o, also weniger beträgt, als wie an die
Landcsbankabgeführt wird, so stehen in der Eimmhme.nicht mehr. 120 000 M. sondern 60.000
oder.Y0000 M, je nach dem.Zinsfuß,,den Sie sich gedacht,,habeu, dann müßte.die. Umlage
erhöht, werden, denn..wir können nicht einen Etat mit Defizit machen. Wenn Sie nun aber die
Umlage erhöhen, die von der Gesammtheit der Provinz getragen wird, dann würde das vielleicht
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eine starke Benachtheiligungder Städte sein, die zu der Umlage mit beitragen müssen, während
sie von den dem Lande gewährten Vortheilen gar nichts haben.

Meine Herren! So lag die Sache, als in diesem Frühjahr die neue Kreis- und Pro-
m'nzialordnung zur Einführung kommen sollte; der Beschluß war einmal da, und da hat sich
auch der Prouinzialverwaltungsrath mit der Sache beschäftigt und ist der Frage näher getreten:
Wie sollen die zu Darlehen bestimmten2 000 000 M. vertheilt werden? Ist das so zu verstehen,
°aß die Kreise, welche zuerst kommenund sagen: ich brauche ein Darlehen, gieb mir einmal
50 000, 80 000, 100 000 M,, dieses Geld erhalten, und den anderen, welche schwerer von
Entschlußsind, würde man kühllächelnd sagen müssen, es ist nichts mehr vorhanden, oder wollte
»mn dazu übergehen, die 2 000 000 M. auf 60 und so lind so viel Landkreise zu rcpartiren und
ledein Landkreise mittheilen, du hast nach dein Vertheilungsmaßstabhier fo und so viel zu bekommen,
i«, meine Herren, dann würden die einzelnen Landkreise, die gar nicht an's Bauen denken, angeleitet
werden, Ausgaben zu macheu, und zu Schulden verführt werden. Damals hat man die Berechnung
gemacht und da ist ermittelt worden, daß, wenn man den Flächeninhalt und die Vevülkerungs-
Mer zu Grunde legte, um 2 000 000 M. auf fämmtlicheLandkreise zu vertheilen, man von
10 000 M. bei Meisenheimbis 60 000 M. bei Trier kommen würde. Im Durchschnittbewegte
es sich mn 30 000 M. per Kreis. Ja, meine Herren, 30 000 M., ob die ein Kreis zu 4°/o
oder billiger hat, macht einmal sehr wenig aus; denn 30 000 M. ist doch eine sehr geringe
Summe, und deshalb hat sich der Provinzialuerwaltungsrath veranlaßt gesehen, keine Vorlage hier
zu machen,sondern zu warten, bis eine Anregung aus dem Hause herauskäme Diese Anregung
ist nun heute gekommen und müssenwir nunmehr schlüssig werden.

Meine Herren! Visher ist man so verfahrm. Der Zinsfuß, zu dem die Landesbank
den Kreisen und Korporationen Darlehen giebt, ist allgemein 4'/^°/°. Man hat allen denen, die
bei ihr angefragt haben, zu 4°/« in dem letzten Jahre gegeben, um es möglichst günstig zu
mache», weil sich das vollständiginnerhalb des Rahmens hält. Nun sagen die Herren, das ist
nicht ausreicheud. Es wird sich also fragen, ob die Herren andere Vorschläge machenkönnen.
Es ist sehr leicht, das Geld zu vergeben. Wie aber der Ausfall zu decken wäre, das ist das
Schwierige. Bisher habe ich als Vorsitzender des Ausschusses und als Vorsitzender des Kuratoriums
gesprochen, ich möchte mir nun jetzt erlauben, noch einige Worte als Abgeordneterhinzuzufügen.
Ich selbst vertrete einen Landkreis, und einen Kreis, der auch mit dem Bauprojekte eines Kreis¬
hauses umgeht. Ich bin also bei der Frage mit interessirt und trage ihr ein volles Herz
entgegen. Zunächst, meine Herren, halte ich es au den Beschlüssen von damals absolut unrichtig,
daß man eine Beschränkungauf eine Summe von 2 000 000 M. sixirt, schon aus dem Grunde,
weil es dann eine Art Verthcilung werdcu mühte.

Ich würde also Ihnen als Abgeordnetervorschlagen,diese Beschränkungaufzuheben uud
jedem Kreife, der sich zur Durchführung der Kreisordnuug um eiu Darlehen bewirbt, dieses
Darlehen in jeder beliebigenHöhe zu geben. Sodann was den Zinsfuß betrifft, da erlaube ich
mir Ihnen vorzuschlagen — ich hoffe, daß meine Herren Kollegen im Ausschuß und im Kuratorium
wich nicht nachher steinigenwerden, ich mache den Vorschlagganz aus mir selbst — 3>/2°/u zu
flxircu, weil das derjenigeZinsfuß ist, zu welchem sich die Landesbankfclbst das Geld verschaffen
kann. Die Landesbank hat ja 3^°/« Nheinprouinzobligationenin ungezählter Fülle zur Ver¬
fügung. Der Kreis, der sich nun gemeldet,mag er 80 000 oder 120 000 M. für sein Kreis-
Haus nöthig haben, dem soll das Darlehen in unverkürzter Summe zu 3^°/° gegeben werden.
Die Landesbank erleidet ja keinen Schaden, es entgeht ihr nur ein Profit und sie verwaltet
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gewissermaßen das Geld umsonst. Ein einziger Vorbehalt, den ich machen möchte, um die Landes-
banl nicht in eine schwierige Stellung zu bringen, würde der sein, daß es dem Beschlusse des
Kuratoriums vorbehalten bleibt, ob er das Darlehen in baarem Geld oder in 3'/,°/uigen Obli¬
gationen zum Nennwerthe geben will. So lange die Obligationen, wie heute, etwas über pari
stehen, wird man den kleinen Prosit für die Deckung der Kosten und sonstigen Unbequemlichkeiten
seitens der Landesbank einheimsen, und den Kreisen baares Geld zur Verfügung stellen, wenn
aber, was Gott verhüten möge, durch unvorhergeseheneEreignisse eine große Baisse einträte,
würde die Landesbank zur Beschaffungder Gelder in die Lage kommen können, Verlust zu
erleiden, und in diesen: Falle würde sie den Kreisen in Natur 3'/2°/u Papier geben. Es ist
dann jedem Darlehnsnehmer anheimgegeben,wenn der Kurs ungünstig ist, das Darlehen nicht
zu nehmen, sondern etwas zu warten event, die Papiere bei sich aufzuheben, bis der günstige
Moment zur Versilberung gekommen ist. Ich glaube, meine Herren, einen praktischenVorschlag
geinacht zu haben, wodurch diese Seeschlange, wie ich vorhin gesagt habe, endlich beseitigt wird.
Es liegt darin ein doppelter Vortheil: 1. wird nicht die kleine Summe von 2 000 000 M. auf
alle Kreise vertheilt, sondern den Kreisen kann in jeder Höhe das Darlehen gegeben werden,
denn wir erschreckenvor keiner Summe, und 2. wird das Geld zu 3'/ü°/u Zinsen, das heißt so
wie es der Landcsbankselbst kostet, gegeben. Besser wüßte ich die Frage nicht zu ordnen und
unterbreite meine VorschlageIhrer wohlwollendenPrüfung,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteWallcnborn hat das Wort,
AbgeordneterWallcnborn: Meine Herren! Ich möchte mir die Frage erlauben, ob ich

recht verstanden habe, daß auch diejenigenKreise, welche heute bereits nach der Kreisordnung sich
eingerichtetund schon Kreishäuser mit verhältnißmäßigen Opfern gebaut und diese Summen bei
der Landesbant zum hohen Zinsfuße geliehen haben, in die Summe hineingezogen werden sollen.

(AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Selbstverständlich,)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordn"teKrawinkel hat das Wort.
AbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Freiherrn von

Solemacher sind unzweifelhaftaußerordentlichklar und klärend gewesen, und ich begrüßebesonders
die Vorstellung,daß die Kreise demnächst das Geld etwas billiger erhalten können. Ma» wird
sich hoffentlich nicht gerade auf die Kreise beschränken,welche zur Ausführung der Kreisordnung
Einrichtungen vorzunehmenhaben, fondern es ist zweifellos— nachdem der Herr Vorredner die
Frage bereits aufgeworfenhat, die von ihm auch beantwortet ist — daß man auch dazu über¬
gehen wird, den Wünschender Kreise Rechnung zu tragen, die auf andere dringlichere Bedürfnisse
gerichtet sind, als hier und da für die Errichtung von Kreishäuscrn geäußert werden. In dem
Kreise, den ich zu vertreten die Ehre habe, ist z. B. ein derartiger Fall, und bedürfen wir, wenn
wir auch die Räumlichkeiten für den Kreistag und den Kreisausfchußnöthig haben, doch andere
Dinge viel dringender, speziell für die Meliorationen, wenn ich fo fagen soll, um mich euphemistisch
auszudrücken, und dann begrüße ich als eine überaus angenehme Aeußerung des Herr» Vorsitzenden
des Provinzialausschusscs,wenn sie auch nur von dem Abgeordnetengefallen ist, daß die Kreife
demnächstin die Lage versetzt werden dürften, größere Beträge bei der Landesbank zu 3'/» °'°
zu erhalten. Ich hoffe, daß nach dem, was bereits im Provinzialausschuß behandelt worden ist,
daß diese Anregung genügen wird, um auch hier eine augeuehmereAussichtzu eröffnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Zunächst mochte ich den Irrthum berichtigen,
als wenn ich nur entfernt angedeutet hätte, daß 3 '/2 "/«ige Darlehen zu anderen Zwecken als zur
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Durchführung der Kreisordnung gegeben werden könnten. Sodann ist es selbstverständlich,daß
die Darlehen amortisirt werden müssen und zwar zweckmäßigzu demselben Satze von 1 °/o, wie
auch die Anleihscheineder Rheinprovinz amortisirt werden. Ebenso möchte ich nochmals darauf
hinweisen, daß ich ausdrücklich gesagt habe, daß ich den Vorschlag nur im eigenen Namen als
Abgeordneter gemacht habe. Ich würde es am liebsten sehen, wenn ein Beschluß des Hauses
dahin extraHirt würde, die Angelegenheit dem Prouinzialausschuß zu überweisen, damit derselbe
sie prüfe und darüber Bericht erstatte.

Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Als Ihr Referent über den Ausgabeetat der
Landesbank möchte ich doch zunächst constatiren, datz diese ganze angeregte Interpellation des
Herrn AbgeordnetenTenge auch uicht das geringste mit diesem Ausgabeetat der Landesbankzu
thun hat. Nachdemaber der Herr Vorsitzende des Ausschusses auf die Angelegenheiteingegangen
ist, um in einem lichtvollen Vortrage die Sache zu klären, wie sich der Herr Vorredner ausgedrückt
hat, glaube ich doch, daß wir dem letzten Antrage stattgeben müssen, die Sache auf das gründ¬
lichste durch das Kuratorium der Landesbank und den Prouinzialausschuß begutachtenzu lassen,
ehe wir hierüber einen Beschluß fassen können.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich glaube, daß hierüber allgemeiner
Consensusherrscht.— Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Die Amortisationsfrage ist bereits durch Freiherr» von Sole¬
macher erledigt worden. Ich persönlich stehe dem Vorschlage,den Herr Freiherr von Solcmacher
machte, auch im allgemeinen sympathisch gegenüber. Ich halte es für angebracht, daß der Zins¬
fuß etwa auf 3'/2°/« bemessen wird. Aber eins ist bei seinen Ausführungen nicht unbedenklich
gewesen, daß er nämlich die Summe aus den Mitteln der Landesbank, welche den Landkreisen
zur Durchführung der Kreisordnung auf Verlangen vorgeliehen werden foll, in der Höhe gar
nicht beschränken will. Das soll doch für unproduktiveAusgaben fein, denn ich kann mir Aus¬
gaben zur Durchführung der Kreisordnung nicht anders denken, als wefentlich zum Bau von
ständischen Gebäuden. Nun bin ich weit entfernt diefe Einrichtung nicht für ganz zweckmäßig zu
halten, wenn der Kreis auch sonst in der Lage ist, seinen sonstigen Ausgaben finanziell gerecht
zu werden. Ich würde es aber nicht für richtig halten, wenn durch den billigen Zinsfuß und
das Hergeben von Darlehen ohne Beschränkung die Kreise angeregt würden, ein Kreishaus zu
bauen oder in einer Weise herzustellen, die über die Mittel des Kreises hinausgeht. Ich meine,
wenigstens zunächstsollten wir an den 2 000 000 M. festhalten, und wenn wir weiter gehen
mühten nur dann, wenn die Summe vom Landtag festgestellt,von: Kuratorium und dem Aus¬
schuh vorgeprüft ist, fönst kommen wir vielleicht dahin, daß den einzelnenKreisen, besondersden
finanziell ungünstig gestellten, mehr Schaden durch unseren Beschluß als Nutzen zugefügt würde.
Das ist es, was ich ausführen wollte. Im Uebrigen bin ich mit dem Herrn Referenten einver¬
standen, daß diese Angelegenheit wichtig genug ist, vor Beschlußfassungdes Landtages von den
bezeichneten Organen vorgeprüft zu werden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteTenge hat das Wort.
Abgeordneter Tenge: Ich möchte mir eine Bemerkung erlauben in Bezug auf die

Ausführungen des Herrn Berichterstatters. Es ist gesagt worden, dieser Antrag stände nicht in
Verbindung mit dem Ausgabeetat der Landesbank. Ich habe mich nach Rücksprache mit einzelnen
Herren entschlossen, gerade hier dies zur Sprache zu bringen, außerdem glaube ich aus den
Worten des Herrn Freiherrn von Solemacher entnehmenzu können, daß der Etat der Landesbank
durch die Anfrage sehr beeinflußt ist. Ich will jetzt eiuen Autrag nicht stellen, sondern möchte
die Sache zuerst an den Prouinzialausschuß verwiesenhaben.
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AbgeordneterDietze: Ich möchte mir gestatten, die Worte zu wiederholen,welche ich
vorhin gesagt habe, dah mit den Ausgaben des Etats der Landcöbank die Interpellation des
Herrn Tenge absolut in keine Verbindung zu bringen ist, wohl mit dem Einnahmcetat der Landes-
bank, darin gebe ich ihm Recht.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich nehme an, daß Sie damit einver¬
standen sind, daß dieser Antrag, wie er in Folge der Interpellation des Herrn Freiherr« von
Solcmacher gestaltet worden ist, nunmehr an den Provinzialausschuß verwiesenwird. Der Herr
AbgeordneteNautcnstranchhat das Wort.

AbgeordneterNautenstrauch: Ich möchte mir die Frage erlauben an Herrn Freihcrrn
von Solemacher, ob diejenigen Kreise, die bereits Darlehen auf die Kreisrcntc erhalten haben, unter
denselben Bedingungen behandelt werden,

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Das wird jedenfalls beschlossen werden müssen
und zwar nach meinem Gefühl ganz unbedingt; denn diese Vorschüsse sind damals gerade in die¬
selbe Kategorie mit eingereihtworden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Da ich keinen Widerspruch sehe, ich constatire dieses,
so verweise ich nunmehr diesen Antrag an den Provinzialausschuß. Sodann haben wir noch zu
beschließen über den Ausgabectat der Landesbank, Ist zum Ausgabeetat der Landesbank noch
etwas zu bemerken, wünscht Jemand das Wort? Es ist dies nicht der Fall. Dann nehme ich an,
daß Sie diesen Etat, wie er vorliegt, en dloo genehmigen,es erfolgt kein Widerspruch und erkläre
ihn für SQ Kluo genehmigt.

Meine Herren! Wir gehen nunmehr über zum Spezialetat des Provinzialousschussesund
der Centralverwaltungsbehürde für die Etatsjahre vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 und
vom 1. April 1890 bis 31. März 1891. Der Bericht des Prouinzialausschusscszum Spezialetat
steht unter Nr. 5.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Ich möchte Ihnen zunächst einen kurzen Ucberblick
über den neuen Etat vorlegen. Derselbe batancirt in den Einnahmenund Ausgabenmit 338 000 M-
gegen 277 965 M. in der Etatspcriode 1886/88. Er weist also eine Mchrverwendung uach von
41135 M. Dieser Mehraufwand besteht:

Erstens in den Mehrkosten,welche für die Folge der Provinziallandtag erheischt. Der
Provinzillllandtag ist in deni früheren Etat zu einem Kostcnnufwandevon 25 000 M, eingestellt.
Diese Position hat um 15 000 M. erhöht werden müssen, weil die Zahl der Mitglieder des
Provinziallandtllgs bekanntlichvon 75 auf 139 gewachsen ist, und deshalb mehr Diäten und
Reisekosten zu zahlen sind.

Zweitens sind die Ausgaben für den Provinzialausschuß und den Provinzialrath von
14 000 M. auf 22 000 M, also um 8 000 M. erhöht worden. Diese Erhöhung hat ihren
Grund darin, daß nach der neuen Provinzialordnung für die einzelnen Mitglieder des Provinzial-
ausschussesStellvertreter erwählt sind, welche im Falle der Behinderung des erwählten Mit¬
gliedes einberufenwerden müssen. Dies hat zur Folge, daß der Ausschußstets vollzählig ist, und
daß stets für fämmtlicheMitglieder Diäten und Reisekosten zur Verausgabung kommen, während
früher für die fehlendenMitglieder keine Stellvertreter einberufen wurden, und deshalb weniger
Reisekosten und Diäten zu bezahlenwaren. Sodann war als neuer Ausgabeposten aufzunehmen:
die Diäten und Reisekosten für die Mitglieder des Prouinzialrathcs. Diese Kosten sind nach den
gesetzlichen Vestimmnngcn der Provinzialordnung und des Landcs-Verwaltnngsgcsetzesvon der
Provinz zu tragen.



2??

Drittens ist in Folge der Pcnsionirung des Landcsbaurathcs Sachse bei den Pensionen
eine Mehrausgabe von 4500 M. entstanden,

Diese Positionen ergeben zusammen 27500 M. Mehrkosten. Nach Abzug dieser 27 500 M.
bleiben noch 13 035 M. übrig, welche den eigentlichen Mehrbedarf der Centraluerwaltnng bilden.

Dieser Mehrbedarf hat zum überwiegenden Theile seine Veranlassung darin, daß für
die Straßenucrwaltung ein technisches Bureau errichtet bezw, weiter ausgebildet wordeu ist.
Dieses Bureau hat zur Aufgabe, die fämmtlichenBelage der Prouinzialstrahen-Verwaltuug, über
3l>0 000 Stück, techuisch zu prüfen lind zu revidiren, wofür weitere Arbeitskräfte erforderlich
waren. Diese Arbeit kann in einer geordneten Verwaltung nicht entbehrt werden und können
die Kosten dieser Einrichtung gegen die damit erzielten Vortheile nicht in Betracht kommen,
Außer den Mehrkostenfür das technifche Bureau der Straßcnverwaltung sind nur die Erhöhungen,
die sich nach dem Normaletat, welcher im Jahre 1884 für die Piouinzinlbeamten aufgestellt
worden ist, ergeben, als weitere Vermehrung der Verwaltungskostender Centralstelle anzuführen.
Die einzelnen Titel anlangend, fo liegt der Etat Ihnen, meine Herren, gedruckt vor uud ich darf
wohl anuehmcn, daß, wenn zu den einzelnenTiteln, welche ich der Reihenfolge nach erwähnen
werde, keine Bemerkungen erfolgen, die Position genehmigt wird, und ich alsdann in meinem
Vortrage weiter gehen darf. Titel I der Einnahme ist der Erlös aus dem Verkauf der Ver-
Handlungendes Prouinziallanotages, Titel II ist der Beitrag der Provinzial-Fcucr-Societät zur
Bestreitung des Bureau- uud des Kanzleiaufwauds und der Ausgaben für die obere Leitung der
Verwaltung. Dieser Beitrag ist um 6000 M erhöht worden aus Gründen, welche in den
Bemerkungenzum Etat abgedruckt worden sind. Titel III führt die Einnahmen aus den Kapital-
bestandendes Polizeistrafgelderfondsund aus den aufkommendenStrafgeldern als Vcrwaltungs-
kostenbeitragauf, welcher nach Prozenten erhoben wird. Titel IV betrifft die Prozente der Ein¬
nahme der Pferde- und Rinduiehversicherungsfonds. Titel V ist ein neuer Posten. Derselbe
stellt mit 114 000 M. den ratirlichen Antheil der Provinzialstraßenverwaltung zu den Kosten der
Centmlverwaltung dar. Aus welchen Betragen diese 114 000 M. im Einzelnen bestehen,ist auf
der Nebenseite bei den Bemerkuugeu angeführt. Ich möchte hier mit Bezug auf die gestrigen
Nemerkuugendes Herrn Abgeordneten Pflug hervorheben,daß für 7000 1cm Straßen, welche der
Prllvinzialstrllhenucrwaltnngunterstellt sind, im Ganzen an Kosten der Centralverwaltung nur
114 000 M. erhoben werden, was pro Kilometer etwa 16 M. ausmacht, also bei Weitem nicht
die Summe, welche gestern ausgerechnetwurde.

(Der stellvertretendeVorsitzende Geh. Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz,)
Titel VI umfaßt die unvorhergesehenenEinnahmen und den Abruudungsposten und

Titel VII den Zuschuß aus Provinzialmitteln, im Betrage von 199 000 M., oder 78000 M.
weniger wie in der vorhergehendenEtatsperiode. Dieser Mindcrbedarf rührt daher, daß für die
Kosten der Provinzialstraßenverwaltung, wie eben bemerkt, ein ratirlicher Antheil als eigene
Einnahme in den Etat eingestellt worden ist.

Die Ausgaben anlangend, so kommt zunächst der Provinziallandtag mit 40 000 M.,
alsdann der Provinzialausschuß und Provinzialrath mit 22 000 M. Hieran reiht sich drittens
die Provinzial-Centraloenvaltungöbehörde,und zwar zunächst die Besoldung der Beamten. Beim
Titel Laudesdirektordürfte nichts zu bemerken fein, da eine Aenderung in den Gehatsbezügen
nicht eingetreten ist. Bei den Obcramten gestatte ich mir hervorzuheben,daß 4 Landesrathsstellen
"n jetzigen Etat vorgesehensind, gegen 5 im früheren Etat und zwar 2 Stellen zu je 7800 M,
eine zu 6600 M und eine zu 6000 M., Inhaber der beiden Stellen zu 7800 M. sind die
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Herren von Metzen und Klausener. Das Gehalt des Ersteren betrug in dem früheren Etat
7200 M. und dasjenige des Herrn Klausener 6600 M., so daß bei Herrn von Metzen eine
Erhöhung von 600 M. und bei Herrn Klausener von 1200 M. eingetreten ist. Der frühere
Provinzialuerwaltuugsrath und der jetzige Prouiuzialansschuß schlagt diese Erhöhungen mit Rücksicht
auf die längere Dienstzeit und Leistungen der genannten Beamten vor. Die 3. Stelle ist durch Wahl
des gegenwärtigen Landtages neu zu besetzen. Die 1. wird von Herrn Landesrath Brandts einge¬
nommen, dessen Gehalt aus den vorangeführtcn Gründen von 5400 auf 6000 M. erhöht werden
foll. Die folgende Position enthalt die beiden Landesbaurathsstellen und zwar eine zu 7800 M-
und 600 M. persönliche Zulage und eine zu 7200 M,, Inhaber der ersteren Stelle ist Herr
Landesbaurath Dreling uud der zweiten Herr Landcsbaumth Guinbert. Die früher vorhandene
dritte Landesbaurathsstclle ist noch der Pensionirung des Herrn Sachse nicht wieder besetzt, sondern
es ist statt dessen ein dritter Landesoberbauinspektor angestellt worden.

Bei den für die Herren Dreling und Guiubert vorgeschlagenen Gehaltserhöhungen trifft
das Vorgesagte ebenfalls vollständig zu.

Hinsichtlich Titel III, Position 4 ist bereits bemerkt, daß die Zahl der Landesoberbau-
inspektoren von 2 auf 3 erhöht wordeu ist. Für das Gehalt dieses Oberbauinspektors ist die
Summe von 4500 M. vorgesehen. Die folgende Position im Betrage von 225 M. findet sich
in ähnlicher Weise bei den übrigen Gehaltspositionen, Dieselbe hat die Gehaltserhöhung zum
Gegenstaude, welche für die genannten Beamten am 1. April 1890 einzutreten hat. Nach dein
bisherigen Normalctat vom Jahre 1884 sollen nämlich die Beamten von 2 zu 2 Jahren um
die im Normaletat angeführten Beträge im Gehalte steigen, insofern der Provinzialausschuß nicht
einen Beamten auf Antrag des Landesdirektors von dicfcr Vergünstigung ausfchlieht. Die
Summe, um welche die Gehälter der Oberbauinspektoren steigen, beträgt je 150 M. Da nun
das Aufsteigen in den Jahren 18,84, 1886 und 1888 stattgefunden hat, so ist der nächste Termin
für das Aufsteigen der 1. April 1890. Da der vorgelegte Etat die Periode vom 1. April 1889
bis 1891 umfaßt, so fallt das Aufrücken in das 2 Etatsjahr und müssen im jetzigen Etat die
Mittel vorgesehen werden, um die am 1. April 1890 eintretende Erhöhung der Gehälter gewähren
zu können. Es ist dies in der Weise geschehen, daß für die zweijährige Etatspcriode für jedes
Jahr die Hälfte eingestellt worden ist. Der eingestellte Betrag wird alsdann im ersten Jahre
nicht verausgabt, sondern auf das nächste Jahr übertragen und reicht dann mit der für diefes
Jahr eingestellten Hälfte aus, um die nöthige Gehaltserhöhung zu bestreuen. Die Positionen 6
und 7 betreffen die Besoldungen für die Techniker. Die hier vorgesehene Erhöhung von 4900 M,,
hervorgerufen durch Vermehrung des Beamtenpcrfonals, ist bereits vorhin von nur generell
erörtert worden.

Die demnächst folgenden Positionen 8 bis 15 betreffen die Gehälter der Büreaubcamten.
Bei den Positionen 8, 9, 10, 11 und 12, welche zum Zwecke des Vergleichs mit dem früheren
Etat zufammengczogcn worden sind, ergiebt sich ein Plus von 4210 M. Dieser Mehrbetrag
ist theils dadurch hervorgerufen wordeu, daß ein Sekretär mehr angestellt werden mußte, weil
abgesehen davon, daß der Umfang der Gefchäfte zugenommen hat, unser langjähriger tüchtiger
Lllndcssekrrtar Herr Maurer seit längerer Zeit leidend ist und seinen Funktionen deshalb nicht
mehr in dem früheren Umfange nachkommen kann. Anderntheils treten die durch den Normaletat
bedingten Gehaltserhöhungen ein. Unter den Positionen 13, 14 und 15 sind zunächst 4 Regi-
stratoreu, dann 7 Sekretariatsassistenten uud die bereits mehr gedachte Gehaltserhöhung für diese
Beamten nach dem Normaletat aufgeführt. Diese Positionen weisen zusammen eine Erhöhung
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von 7775 M. »ach. Diese Erhöhung ist indessen zum größten Theile aber blos formeller Natur,
mdem die betreffenden Beamten früher in anderen Positionen geführt wurden, welche jetzt
entsprechend herabgesetzt worden sind. So figurirten die jetzt als Registraturen neu aufgeführten
Beamte» seither als Kanzlisten oder Assistenten, und bezogen dieselben unter diesen Titeln ihre
Gehälter. Diesen Beamten sind jetzt, nachdem sie sich im Dienste als Registraturen bewahrt
haben, die ihnen gebührenden Stellen verliehen worden. Der dadurch an dieser Stelle des Etats
eintretenden Erhöhung steht bei den folgenden Positionen bei der Kanzlei eine Minderausgabe von
4150 M. und bei den Afsistentcnstellen eine solche von 1850 M, gegenüber. Im Uebrigen habe
lch zu den Positionen 16 bis 24 nichts zu bemerken, da hier weitere Aenderungen außer den
normalmäßigen Gehaltserhöhungen nicht vorgekommensind. Bei Titel IV — Pensionen und
Wartegelder — ist nur die bereits erwähnte Pension für den Landesbaurath Sachse hervorzu¬
heben. Die übrigen persönlichen Ausgaben anlangend, so sind die Ausgabcu für Hülfsarbciter
nn Bürcaudienst um 1700 M, erhöht worden, was mit Rücksichtauf die Straßenuerwaltung
geschehenmußte. Der Posten zu Unterstützungen für Bureau-, Kanzlei- uud Uuterbecunte ist
von 1500 M. auf 2000 M. erhöht worden im Hinblick auf das Bedürfniß bei der großen Zahl
der in Betracht kommenden Beamten. Die sächlichen Ausgaben für Diäten und Reisekosten der
Beamten sind unverändert geblieben. Es kommt nun unter Titel VI eine ganze Serie von Aus¬
gaben für Geschäftsbedürfnisse.Es gehört hierher die Unterhaltung des Ständchauscs, bei welcher
Position eine Aenderung nicht eingetreten ist, ferner die Feuerversicherung,welche um 20 M. nach
Maßgabe der Police erhöht werden mußte, fodann die Befchaffung und Unterhaltungdes Inventars,
wo eine nach dem Durchschnittsergcbnißfestgestellte Erhöhung von 500 M. ersolgt ist, weiter
Schreibmaterialien und sonstige Vüreaubcdürfuisse, wo 200 M. mehr eingestellt worden sind,
während die Ausgabe für Druckkosteu dieselbe gcbliebeu ist, für Buchbindcmrbciten muhte eine
Erhöhung von 500 M. vorgesehen werden, wogegen die Ausgaben für Vefchasfnngund Unter¬
haltung der Gescbäftsbibliothek unverändert geblieben ist; für Porto, Fracht- und Telegrapheu-
gebühren sind 500 M. mehr eingestellt, und ebenso für Heizung der Bureaus 400 M. mehr;
endlich ist die Position insgemein um 480 M. erhöht. Die Gesammtausgabe für diescu Titel
beträgt 45 600 M. gegen 43 000 M. im vorigen Etat, also ein Mehr von 2600 M. Es folgt
alsdann die Zusammenstellung,die unvorhergesehenenAusgaben und der Dispositionsfonds des
Landesdirektors mit 1000 M., so daß der gesummte Etat mit 338 000 M. balancirt. Ich möchte
bitten, diesen Etat zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh, Iustizrath Adams: Ich stelle den Etat zur Diskussion
und bitte, wenn Jemand sich zum Worte melden will, dies jetzt zu thun. Der Herr Abgeordnete
Busch hat das Wort.

AbgeordneterBusch: Ich möchte mir eine kurze Frage erlauben in Bezug aus Titel III.
der Ausgaben Nr. 3, welche vorzugsweisedurch die bei der gestrigen Verhandlung des Etats der
Provinzial-Feuer-Societät vorgekommene Frage der Pensionsberechtigung oder NichtPensions¬
berechtigungeines Oberbeamten hervorgerufen ist. Ich finde nämlich unter Nr. 3 einen Ober¬
baurath mit einer persönlichennicht pensionsberechtigtenZulage von 600 M. vermerkt, während
im vorigen Etat 2 solcher Posten als nicht pensionsberechtigt aufgeführt waren. Ich möchte deshalb
um gefällige Aufklärung bitten, ob das Verfchwindendes einen Postens resp, das Veslehenbleiben
des andern ebenfalls auf Mißverständniß oder Irrthum beruht, oder ob vielleicht ein besonderer
Grund vorhanden ist, den einen Posten fallen zu lassen, den andern aber nicht. Wenn ich nicht
«re, ist dies die einzige persönlicheZulage, welche jetzt noch als nicht pensionsberechtigtim
Etat sigurirt.
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Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

Landcsdirektor Klein: Es beruht dies, nieine Herren, auf einem Beschlussedes Provinzial-
ausschusses. Die Sache hat nämlich folgenden Verlauf genommen. Nachdem die Etats bereits
druckfertig waren, wurde bei einer nochmaligen Durchsicht derselben vom Ausschüsse beschlossen,
eine Aenderung in der Aufführung der Landesräthe eintreten zu lassen, eine Aenderung, zu deren
Vornahme sich in Folge des Austrittes des bisherigen ersten Landesrathes Fritzen Gelegenheit
bot, Die Landesräthe waren nämlich in den früheren Etats nach Kategorien aufgeführt, indem
es dort hieß: Der erste, der zweite, der dritte Landcsrath und so weiter Um den hieraus sich
bei dem Eintritte eines Beamten leicht ergebenden Schwierigkeiten zuvorzukommen, beschloß der
Prouinzialausschuß, dem Beispiele anderer Provinzen zu folgen und in dein Etat die Beamten
einfach nach dem Gehalt rangiren zu lassen, sodah die 4 Landesräthe unter einer Position zusammen¬
gefaßt und die einzelnen Stellen nur nach dem Gehalte unterschieden wurden. Bei dieser Gelegen--
heit wurde nachträglich das Gehalt des hier in Nede kommenden Landesrathcs Klausencr in der
Weise geregelt, daß derselbe im Gehalt mit 7800 M. dem Landcsrath von Metzen gleichgestellt
werden sollte, um einen Anciennctätsuuterschied zwischen diesen Beamten nicht aufkommen zu lassen.
Derselbe Grund lag bei dem Landcsbanrath Dreling nicht vor und ist lediglich aus diesem formellen
Grunde die von dem Herrn Abgeordneten Busch angeregte Frage im Ausschuß nicht diskutirt
worden, wobei in Betracht kam, daß es sich bei den Landesräthen um eine Abänderung des bereits
gedruckten Etats handelte, welche auf den engsten Kreis beschränkt wurde. Es würde sonst, soweit
ich die Intentionen des Ausschusses kenne, kein Bedenken obgewaltet haben, auch dem Landesbanrath
Dreling die Zulage in der Form einer Gehaltserhöhung zu bewilligen und beabsichtige ick,
diesen Vorschlag dem Ausschuh bei der nächsten Etatsberathung so zu unterbreiten, als wenn diese
Erhöhung schon im jetzigen Etat enthalten gewesen wäre, da ich in voller Uebereinstimmung mit
dem Ausschusse nur sagen kann, daß Herr Dreling eine Gehaltserhöhung ebenso sehr verdient hat,
wie Herr Klausener.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Wünscht Jemand zu dieser Frage
oder überhaupt zum Etat das Wort? Der Herr Abgeordnete Fuchs hat das Wort.

Abgeordneter Fuchs: Zu Titel III glaube ich bemerken zn müssen, daß ich das Assistenten¬
gehalt mit 1600 M. für zn niedrig halte. Es ist nach meiner Meinung nicht möglich, daß ein
Beamter mit 1600 M. in Düsseldorf leben kann, zumal den Büreaubeamten ein Wohnungsgeld¬
zuschuß nicht gewährt wird. In dem Etat der Provinzial-Feuer-Societät von 1881 — 1884 heißt
es ausdrücklich, daß ein uerheiratheter Mann mit einem Minimalgehalte von 1800 M. kaum in
uothdürftigster Weise auskommen könne. Die Sekretariatsbeamtcn bei der Regierung fangen mit
einem Anfangögehalt von 1800 M. an und haben Wohnungsgeldzuschuß. Ich »lochte bitten, daß
nnscre Büreaubeamten ebenfalls den Negierungsbeamten gleichgestellt werden und beantragen, daß
dieselben auch Wohnungsgeldzufchuß bekommen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

Landesdirektor Klein: Meine Herren! Der Prouinzialausschuß hat sich eingehend mit
der Frage, welche soeben berührt wurde, befaßt. Er hat die Gründe, welche für Zubilligung
von Wohnuugsgeldzufchüssen sprechen, reiflich erwogen, und habe ich auf Grund der gepflogenen
Berathung bereits eine vollständige Vorlage zur Gewährung von Wohnuugsgeldzufchüssen aus¬
gearbeitet. Der Provinzialansschuß war iudessen der Ansicht, daß bevor diese Vorlage dem
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Landtage unterbreitet werde, es noch erforderlich sei, weitere Erhebungen über die Gehaltssätze
der Beamten der Provinzialuerwaltnng im Verhältniß zu den Besoldungender Königlichen Regie¬
rung, ferner der Beamten der größeren Communen und der übrigen Provinzen anzustellen.Diese
Erhebungen sind bereits in die Wege geleitet und es ist ferner eine Eommifsion aus dem
Prouinzialausschnß erwählt, welche sich mit der Vorprüfung der angeregten Frage befassen
und ein neues Regulativ für die künftige Bcfoldung der Beamten, unter Berücksichtigung von
Wohnungsgeldzuschüssen,berathen soll. Die desfallsigeVorlage wird bis zum nächsten Landtag
berathen und Ihnen gleichzeitig mit den übrigen, den inneren Ausbau der Verwaltung betreffenden
Reglements vorgelegt werden. Wenn das hohe Haus aber belieben sollte, bereits jetzt auf die
Frage des Wohnungsgeldzufchusses im Prinzip näher einzugehen,fo würde ich bereit und in der
Lage sein, über diese Frage eingehendereAuskunft ertheilen zu können. Ich glaube jedoch, es
wird besser sein, wenn wir diese Frage so lange auf sich beruhen lassen, bis die bezügliche Vor¬
lage im nächsten Landtage erscheint.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Herr AbgeordneterFuchs hat
das Wort,

AbgeordneterFuchs: Mit Rücksicht auf die eben gehörten Mittheilungen ziehe ich meinen
Antrag zurück, wenn die Sache im nächsten Landtage zur Vorlage kommt. Anderenfalls halte ich
Abhülfe für dringend nothwendig.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich frage, ob Jemand zu diesem
Etat das Wort wünscht. Ein Antrag, denselben an eine Fachcommission zu verweisen, ist bis jetzt
nicht gestellt.—

Dann glaube ich annehmen zu dürfen, daß das Haus den Etat hier feststellen will und
frage, da Niemand sich dagegen ausgesprochenhat, ob Jemand dagegen ist, und bitte die Betref¬
fenden, sich zu erheben. Das geschieht nicht, ich erkläre daher diesen Etat für genehmigt.

Wir gehen zu dem folgenden Gegenstande Nr. 6 des Verzeichnisses über: Epezialetnt der
Wittwen- und Waisenkasse der Beamten der Rheinischen Prouinzialverwaltung. Herr Abgeordneter
Necker hat das Referat übernommen, ich bitte denfelben,den Etat vorzutragen,

Berichterstatter AbgeordneterBecker: Der Etat wäre mit wenigen Worten abgemacht.
Er enthält in der Einnahme diejenigen Summen, welche sich ergeben, wenn 2°/o der Beamten-
gehälter als Beitrag der Beamten in den Etat eingestellt werden, und zweitens 2"/» als Zuschuß
der Provinz, wie er regulatiumäßig feststeht. Da die Beamtengehälter zum Theil erhöht, zum
Theil neue Beamten eingestellt worden sind, so haben sich auch die beiden Summen entsprechend
erhöht und das ist die einzige Veranlassung, weshalb dieser Etat in der Einnahme um 2106 M.
höher abschließt, als der frühere Etat. Dazu treten 1606 M, Mehrzinfcn für die angelegten
Bestände. Eine nähere Erläuterung der einzelnen Positionen halte ich zur Zeit für nicht geboten.
In der Ausgabe finden Sie in erster Linie die Summe, welche bereits an Hinterbliebene von
Beamten der Ecntralverwaltung gezahlt werden mußte; diese Summe beträgt jetzt 3800 M.,
während sie in dem vorigen Etat sich auf nur »00 M. bezifferte. An welche Wittwen und
Waifeu die Summen zu zahlen sind, finden Sie in den Bemerkungengenau angegeben. Dann
kommen die Hinterbliebenen der Beamten der Landesbank und der Provinzial-Feuer-Socictät:
für die Letzteren sind zur Zeit noch keine Ausgaben zu leisten. Das ergiebt die Summe des
ersten Titels der Ausgabe mit 5560 M, Der zweite Titel enthält nun den Nest der Einnahme
mit Ausnahme einer geringfügigen Summe, die Insgemein und zur Abrundung ausgeworfen ist.
Dieser Nest ist in erster Linie bestimmt, die Kosten für die im Laufe der Etatsperiode etwa
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entstehenden Wittwen und Waisen zu decken. Der Ueberschuß ist wiederum zur Belegung bestimmt.
Bis jetzt hat sich die Kasse, was ich zum Schlüsse hinzufügen will, einer sehr netten Kapital-
ansammlung zu erfreuen gehabt, die immerhin, wenn ich nicht irre, ein ^1u» von praetsi- propter
19 500 M. seit der vorigen Etatsperiode ergeben hat; Sie finden es in der EolonneBemerkungen,
Daraus geht auch hervor, daß in der früheren Etatsperiode das Kapital auf die Höhe von
74 650 M. hat angesammelt werden können, und zwar waren bei dem Beginn der vorigen
Etatsperiode bereits 55 000 M. vorhanden. Die Hoffnnng liegt vor, daß wir in der nächsten
Etatsperiode zu ähnlichenAnsammlungenkommen, so daß die Kasse allmälig immer mehr den
Mehrausgaben, die naturgemäß an sie herantreten, durch die Zinsen von Kapitalbeständengewachsen
sein wird. Der Etat schließt in Einnahme nnd Ausgabe balancirend mit 25 350 M, ab. Ich
empfehle Ihnen, demselben Ihre Zustimmung zu ertheilen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich frage, ob Jemand zu diesem
Etat das Wort begehrt, — Es scheint nicht so; dann darf ich wohl annehmen, daß der Etat hier
im Hause als angenommenanzusehenist. Will Jemand dagegen stimmen, so bitte ich denselben
sich zu erheben.— Es geschieht nicht; demnachist der Etat angenommen.

Jetzt sind die sämmtlichenSpezialetats, welche heute als erster Gegenstand auf der
Tagesordnung standen, erledigt.

Wir würden damit zum zweiten Gegenstande der Tagesordnung kommen: Referat des
Provinzialausschussesüber die Petition der Landbttrgermeister, betreffend «.) Versorgung ihrer
Hinterbliebenenund d) Aufbesseruug ihrer Pensionsverhältnisse.— Das Referat für diese Sache
hat der Herr Landcsdirektorübernommen; ich ersuche denselbenvorzutragen,

BerichterstatterLandesdirektor Klein: Meine Herren! Der Gegenstand der erneuerten
Petition der rheinischenLandbürgermeister, die Versorgung ihrer Hinterbliebenen und die Auf¬
besserung ihrer Pensionsuerhältnissebetreffend, hat den rheinischen Landtag schon häufig beschäftigt.

(Vorsitzender Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz,)
Die Landbürgermeistersind zuerst im Jahre 1881 mit einer Petition an den 27. Land¬

tag herangetreten, indem sie einen Gesetzentwurf vorlegten, welchen der Landtag bei der Königlichen
Staatsregierung beantragen sollte. Dieser Gesetzentwurfbezweckte 1. die Gewährnng derselben
Pension, welche die Staatsbeamten beziehen, an die Bürgermeister, und 2. die Fürsorge für die
Wittwen uud Warfen gerade fo wie bei den Staatsbeamten nur mit dem Unterschiede,daß der
Beitrag der Bürgermeister auf 1> festgesetzt werden sollte, während er bei den Staatsbeamten
bekanntlich 3°/« damals betrug. Der fehlende Betrag sollte dadurch beschafft werden, daß jede
Gemeinde auf je hundert Einwohner eine Mark zu der Pensions-, Wittwen- nnd Waisenkasse zahlen
und der Nest auf Provinzialfonds übernommenwerden follte. Der 27. Prouinziallandtag lehnte
es ab, auf diese Petition näher einzugehen. Es hatte dieses zur Folge, daß dem im Jahre 1882
versammelten28. Landtage eine erneuerte Petition zuging. Diese Petition fand im Landtage
mehr Unterstützungund wurde dem Prouinzial-Verwaltungsrath zur Vorbereitung an den nächsten
Prouinziallandtag überwiesen. Nachdem dieser Beschluß den Landbürgermeistern, welche einen
gemeinsamenVerband unter sich bilden, mitgetheilt worden war, und nachdem sie ferner erfahren
hatten, daß eine Regelung ihrer Angelegenheitim gefetzlichenWege mit Rücksicht auf den Umstand,
daß eine neue Kreis- und Prouinzialordnung für die Nheinvrouinz ausgearbeitet werden sollte,
nicht früher zu hoffen war, als bis diese neue Ordnung Gesetzeskraft erlangt haben würde,
verliehen die Landbürgermeister den Weg der beantragten gefetzlichen Regelung und arbeiteten
statt dessen ein Statut aus, durch welches sie im Wege des freiwilligen Beitritts der Gemeinden
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eine Wittwen- und Waisenkasseins Leben zu rufen suchten. Nach diesem Statut sollte die
Provinz zuuächst 300 0UN M. K tonäs peräu hergeben, um die Kasse zu dotiren, es sollten
alsdann die Bürgermeister l'/^/n tragen und die Gemeinden einen ähnlichen Beitrag leisten.
Man hoffte, dah auf dieser Basis ein allseitiger Veitritt der Gemeinden erfolgen würde. Gleich¬
zeitig legten die Landbürgermcistcr ein zweites Statut vor, welches auf Grund des §.21 des
Gesetzes vom 15. Mai 1856 durch Königliche Verordnung in Kraft gefetzt werden und den
Bürgermeistern die Pension der übrigen Staatsbeamten sichern sollte. Die Bürgermeister hielten
eine solche Regelung ihrer PensionsverlMnisse auf Grund des §. 25 des Gesetzes vom 15. Mai
1856 für zulässig. Der angezogeneParagraph bestimmtnämlich, daß die Landbürgcrmeistereien
auf Grund einer KöniglichenVerordnung zu einer Pensionstassevereinigt werden sollten. Hieraus
schloß man, daß diese Königliche Verordnung auch eine Aenderung in den Pensionsbezügen an
und für sich herbeiführen könnte. Um über diese Frage Gewißheit zu erhalten, wurden diesseits
die eingereichten Statuten-Entwürfe der KöniglichenStaatsregierung mit der Anfrage eingereicht,
ob der Herr Minister des Innern ein Provinzialstatut, welches solche Festsetzungenenthielte,
genehmigen,bezw. deu Erlaß einer desfallsigenKöniglichen Verordnung befürworten werde. Der
Bescheiddes Herrn Ministers lautete ablehnend, indem derselbe es für gesetzlich nicht zulässig
erklärte, daß durch eine bloße Königliche Kabinetsordre auf Grund des ß. 25 des Gesetzes vom
15. Mai 1856 eine Aenderung hinsichtlich der Pensionsbezüge der Büraermeister eingeführt uud
damit den Gemeinden andere Lasten hinsichtlichder Pcnsionirung auferlegt werde, als in der
Gemeindeoerfllssungbestimmt sei. Der Zusammentritt zu einer Pensionskasse sollte nur einen
Ausgleich hinsichtlichder den einzelnen Bürgermeistern zustehendengesetzlichen Bezüge in der
Provinz herbeiführen, keineswegsaber die Bezüge felbst andern.

Das andere Statut, welches die Wittwen- und Waisenkassebetraf, bot dem Herrn
Ministerkeinen Anlaß zu Bedenken, weil den Gemeinden kein Zwang zum Beitritt auferlegtwerden follte.
Es würde aber nach Ansicht des Herrn Ministers alles davon abhängig sein, ob die Provinz die
300 000 M. ä toncls peräu zur Dutiruug einer solchen Kasse hergeben werde. Der 29. Pro-
vinziallandtag beschloß nach Eingang dieser Antwort des Herrn Ministers von der Berathung
beziehungsweisedem Erlasse des vorgelegten Entwurfes des Statutes für die Pensionskasseder
Bürgermeister Abstand zu uehmcn, weil die Königliche Bestätigung nicht zu erwarten sei, indem
der desfallsigeAntrag der Bürgermeister mit dem Gesetz im Widersprüchestehe. Die Wittwen-
und Waiscnkasse anlangend, so sprach der Prouinziallandtag sich zwar nicht gegen die Errichtung
einer solchen Kasse aus, allein er erklärte es bei dem Stande feiner Mittel für nicht möglich, die
verlangten 200 0N0 M. hergeben zu können, weil es ihm an Fonds zu solchen Zweckenfehle.
Die Landbürgermeisterberuhigten sich jedoch bei diese,» Beschluß nicht, sondern sie uuterbreiteten
dem 31. Prouinziallandtllge dieselben Anträge wieder, worauf dieser Landtag in seiner Sitzung
vom 10. December 1885 beschloß,über die Petition zur Tagesordnung überzugehen. Nach
diesem Beschlusseblieb die Angelegenheit auf sich beruhen, bis die neue Provinzialordnung
ergangen war Nachdemdies Gesetz in Kraft getreten war, haben die Bürgermeister sich alsbald
an den 34. Prouinziallandtag, welcher im Monat Juni dieses Jahres hier versammelt war,
gewendet. Ihr damaliger Antrag bezweckte 1. eine anderweite gesetzlicheRegeluug der Pensions-
verhältnisscder Landbürgermeister nach den für die Staatsbeamten geltendenSätzen und 2. den
Crlah beziehungsweisedie Befürwortung eines Gefetzes durch den Prouinziallandtag, wodurch
die Provinz ermächtigt werden sollte, mit bindender Kraft für die Gemeinden der Provinz eine
Versorguugsllnstalt für die Hinterbliebenen der pensionsberechtigtenGemeindebeamtenzu bilden.
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Der 34. Landlag hat bekanntlich beschlossen, diese Petition dem Provinzialausschussezu überweisen,
indem der Landtag das Bedürfniß einer Fürsorge für die Hinterbliebenen der Gemeindebeamten
der Provinz voll anerkannte und ebenso eine anderweite Regelung der Pensionsverhältnisse als
wünschenswerthbezeichnete. Der Provinzialausschuß hat in Ausführung des ihm ertheilten Auf¬
trages sich in feiner Sitzung vom 25. und 26. September mit dieser Angelegenheitbefaßt. Es
herrschte hierbei darüber Einstimmigkeit, auch im Provinzialausschusse,daß es höchst wünschens¬
wertl) sei, für die Wittwen und Waisen der Landbürgermeister beziehentlichder angestellten
Beamten der Gemeinden zu sorgen. Man fand dieses einerseits dein allgemeinenZuge unserer
Zeit entsprechendund andererseits im Hinblick auf die Wittwen- und Waisenversorgung aller
übrigen Staatsbeamten für geboten, um eine bestehendeUngleichheitzu bcfeitigen. Nachdem
nämlich auch die größeren Communen, die Städte, die Provinz dem Beispiele des Staates
gefolgt sind und die Wittwen- und Waifcnuersorgungstatutarisch geordnet haben, entbehren zuletzt
nur noch die Landbürgermeistcreiner Versorgung ihrer Hinterbliebenen,eine Lücke, welche in dem
Kreise dieser tüchtige,', um Staat wie Gemeinde vielfach hochverdienten Beamten schmerzlich
empfundenwird. Es herrschten im Ausschusse nur Meinungsverschiedenheitendarüber, in welcher
Weise jener an und für sich berechtigte Wunsch der Landbürgermcisterzu verwirklichensei. Die
Landbürgcrmcifterhatten in erster Linie den Erlaß eines Gesetzes beantragt, wodurch die Provinz
ermächtigtwerden solle, im Wege des Zwanges eine solche Kasse zu gründen. Man glaubte
aber, daß man zu einen: Zwang den übrigen Communen gegenüber erst dann übergehen dürfte,
wenn feststehe, daß der erstrebteZweck sich auf einem anderen Wege unbedingt nicht erreichen
lasse. Der Ausschußwar deshalb der Meinung, daß es sich empfehle, zunächst den Versuchzu
machen, ob man nicht in ähnlicher Weise, wie dieses mit wenigen Ausnahmen in allen übrigen
Provinzen des Staates geschehen, so z. B. in Pommern, in Brandenburg, in Schlesien, in
Hannover, in Sachsen, in Westfalen, durch Errichtung einer Wittwen- und Waisenkassefür die
Gemeindebeamten der Provinz ohne Zwang den Zweck erreichen könne. Es wurde deshalb
beschlossen,zunächst die allgemeinenGrundsätze für die Errichtung einer solchen Kasse festzustellen
und alsdann bei den einzelne,! Gemeinden anzufragen, ob sie bereit seien, einer solchen Kasse
freiwillig beizutretcn. Diese Grundsätze waren folgende: 1. die Kreise, Städte, Landbürger-
meistereienund Gemeinden sollen berechtigt sein, der Kasse für ihre fämmtlichen pensionsberech¬
tigten Beamten mit Ausschluß der Elementarlehrer beizutretcn. Man wollte nämlich die Kasse
für die genannten Korporationen gründen, und sollten diese die beitragspflichtigenGlieder der
Kasse werden, nicht aber die einzelnen Beamten. Den Kreisen, den Gemeinden :c. soll alsdann
überlassenbleiben, ob und welche Beiträge sie ihrerseits von den Beamten erheben; 2. die Kasse
sollte genau dieselben Beträge an Wittwen- und Waisengeld gewähren, welche die Staatsbeamten
nach dem Gesetz vom 15. Mai 1856 erhalten. 3. bei Betheiligung einer hinreichend großen
Zahl von Verbänden soll der Beitrag zur Kasse etwa 6°/» der pensionsberechtigtenGehälter der
betreffendenBeamten betragen, wobei es den Korporationen unbenommenblieb, eine Quote dieses
Beitrages vou den betreffenden Beamten nach statutarischen Nestimmungen wieder einzuziehen.
4, die Verwaltung der Kasse soll von der Prouinzialverwaltung unentgeltlich geführt werden.
Die Antworten auf diese Anfrage Seitens der einzelnen Gemeinden ?c, sind erst heute Morgen
hier eingegangen. Dieselben bestätigen durchaus dasjenige, was im Referate bereits in dieser
Hinsichtangedeutetworden ist, daß nämlich die weitaus größte Zahl von Gemeinden — es hat
nur eine ganz verschwindende Anzahl sich zustimmend geäußert — den freiwilligen Veitritt zu
einer solchen Kasse ablehnen würde. Wir waren auf diefe Antworten auch fchon durch Zeituugs-



285

Nachrichtensowie durch die erneuerte Petition der Landbürgermcister, welche Ihnen Seitens der
Letzteren gedruckt zugeschicktworden ist, vorbereitet.

Insoweit Gründe für die Ablehnung des Veitrittes sich erkennen lassen, beruhen dieselben
darauf, daß man einerseits den Veitrag von 6°/, viel zu hoch fand, und daß andererseits in den
Landgemeinden vielfach noch das Verständniß für die Bedeutung einer Wittwen- und Waisen-
versorgung fehlt. Die meisten Gemeindevertrcter auf dein Lande gehen von der Ansicht aus, daß
es lediglich Sache des betreffenden Beamten sei, für seine Hinterbliebenen zu sorgen, nicht aber
Sache der schon anderweit sehr überbürdeten Gemeinden. Dieser Sachlage gegenüber wird in
der erneuerten Petition der Bürgermeister ausgeführt, daß sich ohne Zwang hier nichts erreichen
ließe, und wird deshalb beantragt, die Versorgungskassc möge im Wege des Zwanges durch
die Provinz ins Leben gerufen werden, und zwar entweder durch Erlaß eines Provinzialstatutes
auf Grund der Provinzialordnung oder aber durch Beantragung eines Gesetzes.

Hinsichtlich der zweiten Frage, der Verbessern»«, der Pcnsionsuerhältnisse der Landbürger¬
meister hat der Ausschuß ebenfalls Stellung genommen und die dcsfallsigc Beschwerde der Bürger-
Meister für begründet erachtet. In diefer Hinsicht kann indessen eine Abhülfe nur durch Erlaß
eines Gesetzes bewirkt werden.

In der erneuerten Petition der Landbürgermeister wird der Erlaß eines solchen Gesetzes
angeregt, indem auf's Neue ausgeführt wird, wie ungünstig die ländlichen Bürgermeister fowohl
den Staatsbeamten wie den städtischen Bürgermeistern gegenüber gestellt sind, indem die Staats¬
beamten bereits nach 10jähriger Dienstzeit V^ ihres Gehaltes als Pension erhalten und alsdann
um l/<!„ jährlich in ihrer Pension steigen, während die Bürgermeister auf dem Lande ^ des
Gehalts erst nach 12 jähriger Dienstzeit, ^/8 nach 13 jähriger Dienstzeit und die Hälfte nach
24 jähriger Dienstzeit erhalten, die städtischen Beamten dagegen ^ des Gehalts schon nach
6jähriger, ^2 des Gehalts nach 12jähriger und ^ d^Z Gehalts nach 24 jähriger Dienstzeit.
Der Provinzilllausschuß hat sich nun auch bereits mit der heute vorliegenden erneuerten Petition
der Landbürgermeister befaßt, und beehre ich mich das Ergebniß der gepflogenen Berathung mit¬
zutheilen, Zunächst die Wittwen- und Waisenkasse anlangend, fo vermochte der Ausschuß die
erste Behauptung, daß die Beitragsquote von 6°/« zu hoch gegriffen fei, und daß deshalb der
Beitritt verweigert werde, als durchschlagend nicht anzuerkennen. Es kommt hier nämlich in
Betracht, daß für die weit überwiegende Mehrzahl der Gemeinden das peusionsfähige Gehalt
2000 M. nicht übersteigt, wonach der Beitrag also 120 M. pro Jahr betragen würde, wovon
zudem die Hälfte mit 8°/o von den Bürgermeistern noch erfetzt werden könnte, fodaß nur 3°/o,
alfo 60 M. pro Jahr übrig blieben. Wollte man nun annehmen, ein Veitrag von 5°/° sei aus¬
reichend, so würde der Beitrag der Gemeinden in dem angeführten Falle sich auf 50 M. ver¬
mindern. Ich glaube nun nicht, daß diese geringe Differenz von 10 oder 20 M. den Ausschlag
bei der Frage gegeben hat, ob die Gemeinden der Wittwen- und Waifenkasfe bcitreten sollen oder
nicht, zumal da dasjenige, was die Gemeinden beitragen, nur verwendet werden soll, nm die
statutarischen Wittwen- und Waiscugelder zu zahlen, so daß im Falle sich ergeben sollte, daß im
Anfang zu reichlich erhoben worden sei, dies der Zukunft zu gute kommen würde. Der Haupt¬
grund, warum die Kasse auf dem freiwilligen Wege nicht zu Stande gekommen ist, beruht nach
meinem Dafürhalten darin, daß in fehr vielen Gemeinden absolut kein Verständniß für diese
Frage vorhandeil ist, und daß die Gemcindeuertreter sich vielfach auf den Standpunkt stellen, daß
sie sagten: für unfere Wittwen und Waisen sorgt auch niemand, wir müssen vielmehr selbst dafür
eintreten, weshalb soll dieses nicht auch der Beamte thun, indem er Lebensversicherung nimmt
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oder spart! Andere mögen auch gedacht haben, es wäre Sache der Provinz, die Wittwen- und
Waisenfürsorgezu übernehmenund es käme nur darauf an, jede freiwillige Leistung in dieser
Hinsicht abzulehnen,damit die Provinz eintreten müsse. Dann konnten sich auch die Bürgermeister
vielfach nicht verhehlen, daß, wenn die Gemeinden diefe Beträge auch zahlten, die Kosten doch
zum Theil wieder auf sie abgeschoben werden würden, und neigten deshalb auch viele der letzteren
Beamten zu der Ansicht,daß es vielleicht besser sei, abzuwarten, ob die Provinz doch nicht die
Angelegenheitals Provinzialsachein die Hand nehmen und damit die Beiträge fortfallenwürden.
Diesen zuletzt angeführten Gründen glaube ich es allein beimcssen zu müssen, daß so wenige
Gemeindender Kasse freiwillig sich anschließen wollen. Die Höhe der Beiträge erscheintmir eher
als Vorwand denn als Grund der Ablehnung. Wenn ich nochmals auf die Beiträge zurück¬
kommen darf, so bemerkeich, daß die Kasse auf einer doppelten Grundlage errichten werden
könnte, entweder auf dein System des Kapitaldeckungsuerfahrcns oder dem sogenannten Umlageverfahren.
Das Kapitaldeckungsverfahrenunterstellt, daß von Anfang an Beiträge in solcher Höhe erhoben
werden, daß dieselben einen ausreichendenFonds bilden, um die Ausgaben der Kasse bei einem
möglichst gleichenVeitrage dauernd bestreitenzu können. Da nun bei der beabsichtigten Wittwen-
und Waisenkasse für die Vergangenheit Wittwen- und Waisengelder nicht zu zahlen sind, weil
die Wittwen und Waisen der Beamten, welche früher die gleichen Stellen inne gehabt haben,
keine Pensionen erhalten, letztere vielmehr erst in der Zukunft an die Wittwen und Waisen der
jetzt fungirenden Beamten gezahlt werden sollen, so folgt, daß für den Bedarf der Gegenwart
allerdings geringe Beiträge ausreichen,und daß der volle Beitrag, welcher dauernd zur Bestreitung
der Wittwen- und Waisenpensionenzu entrichtensein wird, in seiner vollen Höhe erst nach einer
langen Reihe von Jahren eintritt. Bei der Einführung der Wittwen- und Waiscnucrsorgung in
Elsaß-Lothringenund im KönigreichPreußen hat man den Beitrag, welchererforderlich ist, um
Wittwen- und Waisengelderdauernd zahlen zu können, genau ermittelt und zwar auf 9°/n und
einen Vruchtheil der betreffend«»Beamtengehälter.

In gleicher Weife hat die Rheinprovinz, als sie für die Wittwen und Waifen ihrer
Provinzialbeamten die Kasse einrichtete, durch den Mathematiker Matz der preußischenLebens-
versicherungsgesellschast zu Berlin ermitteln lassen, wie hoch sich die Beiträge für die Wittwen-
und Waisengelderstellen würden, wenn die für die Staatsbeamten gültigen Sätze gewährt werden
sollten. Das Resultat dieser Ermittelungen hat 9,44«/° der Gehälter ergeben, also denselben
Satz, welcher für die Staatsbeamten zur Zeit angenommen wurde. Aehnliche Ermittelungen haben
in der Provinz Sachsen, in der Provinz Brandenburg und in der Provinz Pommern stattgefunden,
und ist man dort auch überall auf den Satz von 9 bis 10°/« der Gehälter gekommen. Die
Mathematikergehen nämlich bei ihren Berechnungenvon bestimmten Voraussetzungenund Tabellen
aus, welche für die Lebensversicherungsgesellschaften maßgebendsind, und da diese Tabellen eben
unter sich wenig differiren, so gelangen die Berechnungenschließlich mehr oder minder zu demselben
Resultate. Die ermittelten 9°/u sind indessen erst nach Eintritt des sogenannten Veharrungs-
zustandes zu zahlen, das heißt, wenn nicht blos für die Hinterbliebenen der augenblicklich
fungirenden Beamten, sondern auch für die Vergangenheit Sorge getragen werden muß, und
damit der Umfang der der Kasse obliegenden Verpflichtung voll erreicht wird und eine weitere
Steigerung nicht mehr erfährt. Die Frage, wann diefer Veharrungszustand eintritt, ist für die
Provinzialbeamten von dem genannten Mathematiker nach einer Wahrscheinlichkeitsberechnung,
wobei das Alter der zur Zeit angestellten Beamten und die durchschnittlicheLebensdauer in Betracht
zu ziehen war, ermittelt worden. Es soll hiernach der Veharrungszustandfür unfere Verwaltung
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«st nach 22 Jahren eintreten und würden alsdann die 9°/» Beiträge genügen, um alle Wittwen-
und Waifenpensioncndauernd zu bcstreiten.

Es mag das Verhältniß bei den Bürgermeistern vielleicht insofern ungünstiger liegen,
als bei der Provinzialverwaltung, welche erst vor wenigen Jahren neu errichtet worden ist, vor¬
wiegendjüngere Beamten angestelltworden sind, während sich unter den Bürgermeistern vielfach
ältere Personen mit einer langen Dienstzeit befinden, was zur Folge haben kann, daß hier der
Vcharrungszustandeinige Jahre früher eintritt. Letzteres kann indessen nicht von wesentlichem
Einflüsse auf die Berechnungsein. Nachdemdie beiden Momente feststanden,nämlich I. daß 9°/«
der Gehälter zur dauerndenZahlung von Wittwen- und Waisenpensionengenügen, und 2. daß mit
Rücksicht auf den Umstand, daß für die Vergangenheit Wittwen- und Waifengelder nicht zu
zahlen, die zu 9"/« veranschlagte Zahlungspflicht der Kasse erst bei Eintritt des Beharrungs-
zustandes, also erst nach etwa 22 Jahren eintreten wird, kam es darauf an, den Prozentsatzzu
ermitteln, welcher von jetzt ab erforderlich ist, um die Kasse dauernd leistungsfähigzu erhalten,
indem die Beiträge, welche jetzt gezahlt werden, infoweit sie nicht zur Versorgung der Wittwen
und Waisen Verwendung finden, zinstragend angelegtwerden und fomit ein Kapital bilden, dessen
Zinsen zu den Beiträgen in Zukunft hinzutreten. Eine solche Berechnungist für die Provinzial-
beamten gemachtworden, und es sind hierbei 6°/o der Gehälter als derjenige Betrag ermittelt
worden, welcher, wenn er heute gezahlt wird, auf die Douer ausreicht, um die Wittwen- und
Waisenversorgungzu gewähren Daß der Prozentsatz von 6°/», den wir ganz unabhängig und
ohne daß wir das Vorgehen der übrigen Provinzen kannten, ermittelt haben, nicht unrichtig
gewesen ist, beweist der Umstand, daß die Provinzen Brandenburg und Pommern, welche ihre
Statuten in den letzten Tagen eingeschickt haben, genau zu demselbenResultate gekommen sind,
indem dort ebenfalls 6"/» der Gehälter als Beiträge für die Wittwen- und Waifenkaffeder
Eommunalbeamtender genannten Provinzen erhoben werden. Unsere NachbarsprouinzWestfalen
erhebt allerdings nur 5°/«, allein es kommt hier in Betracht, daß der Prouinziallandtag von
Westfalen eine Summe », touäZ pm-äu, wenn ich nicht irre 1U0 000 M., der Kasse geschenkt,
wodurch sich der Prozentsatz des Beitrages selbstredendgünstiger stellt. Die Provinz Westfalen
hat also den Satz von 5°/°, was ich betonen mochte, nicht deshalb adoptirt, weil sie 6°/o für zu
hoch hielt, fondern mit Rücksicht auf die gewährte Beihülfe der Provinz. Genug, meine Herren,
ich kann nach allen Ermittelungen, welche ich in diefer Frage angestellt habe, nur sagen, daß,
wenn wir die Kasse dauernd zahlungsfähig erhalten wollen, wir 6°/° zu Grunde legen müssen.
Ich halte es aber für Pflicht der Provinz, wenn sie eine solche Kasse errichtet und die Gemeinden
zum Beitritt auffordert, dafür Sorge zu tragen, daß die Gemeinden nicht fpäter zu höheren
Beitragen herangeholt werden, als im Anfang angegebenworden ist. Aus diesem Grunde glaubte
der Ausschuß auf dem rechnungsmäßigermittelten Beitrage von 6°/» bestehen zu müssen. Das zweite
Verfahren — das Umlageuerfahren — ist für die Gegenwart allerdings günstiger. Es besteht
darin, daß diejenigen Beträge, welche im ersten Jahre wirklich gezahlt worden sind, im zweiten
Jahre umgelegt werden, und daß nur ein kleiner Prozentsatz mehr noch erhoben wird, um einen
Reservefondsfür allzu große Schwankungenzu bilden. Wollten die Gemeinden hiernach verfahren,
so würde sich ergeben, daß in dem ersten Jahre nicht über 1°/u zu zahlen sein würde, allein der
Veitrag würde dauernd anwachfen und schließlich bis zu 9°/o steigen. Bei diesem Verfahren
würde, fürchte ich, die Unzufriedenheithinterher kommen, indem die Gemeinden veranlaßt würden,
einer Kasse mit 1°/« Beitrag beizutreten, wobei sich aber bald herausstellenwürde, daß diefes eine
Prozent nur den Anfang bildete, während die wirkliche Last in der Folge 9°/« erreichen würde.
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Diesen Weg könnte man meines Erachtens nur wählen, wenn im Wege des Zwanges
die Wittwen- und Waiscnkasseeingeführt werden sollte, über nicht wenn dieselbeim Wege des
freiwilligenAntrittes ins Leben treten soll, alsdann darf man einer unrichtigen Ansicht über die
Höhe der Kosten nicht Vorschubleisten Wollte man aber den Gemeinden die Sache klar legen, so
glaube ich, daß dieselben noch viel bedenklicher gewesen sein würden, wenn sie anstatt eines festen
Beitrages von 6°/« eine willst übernehmensollten, welche zwar mit 1°/° anfängt, allein dauernd
bis zu 9°/« steigt. Der Prouinzialansschuß hat deshalb vou dem Umlagcocrfahren abgefehcn.
Es schien auch der Billigkeit nicht zu entsprechen,daß man der Zukunft eine so schwere Last
vorbehielt und den Gemeinden, welche später 9°/» zu zahlen haben würden, Veranlassung bot, 4
oder ü"/u den Bürgermeistern aufzubürden, weil die Bürgermeister, welche etwa nach 20 Jahren
angestellt weiden, keine höhere Wittwen-und Waisenversorgungerhalten, als diejenigen,welche heute
fungiren und etwa 1 °/° zahlen. Der Grund, weshalb heute wenigergezahlt wird, liegt ja darin, daß
die Wittwen und Waisen der früheren Bürgermeisternichts betommcn, aber nicht darin, daß den Hinter¬
bliebenen der jetzigen Bürgermeisterweniger gewährt wird, als denjenigen der Beamten der Zukunft.

Ich bin auf die Frage der Beiträge um deswillen näher eingegangen, weil ich aus
Zuschriftenund aus der Presse entnommen habe, daß die ablehnendeHaltung der Gemeinden der
projektirten ^asse gegenüber vielfach der Höhe des geforderten Beitrages von 6°/u zugeschrieben
wurde. Ich wage zu boffcn, daß meine Darleguugeu Sie, mciue Herren, davon überzeugt haben,
daß wir unter den obwaltendenUmständen keinen geringeren Beitrag als 6°/« anführen durften,
wenn wir die Kasse dauernd leistungsfähig erhalten und von einein Schwanken der Beiträge
zwifchent bis 9"/o absehen wollten.

Wenn ich bereits gesagt habe, daß übrigens die angegebeneHöhe des Prozentsatzes eher
ein Vorwand als ein Grund der Ablehnung sein dürfte, so wird dieses bestätigt durch einen
Bericht, welchen ich heute erhalten habe, einen Bericht, den die Negierung zu Eoblenz an den
Herrn Oberpräsidcntengerichtethat und worin offen ausgesprochen wird, daß selbst bei Normirung
güustigercr Bedingungen, als im Schreiben des Landcsdirektors vom 3N. September angeführt
sind, es doch uicht geliugcn würde, viele Gemeinden freiwillig zum Bcitritte zu einer solchen Kasse
zu bewegcu und daß nichts übrig bleiben würde, als daß die Regelung der Angelegenheit auf
gesetzlichen:oder statutarischemWege erfolge. Dieser Bericht bestätigt also dasjenige, was der
Ausschuß iu dieser Hinsicht erwogen uud in dein Ihnen vorliegendenReferate ausgeführt hat.
Wir müssen,meine Herren, von der Errichtung freiwilliger Wittwen- und Waisenkassen unter den
obwaltendenUmständenAbstand nehmen, da wir für ein Dutzeud Kassen unmöglicheine derartige
Anstalt ins Leben rufe» können. Es bleibt vielmehr nichts anderes übrig, als entweder die Sache
auf sich beruhen zu lassen, oder denjenigen Weg einzuschlagen, welcher allein noch zu eiuem Resultate
führen kann. Der erste Weg fcheint mir den Intentionen des Landtags, wie solche in der letzten
Session laut geworden sind, in keiner Weise zu entsprechen,uud möchte ich demselbenauch unter
keinen Umständendas Wort reden. Der Zwang aber kann, meine Herren, durch ein doppeltes
Verfahren realisirt werden. Der Prouinziallandtag kann nämlich innerhalb des Rahmens der
Prouinzialordnuug ein Statut erlassen,durch welches die Versorgung der Wittwen und Waisen für
eine Prouinzialangelegenheiterklärt wird und die Beiträge in Form von Präzipualbciträgen von
den Gemeinden eingezogen werden, oder der Prouinziallandtag kann sich an die Staatsregieruug
mit der Bitte wenden, im gesetzlichen Wege für die Hinterbliebenen der Landbürgcrmeister zu
sorgen. Der Prouinzialansschuß glaubt die erstere Alternative nicht empfehlen zu sollen, weil,
abgesehen vou etwaigen Zweifeln, welche sich doch dagegen erheben ließen, ob es gesetzlich
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zulässig wäre, die Versorgung der Wittwenund Waisen der Landbürgermeisterzu einer Prouinzialan-
gelegenheit zu machen, es doch einen zu bedenklichenPräcedenzfallbilden würde, iu solcher Weise von
Provinzialwegen in die inneren Verhältnisse der Gememden einzugreifen. Wenn das Gesetz dem
Landtag eine soweit gehende Vefugniß beigelegt hat, so sollte man — so glaubte der Ausschuß —
doppelt vorsichtigin der Alisübung dieser Befugnisse seiu. Es würde offenbar zu einer großen
Erbitterung und Unzufriedenheitin den Gemeinde» führen, und manche Schwierigkeitenzur Folge
haben, wenn die Provinz die Gemeinden durch ein Pruuinzialstatnt zwingen wollte, einer Wittwen-
und Wllisenkafse für ihre Beamten beizutreten. Letztereskann nur im Wege des Gesetzes Seitens
der Staatsregierung geschehen, welcher die Aufsicht über die Gemeindenund deren Beamten zusteht.
Für diesen Weg sprach auch noch der formelle Grund, daß das zweite Petitum der Landbürger¬
meister, die Verbesserungihrer Pensionsuerhältnisse sich nur auf gcfetzlichemWege erreichenlaßt.
Nenn also die Gesetzgebungsich einmal mit der Regelung der persönlichenVerhältnisse der
Bürgermeister befassen mutz, dann ist es offenbar nur zweckmäßig,daß gleichzeitigmit der Neu¬
regelung der Peusionsverhältnisseauch die Wittweu- und Waisenuersorgungverbundenwird. Von
diesen Gründen geleitet, glaubte der Provinzialausschuß Ihnen, meine Herren, vorschlagen zu
sollen, von dem Erlasse eines Provinzialstatuts absehen zu wollen, und statt dessen eineil Antrag
auf Erlaß eines Gesetzes behufs Regelung der Pensionsuerhältnisseund der Wittwen- und Waisen¬
versorgung der Hinterbliebenender Landbürgermeisteran die Königliche Staatsregierung zu richten.
Für diesen Beschlußwar insbesondereauch noch die Erwägung bestimmend, daß die Landbürger¬
meister fast mehr mit staatlichenwie mit communalen Geschäftenbetraut und daß sie eigentlich
mehr Staatsbeamte als Eommunalbeamtein der Rhcinvrouinz sind. Letztereshat zur Folge, daß
die allgemeine Staatsverwaltung sich i» der Nheinprouinz erheblich billiger stellt, wie in den
anderen Provinzen des Staates. Es entspricht deshalb gewiß nur der Billigkeit, daß der Staat,
wenn er für die unmittelbare» Staatsbeamten sorgt, er auch diejenigenmittelbaren Staatsbeamten
nicht vergißt, welche ihn, so wesentliche Dienste leisten, wie die Landbürgermeister, lind daß er
dafür eintritt, daß diesen wohlverdientenBeamten die Sorge für ihre Wittwen und ihre Waisen
erleichtertwerde. Von dieser Erwägung ausgehend wage ich zu hoffe», daß der Staat Zuschüsse
seinerseitszu der Wittwen- und Waisenkasse der Landbürgermeisterleisten werde.

Die Höhe der Pension der Bürgermeister anlangend, so habe ich bereits hervorgehoben,
daß der Ausschuß durchaus auf dem Standpunkt steht, daß eine derartige große Verschiedenheit,
wie solche zwischen den Pensionen der Landbürgermeistereiner- und der Bürgermeister der Städte
andererseits und den Staatsbeamten besteht, nicht gerechtfertigt, und daß es nur wünschenswerth
sei, wenn diese Verschiedenheiten ausgeglichenwerden und die Landbürgermeisterdieselben Pensionen
erhalten würden, wie die übrigen Beamten. Der Antrag, welchen der Provinzialausschuß sich zu
stellen beehrt, geht demnachdahin:

„der hohe Landtag wolle bei der Königlicheil Staatsregierung ein Gesetz beantragen,
durch welches
1. die Laudbürgermeistereienund Landgemeinden genöthigt werden, einer von dein

Prouinzialverbande zu errichtenden und unentgeltlich zu verwaltenden Kasse zur
Versorgung der Hinterbliebenen der Communalbeamteu — mit Ausschluß der
Volksschullehrer,wofür anderweitig geforgt wird — beizutretcn,und

2. die Pensionsuerhältnisseder Landbürgermeistersowie der übrigen Communalbeamteu
einer neuen Regelung unterzogen werdeil.

Es ist hier hinzugefügt, „der übrigen Eommnnalbca»iten", weil den früheren Landtag
Petitionen beschäftigt haben von Eommunalempfängernund anderen Beamten, die auch wünschen,
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daß sie für pensionsbercchtigt erklärt werden, und daß sie ans Grund der Regelungihrer Pension«-
Verhältnisse der Wittwen- nnd Waisenkasse beitreten können Unter dem im Antrage gebrauchten
Ausdruckneuer Regelung ist, wie ich noch ausdrücklichhervorheben will, die Regelung in dem
Sinne verstanden, daß den Landbürgermcisterndieselbe Pension wie den übrigen Beamten gewahrt
werden soll.

Meine Herren! Ich kann im Namen des Ausschusses diese Anträge Ihnen nur warm
empfehlen. Die Landbürgermeisterhaben jetzt bereits ein Decenuium beim Landtage fortwährend
uetitionirt, ihre Anträge sind hin und her geschoben worden und von Seiten der Königlichen
Staatsregicrung wurden sie immer ans Grund der Bestimmung des Gesetzes vom 15. Mai 1856
an den Landtag verwiesen,während dieser doch ihnen nicht helfen konnte, wenigstens soweit nicht,
als es sich um die Verbesserungder Pensionsverhältnissehandelt und ebensowenig,als die obliga¬
torischeErrichtung einer Wittwen- und Waiscnkasse in Betracht kommt. Die Landbürgermeister
haben fortwährend ausgeharrt, bis die Prouinzialordnung erschienen ist, und tragen Sie jetzt,
meine Herren, soweit dieses in Ihrer Macht liegt, zur Erfüllung jener berechtigtenWünsche bei.
Ein Bedürfniß dazu ist dringend vorhanden, und ich bitte alfo dringend diese Anträge des Aus¬
schusses annehmen zu wollen, damit endlich auf diesem Wege eine Erledigung der Sache erfolge.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das Wort dem
Herrn AbgeordnetenZweigert.

AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Nach den außerordentlichwohlwollenden Aus¬
führungen des Herrn Landesdircktors, in denen er auch gleichzeitig die wohlwollende Stellung des
Prouinzialausfchusseszu der vorliegenden Frage mitgetheilt hat, möchte es Ihnen auffallend
erscheinen, wenn ich im Interesse meiner Herren Kollegen vom Lande — persönlichhabe ich gar
kein Interesse an der Sache — mich trotzdemgegen den Antrag des Provinzialausschusseswcudc
und die Herren dringend bitte, diesen Antrag nicht anzunehmen. Meine Herren! Ich habe die
Ehre gehabt in der Commission des Herrenhauseszu sitzen, in welcher die Kreis- und Provinzialordnung
für die Rheinprovinzberathen wnrde. Ich habe in dieser Eommission in Veranlassungmehrererdem
Herrenhausvorliegender Petitionen der Landbürgermeister aus unserer Provinz einen Antrag eingebracht,
in welchem das Herrenhaus die Königliche Staatsregierung ersuchte, die Frage der Veusionirung
der Eoinmunalbcamtcnder Nheinprouinz und der Relicteuversorgungdieser Beamten einer besondern
gesetzlichenNcgeluug zu unterziehen. Der damalige Herr Minister des Innern hat sich in der
Commissionssitzung in außerordentlich wohlwollender Weise diesem Antrage gegenüber ausgesprochen,
und das Herrenhaus hat denselbeneinstimmigzum Beschluß erhoben. Und, meine Herren, jetzt
sind 2 Jahre vergangen, und es ist iu der ganzen Sache noch nicht ein Federstrichgefchehen.
Meine Herren! Wenn Sie heute diese Petition an die Staatsregierung erlassen, so bin ich über¬
zeugt, daß das Deccnnium, welches der Herr Landesdirektorvorhin erwähnte, in dem bereits diese
Angelegenheit das hohe Haus hier beschäftigt, noch abermals verdoppelt, wenn nicht verdreifacht
wird. Einer gesetzlichenRegelung dieser Frage stellen sich so erhebliche Schwierigkeitenentgegen,
daß allerdings die Königliche Staatsregicrung die gegründetstenBedenkenhaben muß, einer gesetz¬
lichen Regelung dieser Frage näher zu tretcu. Meine Herren! Es kommen einmal dabei die
PcnsionQverhältnisse in Frage und in dieser Beziehungist es eigenthümlich,daß die Städteordnung
unserer östlichenProvinzen über die Pcnsionirung der städtischen Beamten ganz andere Vorschriften
hat, wie die Städteordnung der westlichen Provinzen, daß wiederum für die Laudbürgermeisterin
Folge der Gemcindeordnungfür die Rhcinprovinz ganz andere Vorschriften gelten wie für die
städtischen Beamten, und daß endlich eine gemeinschaftliche und übereinstimmende Behandlung aller
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dieser Angelegenheiten nicht möglich ist wegen der vollständig verschiedenen finanziellen Leistungs¬
fähigkeit der einzelnen Gemeinden, so daß die Sache überhaupt nicht zu Stande zu bringen ist.
Diese Frage wird genau so lange schweben, wie die Frage des Erlasses einer Gemeindeordnung
überhaupt. Ich glaube nicht, daß wir irgend eine Aussicht haben eine solche Gemeindcordnung
vorläufig zu bekommen. Meine Herren! Wenn Sie diesen Antrag annehmen, so heißt dies nichts
weiter, als diese Sache auf eine gute Weife für eine Reihe von 10 oder 15 Jahren unter den
Tisch zu bringen, zu begraben. Es erfolgt auf solche Petition gar nichts. Der Herr Landes¬
direktor hat auseinandergesetzt, auf welche Weife diese Frage geregelt werdeu kann und hat meines
Erachtens durchaus zutreffend ausgeführt, daß es absolut unmöglich sei, ein Provinzialstatut zu
erlassen, welches die Versorgung der Relicten der Gemeindebeamten der Rhcinvrovinz für eine
Proviuzialangelegenheit erklärt. Ich bin ebenfalls der Ansicht, daß das absolut unzulässig ist, daß
das hohe Haus und die Provinz nicht das Recht haben, in so weitgehender Weise die einzelnen
Angelegenheiten der Gemeinden zu Proviuzialangelegenhciten zu erklären. Der Herr Landesdirektor
hat aber gemeint, daß, wenn dieser Weg nicht beschriften werden könne, kein anderer übrig bleibe,
als der Weg der Petition an die Staatsregierung um Abänderung der Gesetzgebung, Ich meine,
es bleibt noch ein anderer Weg übrig, und zwar derselbe Weg, den alle übrigen Provinzen beschritten
haben. Alle übrigen Provinzen haben eine Versicherungsanstalt für die Relicten der Gemeinde-
beamten ihrer Provinz eingerichtet, und sie haben den Gemeinden den Beitritt zu derselben auf
die Dauer von 2 Jahren freigestellt. Wer nach 2 Jahren bcitrat, mußte eine bestimmte Beitritts¬
strafe bezahlen, die sich berechnetenach dem Verhältniß derjenigen Beiträge, welche von den bereits
beigetretenen Gemeinden bezahlt waren. Der Provinzialausschuß hat allerdings diesen Weg ebenfalls
versucht, aber ich glaube, er hat den Beschluß, dies zu thun, und dies in der Weise zu thun, wie
es geschehen ist, in keiner glücklichenStunde gefaßt. Denn es ist thatsächlich kaum einer Gemeinde
zuzumuthen, auf Grund des damaligen Schreibens des Herrn Landesdirektors den Beschluß zu
fassen, der Versicherungsanstalt beizntreten. In dem Schreiben des Herrn Landesdirektors sind
als Neitrittsbedingungen ganz allgemein 4—5 Punkte aufgeführt, aus denen man sich kaum eiu
Bild machen konnte; es waren keine Statuten beigelegt, keine Rentabilitätsberechnungen. Daher
war es außerordentlich schwer, zu berechuen, wie hoch sich die Pension für die Relicten stellen
wird, wenn der einzelne dieser Kasse beitritt. Es steht in der Beziehung in dem Schreiben
lediglich, es solle die Pension nach den Grundsätzen, welche für die Staatsdiener gelten, berechnet
werden. Was heißt das? Wie foll sich der einzelne Bürgermeister oder Eommunal-Kassenrcndant
seine Pension ausrechnen. Es ist zweifelhaft, ob ihm die Jahre gerechnet werden, die er im
Militärdienste oder in einer anderen Gemeinde thätig gewesen ist; und was noch andere Schwie¬
rigkeiten mehr waren. Meine Herren! In den übrigen Provinzen hat der Provinzialausschuß
eine solche Enquete mit den Gemeinden nicht angestellt. Man hat die Versicherungsanstalt errichtet
und hat gesagt, wir riskiren nichts bei der Sache, wir wollen die Anstalt errichten und warten,
ob Gemeinden beitreten. Meine Herren! Ich bin selbst Mitglied des Prouinziallandtages der
Provinz Brandenburg gewesen und zwar gerade zu der Zeit, als in der Provinz Brandenburg
eine Versicherungsanstalt errichtet wurde, und ich habe damals in der Eommission an den
Berathungen des Statutes der Provinz Brandenburg Theil genommen.

In den ersten Jahren kam fast gar keine Gemeinde, in den darauf folgenden Jahren
schon einzelne und jetzt, glaube ich, ist die Majorität sämmtlicher Gemeinden der Provinz beigctreten.
Ja, meine Herren, es geht soweit, daß auch die evangelischen Kirchengemeinden für ihre Pastoren
und ihre Küster der Anstalt beitreten, weil es den Pastoren der evangelischen Gemeinden genau
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ebenso geht wie den Bürgermeistern; sie werden von dein Oberkirchenrathauf die Generalsynode,
von der Generalsynodean die Staatsrcgiermig verwiesenund so von Pontius zu Pilatus geschickt.
Meine Herren! Deshalb erreichenwir mit dem, was uns jetzt vom Prouinzialausschuhvorgeschlagen
wird, gar nichts, sondern die einzige Möglichkeit ist eine Kasse zu gründen und jedem freizustellen,
der Kasse beizutreten. Ich möchte zum Schluß noch einige Worte bemerken zu den Einwendungen,
die von Seiten einzelner Landgemeinden erhoben sind. Die Landgemeinden sind nach meiner
Ueberzeugungin der That darin im Irrthum, wenn sie meinen, daß 6°/» ein zu hoher Beitrag
für diese Angelegenheitsei Ich selbst habe mich mit der Frage eingehend beschäftigt. In der
Stadt, welche ich zu vertreten die Ehre habe, besitzen wir eine ähnliche Anstalt. Wir erheben
nur 3°/« und geben trotzdem zum Tyeil eine höhere Pension, als in dein Staatsgesetz vorgesehen
ist. Allein, meine Herren, ich bin der festen Ueberzeugung, daß sich bei der von mir zur Zeit
angeordneten technischen Prüfung unferer Kassenvcrhältnisse ergeben wird, daß die Kasse der Stadt
Essen nicht lebensfähig ist. Spezielle und eingehendeBerechnungen werden dahin führen, daß
bei dem meines Erachtens allein richtigen Kapitaldeckungsuerfahren6°/° der Minimalbctrag ist
Wenn aber die Gemeinde 3°/« von ihren Beamten erhebt, die jeder Briefträger jährlich als
Staatsbeamter hat zahlen müssen,und den daher ebensogut auch jeder Bürgermeister vom Lande
und jeder Polizeibeamter bezahlen kann, und wenn die Gemeinde im übrigen denkt, wir wollen
durch die 3"/», welche die Gemeinde bezahlenmuß, den Beamten eine Gehaltserhöhung gewähren
uud ihnen so die Beruhigung verschaffeil,daß sie in der Stunde des Todes mit weniger Sorge
an die denken können, deren Wohl ihnen besonders am Herzen liegen muß, so wird die Gemeinde
dadurch die Schaffensfreudigkeitihrer Beamten ungcmcin erhöhen und somit sich auch selbst nützen.
Meine Herren! Geben Sie den Gemeinden dazu die Gelegenheit, indem Sie zunächst die projektirte
Kasse gründen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteVreuer hat das Wort.
AbgeordneterVreuer: Ich danke auf das verbindlichstedem sehr geehrten Herrn Vor¬

redner für die warme Empfehlung einer Sache, die das hohe Haus fchon so manchmal beschäftigte.
Ich bitte Sie dringend, gefälligst in dem Sinne beschließenzu wollen, wie der geehrte Herr
Vorredner es so trefflich des Näheren vorhin ausgeführt hat.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgcorducteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren, ich kann dem ersten Vorschlage, den der

Herr Vorredner gemachthat, auch nur meine Befürwortung verleihen. Ich bin der Ansicht, es
ist der richtige Weg, wenn wir auf eine Aenderungder Gesetzgebung nicht warten, sondern wenn
wir die Kasse gründen, mag die Betheiligung z. Z auch noch so gering sein. Wir helfen
wenigstens den Wenigen, die dazu bereit sind und sich selbst nicht helfen können. Ein Risiko von
Erheblichkeit gehen wir nicht ein, wenn 6°/o aufgebrachtwerden, 3°/» von den Beamten und 3"/°
von den Gemeinden, dann ist der Zuschuß Seitens der Provinz, selbst bei geringer Betheiligung
der Gemeinden ein minimaler. Wir sichern aber damit die Möglichkeit, und wenn, wie ich hoffe,
die Königliche Staatsregierung nnd die Landräthc sich für die Sache interefsiren, so werden die
Gemeinden, eine nach der anderen, die Sache für vortheilhaft anfchen und sich ihr anschließen.

Außerdem möchte ich aber nicht so weit gehen, wie der Herr Kollege Zwcigert das zu
thun schien, und nuu den ganzen Antrag, den der Promnzialausschuß in Vorschlag gebracht hat,
einfach bei Seite zu fchiebcn. Ich gebe ja zu, die gesetzliche Einführung der Zwangspflicht für die
Wittwen- und Waifcnucrsorgnngwird bei der KöniglichenStaatsregierung mancherleiSchwierig¬
keiten herbeizuführengeeignet sein, weil »reines Wissens in keiner Provinz diese Einrichtung
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besteht, aber es ist nicht zu leugnen, daß jener Weg viel radikaler wirkt als derjenige des frei¬
willigen Beitritts zur Kasse, besonders in den ersten Jahren. In jedem Falle aber, meine Herren, bleibt
das Erfordernis) bestehen, daß die Landbürgermeister billigenucise nach denselbenPensionssätzen
M behaudeln sind, wie alle übrigen Staats- und Gemeindebeamten, dah sie nicht erst nach
15 Jahren, sondern wie die anderen Veamten nach 10 Jahren pensionsberechtigtwerden und daß
sie ebensogut, wie dies den übrigen Veamten zusteht, bis zur Höhe von Dreiviertel des Gehalts
Pensionsberechtigungerwerben. Das ist etwas, was nach meiner Ueberzeugungden Landbürger¬
meistern mit demselbenRecht zugesprochen werden muß, wie es den anderen Beamten zu Theil
geworden ist, uud nach dieser Richtung scheiut mir eine Petition des Landtages für dringend
geboten. Nun kann man sagen, die Bürgermeister können ja selbst petitioniren, aber, meine
Herren, daß eine Petition des Landtages einen ganz anderen Eindruck im Ministerium macht,
als eine Petition von Interessenten, liegt klar auf der Hand; denn wenn der Landtag sich zu
einer Petition entschließt,so muß man sich darüber im Klaren sein, daß darin zugleich das
Anerkenntnis;liegt, daß wir glauben, den Gemeinden diese Last auch zumutheu zu können. Wenn
dagegen die Interessenten allein diese Petition stellen, so ist ein Urtheil über die Leistungsfähigkeit
der Gemeinden damit noch in keiner Weise gegeben Aus diesen; Grunde glaube ich in der
That, daß dieser Theil des Antrages gerechtfertigt und auch erreichbar ist, und daß der andere
erste Theil des Antrages sich empfiehlt, weil er viel fchneller zu dein Ziele führt, welches die
große Majorität dieses Hauses anstreben will und für geboten hält.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Ich möchte mir nur gestatten, darauf hinzuweifen,

daß zwei Petitionen nebeneinander herlaufen. Die eine Petition ist diejenige, welche dem
34. Provinziallandtag vorgelegen hat und von diesem an den Ausschuß verwiesenworden ist.
Auf Grund dieser Petition hat der Ausschuh die vou mir erwähnte Enquete vorläufig
veranlaßt. Diese Petition ist also noch nicht erledigt, fondern der Ausschuß wird über dieselbe
Ihnen noch Bericht erstatten müssen. Der vorliegendeAntrag des Ausschussesbefaßt sich nur
mit dem Petitum der zweiten Petition und geht derselbe keineswegs dahin, daß der Landtag
beschließen solle, Schritte bei der Staatsregicrung zu thun und dadurch die erste Petition gleich¬
zeitig für erledigt zu erklären Bei dieser Sachlage stehen die Anträge Zweigcrt und Becker nicht
in Widerspruchmit dein Antrage, welchen der Ausschuh Ihnen zu der zweiten Petition unterbreitet.
Ich glaube, man kann in diesem Falle das eine thun und das andere nicht lassen. Wenn der Herr
AbgeordneteZweigert glaubt, daß das Resultat der Enquete anders ausgefallen fein würde, wenn
ein vollständigesStatut vorgelegt worden wäre, fo stimmt dies nicht überein mit den Nachrichten,
welche an mich aus vielen Gemeinden gelangt sind. Dort hat man von vornherein gesagt, wir
wollen keine 6°/» auf die Gemeinde übernehmen, oder man hat gesagt, es ist Sache der Beamten,
wie aller übrigen Gemcindebürgerselbst für ihre Hinterbliebenenzu forgen, An dieser Auffassung
ist die Sache gescheitert, «icht aber an der Unklarheit der Vorlage. Es würde sicherlich nichts
geändert haben, wenn ein vollständigesStatut vorgelegenhatte. Es kam doch einzig und allein
auf die Frage an, ob die Gemeiudeufür die Hinterbliebenenihrer Bürgermeisterdieselben Pensionen,
welche der Staat für die Hinterbliebenender Staatsbeamten zahlt, wünfchten,und ob sie hierfür
6°/» des Gehaltes des Bürgermeisters zahlen wollten, oder nicht. Ueber diese prinzipielle Frage
wollten wir Auskunft haben und zur Entfcheidungdiefer Frage reichte das mitgetheilte Schreiben
aus. Nach demselbenkonnte sowohl der Bürgermeister, wie die Gemeindevertreter sich ein Bild
davon machen, was beabsichtigt war, und wenn in dieser Hinsicht noch Zweifel vorwalteten, fo
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konnten dieselben leicht durch eine Anfrage hierher aufgeklärt werden. Da keine Anfragen
gekommen sind, so kann ich wohl annehmen, daß keine Zweifel vorhanden waren. Es hat an
Klarheit über die maßgebendenPunkte nicht gemangelt, allein die Gemeinden wollten 6°/° Beitrag
nicht geben und viele Beamten auch ihrerseits den Veitrag der Gemeinde nicht durch Uebernahme
von 3> erleichtern. Ich bin der Ansicht,daß an dieser Sachlage auch nichts dadurch geändert
wird, wenn wir ein vollständiges Statut aufarbeiten und den Gemeinden mittheilen. Den Versuch
in dieser Hinsicht wollen wir gerne machen und dem Landtage ein vollständiges Statut in seiner
nächsten Session vorlegen. Die Erfahrung wird alsdann ergeben, ob eine größere Anzahl von
Gemeinden nach Mittheilung des Statuts beitritt. Sollte die Staatsregierung nicht geneigt fein,
ini Wege der Gesetzgebung einzugreifen, so wird sich gewiß empfehlen, nochmals den Versuch zu
inachen, die Gemeinden durch Vortheile oder durch einen gewissen indirekten Zwang zum Veitritte
zu vermögen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich möchte mich auch entschieden dafür nus-

svrcchen, daß wir die beiden Anträge zum Beschluß erhöben, sowohl denjenigen des Provinzial-
ausschusfes,als denjenigen des Herrn AbgeordnetenZweigert. Ich stehe voll und ganz auf dein
Boden der Petition, die eingereicht ist. Es ist meines Erachtens einer der schönsten Züge der
Zeit, daß man überall dahin drängt, dem Hülflofcn zu Hülfe zu kommen, daß man dahin drängt,
dem Schwachen zu helfen. Es geschieht das in dem weitesten Kreise bis in die ländlichen Arbeiten
hinein, darnm soll man die Bürgermeister, die in ihrem Leben eine angemessene Stellung ein¬
nehmen müssen und ein nur mit erheblichen Kosten aufrecht zu erhaltendes anständiges Lebeil
führen müssen, meines Erachtens auch nicht vergessen. Ich bin dafür, daß wir beides thun,
nämlich den Versuchmachen, wie er von dein Herrn AbgeordnetenZweigert empfohlenist, denn
er führt am raschesten zum Ziel und, was wir aufwende», ist nicht vergebens angelegt, wenn
wir mich dabei etwas Schaden leiden sollten. Ich bin aber auch aus denselben Gründen, wie der
Herr Abgeordnete Becker hervorgehobenhat, auf das entfchiedenste dafür, daß wir auch den Antrag
des Ausschusses festhaltenund auch den Beschluß fassen, uns an die Gesetzgebung zu wenden, um
eine solche Pcnsionskassewirklich lebensfähig zu machen. Der Herr Abgeordnete Zwcigert hat
selbst die Gründe dafür angegeben,daß materiell dies geschehen soll. Der erste Grund, den er
anführte, ist sein eigenes Beispiel, indem er sagte, daß er in der Eommifsion des Herrenhauses
selbst diesen Antrag gestellt habe, nnd daß auch der damalige Minister des Innern, Herr
von Puttkamer, sich auf das freundlichste dafür ausgesprochenhabe. Alles das ist, wenn es bis
jetzt nicht ausgeführt worden ist, ein Grund, wieder darauf hinzuwirken. Der zweite Grund ist,
daß, wie er sagt, sehr viele Schwierigkeiten bestehen. Diese Schwierigkeiten lagen zum Theil
darin, daß man nicht recht weiß, ob man den Gemeinden zumuthen darf, daß sie eine derartige
neue Last auf sich nehmen, und da ist es ganz richtig, wenn die Interessenten kommen und
fordern, fo ist das bedenklich, wenn aber der Provinziallandtag, der berufen ist, das Gesammt-
interesfeder Gemeinden gegenüber der einzelnen Gemeinde in Schntz zu nehmen, sich dafür aus¬
spricht, so wird dies von größerem Erfolge fein, und werden, meine ich, dadurch, daß wir uns
der Sache annehmen, die Schwierigkeiten, von denen der Herr AbgeordneteZweigert gesprochen
hat, beseitigtwerden. Deshalb empfehleich, sowohl das eine wie das andere zu thun, sowohl
den Antrag des Ausschussesanzunehmen, daß wir uns an die Gesetzgebungwenden, als den
Antrag des Herrn AbgeordnetenZweigert, daß wir sofort vraktifchan die Sache Herangehen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Geyr hat das Wort.
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Abgeordneter Freiherr von Gcyr-Schweppenburg: Diese beiden Anträge würden
jedenfalls bei der Abstimmungzu trennen sein. Dann möchte ich doch noch Folgendes bemerken.
Der Herr Landcsdirektorhat vorhin gesagt, jede Gemeinde hätte aus den Angaben, die ihr gemacht
worden wären, ein Bild bekommen. Ich muß nun sagen, daß ich dies nicht glaube, ich kann auf
mich selbst rcturiren und sagen, daß ich augenblicklich selbst noch kein Bild von der ganzen Sache
habe, und ich glaube auch nicht, daß die Gemeinden ein Bild haben. Es ist ganz Verschiedenartiges
gesagt worden: Einmal hat man gesagt, der Staat werde mit eintreten — das wurde vorhin
ausdrucklichhervorgehoben— wenn ein Gesetz gemacht würde. Hier in diesem Antrage, der von
Seiten des Prouinzialausschussesgestellt worden, ist aber durchaus keine Rede von einein Antheil,
den der Staat an dieser Versorgung nehmen soll, sondern da soll der Staat das Gesetz machen,
die Gemeinden aber bezahlen Es ist schwer, für Alles zu forgcn, man sorgt in unserer jetzigen
Zeit für ungeheuer viel, alles Sorgen muß aber doch einmal ein Ende haben, man will und foll
schließlich doch auch für sich selbst sorgen, aus diesem Gesichtspunkt haben die Gemeinden sich
ablehnend verhalten; sie sagen, wir müssen für dies und jenes forgen, endlich wird man des
Sorgens leid. So haben fast sämmtliche Gemeinden sich ausgesprochenund ich meine, vox
populi vox I)ei, das ganze Land hat gesprochen. Es ist angefragt worden, um eine Basis zu
haben; eine ausgedehntere Basis, als die Antwort der Gemeinden gegeben,kam, man nicht haben,
sie haben alle „nein" gesagt. Ich bin dafür, daß der Antrag des Herrn AbgeordnetenZwcigcrt
angenommenwird, ich bin aber gegen den ersten Theil des Antrages des Prouinzialausschusses.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Voß hat das Wort.
Abgeordnetervon Voß: Meine Herren! Nun hier eine so freundlicheStimmung dafür

vorhanden ist, daß der Entwurf eines Statutes für eine Hinterbliebenen-Versorgungsanstaltgefertigt
werde, so möchte ich nicht unterlassen, es auszusprechcn,daß meines Erachtens sehr wohl eine
Verminderung der für folche Anstalt zn erhebenden Gehaltäbciträge zu erzielen ist. Wir haben ein
Vorbild für die Begründung eines solchen Institutes in der Hinterbliebenen-Versorgungskassefür
unsere Prouinzialbeamten. Da werden nicht 6, sondern nur 4°/« der Gehälter erhoben, 2"/» von
den Beamten, 2> von dem Prouinzialuerbande. Bei der Beurtheilung der erforderlichen Beitrags-
Höhe, die bei der Berathung des Reglements für diese Anstalt 1883 in eingehenderWeise durch
den Prouinzial-Verwaltuugsrath stattgefundenhat, ist ganz unbarmherzigmit demselben staatlichen
Gutachten verfahre» worden, welches in der jetzigen Vorlage des Provinzialansfchusscs als maß¬
gebend anerkannt ist. Nach diesem Gutachten sollen bei erreichtemBeharrungszustande9°/» der
Gehälter zur Bestreitung der Wittwen- und Waisenpensionen erforderlich fein, und jetzt wird
wiederum diefer Satz als durchaus zutreffend bezeichnet. In den Motiven des Reglements von
1883 ist dagegen ausgeführt worden, daß jene Berechnung eine effectiu unrichtige fei; bei
erreichten,Veharrungszustande genüge eine Erhebung von etwa 6°/» der Beiträge. Hierauf ist
damals die Erhebung von nur 4°/° im Näheren begründet worden. Es war dabei zutreffend
darauf hingewiesenworden, daß bei der Begründung des Statutes für die Wittwen- und Waiscn-
vcrsorgungkasse in der Provinz Sachsen auf Grund der Berechnung eines sehr namhaften Spezialistin,
des Professors Heim, 3,5°/» der Gehälter für hinreichenderachtet worden sind. Sehen wir uns
die Geschäftsergebnisse dieser beiden Kassen an, so finden wir, daß beide prosveriren, Wir haben
ja von dem Herrn Referenten vorhin gehört, daß der Fonds des Instituts für unsere Prouinzial¬
beamten bereits 77 000 M. gespart hat und von der Provinz Sachsen — dort werden 5°/«,
nicht 6°/° erhoben — ist mir bekannt, daß in den 4 Jahren des Bestehens der dortigen Kasse
»icht weniger als 315 000 M. aufgespart worden sind. Aus dem Schicksal dieser letzteren Kasse
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ist weiter interessant, daß die Oemeinden mich in der Provinz Sachsen sich Anfangs nicht sogleich
in großer Zahl für die Gründung einer solchen Kasse erklärt haben, daß aber in 4 Jahren von
insgesammt 144 Städten bereits 63 und von den 39 Landkreisen 21 freiwillig beigetreten sind,
gewiß ein Beweis, daß man nicht vor der wirklichen Eröffnung einer solchen Anstalt den Umfang,
welchen sie erhalten wird, übersehen kann. Aber ich glaube allerdings, daß es einen erheblichen
Unterschied machen wird, ob Sie 4 oder 6°/« fordern. Wenn ein Statutenentwurf ausgearbeitet
wird, der nur 4°/° fordert, so bin ich überzeugt, daß recht bald auch in unserer Provinz eine
große Anzahl von Gemeinden zum Beitritt sich bereit erklären wird,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Landcsdirektor Klein: Der Herr Abgeordnete von Voß glaubt, daß man mit einem

geringeren Prozentsätze als 6°/» auskommen könne, uud macht derselbe für diese Ansicht geltend,
daß in dem früheren Referate, welches bei der Berathung des Reglements über die Versorgung
der Wittwen und Waisen der Provinzialbeamten vorgelegt worden sei, ein geringerer Prozentsatz
für zulässig erklärt worden wäre. Wenn der Herr Abgeordnete aber das Referat ganz liest, so
wird er finden, daß wir an dem Satze von 6°/u festgehalten haben, es ist damals nur gesagt
worden, daß für die Provinzialbeamten der Veharrungszustaud weit später eintreten würde, als
dieses nach dem Durchschnitt von dem Mathematiker Matz angenommen worden sei, und daß
deshalb die Provinz mit einen» geringeren Satze auskommen werde. Aus diesem besonderen
Grunde, welcher für die Bürgermeister nicht zutrifft, hat der Landtag damals geglaubt, an den
ermittelten 6°/n nicht unbedingt festhalten zu fallen. Es kam hierbei noch in Betracht, daß, im
Falle die erhobenen Beiträge nicht ausreichen und sich ein Deficit herausstellen würde, dieses im
schlimmsten Falle die Provinz, welche die Kasse für sich und für ihre Beamte» errichtet hat, traf.
Anders steht aber die Sache, wenn wir eine Kasse für einen dritten Verband errichten, wir müssen
alsdann solche Beiträge erheben, welche die Garantie geben, daß dieselben dauernd ausreichen,
um die Lasten der Kasse zu bestreiten. Wenn wir die Beiträge von 6°/u auf 4°/o reduciren
wollten, würden wir einen Satz annehmen, von dem wir heute schon sagen können, daß er nicht
ausreichen wird. Letzleres können wir bereits heute au der Hand der Erfcchruug beurtheilen
bei der Wittwen- und Waisenuersorguug unserer Straßcnaufseher, bei welchen Wittwen- und
Waiseugelder auch für die Vergangenheit gezahlt werden. Dort müssen wir 6°/o zahlen, obwohl
die Wittwen- und Waiseugelder geringer sind, als bei den Staatsbeamten. Es ist dieses ein
thatsächlicher Beweis dafür, daß 4°/« nicht ausreichend sind. Ich möchte nochmals hervorheben,
daß nicht die Differenz des Beitrages um 1 oder 2°/» uud noch weniger die Unklarheit der
Vorlage es verschuldet habeu, daß die Gemeinden nicht beigetreten sind, sondern die Sache an
sich ist den Gemeindeuertretcrn, wie dem Herrn Abgeordneten von Genr hinreichend klar geworden-
Wenn unklar geblieben ist, was die Provinz und was der Staat zahlen werden, so war ich nicht
in der Lage, in dieser Hinsicht eine Zusicherung zu machen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Lindcmann hat das Wort.
Abgeordneter Lindemann: Ich möchte mir eine kurze Bemerkung erlauben, indem ich

hoffe, daß nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten Zweigert der Prouinzialausschuh beauftragt
werden wird, zunächst ein Statut für die Kasse auszuarbeiten. Ich will nicht auf die Bemerkungen
des Herrn Abgeordneten von Voß und des Herrn Vorredners eingehen, nur das eine möchte ich
zu bedenken anheimgeben, daß es fehr gefährlich ist, eine auf Freiwilligkeit zu gründende Kasse
auf eine zweifelhafte Basis zu stellen und mit zu niedrigen Beiträgen zu beginnen. Wenn dann
die Beiträge erhöht werden müssen, kommt man in die Position, daß die Ausscheidungen statt-
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finden und event, die Kasse nicht mehr zahlungsfähig ist, Man muh, wenn vorsichtigverfahren
werden soll, umgekehrtzunächst die Basis so wählen, daß man unter allen Umständen auskommt.
Ich möchte glauben, daß, wenn wir das Ziel erreichen wollen, daß möglichst alle Gemeinden der
Kasse beitreten, vielleicht ein wirkungsvolles Hülfsmittel sein wird, wenn wir dasselbe thun, was
die Provinz Westfalen gethan hat, nämlich, daß wir die Kasse subuentioniren, und möchte ich
dem Provinzialausschuß anheimgebe,,,zu erwäge», ob nicht vielleicht irgend ein Mittel sich findet,
um entweder der Kasse von vornherein einen Reservefonds zuzuweisen; (die Provinz Westfalen
hat 100 000 M, der Kasse zugewiesen)oder eine bestimmteZuwendung für eine gewisse Reihe
von Jahren zu machen. Es würde dies auf die Gemeinden in Bezug auf ihre Vereitwilligkeit,
der Kasse beizutreten, nicht ohne Einfluß sein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat Niemand mehr sich zum Wort gemeldet, ich
schließe die Diskussion, um Ihnen zunächst den Antrag des Herrn AbgeordnetenZweigert vorzu¬
lesen. Er lautet also:

„Der Prouinziallandtag wolle beschließen,den Provinzialausschuß zu ersuchen, dem
nächsten Prouinziallandtag ein Statut über Errichtung einer Versorgungsanstalt für
die Hinterbliebenen der Commnnalbeamten vorzulegen, in welchem den Gemeinden
der Beitritt auf der in dem Referate vom 80. November cr, angegebenenGrund¬
lage freigestelltwird."

Auf der anderen Seite stehen die beiden Anträge des Ausschusses. Ich gebe zunächst
noch dem Herrn AbgeordnetenZweigcrt als Antragsteller zum Schluß das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ich wollte mir noch erlauben, meine Herren, zur Erläuterung
meines Antrages eine kurze Bemerkung zu machen. Ich habe durin gesagt, „auf der in dem
Referate vom 30. November angegebenen Grundlage", ich wollte damit andeuten, daß im
Allgemeinen die dort unter 1 bis 4 angegebenenGrundsätze für das Statut maßgebend sein
sollen. Es sind selbstredendnoch viele andere Punkte dabei zu erledigen, aber ich habe mich nur
im Allgemeinenauf das Referat beziehen wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Landesdirektor Klein: Meine Herren! Es liegen zwei Anträge vor, erstens der Antrag

des Ausschussesuud zweitens der Antrag des Herrn Abgeordneten Zweigert. Diese Anträge
widersprechen sich nicht, sondern dieselben lassen sich mit einander vereinigen. Der Antrag des
Ausschusses lautet:

1. „Der hohe Landtag wolle bei der KöniglichenStaatsregierung ein Gesetz beantragen,
durch welches
1. die Landbürgerincistereienund Lundgemeinden genöthigt werden, einer von dem

Prouinzialverbande zu errichtenden und unentgeltlich zu verwaltenden Kasse zur
Versorgung der Hinterbliebenen der Communalbeamten — mit Ausschluß der
Volksschullehrer— beizutretcnund

2. die Pensionsuerhältnisseder Landbürgermeistersowie der übrigen Communalbeamten
einer neuen Regelung —

ich möchte bitten, hier hinzusetzen zu dürfen -^
„nach dem Maßstabe der für die Staatsbeamten geltenden Bestimmungen" — unter¬
zogen werden,

weil dies darunter verstanden ist, Dazu tritt der Antrag des Herrn Abgeordneteil Zweigert:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschuß zu ersuchen, dem
nächstenProvinziallandtag ein Statut über Errichtung einer Versorgungsanstalt für

38
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die Hinterbliebenender Communalbeamtenvorzulegen, in welchem den Gemeinden der
Veitritt auf der im Referate vom 30 November cr, angegebenen Grundlage freigestellt wird."

Nehmen Sie beide Anträge an, so wird der Ausschußalsbald Schritte bei der Staats'
regicrung unternehmen und gleichzeitig das Statut im Sinne des Antrages Zwcigert ausarbeiten
lassen, so daß der nächste Landtag in der Lage sein wird, entweder über eine Gcsctzesuorlage der
Staatsrcgierung sein Gutachten abzugeben, oder aber über das alsdann vorzulegcndcStatnt zu beschließen.

Bei Berathung dieses Statutes würde die von dem Herrn Abgeordneten Lindemann
gegebene Anregung zur Besprechungkomme»,ob und inwieweit die Provinz durch einen Veitrag
sich betheiligcnsoll, Einer Entscheidungdieser Frage würde es aber jetzt nicht bedürfen, weil
wir nicht beabsichtigen,zur Zeit weitere Anfragen an die Gemeinden zu stellen, sondern ein
Statut auszuarbeiten, und dieses zunächst dem Landtage vorzulegen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: DcrHcrrAbgcordncteAdams hat das Wort znrGeschäfsordnung.
AbgeordneterAdams: Nach der eben gehörten Bemerkung des Herrn Referenten, die

meines Erachtens mit dem Gange der Verhandlungen übereinstimmt, stehen die Anträge sich nicht
entgegen, sondern es ist so verstandeilworden, daß sowohl der eine, wie der andere zur Abstimmung
gelangen kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich wollte ebendasselbe sagen. Zur Abstimmungkommen
neben einander der Antrag des Herrn Abgeordneten Zwcigert und dann die Anträge des Prouinzial-
ausschusscs. Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag des Herrn AbgeordnetenZweigcrt
sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die große Majorität. Sodann kommen die beiden Anträge des Ausschusses.
Soll ich diese beiden Abstimmungenzusammenfassen oder theilen? (Stimmen: Theilen.)

Zur Fragcstclluug hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Wohl mit dem letzten Zusätze des Herrn Ztcfercnten?
Vorsitzender Fürst zu Wied: Mit diesem Zusätze. Zunächstwird über den ersten Antrag

des Ausschussesabgestimmt. Ich bitte Diejenigen,die für denselben sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist meiner Ansicht nach die Minorität, ich bitte um die Gegenprobe, es mögen sich

Diejenigen erheben, die gegen den Antrag sind. (Geschieht.)
Das ist entschieden die Majorität, der erste Antrag ist alfo gefallen. Wir kommen nun

zu der Abstimmungüber den zweiten Antrag, mit dem Zusatz, wie er soebeu vom Herrn Bericht¬
erstatter verlesen worden ist: „Die Pcnsionsuerhältnisseder Landbürgcrmeister sowie der übrigen
Communalbeamtcn einer neuen Regelung nach Maßgabe der für die Staatsbeamten geltenden
Bestimmungenunterzogenwerden." Ich bitte diejenigen Herren, welche für diesen Antrag sind,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität, der zweite Antrag des Provinzialansschusscsist also angenommen
und dieser Punkt der Tagesordnung hiermit erledigt. — Zur Geschäftsordnung hat der Herr
AbgeordneteEonze das Wort.

Abgeordneter Conze: Ich möchte dem hohen Hanse mit Rücksicht auf die vorgeschrittene Zeit
vorschlagen,den Puukt 4 der heutigen Tagesordnung abzusetzen uud mit Puukt 5 heute zu schließen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist der Antrag gestellt worden, den Punkt 4 von der
Tagesordnung abzusetzen und sofort zu Punkt 5 überzugehen. Ist das hohe Haus damit einver¬
standen? — Es erfolgt kein Widerspruch, ich constatire dies. Bevor wir aber zum 5. Punkte
der Tagesordnnng übergehen, möchte ich Sie bitten, die Wahlsachenerledigen zu dürfen.

Zunächst, meine Herren, sind in den Commifsionen2 Veränderungen vorzunehmen: der
Hcrr AbgeordneteZwcigert und der Herr Abgeordnetevon Monschucnv haben in ihren betreffenden
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Commissionen die Wahl abgelehnt. Ich möchte fragen, wer an deren Stelle vorgeschlagen wird.
Der Herr Abgeordnete Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Es wird von den Mitgliedern des Regierungsbezirks Düssel¬
dorf vorgeschlagen, an Stelle des Herrn Abgeordneten Zwcigert den Herrn Abgeordneten Schleß
und an Stelle des Herrn Abgeordneten von Monschaw den Herrn Abgeordnete» Vreuer zu wählen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob gegen diefe Wahlen Widerspruch erhoben
wird — Ich constatire, daß dies nicht der Fall ist und erkläre also die beiden Herren für
gewählt, es würde alfo der Herr Abgeordnete Schleß in die Geschäftsordnungs-Commission und
der Herr Abgeordnete Vreuer in die :;. Fachcommission eintreten. Ich möchte Sie nun bitten,
meine Herren, daß Sie mir gestatten, die Commissionen, wie sie sich constituirt haben, zu verlesen.
Ich bitte den Herrn Schriftführer von Hagen, es zu verlesen.

Schriftführer von Hagen: Die Commissionen haben sich in folgender Weife constituirt:

Wahlprüfuugs-
Commissio».

Geschäfts¬
ordnungs-

Commission.

I. Fachkommission
für Berathung der

Angelegenheiten,
welche uon der I. und
IV. Abtheilung der

Lentraluerwaltungs-
behörde ressortiren.

ll. Fachcommission
für Berathung der
Angelegenheiten,

welche uonderll, und
III. Abtheilung der
Lentraluerwaltungs«
behörde ressortiren.

lll. Fachkommission
für Berathung der
Angelegenheiten,
welche von der

V. Abtheilung der
Lentraluerwaltungs-
behörde ressortiren.

Vorsitzender:

^ellvtr. Vorsitzender:

Schriftführer:

^llvtr.Schriftführer:
Mitglieder:

Kllmte der Pro-
"lnztlllderwllltung:

Geh. Neg.-Rath
Melbeck

Frhr. von Gerde

Schlick
Oster

Reinhard
Raab

Michels
Frhr. von Ayx

Neu
Courth
Busch

vou Veulwitz
Keller

Landcsdirektor
Klein

Geh. Neg.-Rath
Kühlwetter

Geh. Iustizrath
Adams

Graf Vrühl

Dr. Muth
Broich

Büttgeubach
Svröe

Markus
Heufer

von Kühlwetter
Freiherr

vonPlettenberg
Vlöm
Schleh

Landesdirettor
Klein

Graf Veifsel

Sahler

Neg.-Nath
Dr. von Voß

Michels
Hupertz

Graf u. Marquis
uonHoeusbroech

Moritz
Graf

von Fürstenberg
Frings
Hardt

Weidenfeld
de Greifs

Pflug
Landesdirektor

Klein
Landesrath

Fritzen
Lcmoesbaurath

Guinbert
Geh. Reg.-Nath

Seul
Ober-Neg.-Nath

Küster

Friederichs

Haldi)

von Scheibler

Schulze
von Frühbuh
Dr. Schmidt

Andreae
Venn

Meufer
Eisenlohr
Nönniger
Simons

Herrmann

Landesdirektor
Klein

Landesrath
von Metzen
Landesrath
Klausener

Landesbaurath
Guinbert

Kattwinkel

Cläßen

Graf Nesselrode

Krawinkel
Dittmar
Peters

Kreutzberg
Huffmann
Landrath

von Höuel
Scheidt
Fuchs
Kunz

Vreuer

Landesdirettor
Klein

Landesbaurath
Dreling

Landesrath
Brandts
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VorsitzenderFürst zu Wied: Diese Herren sind gewählt und die Commissionenhaben
sich in der angegebenen Weise constituirt, Sodann haben wir noch eine Commission für die
Haubergsordnungzu wählen. Für diese Commissionsind vorgeschlagen von Seiten des Regierungs¬
bezirks Düsseldorf die Herren Abgeordneten Freiherr von Diergardt, Freiherr von Plettenberg, Lieven
und Kratz, von Seiten des Regierungsbezirks Coblenz die Herren Abgeordneten Freiherr von
Houcl und Klein, von Seiten des Regierungsbezirks Trier die Herren AbgeordnetenNoch und
Keller, von Seiten des Regierungsbezirks Köln die Herren Abgeordneten Kühlwetter, Eich und
Freiherr von Ayx, und von Seiten des RegierungsbezirksAachendie Herren Schlickund Ianßen-
Vinsfeld. Ich frage, ob gegen diefe Mitglieder Cinspruch erhoben wird. — Sind die Herren
damit einverstanden, daß ich die genannten Herren als für per Akklamationgewählt erkläre? —
Ich constatire, daß kein Widersprucherfolgt, und erkläre die Herren für per Akklamationgewählt.
Ich würde die Herren bitten, sich möglichst bald zu constituiren. Als Beamter der Proviuzialver-
waltnng würde dieser Commission außer dem Herrn Landesdircktor der Herr Landesrath
Brandts zutreten.

Wir haben jetzt noch die Wahlen für die Vezirkscommissioncnund für die Ober-Ersatz-
conunissionen vorzunehmen,zunächst die Wahlen für die Vezirkscommifsionen, Ich bitte den Herrn
Schriftführer von Hagen, die dafür gemachten Vorschlägezu verlesen.

Abgeordnetervon Hagen:

Bezirks-Commissionen.
I. Zur den DlegrerungsbezirKAachen.

^.. Als Mitglieder:
a. aus den Einkommmensteuervflichtigen:

1. CommerzienmthRobert Kesselkaul zu Aachen.
2. Landrath z. D. Ianhen zu Vurtscheidt.
3. Freiherr von Spies-Büllesheim zu Haus Hall.
4. GutsbesitzerJakob Jausen zu Binsfeld.
5. GeneraldirektorHupertz zu Mcchernich.
6. Freiherr von Wenge-Wulffen zu Haus Overbach.
7. GutsbesitzerHubert Schlick zu Holzweiler.
8. Gerbereibesitzer Otto vou Monschaw zu St. Vith.

d. aus deu Klllfsensteuerpflichtigen:
1. Kaufmann Karl Pöfchel zu Aachen.
2. Christian Böhmer zu Kinsweiler.
3. BeigeordneterHubert Meyer zu Mülheim bei Blankenheim.
4. Bürgermeister a. D. Grisar zu Vickesdorf.

L. Als Stellvertreter:

a. aus den Einkommensteuerpflichtigen:
1. Papierfabrikant Clemens August Hofffümmer zu Düren.
2. Kaufmann Nudolph Fettweih zu Eupen.
3. Kaufmann Hugo Schleicher zu Düren.
4. CommcrzienrathArthur Pastor zu Nurtscheid.



301

d. aus den Klassensteuerpslichtigen:
1. Lambert Hirsch zu Montjoie.
2. Beigeordneter Wirtz zu Freialdenhoven.

II. Mr den KegierungsbezirK Voblenz.
^. Als Mitglieder:

«.. aus deu Einkommensteuerpflichtigen:
1. Kaufmann Thomas Douque zu Coblenz.
2. VergwerlsbesitzerIoh, Ant. Waldschmidt zu Wetzlar.
3. Beigeordneter Hermann Nadermacher zu Neuwied.
4. GutsbesitzerGustau Kirschbaum zu Obermendig.
5. Rentner Ignaz Melsheimer zu Zell.
6. Johann Baptist Engelsmann zu Creuznach.

d. aus den Klassensteuerpflichtigen:
1. Peter Joseph Münster zu Vachem bei Uhrweiler.
2. Kaufmann Karl Gaß zu Kirchberg.
3. Beigeordneter Wilhelm Lang zu Hamm a. d. Sieg.

L. Als Stellvertreter:
»,, aus den Einkommensteuerpflichtigeu:

1. Oekonon:Adolf Reinhard zu Heddersdorf.
2. Graf Karl zu Westerhold-Gysenberg aus Arenfels.
3. GutsbesitzerGottfried Vogt zu Waldbückelheim.
4. Rentner Theodor Schneider, zu Manen.

b. aus den Klassensteuerpflichtigen:

1. Peter Zwick zu Niederhammerstein.
2. Philipp Eisliefe! zu Mandel.

III. Zur den UegierungsvtzirK Köln.
^. Als Mitglieder.

a. aus den Einkommensteuerpflichtigen:
1. Kaufmann Joseph Reichard zu Köln.
2. Stadtverordneter Joseph Stelzmann zu Köln.
3. Rentner Wilhelm von Recklinghausen zu Köln.
4. Stadtverordneter Wilh. Anton Hospelt zu Köln.
5. Freiherr von Solemacher-Antweiler zu Bonn.
6. Gutsbesitzerund Bürgermeister Eich zu Büdingen.
?. Buchhändler Gustav Marcus zu Bonn.
8. GutsbesitzerPeter Joseph Frings zu Hersel.
9. Gutspächter Marx zu Leidenhausen.

10. GutsbesitzerDestr6e zu Effereu.
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d. aus den Klassensteuerpflichtigen:
1. Chemiker Kyll zu Köln.
2. Bürgermeister Ittenbach zu Gymnick).
3. Rentner Otto Rings zu Königswinter.
4. Bürgermeister Schnorrenderg zu Mich.
5. Bürgermeister Müller zu Eitorf.

L. Stellvertreter.
a. aus den Einkommensteuerpflichtigen:

1. Fritz Lückerath zu Euskirchen.
2. Gutsbesitzerund Bürgermeister Dick zu Gnadenhof.
3. Benedict Eichen zu Meckenheim.
4. Gutsbesitzer Spiritus zu Niedergaul.
5. Stadtverordneter Otto Kellner zu Deutz.
6. Rentner Sebastian Mertz zu Köln.

d. aus den Klassensteuerpflichtigen:
1. GutsbesitzerPeter Frings zu Buschdorf.
2. Peter Cremer zu Stellberg, Kreis Wipperfürth.
3. Heribert Rech zu Noisdorf.

IV. Mr den UegienmgsoezirK Düsseldorf.
^.. Als Mitglieder.

«.. aus den Einkominensteuerpflichtigen,
1. OekonomIul. Dorfe magen zu Wesel.
2. CommerzienrathTheodor Croon zu M.-Gladbach.
3. Graf Wilhelm zu Hoensbro ech zu Schloß Haag.
4. Kaufmann Robert Vocker zu Remscheid.
5. Iustizrath Courth zu Düsseldorf.
6. Beigeordneter Dietze zu Clberfeld.
7. Rentner Theodor Pelizaeus zu Crefeld.
8. Kaufmann Iul. Brockhoff zu Duisburg.

d. aus den Klassensteuerpflichtigen:
1. Heinrich Maaß zu Kempen.
2. Lühdorf zu Barmen.
3. Heinrich Holland zu Vislich.
4. Johannes ter Meer zu M.-Gladbach.

L. Zu Stellvertretern.
a. aus den Einkommensteuerpflichtigen:

1. Graf Franz von Spee zu Heltorf.
2. Louis Leckebufch zu Barmen.
3. Bauunternehmer Math. Duythges zu Crefeld.
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RittergutsbesitzerTheod. Baumann zu Huisberten
OekonomClemens Hoffstadt zu Vogelheim,
GutsbesitzerFritz Bern sau zu Haus Knipp.

d, aus den Klassensteuerpflichtigen:
1. I. P. Arns zu Remfcheid.
2. Adolf Assers zu Aldekert.
3. Hermann Junkers zu Nhendt.

V. Mr den AegiernngsbezirK Trier.
H.. Als Mitglieder.

a. aus den Einkommensteuerpflichtigen:
1. CommerzienrathHaldy zu St. Johann.
2. Fabrikbesitzer Eduard Laeis zu Trier.
3. Fabrikant Nels zu Prüm.
4. Kaufmann Eduard Moog zu Mülheim.

d. aus den Klaffensteuerpflichtigen:
1. Keuker zu Trier.
2. Ioh. Guittienne zu Nietaltdorf.

L. Als Stellvertreter.

»,. aus den Einkommensteuerpflichtigen:
1. Geheimer CommerzientathVoch zu Mettlach.
2. Heinrich Kalk zu Saarbrücken.

d. aus den Klaffensteuerpflichtigen:
1. Vorsteher He in zu Kirsch.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Nachdem diese Vorschlage durch die
Abtheilungen gemacht waren, hielt ich jetzt für meine Pflicht, die Resultate dieser Vorschläge
Ihnen mitzutheilen. Ich stelle anheim, ob Sie wünschen, daß diese Vorschlage im Umdruck
vervielfältigt werden, damit jeder Herr sich die Liste ansehen könne, und daß wir die Wahl auf
einen anderen Tag fetzen, denn heute steht diese Wahl nicht auf der Tagesordnung. Ich habe
es nur für meine Pflicht gehalten, das Resultat dieser VorschlägeIhnen mitzutheilen. Zur
Geschäftsordnunghat das Wort der Herr AbgeordneteFriederichs,

AbgeordneterFriederichs: Ich denke, meine Herren, wir können heute gleich die Wahlen
vollziehen,wenn kein Widerspruch sich erhebt, und zwar durch Akklamation. Wozu erst die Liste
für Morgen drucken lassen? Ich stelle daher den bestimmtenAntrag, die Wahl jetzt sofort zu
vollziehen und zwar durch Akklamation.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es erfolgt kein Widerspruch, ich constatire dieses. Es
würde also jetzt die Wahl durch Akklamation vollzogen werden und erkläre ich, da kein Wider¬
spruch erfolgt, sämmtlicheHerren, wie sie hier vorgelesen worden sind, an ihren Stellen für
gewählt. Soll die Wahl der Ober-Ersutzcommissionen auch erledigt werden? (Zustimmung.)

Ich bitte den Herrn Schriftführer, auch hier die Vorschlägezu verlesen.
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Abgeordnetervon Hagen:

I. für den Bezirk der 28. Infanterie-Brigade:
a. als Mitglied: Julius Wolters zu Düsseldorf.
d. „ I. Stellvertreter:von Mouschaw zu Goch.

„ I . „ Friedrich Wilhelm Schwitz zu Winnenthal bei Xanten,
„ III. „ Freiherr von Eynatten zu Düsseldorf.

II. für den Bezirk der 29. Infanterie-Brigade:
«,. als Mitglied:Ober-Regicrungsrath a. D. Clähen zu Aachen.
I). „ I. Slellvertrete: Jakob Iansen zu Vinsfeld.

„ II. „ GutsbesitzerErdmann zu Iülich.
„ III. „ Freiherr Ios. von Svberg zu Haus Eicks.

III. für den Bezirk der 30. Infanterie-Brigade:
ll. als Mitglied: Rentner Pet. Iof. Konstantin Schwitz zu Hennef.
I>. „ I. Stellvertrete: Bürgermeister Vreuer zu Neuwert.

„ II. „ Regierungsassessor a. D. Fritz Pauly zu Groß-Königsdorf.
„ III. „ GutsbesitzerMath. Reh zu Vlatzheim.

IV. für den Bezirk der 31. Infanterie-Brigade:
a. als Mitglied:Rentner Ignaz Melsheimer zu Zell.
d. „ I. Stellvertreter:GutsbesitzerVackhausen zu Nettehammer.

„ II. „ StcinhauereibesitzcrKaspar Grod zu Brohl.
„ III. „ GutsbesitzerFranz Emil Schmitz zn Eckendor^.

V. für den Bezirk der 32. Infanterie-Brigade:
a. als Mitglied: GutsbesitzerIoh. Pet. Limbourg zu Vilburg.
d. „ I. Stellvertreter:Ockonom Friedrich Hermann zu Mülheim.

„ II. „ Oclonom Jakob M errein zu Kirchhof.
„ III. „ Rentner Orth zu Saarburg.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zur Geschäftsordnunghat der Herr Abgeordnete Friederichs
das Wort.

Abgeordneter Fliederichs: Meine Herren! Ich stelle auch hier den Antrag auf sofortige
Wahl per Altlmnation.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es erfolgt kein Widerspruch, ich constatire dieses und
erkläre die Herren, wie sie eben verlesen worden sind, für per Akklamation gewählt. — Zur
Geschäftsordnunghat der Herr Abgeordnetevon Höoel das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Hövel: Ich bitte den Herrn Vorsitzenden Zeit und Zimmer
zu bestimmen, wo die Commissionfür die Haubergsordnung sich constituiren soll.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete u. Hövel ersucht mich, Zeit und
Zimmer zu bestimmen,wo die Haubergseommissionsich constituiren könnte. Ich möchte vorschlagen,
sich jetzt gleich nach der Sitzung in dem Zimmer Nr. 19 zu constituiren. — Zur Geschäftsordnung
hat der Herr AbgeordneteDietze das Wort.
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Abgeordneter Dietze: Meine verehrten Herren! Es wäre wühl angezeigt, daß wir jetzt
überhaupt schlössen. Wir sitzen hier seit heute Morgen VülO Uhr, ich erkläre für meinen Theil,
daß ich ganz erschöpft und abgespannt bin.

VorsitzenderFürst zu Wied: Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Zerr Abgeordnete
Friederichs.

AbgeordneterFriederichs'. Meine Herren! Ich schließe mich diesem Antrage an. Ich
bin ebenfalls feit '/2I0 Uhr thätig, der Kopf will nicht mehr mit.

VorsitzenderFürst zu Wied: Efolgt Widerspruch gegen die Vertagung der übrigen
Gegenstände?— Es scheint kein Widerspruch zu erfolgen, alfo würden wir jetzt schließen und
für morgen zunächst auf die Tagesordnung diejenigen Gegenständesetzen, die wir heute nicht
erledigt haben, und die übrigen vom Provinzialausschuß vorgelegten Angelegenheiten. Da
morgen wohl wieder die Commissionen tagen, würde ich Ihnen vorschlagen,daß wir uns wieder
um 12 Uhr zusammenfinden. Zur Geschäftsordnung hat der Herr Abgeordnete Friederichs
das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren von der II. Fachcommission! Es wurde
beschlossen, 1^ Stunde vor der Plenarsitzung unsere Commissionssitzungzu beginnen. Die
Plenarsitzung beginnt um 12 Uhr, wir werden somit um 10'/2 Uhr uns versammeln in unserem
Commissionszimmer.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich möchte Ihnen noch zur Geschäfts¬
ordnung die Frage vorlegen, ab es Ihnen vielleicht recht ist, daß wir morgen zwar Plenarsitzung
abhalten, übermorgen aber die Plenarsitzung ausfallen lassen, damit die Commifsionendurch¬
arbeiten können, und am Samstag wieder Plenarsitzung abhalten. UcberlegenSie sich dies,
meine Herren, bis morgen, wir haben morgen Zeit, darüber zu beschließen. — Ich schließe
nie Sitzung.

(Schluß 4 Uhr.)

Wnste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag den 13. Dezember 1888.

Beginn 12 Uhr 25 Minuten Nachmittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Referat des Provinzialausschusses,betreffend Krankenversicherungder land- und forst-

wirthschaftlichenArbeiter.
3. Referat des Provinzialausfchusses, betreffend die Errichtung eines Kaiser Wilhelm-

Denkmals in der Nheinprovinz.
4. Berathung der noch übrigen Vorlagen des Provinzialausschusses.

39
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe zunächst
folgendeEingänge mitzutheilen. Von dem Herrn Oberpräsidenten der Rheinprovinz ist nur ein
Schreiben zugegangen,nach welchem die GemeindeKönigswinter im Siegkreisc, Regierungsbezirk
Köln, den Wunsch hegt, durch Königliche Ordre die Städteordnung verliehen zu erhalten. Die
Akten und die Pläne der Gemeinde liegen bei. Ich weiß nicht, ob der hohe Landtag beliebt,
sofort die geschäftliche Behandlung einer solchen Eingabe zu beschließen,ob dieselbe im Plenum
behandelt werden soll oder ob wir erst später einen Beschluß darüber fassen wollen. Meine Herren!
Wenn Sie einverstandenund, so nehme ich an, daß Sie gleich die Bestimmung über die geschäft¬
liche Behandlung treffen wollen. Der Antrag ist von der Königlichen Regierung eingereicht und
braucht nicht unterstütztzu werden. Meine Herren! Ich frage Sie, ob Sie diesen Antrag der
Gemeinde Königswinter an eine Commission verweisen oder im Plenum berathen wollen.
(Stimmen: Im Plenum.)

Dann wird die Sache auf eine der nächsten Tagesordnungen kommen.
Sodann ist ein Gesuch des Rheinischen Baucrnvereins, Ortsucrband Kellen bei Eleve,

eingegangen,um Beseitigung der an der Geloern-EmmericherProvinzialstraße stehenden Ulmen¬
bäume resp. Schadenersatzan die Interessenten. Ich möchte auch hierüber ihren Wunsch hören,
wie die Sache behandelt werden soll; soll sie an die Fachcommissionzur Vorprüfung verwiesen
werden? (Stimmen: Ja.)

So wird sie an die III. Fachcommissiongehen, wenn kein Widersprucherfolgt.
Sodann liegt mir hier von dem Oberbürgermeister von Remschcid ein Antrag vor,

betreffenddie Morsbachthalstraße. Sie wissen, daß das Morsbachthal durch Mangel an Wegen
bei Reinscheid vullfiändig von der Welt abgeschnittenwar, während der Kleingewerbebetriebdort
früher sehr florirt hat. Durch einen früheren Beschluß des Provinzial Nerwaltungsrathcs sind
aus dem Wegeban-Unlerstützungsfonds?c> 000 M., die Hälfte der zur Herstellung der Morsbach¬
thalstraße nöthige» Summe, bewilligt worden; die andere Hälfte haben die betreffenden Gemeinden
übernommen. Run ist der Weg im Bau und es hat sich herausgestellt,daß die bewilligte Summe
nicht reicht. Die Bitte geht nun dahin, daß die Mehrkosten,welche hier in einem Kostenanschläge
detaillirt vorgeführt sind, ebenfalls zum Theil vou der Prouiuz getragen werden möchten. Der
Antrag geht, wie gesagt, von dem Herrn Oberbürgermeistervon Bohlen aus. Im möchte fragen,
ob Sie damit einverstanden sind, daß auch diese Angelegenheit der Fachcommifsionüberwiesen
wird. Es erfolgt kein Widerspruch,sie geht also an die III. Fachconunission.

Sodann liegt nur hier von der Regierung zu Düsseldorf ein Schreiben vor, in welchem
ausgeführt wird, daß nach den: schriftlich beigefügten Material der Gemüsebaufchulezu Breucll
für dieses Etatsjahr vorläufig ein Zuschuß von 3000 M. bewilligt worden ist unter der Bedingung,
daß die Prouinzialuerwaltung die gleiche Summe gewährt. Die Petition, betreffenddie Gemüse¬
baufchule zu Brevell ist an die 1. Fachcommifsionverwiesen worden. Sie werden wohl damit
einverstandensein, daß ich dieses Schreiben ebenfalls dorthin verweise, damit es im Anschlüsse
daran behandelt werde. Erfolgt kein Widerspruch,so wird also so verfahre« werden.

Sodann habe ich 8 neue Nechnungs-Nevisionsverhandlungenvorzulegen, die unterdessen
von Seiten des Prouinzialausschussesfertig gestellt worden sind. Die eine ist die Revisions¬
verhandlung über die Geld- und Natnralienrechnung für die Provinzial-Irrenan statt zu Düren
für das Jahr 1886/87, ebenso eine solche für dieselben Jahre von der Prouinzial-Irrenanstalt
Grafenberg und eine dritte für dieselben Jahre für die Landarmenverwaltung. Ich erlaube mir,
Ihnen vorzuschlagen,die Vorlagen an die betreffendenFachcommissionen,wo sich die anderen
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zur Decharge stehenden Rechnungenbefinden, zu überweisen. Erfolgt kein Widerspruch, so gehen
sie an die betreffendenFacheommissionen, wohin sie ressortmähiggehören.

Sodann, meine Herren, haben Sie gestern beschlossen, einen Antrag des Herrn von
Solemachcr, betreffenddie Darlehen an die Kreise an den Provinzialausschußzu verweisen. Der
Antrag ist nunmehr formulirt und ich erlaube mir, Ihnen denselben vorzulesen.

„Hoher Landtag wolle beschließen:
1. In Ausführung des Beschlussesdes 31. Landtages werden zur Durchführung der

Kreisordnung den Landkreisenvon der Landesbank Darlehen gegeben, welche mit
3'/2 "/o zu verzinsenund mit mindestens 1°/o zu amortisircn sind, wobei die früher
vorgesehene Gcscnnmthöhe von 2 Millionen M. überschrittenwerden darf.

2. Dieselben Bedingungen finden Anwendung auf diejenigen Vorschüsse, welche einzelne
Kreise vor Auflosung des Kccisfonds aus demselbenbereits erhalten hatten.

3. Die Darlehnen müssen spätestens in der Etatsperiode vom 1. April 1889 bis
31. März 1891 nachgesucht werden.

4. Nach dem Ermessen des ProvinzialausschussesWunen diese Darlehen entweder in
baar oder in 3 >/2 prozcntigen Anleihescheinen der Nheinvrovinzzu dem Nennwerthe
an alle Kreise ausgezahlt werden.

Dies ist die Formulimng des Antrages, deu ich hiermit nach Ihrem Beschluß an den
Provinzialausschuh verweise.

Wir gehen nunmehr über zu dem zweiten Punkte der Tagesordnung, Referat des Pro¬
vinzialausschusses,betreffend Krankenversicherungder land- und forstwirthschaftlichenArbeiter.
Berichterstatterist der Herr AbgeordneteEich. Ich bitte denselben, den Bericht vorzutragen.

Berichterstatter AbgeordneterEich: Meine Herren! Der Vorstand des landwirthschaft-
lichen Vereins für Rheinpreuhen hat s. Z. folgendenAntrag hier eingereicht: „Der Provinzial-
laudtag möge beschließen, daß die Erstreöung der Krankenuersicherungspflicht d. h. die Anwendung
der Vorschriftendes §. 1 des Krankenversicherungsgesetzcs vom 15. Juni 1883 auf die land- und
forstwirthschaftlichen Arbeiter gemäß 8- 2 des Gesetzes im Interesse einer erfolgreichenDurch¬
führung des Unfallversicherungsgesctzesfür nothwendig zu erachten sei." Dieser Antrag ist in
der Sitzung des 34. Provinziallandtags am 21. Juni d. I. zur Verhandlung gelangt; es wurde
sodann folgender Beschluß gefaßt: Der Prouiuzialausfchuh wird beauftragt, die Frage der
Erstreckung der Krankenversicherungspsiicht auf die in der Land- und Forstwirthschaftbefchäftigtcn
Arbeiter von neuem zu prüfeu und dein Prouinziallandtag darüber Bericht zu erstatten. Der
Provinzialausfchuß hat sich nun mit der Frage beschäftigtund ist zu dem Beschlusse gelangt, bei
dem hohen Landtage den Antrag zu stellen, diese Angelegenheitmöge bis zur nächsten Session
vertagt werden. Meine Herren! Es wird wohl von keiner Seite bestritten werden, daß die Ein¬
führung des Versicherungszwangeseine in die ländlichenVerhältnisse tief einfchneidende Maßregel
ist, und der Ausschuß hat sich der Einsicht nicht verschließen können, daß vorerst sorgfältige
Erhebungen erforderlichsind, namentlichdarüber, ob ein Bedürfniß vorliegt, diesen Zwang mit
einem Schlage in der ganzen Rheinprovinz einzuführen und wie überhaupt die Stimmung der
ländlichenBevölkerung sich zu der Frage verhält. Der Provinzialausschuß hält es deshalb für
erforderlich, daß in erster Linie bei den KreisausschüssenUmfrage gehalten werde, ob das
Bedürfniß zur Einführung der Versicherungspflichtpraktisch anerkannt wird. Dann liegt auch
keineswegsGefahr im Verzüge, wenn wir die Angelegenheitbis zur nächsten Session vertagen.
Bekanntlich haben nach dem Gesetze die unteren Communalverbände,das sind die Kreise, die

392
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Gemeinden, die Bürgermeistereien, das Recht, für den Fall des Bedürfnisses diese Kranken¬
versicherungspflichteinzuführen. Die Zeit vom Juni bis jetzt ist entschiedenzu kurz gewesen,
als daß der Provinzialausschuß in der Lage gewesen wäre, die Erhebungen, die ihm nothig
erschienen,um einen bestimmten Antrag bezüglichder Einführung für die ganze Provinz zu
stellen, ausführen zu können.

Die Gründe sind im Speziellen in einem Referate des Provinzialausfchussesniedergelegt,
und wenn Sie es mir gestatten, so werde ich das Referat verlesen.

(Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz.)
Dem im Juni dieses Jahres versammelt gewesenen 34. Prouinziallandtag lag eine

Petition des landwirthschaftlichenVereins für Rheinpreußen vor, dahingehend,der Landtag wolle
durch statutarischeBestimmung die Krankenversicherungauf die in der Land- und Forstwirthschaft
befchäftigtenArbeiter ausdehnen.

Der Landtag hat diefe Angelegenheitdurch Beschlußvom 21. Juni cr. an den Provinzial¬
ausschuß zur näheren Prüfung und Berichterstattungan den nächsten Landtag verwiesen. Der
Provinzialausschußbeehrt sich hiernachzu berichten,wie folgt: Das Unfalluersicherungsgefetz vom
5. Mai 1886 für die in land- und forstwirtschaftlichenBetrieben beschäftigten Personen tritt im
Falle einer Verletzungerst vom Beginn der 14. Woche nach dem Unfall helfend ein; für die
ersten 13 Wochen im Falle einer Verletzung fowie für Krankheitsfälle hat das Unfallver¬
sicherungsgesetz keine Fürsorge getroffen. Das Krankenoersicherungsgesctz vom 15. Juni 1883
bezieht sich ohne Weiteres nicht auf die land- und forstwirtschaftlichenArbeiter; jedoch giebt der
ß. 2 desselben den Gemeinden für ihren Bezirk, oder weiteren Communalvcrbändcnfür ihren
Bezirk oder Theile desselben die Vefugniß, die Krankenversicherungdurch statutarische Bestimmung
mich auf die in der Land- und Forstwirtschaft beschäftigtenArbeiter zu erstrecken.

Es ist nicht bekannt geworden, daß Gemeinden oder Kreise, welche hier eben so wie die
Provinz als weitere Communalverbände im Sinne obiger Bestimmung gelten, in größerem
Umfange von diefer Befugnih Gebrauch gemachthaben. Wenn daher der Prouinzialverband dazu
übergehen foll, eine solche statutarischeBestimmung zu erlassen, wodurchfür fäinmtlicheKreise
und Gemeinden der Provinz die Krankennersicherungobligatorisch geinacht wird, so wird doch
eine solche in alle Verhältnisse recht tief einschneidendeMaßregel nicht ohne die sorgfältigstenund
eingehendsten Erhebungen über den Umfang und das Maß des Bedürfnisses getroffen werden
können. Insbesondere wird es erforderlichsein, zu ermitteln, wie und mit welchem Erfolge die
anderen Provinzen in diefer Richtung vorgegangen sind, und werden die Kreisbehörden,bezw.
Kreisausschüsse über diese Frage zu hören sein, damit hiernach auch festgestellt werden könne, ob
eine solche statutarischeBestimmung eventuell für die ganze Provinz zu erlassen, oder ob Theile
derselbe,eventuell welche, auszuschließen sein möchten.

Zu solchen, der Wichtigkeitder Frage entsprechenden Ermittelungen, wozu eventuell auch
noch statistische Erhebungen hinzutreten, hat aber die kurze Frist, feit dem Schluß des letzten
Landtags um so weniger ausgereicht, als dieselbe durch die Vorbereitung anderweitigerdringender
Landtagsuorlagen bereits übermäßig in Anspruch genommen war. Da überdies die land- und
forstwirtschaftlichen Arbeiter berechtigt sind, der Gemeinde-Krankenversicherungbeizutreten und
hierdurchfür die ersten 13 Wochensich die in H. 6 I. o. vorgesehenen Wohlthaten zu sichern, da
ferner auf alle Fälle für die ersten 13 Wochen die Gemeinde, in deren Bezirk der Verletzte
befchäftigt war, die Kosten des Heilverfahrens zu gewähren hat, im Uebrigen aber die Ver¬
pflichtungder Ortsarmenverbände zur UnterstützunghülfsbedürftigerPersonen voll bestehen bleibt,
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so liegt das Bedürfniß zu einer schleunigen Erledigung dieser Angelegenheitnicht vor, wenigstens
nicht in dem Matze, datz auf die oben angedeuteten sorgfältigen Untersuchungenverzichtet werden
könnte. Dazu kommt noch, daß die Kreis- und Gemeindebehördenaugenblicklich mit der Ein¬
führung der Unfallversicherungfür die land- und forstwirthschaftlichen Arbeiter vollauf beschäftigt
sind, und es jedenfalls nicht rathsam sein würde, in diesen, Zeitpunkte gerade noch die Kranken¬
versicherungauf diese Personen auszudehnen, wodurch die Thätigkeit jener Behörden wiederum
ganz erheblich in Anspruch genommen würde. Der Provinzialausschutz beehrt sich daher den
Antrag zu stellen, diese Angelegenheitbis zur nächsten Session zu vertagen.

Ich schließe mit dem Antrage, daß es dem hohen Hause gefallen möge, diesen Antrag
des Provinzialausschussesanzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh, Iustizrath Adams: Meine Herren! Der Antrag des
Provinzialausschussesgeht dahin, die Sache bis zur nächsten Sitzung zu vertagen. Ich frage, ob
Jemand hierüber das Wort haben will. Der Herr AbgeordneteDr. Schmidt hat das Wort.

AbgeordneterDr. Schmidt: Meine Herren! Ich stehe auf dem Standpunkte, daß ich auch
für die landwirtschaftlichen und forstwirthschaftlichen Arbeiter eine Krankenversicherungfür zweck¬
mäßig und nothwendig halte, trotzdemschließe ich mich dem Antrage vollständigan, da einstweilen
noch keine Erfahrungen über die Erfolge einer solchen Versicherung gesammelt sind; ich halte
namentlich auch den einen Grund für richtig, daß einstweilen die Behörden mit der Einführung
der Unfallversicherungan sich zu stark beschäftigtsind, um noch dw schwierige Einführung der
Krankenversicherungdamit zusammen zu bringen Nur möchte ich hervorheben,daß ich nicht alle
die Gründe, die hier vom Ausschuß für die Verschiebung angegeben sind, für richtig halte,
namentlich wenn gesagt worden ist, die Gemeinden oder Kreise hätten keinen Gebrauch von der
Nefugniß zur Einführung gemacht. Meine Herren! Es ist ja richtig, aber ich mutz gestehen,es
freut mich, datz sie keinen Gebrauch von der Befugnih gemachthaben, denn in der Regel machen
die Erste,:, die mit einer solchen Sache vorgehen, schlechte Geschäfte, und es wäre Schade, wenn
einzelne kleinereEommunalverbände in dieser Beziehung schlechte Erfahrungen gemacht hätten;
das würde gegen die ganze Sache ein ungünstiges Vorurtheil erwecken. Alle diese Krankenkassen
sind besser und lebensfähiger, wenn die Zahl derjenigen, die dazu gehören, eine größere ist; die
kleineren Kreiskassen laboriren fortwährend, während die größeren ganz gut bestehen können.
Dann der zweite Grund, daß die land- und forstwirthschaftlichen Arbeiter berechtigt sind, der
Gemeindekranken-Versicherungbeizutreten,daß sie deshalb eine besondere Krankenkasse nicht nöthig
haben, der wiegt für mich auch nicht fchwer, denn Sie wissen alle, daß die einzelnenArbeiter
sich schwer dazu verstehen, freiwillig einer Krankenkasse beizutreten; sie gehen nur hinein, wenn sie
von irgend einer Seite veranlaßt werden. Es müßte hier also die Versicherung bei der Gemeinde¬
krankenkasse auch von einem größeren Verbände ausgehe»; es könnte sein, daß Jemand, der eine
Menge land- und forstwirtschaftlicher Arbeiter hat, die Leute in deren Interesse dazu nöthigt,
einzutreten, aber sonst werden die Leute wohl schwer dazu kommen,freiwilligeiner solchen Kranken¬
kasse beizutreten. Das möchte ich mir erlauben zu bemerken, im übrigen glaube ich, daß es
zweckmäßig ist, die Sache einstweilenzu vertagen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Berichterstatter hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Eich: Meine Herren! Die von dem geehrten Herrn Vor¬
redner angeführten Gründe, wie sie hier in dem Referate vorliegen, sollen auch nicht dazu dienen,
um überhaupt die Nützlichkeit und das Bedürfniß der Einführung zu bestreuen, sie sind nur
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angeführt, um klar zu stellen, dah das Bedürfniß nicht so dringend ist, als daß der Landtag
jetzt fchon definitiven Beschluß fassen sollte.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteFreiherr
von Los hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Loö: Meine Herren! Es ist ja richtig, was gesagt worden
ist, daß wir heute in die Diskussionnicht eintreten können. Da aber einige Gründe des Ausschuß¬
referats, dem ich vollständig beipflichte, bemängelt worden sind, so mochte ich in Betreff eines
Punktes mir eine kurze Bemerkung erlauben, es betrifft den Punkt, ob die kleinen Eommunal-
verbände bereits früher ihre Bereitwilligkeit gezeigt haben, die Krankenversicherungauch auf die
llludwirthschaftlichcnArbeiter auszudehnen. Ich möchte constatiren, meine Herren, daß am Niedcr-
rhein und in allen den Kreisen, die ich kenne — und das ist die große Mehrzahl hier am Rhein -^
die Ausdehnung der Krankenversicherungauf die landwirthschaftlichmArbeiter deshalb abgelehnt
worden ist, weil man in den Gemeinden überhaupt nicht dafür war.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es hat sich Niemand weiter zum
Wort gemeldet,ich erkläre die Debatte für geschlossen; da sich Niemand gegen den Antrag aus¬
gesprochen hat, so bitte ich diejenigen Herren, welche gegen die Vertagung sind, sich zu erheben. -^
Es erhebt sich Niemand, die Vertagung ist demnach vom Hause beschlossen. Es ist hier ein
Antrag von Sr. Durchlaucht dem Fürsten zu Wied, vom gestrigen Tage datirt, eingegangen,
welcherfolgendermaßenlautet:

„Nachdemder hohe Provinziallandtag in seiner heutigen Sitzung den ersten Antrag
des Provinzialausschusscs,der dahin ging, durch gesetzlichenZwang die Gemeinden
zu veranlassen, der Wittwen- und Waisen-Pensionskasseder Eommunalbeamten beizu¬
treten, abgelehnt hat, beehrt sich der Unterzeichnetezu beantragen: Hoher Landtag
wolle beschließen: In Erwägung, daß die Bürgermeister der Nheinurovinz im Gegen¬
satz zu den Commnnalbcamtender übrigen Provinzen mehr als die Hälfte ihrer Zeit
und ihrer Arbeitskraft für Geschäfteder Staatsregierung verwenden müssen,

ferner, in Erwägung, daß die größte Zahl der Landgemeinden mit hohen
Communalsteuernbelastet ist,

daß endlich diese Gemeinden die Gehälter der Landbürgermcistcreienganz auf¬
bringen müssen, trotzdem nur der kleinere Theil ihrer Thätigkeit den Gemeinden
gewidmetist,

die KöniglicheStaatsregiernng zu bitten, denjenigen Gemeinden der Provinz/
welche freiwillig der zu bildenden Pensionskasse der Hinterbliebenen der Eommunal¬
beamten beitreten, von den zu zahlenden U"/n Beiträgen zu dieser Kasse einen Beitrag,
bestehend etwa in der Hälfte, also 'i°/° aus Staatsmitteln zu gewähren, und diese
Summen, entweder aus einem der Regierung zur Verfügung stehendenFonds, oder
durch den Staatshaushalt oder, wenn nöthig, durch ein Spczialgesctzbereit zu stellen:

endlich zu befchließen,daß auch dieser Antrag dem Provinzialausschussezur
weiteren Veranlassung übergeben werde."

Ich frage zunächst, ob der Autrag Unterstützung im Haufe findet. (Es erheben sich
zahlreiche Mitglieder.) Die Unterstützung ist bei Weitem ausreichend. Es wird demnach die
Frage sein, ob der Antrag einer Commissionüberwiesenwerden soll. (Stimme: dem Provinzial-
ausschuh!) Dem Provinzialausschuß foll er, wenn er vollzogen ist, zur weiteren Veranlassung
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überwiesenwerden, aber es würde sich fragen, ob der Antrag nicht auch vorher dem Provinzial¬
ausschuß, oder einer Fachcommissionüberwiesen werden, oder auf die Tagesordnung einer der
nächsten Sitzungen zur Berathung hier im Hause gesetzt werden soll; das letztere würde vielleicht,
da die ganze Sache bereits verhandelt worden ist, das einfacheresein. Wollen die Herren ihre
Meinung cmssvrechen? Der Herr AbgeordneteFreiherr von Geyr hat das Wort,

Abgeordneter Freiherr von Geyr: Da dieser Antrag heute uicht behandelt werden
kann, so wäre es ganz gut, wenn derselbe erst an eine Commissionverwiesen würde, obschon ich
sonst dafür wäre, ihn direkt hier zu verhandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Er steht heute nicht auf der
Tagesordnung und wird heute nicht behandelt werden können, wenn es nicht ausdrücklichbeschlossen
wird. Der Herr AbgeordneteGraf von Beihel hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Beihel: Meine Herren! Wie der Antrag lautet, so geht er
dahin, diese ganze Angelegenheitdem Provinzialausschuß zur Vorbereitung einer Vorlage an den
nächstenLandtag zu überweisen, und ich halte das für das einzig richtige.

Wir haben uns gestern eingehend mit der Frage der Fürsorge der Hinterbliebenen der
Bürgermeister beschäftigt und würden wir wahrscheinlich,wenn diese Frage heute wieder zur
Debatte kommt, derselbenDiskussion noch einmal entgegen sehen, ohne wesentlichneue Momente
vorbringen zu können. Ich glaube, es ist das Beste, wenn das hohe Haus beschließt, den Antrag
dem Provinzialausschuß zur Vorbereitung zu übergeben.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteFreiherr
von Plettenberg hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Ich glaube, in diesem Antrage nur ein
prinzipielles Moment erkennenzn können, und bin der Meinung, daß das Plenum sich darüber
schon schlüssig machen kann. Die Ueberweisung an die Fachcommissionoder den Provinzial¬
ausschuß halte ich nicht für nöthig uud möchte meinerseits den Antrag stellen, im Plenum
zu berathen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Becker
hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Ich glaube, daß es allem richtig ist, wenn
der Ausschuß die Petiton wegen günstigerer Stellung der Bürgermeister hinsichtlich ihrer Pension
der Staatsrcgierung ohne Verzug vorlegt, das ist eine Sache, die eigentlich mit der Wittwen¬
uno Waiscnversorgungnicht direkt zusammenhängt. Sodann wird der Ausschuß das Reglement
über die von der Provinz einzurichtendeWittwen- und Waisenversorgungder Laudbürgermeisterzu
berathen haben. Bei dieser Gelegenheit muß nach meiner Meinungder Antrag Sr. Durchlaucht des Fürsten
zu Wied mit zum Austrag kommen. Erst wenn das Reglement hier vorgelegt wird, so ist es an
der Zeit, den Antrag hier im Hause zu behandeln und demselbenevent, durch Petition an die
Staatsregicrung stattzugeben,denn Sie können doch nicht früher petitioniren, als bis die Errichtung
der Kasse beschlossenist Das scheint mir die Voraussetzung des ganzen Antrages zu sein, und
ich glaube, wir dienen der Sache, wenn wir den Antrag erst gleichzeitigmit dem gestrigen
Beschlußüber die Vorlage eines Reglements für die einzurichtende Wittwen- und Waisenversorgung
hier im nächsten Landtage berathen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Broich
hat das Wort.
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AbgeordneterBroich: Meine Herren! Ich möchte bemerken,daß der heutige Antrag
sich als eine Ergänzung des Antrags darstellt, der von dem Referenten, Herrn Landesdirektor
Klein, im Namen des Provinzialausschusseshier gestellt worden ist. Es ist mir der Inhalt des
Antrages, da er mir nicht vorliegt, nicht genau gegenwärtig. Es ist gestern nicht beschlossen
worden, diesen Antrag dem Provinzialausschuß zu überweisen, sondern der Landtag hat beschlossen,
in einem gewissen Sinn eine Petition an die Königliche Staatsregierung einzureichen. Was dann
geschehen soll, das müßte der Provinziallandtag noch beschließen. Eine Uebcrweisung an den
Provinzialausschuß ist nicht erfolgt, sondern es ist nur der Antrag des Herrn Abgeordneten
Zweigert an den Provinzialausschuß verwiesen worden. Ich möchte Sie deshalb bitten, den
heutigen Antrag mit dem Antrage des Herrn Klein zu vereinigen und diesen Antrag an den
Provinzialausschuß zu überweisen. Ich erlaube mir, den Antrag, der gestern angenommenist,
vorzulesen,er heißt folgendermaßen:

„Der hohe Landtag wolle bei der Königlichen Staatsregierung ein Gesetz beantragen,
durch welches
1. die Landbürgermeistereienund Landgemeinden genöthigt werden, einer von dem

Provinzialverbande zu errichtenden und unentgeltlich zu verwaltenden Kasse zur
Versorgung der Hinterbliebenen der Communalbeamten — mit Ausschluß der
der Volksschullehrer— beizutreten lind

2. die Pensionsuerhältnisseder Landbürgermeijter sowie der übrigen Communalbeamten
einer neuen Regelung unterzogen werden.

Dieser Antrag ist zum Beschlusse erhoben worden. Es muß also noch einmal die Art
und Weise dargelegt werden, in welcher die Petition der KöniglichenStaatsregierung überwiesen
wird, und dazu liefert der Antrag Sr. Durchlaucht des Fürsten zu Wied sehr schätzcnswerthe
Auhaltspunkte. Deshalb möchte ich bitten, den gestrigen Antrag nebst der heutigen Ergänzung
dem Provinzialausschuß zur Berichterstattungsür den nächsten Landtag zu überweise».

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort,

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Der erste Theil des Antrages des Provinzial¬
ausschusses ist gestern erledigt worden. Der Landtag hat nicht beschlossen,daß wir den Weg der
Petition an die Staatsregierung beschreitensollen zum Zweck des Erlasses eines Gesetzes über
die Wittwen- und Waisenversorgung; ebensowenig hat der Landtag den Ausschuß angewiesen, eine
solche Petition auszuarbeiten und dem nächsten Landtage vorzulegen,sondern es ist nur beschlossen
worden, daß der Ausschuß ein Reglement für eine Kasse, welche auf freiwilligemBeitritte beruht,
ausarbeiteu soll. Für eine solche Kasse, welche auf freiwilligem Beitritt beruht, ist es nun aller¬
dings eine wesentlicheVoraussetzung, ob die Staatsregierung einen Veitrag leistet oder nicht,
und i nsofern steht der Antrag in innerem Zusammenhange mit dem gestrigen Beschlusse, daß wir
ein Regulativ für eine solche Kasse ausarbeiten sollen. Nachdem diese Angelegenheit gestern
ausreichenderwogen worden ist, möchte ich Ihnen, meine Herren, anempfehlen, heute fofort in
die Berathung des Antrages einzutreten und zu beschließe«,daß der Autrag dein Provinzial¬
ausschuß als Material für die Ausarbeitung des in Rede stehenden Reglements überwiesen wird-
Der Ausschuh kann alsdann, wenn er es für opportun erachtet, bei der KöniglichenStaats¬
regierung anfragen, ob auf die Bewilligung eines solchen Zuschusses zu rechnensein wird, oder
der Ausschuß kann event, eine bezügliche Petition mit dem Regulativ Ihnen in der nächsten
Session vorlegen.
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Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteFreiherr
von Plettenberg hat das Wort,

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Meine Herren! Ich möchte nur noch darauf
aufmerksam machen, daß meines Erachtens für die Ausarbeitung des Regulativs es von fehr
hoher Bedeutung ist, ob man sich darüber klar ist, daß die Königliche Staatsregierung einen
derartigen Zuschuß leisten wird oder nicht. Dieser Zuschuß stellt eine Entlastung der Bürgermeister
dar, es würde danach in den Gemeinden, die sich durch die Gewährung eines Zuschussesder
KöniglichenStaatsregierung haben bewegenlassen, eine derartige Kasse einzurichten,die Gemeinde
3°/n und der Staat die anderen 3°/« zahlen, während in den Gemeinden, die sich nicht dazu
verstehenwürden, die Bürgermeister den einen Antheil mit 3"/« zahlen müßten; dadurch würde
eine Unregelmäßigkeitentstehen, und um derartigen Ungleichheitenim Reglement von vornherein
vorzubeugen, halte ich es für fehr wesentlich, daß man weiß, ob die Königliche Staatsregierung
überhaupt geueigt ist, derartige Zuschüssezu geben, und ich möchte deshalb meinen Antrag auf¬
recht erhalten.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Meine Herren! Den Antrag des
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Plettenberg verstehe ich dahin, daß die Sache jetzt sofort
verhandelt werden soll.

AbgeordneterFreiherr von Plettenberg: Wenigstens noch in dieser Session.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wenn wir ihn hier verhandeln

wollen, so könnte das nur geschehen, wenn Niemand widerspricht, wenn Einstimmigkeit darüber
herrscht, da diese Sache heute nicht auf der Tagesordnung steht. Es würde also erst diese Frage
erledigt werden müssen. Ist die ganze Versammlung einverstanden,den Antrag jetzt zu verhandeln?
(Stimmen: Nein!)

Es liegt keine Einstimmigkeitvor, also können wir den Antrag heute nicht vornehmen.
Dann haben wir aber auch noch den Antrag des Freiherrn von Plettenberg, den Antrag in dieser
Session zu behandeln, und den Antrag des Grafen von Veisfel, den Antrag dem Provinzial-
llusschusfe zu überweisen; andere Anträge liegen nicht vor. Ueber diese beiden Anträge würde
abzustimmensein, der Antrag des Grafen Veissel ist derjenige, der zunächst zur Verhandlung
kommt, nach welchem der Antrag dem Provinzialausschuß zur Vorberathung überwiesenwerden
soll und würde ich zunächst über diesen Antrag abstimmen lassen. Der Herr Abgeordnete Freiherr
von Geyer hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterFreiherr von Geyr: Ich möchte mir die Frage an Herrn Grafen Beisscl
erlauben, ob sein Antrag bezweckt, noch während der jetzigen Session des Landtags die Sache im
Ausschusse zu berathen, oder in einer späteren Zeit.

AbgeordneterGraf von Beifsel: Nein, das liegt mir eben fern, diese Angelegenheilin
den jetzt tagenden Landtag noch einmal hineinbringen zu lassen. Es ist zu schwierig für uns
nur im entferntestendas Material herbeizuschaffen oder die Ausarbeitung vorzunehmen, dazu ist
die Materie viel zu weitläufig. Es ist meine Intention gewesen,für den nächsttagendenLandtag
die Vorlage machenzu lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Dann würden wir die beiden
Anträge haben, von denen der eine dahin geht, die Sache noch in dieser Session hier zu
verhandeln. Beide Anträge stimmen darin überein, daß der Antrag des Fürsten Wied von dem
Provinzialausschuß zunächst vorbereitet werden soll, wenn ich es richtig aufgefaßt habe. Wenn
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Niemand Widersprucherhebt, so werde» wir nur über die Alternative abzustimmen haben, ob
der Antrag noch in dieser Session zur Verhandlung kommen soll, oder dies nicht der Fall sein
soll. Ich ersuche zunächst diejenigen Herren, welche der Ansicht sind, daß die Sache vom
Prouinzialausschuh vorberathen noch in dieser Session zur Behandlung koinme, sich zu erheben.
(Geschieht)

Das ist die Minorität. Es bleibt der andere Antrag übrig, daß die Sache an den
Provinzialllusschnhverwiesen und vorberathen und ohne Zcitbegrcnzuugresp, mit der Begrenzung,
daß er bei der nächsten Landtagssessionzur Behandlung komme. Ich glaube, daß dieser Antrag,
sofern Niemand Widersprucherhebt, als Beschlußdes Hauses gelten kann. Wir kommen demnach
zum folgenden Pnnkt der Tagesordnung: Referat des Prouinzialausfchusses, betreffend die
Errichtung eines Kaiser Wilhelm-Denkmalsin der Rheiuprovinz.

Der Herr Abgeordnete Graf von Veißel hat das Referat, ich bitte ihn dasfelbe
vorzunehmen,

Abgeordneter Graf von Beissel: Meine Herren! Als in der letzten Session des
Prouinziallandtllgs die Frage der Errichtung eines Denkmals für weiland Kaiser Wilhelm I.
Majestät zur Verhandlung stand, entwickelte sich die Debatte dahin, daß man durch die Einstim-
migkeit, welche darin herrschte, daß überhaupt ein Denkmal errichtet werden sollte, diese Frage
fast gar nicht weiter erörterte.

(Der Vorsitzende Fürst zu Wied übernimmt den Vorsitz)
Man ging vielmehr gleich dazu über, die ganze Aufmerksamkeit auf die Frage zu lenken,

an welcher Stelle foll das Denkmal errichtet werden. Meine Herren! Schon während der Debatte
mehrten sich die Nennungenvon Punkten, auf welchem man sich ein Denkmalfür Kaifer Wilhelm l.
Majestät wundervoll denken könne und von dem sich erwarten ließ, daß es an: besten dort stehen
würde. Damals, meine Herren, lagen dem hohen Hause nur 2 Petitionen vor, — es war das
die Petition zur Errichtung eines Kaiser Wilhelm-Denkmalsder Stadt Coblenz,die zweite Petition
war die der Stadt Viersen.

Kaum, meine Herren, war der Landtag geschlossen, so gingen schriftliche Petitionen aus
allen Nheingcgendenein, welche darauf hinzielten, Punkte ihrer Nachbarschaftzur Errichtung des
Denkmals zur Verfügung zu stellen. Meine Herren! Die Petitionen gingen in einer Zahl von
8 Stück ein und zwar sind dies die Petitionen der Gemeinde Mehlem und Godesberg, welche
zunächst das Siebengebirge vorschlugen, ferner die Stadt Andernach, welche den Kranenbcrg als
paffenden Ort bezeichnete, drittens wurde der Vorschlag gemacht,das Denkmal auf die Erpler Ley
zu fetzen. Dann wurde der Pctersberg als einziger Punkt hervorgehoben,auf welchem das Denkmal
würdig stände, ferner die Insel Herrcnwerth, dann die Humboldts-Höhe bei Vallendar und der
Noddcrbergvi« ^ vi« Mehlem, dann endlich der Hannncrstein, Das sind die 8 Petitionen, welche
mit vollen Unterlagen eingegangensind. Die Verhandlung der vorigen Session führte dahin, daß
der Antrag des Herrn AbgeordnetenDr. Frowein zur Annahme gelangte, dem Provinzialausfchuß
zur Erwägung und Berichterstattungdie Angelegenheitzu überweisen. Meine Herren! Daß der
Provinzialllusschnhmit großer Liebe die das Herz eines jeden Rheinländers berührende Frage
behandelt hat, das zu erwähnen, glaube ich, würde wohl überflüssig sein. Der Prouinzialausschuh
schlug in der Behandlung der Frage folgendenModus ein. Zunächst wurde die Frage erörtert,
foll überhaupt ein Denkmal errichtet weiden, und, meine Herren, wir glaubten uns in Ueberein¬
stimmung mit dem ganzen Landtag, wenn wir diese Frage bejahten, wir glaubten das umsomehr
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thun zu dürfen, da keine einzige Stimme sich gegen die Errichtung des Denkmals im letzten
Landtage geltend gemachthat. Bei der ferneren Behandlung wichen wir aber von der BeHand¬
lungsweise, welche das hohe Haus beliebt hat, ab, indem wir nunmehr nicht zur Platzfrage über¬
gingen, sondern die Sache, wie das auch die Geschäftslage des Ausschussesbedingte, von der
praktischenSeite anfaßten nnd uns fagten, zunächst müßte festgestellt sein, welche Mittel dem
Provinziallandtag zur Verfügung stehen, ein Denkmal zu errichten. Wir kamen dazu, daß wenn
die Mittel feststehen, dann auch viel eher die Platzfrage geregelt werden könne. Meine Herren!
Die Mittel betreffend, fo war der Weg möglich dieselben aufzubringen durch Provinzialumlage.
Meine Herren! In Anbetracht aber des Zweckes, welchem die Mittel dienen füllten, hielt der
Prouinzialllusschuß es einstimmig für undenkbar, daß die Mittel zur Errichtnng eines Kaiser-
Wilhelm-Denkmalsmittelst Umlage aufgebracht werde» sollten und es wurde dieser Punkt einer
weiteren Erörterung gar nicht unterzogen. Es war Ansicht des Provinzialausschusses, daß der
Landtag zunächst aus den ihm zur Verfügung stehendenMitteln selbst eine ansehnliche Summe
bereit stelle und daß man dann erst über die Aufbringungder noch fehlenden Summe berathschlage.
Meine Herren! Wie Ihnen allen bekannt, ist das einzige Geld, über welches der Provinzial¬
landtag freie Disposition hat, der sogenannteStändcfonds, das heißt der Zinsgewinn der Landes¬
bank. Dieser Zinsgewinn diente und dient dazu, allen den Bedürfnissen nach Möglichkeitgerecht
zu werden, welche in der Vestimmnng über die Dotationsrente u, s, w. nicht vorgesehensind.
Dahin gehört die Unterhaltung von Kunstdenkmälern,die Mittel zur Beschaffungfür Einrichtungen
der Kunst und Wissenschaft dienend u. f. w. Wir fügten uns, meine Herren, daß es wohl ein
ganz eminenter Pnnkt zur Verwendung dieser Mittel ist, wenn wir einem Herrscher,wie unserm
Kaiser Wilhelm I. damit ein Denkmal setzen und wir für diefen Zweck zu allernächstdie Mittel
in Angriff nehmen dürfen.

Meine Herren! Es war unsere Ueberzeugung, daß es nicht möglich ist, gleich diesen
ganzen Fonds lediglich zu diesem Zwecke hinzugeben, daß wir uns eine Summe wenigstens stets
bereit halten müßten, um an uns herantretenden anderweiten Bedürfnissen gerecht zu werden.
Deshalb glaubten wir es nicht thun zu können, dem hohen Landtage vorzuschlagen,die ganze
Summe, welche dem hohen Landtage zur Verfügung steht, eine Reihe von Jahren hindurch dem
Zwecke des Denkmals allein zu widmen. Es führte uns auch noch die fernere Erwägung dazu,
indem wir annahmen, daß ein Denkmal wie das Denkmal des Kaifers Wilhelm, welches die
Nheinprouinz ihm stellt, wohl eine Vorbereitung von vielen Jahren bedürfe, daher auch die Zeit
gegebensei, diese Summe durch kleinere Beträge anzusammeln. Aus allen diesen Erwägungen
kam der Provinzialausschuß dahin, Ihnen heute vorzuschlagen,aus dem dem Landtage zur Ver¬
fügung stehenden Dispositionsfonds, das heißt aus dem Zinsgewinn der Landesbankfür eine Reihe
von 8 Jahren eine Summe von 60 000 M. zu bewilligen, welche nach Ablauf der 8 Jahre die
Summe von 480 000 M, mit Zuwachs der Zinsen eine solche von über 500 000 M. ausmachen
würde. Diese Summe, meine Herren, glaubten wir als Maximum des Betrages betrachten zu
'Nüssen, den wir dem hohen Hause zur Bewilligung vorschlagen konnten. Meine Herren! In
Erwägung, daß diese Summe nicht im Entferntesten hinreicht, ein würdiges Denkmal herzustellen,
wurde überlegt, auf welche Weise und in welcherHöhe andere Summen zu erreichenseien. Da,
weine Herren, sagten wir uns, daß diese anderen Mittel nur durch freiwilligeBeiträge aufkommen
könnten. Wie Sie aus dem Referat ersehen, ist die ganze Summe, welche der Provinzialausschuß
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Ihnen glaubt als verfügbar anzugeben,800 000 M, Nehmen wir davon 500 000 M, ab, welche
dem Landtag vorgeschlagen werden aus seinen Mitteln zu bewilligen, so bleiben noch 300 000 M.,
welche wir glaubten, durch freiwillige Beiträge zusammenbringen zu können. Meine Herren! Die
Summe von 300 000 M. mag Ihnen in Anbetracht des Zweckes, welchem sie dienen sollen,
überaus geringfügig vorkommen. Der Ausschußglaubte aber nicht berechtigtzu sein, den Betrag
der freiwillig eingehendenBeiträge hoher zu normircn aus dem Grunde, weil bereits in allen
größeren Städten, sogar in einzelnen Regierungsbezirken Collekten stattgefundenhaben zur Errichtung
von Priuatdenkmälern Kaiser Wilhelms, also die einzelnen Gemeindenund Städte bereits ihre Opfer
gebrachthaben und dieselben freudig gebracht haben, das beweisen die hohen Summen, welche
den Verbänden zur Verfügung stehen. Wenn wir aber mit neuen Collekten herankommen,können
wir nicht erwarten, daß die in der Weife ausfallen, wie dieselben unbedingt ausgefallen wären,
wenn nicht vorher Sammlungen stattgefundenhätten. Infolge dessen glaubten wir nicht über die
Summe von 300 000 M. hinausgehen zu können. Wenn das hohe Haus diesen meinen Aus¬
führungen zustimmt, dann glaube ich, daß die Summe, die wir vorschlagenvon 800 000 M. als
diejenige erachtet wird, welche uns zur Verfügung steht. Nunmehr, meine Herren, ging der
Provinzialausschuß dazu über, die Platzfrage zu eruiren. Um dieses zu ermöglichen,war es von
vornherein nothwendig, daß wir in die Lage versetzt wurden zu wissen, was ist mit den 800 000 M,
herzustellen, das würdig ist Demjenigen, den es darstellen soll. Um dieses zu ermitteln, blieb uns
kein anderer Weg übrig — und es war wohl der einzig praktische und richtige Weg — als daß
man dazu überging, an einzelne Künstler zu schreiben, den Herren die Mittheilung zu machen,
daß eine Summe von praetor proptsr 800 000 M. zur Verfügung stehe, sie zu bitten, festzustellen,
was mit den 800 000 M. erreicht werden kann. Meine Herren! Das Referat weist die Namen
derjenigen Künstler auf, an welche damals geschrieben worden ist. Es wurde im Laufe der
Debatte auf bereits bestehende Denkmäler auf Berghohen hingewiesenund zwar auf die Ruhmes-
Halle bei Negensburg und Kehlheim,wir wollten uns auch über die Kosten dieser beiden würdigen
Kunstdenkmäler informircn; deshalb wandte sich der Herr Landesdircktor in Erfüllung des
Auftrages, welcher ihm feitens des Provinzialausschusfes ertheilt worden war, an Se. Excellenz
den Herrn Oberpräsidentender Nheinprovinz, um uns die Höhe dieser Summe zugänglichzu machen.
Bisher ist eine Antwort auf die Frage nicht eingegangen. Ferner, meine Herren, wurde bei Herrn
OberbürgermeisterBecker angefragt, wie Sie hier gedruckt finden, wie hoch sich die Kosten des
Denkmals auf dem Heumarkt zu Köln belaufen haben :c. Ich glaube nicht, daß ich Ihnen das
alles uorzulefenbrauche, die Sache hat Sie jedenfalls fo lebhaft interessirt, daß Ihnen das Referat
gegenwärtig ist.

In unserer letzten Provinzial-Ausschuhsitzungkonnten wir durch das Fehlen der Antwort
über die Kosten der Ruhmeshallen Kchlheimund Negensburg über die Plahfrage nicht schlüssig
werden. Wir glaubten, ehe die Unterlagen nicht als abgeschlossen zu betrachten seien, nicht mit
positiven Vorschlägen vor Sie hintreten zu sollen. Aus den Antworten der Künstler, welche
Ihnen im Excerpt vorliegen, sehen Sie, daß eine größere Anzahl Künstler glaubte, auf einer
Infel mit dem Gelde ein Denkmal errichten zu können. Es sind zwar Kautelen gemacht wegen
der Fundamentirung u. s. w. Daß in einer Stadt mit dem Gelde, welches wir zur Verfügung
haben, ein würdiges, ein fchönes Denkmal errichtet werden kann, das bedarf keiner weiteren
Worte. Meine Herren! Ich möchte meinen Bericht damit schließen, daß ich mir erlaube die
Anträge des Provinzialausfchusseszu verlesen:
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„Hoher Landtag wolle:
1. Die Errichtung eines Denkmals für weiland Se, Majestät Kaiser Wilhelm I.

beschließen.
2. Zu den desfallsigenKosten einen Beitrag von 500 000 M. bewilligen, welcher

nicht aus der Provinzialumlage und der Dotationsrente, sondern aus den eigenen
Einnahmen der Provinz und zwar aus dem zur Verfügung des Provinziallandtages
stehenden Zinsgewinne der Landesbank bezw. dem Dispositionsfondsdes Provinzial¬
landtages (Titel III der Ausgabe des Hauptetats) mit jährlich 60 000 M, für die
nächsten 8 Jahre entnommenund bei der Landesbank der Nheinprovinzzinstragend
angelegt werden soll.

3. Den Provinzialausschutzbeauftragen, die beiden Projekte bezüglichder Errichtung
auf einer Höhe bezw. auf einer Insel des Rheines oder in einer Stadt, besonders
hinsichtlichder Kosten durch Allsschreibungeiner Conkurrenz klar zu stellen und
dem nächsten Prouinziallandtage über den Ort und die Art der Ausführung des
Denkmals bestimmteVorschlägezu machen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFrowein hat das Wort.
Abgeordneter Frowein: Meine geehrten Herren! Als wir in der vorigen Session

beschlossen,die Angelegenheitdes Denkmals dein Prouinzialausschuß zur Erwägung und Bericht¬
erstattungzu überweisen,gingen wir von der Anschauung aus, daß bei aller freudigen Zustimmung
zu dem Grundgedanken des damals vorliegendeilAntrages es bedenklich sei, unter dem ersten
gewaltigen Eindruckjener unvergeßlichen Tage einen bindenden Beschlußbezüglich der Ausführung
zu fassen. Die Nichtigkeit und Zweckmäßigkeit dieses Vorgehens hat sich, wie ich meine, inzwischen
klar erwiesen. Das Vorhaben, unserem ersten großen Kaifer ein Denkmal zu errichten, hat
lauten Wiederhall gefunden und die lebhafte Antheilnohme der gesammten Provinz hat es
ermöglicht,daß weite Kreise sich mit dieser Angelegenheitbefaßt, daß ne neue bcmerkenswerthe
Gesichtspunkte hervorgehobenund uns in den Stand gesetzt haben in ruhiger und ernster Prüfung
mit Behutsamkeitdie weiteren Schritte ins Werk zu setzen. Der Prouinzialausschuß schlägt uns
vor, heute noch nicht eine grundsätzliche Entscheidung über die Ausführung zu fassen. Ich bin
der Meinung, daß dieser Vorschlagdurchaus unsere Billigung verdient und ich stimme deshalb
im großen Ganzen dem Antrage des Provinzialausschusseszu.

Was die einzelnen Punkte dieses Antrags betrifft, welcher Ihnen soeben vom Herrn
Referenten verlesen worden ist, so handelt es sich zunächst in Nr. 1 darum, nunmehr ganz
abgesehenvon der Frage des Standortes und der Ausführung endgültig die Errichtung eines
Denkmals zu beschließen. Wenn ich mit nicht wenigen Mitgliedern des hohe,, Hauses auch die
wohl erwogeneUeberzeugunghabe, daß nur außerhalb einer Stadt auf einem leicht zugänglichen
und weithin sichtbarenPunkte ein Denkmal geschaffen werden kann, welches den von uns zu
stellenden Anforderungen entsprichtund als Gemeingut der Provinz gelten kann, so bin ich doch
weit entfernt, von dieser meiner persönlichen Auffassungdie Entscheidungder Frage, ob überhaupt
ein Denkmal errichtet werden soll, abhängig zu machen; ich hoffe vielmehr, daß wir Nr. 1 des
Antrages einstimmig annehmen werden.

Zu Puukt 2 bemerke ich, daß es an und für sich zweifelhaftfein kann, ob es richtig ist,
die zu bewilligendenSummen schon heute in ihrer Höhe festzulegenund ich bin bezüglich dieses
Punktes noch besonders bedenklich geworden durch die Begründung, welche der Herr Referent
seiner diesbezüglichenAusführung gegeben hat, indem er bemerkte, daß dieser Betrag das
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Maximum dessen darstelle, was nach dem Erachten des Prouinzialausschnssesvon dem Landtage
bewilligt werden könne. Ich meine nun aber, daß Gründe eintreten tonnen, welche eine Ver¬
änderung dieses Beschlusses nothwendigmachen und es sind auch, soviel ich gehört habe, durchaus
keine grundsätzlichenoder thatsächlichen Erwägungen zum Vortrage gebracht, welche es hindern,
die Anzahl von 8 Jahren noch weiter auszudehnen. Ich will indessen gegen die Feststellungder
Summe einen Widerspruchnicht erheben, weil ich nicht verkenne,daß für die von den Architekten
zu machendenEntwürfe eine bestimmteUnterlage gegeben sein muß. Ich gehe aber dabei von
der unbestreitbar richtigen Voraussetzungaus, daß der Landtag später in der Lage ist, wenn er
es für erforderlicherachtet,bezüglich der Höhe der Summe eine Veränderung eintreten zu lassen.
Was nun den Punkt 3 betrifft, fo foll der Provinzialausschuh beauftragt werden, die beiden
Projekte bezüglich Errichtung auf einer Höhe be;w. auf einer Infel des Rheines oder in einer
Stadt, besonders hinsichtlich der Kosten, durch Ausschreibungeiner Eonkurrcnz klar zu stellen.
Ich glaube, daß dieser Vorschlag 3 über dasjenige Maß, welches in dem gegenwärtigenAugenblick
geboten ist, hinausgeht. Es ist, wie ich zugebe, eine natürliche Folge, der an eine Reihe hervor¬
ragender Architekten gestellten Anfragen, daß nunmehr nach Festsetzungeiner bestimmtenSumme
diese Projekte auf ihre Ausführung im Nahmen der geschehenen Bewilligung geprüft werden.
Allein ich bin der Ansicht, daß hier zwifchen den verschiedenen Projekten streng geschieden werden
muß, nicht nur wie es in der Vorlage des Provinzialausschussesgeschieht, zwischen2 Projekten,
zwischen Stadt und Land, sondern zwischen den 3 Projekten. Was zunächst die Errichtung auf
einer Höhe angeht, fo haben wir aus dem Referat entnommen, daß nur der Vorstand des
Architektenvcreuisfür Rheinland und Westfalen eine Summe von 8N0 000 M. für genügend
erachtet, daß andere Stimmen sich in entgegengesetztein Sinne geäußert haben und daß von einer
Seite sogar eine Summe von 5000000 M. für erforderlicherachtetwird. Hier liegt alfo die
Nothwendigkeitvor, an der Hand besonders ausgearbeiteterSkizzen die Möglichkeit der Ausführung
zu prüfen. Etwas anders schon verhält es sich mit dem Plane, das Denkmal auf einer Insel
zu errichten, wie es von unsern, Herrn CollegenEonze in der vorigen Session zuerst angeregt
worden ist.

In dieser Beziehung sind die Architektendarin übereinstimmend,daß der in Aussicht
genommeneBetrag von 800 000 M. ausreicht. An und für sich würde also eine Vorprüfung
hinsichtlich dcr Kosten nicht erforderlichfein. Da aber diese Idee so viel Eigenartiges hat und
bei der Ausführung mancherleiSchwierigkeitenbegegnen wird, so halte ich es für gerechtfertigt,
um die Verwirklichungaußer Zweifel zu stellen, auch hier eiue Eonkurrenzim Sinne des Antrages
des Provinzialausschusseszu beschließen. Ganz anders aber steht es meines Erachtens mit dem
Projekt der Errichtung eines Denkmals in einer Stadt, Hier ist es, wie auch der Referent hervor¬
gehobenhat, ganz klar, daß die Summe von 800 000 M. genügt und irgend welche technische
Schwierigkeitenwerden sich nicht einstellen können. Ich meine deshalb, wenn wir ganz mit
gleichem Maße messen wollen und zugleich die gewiß wünschcnswertheSparsamkeit gelten lassen,
so ist es in der gegenwärtigenLage der Sache, da es sich nur um eine Klarstellung zweifelhafter
Punkte handelt, nicht erforderlichund nicht zweckmäßig, auch hier eine Ausschreibungvorzunehmen.
In diesem Sinne beehre ich mich den Antrag zu stellen,Punkt 1 und 2 unverändert anzunehmen,
dagegenzu Punkt 3 den Antrag des Provinzialausschusseswie folgt zu fassen:

„Den Provinzialausschuh beauftragen, die Projekte bezüglich Errichtung auf einer
Höhe oder auf einer Insel besonders hinsichtlich der Kosten durch Ausschreibungeiner



gsg

Konkurrenzklar zu stellen und über das Ergebniß dem nächsten Prouinziallandtag
zu berichten."

Sie haben, meine Zerren, aus meinen Ausführungen bereits entnommen, ich will es
aber noch ausdrücklichhervorheben, daß mein Antrag keine grundsätzlicheBedeutung hat. Ich
glaube aber, daß er der Lage der Sache, wie sie heute ist, entspricht und ich hoffe in der vor¬
geschlagenen Weise die ruhige Weiterentwicklung der Angelegenheitzu fordern. In diesem Sinne
empfehle ich Ihnen die Annahme meines Antrages. (Lebhaftes Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteOi-. Pauli hat das Wort.
AbgeordneterDr. Pauli: Meine Herren! Ich möchte mir erlauben, die Anfrage an das

hohe Haus zu richten, ob bei der Berathung im Frühjahr darüber entschiedenworden ist, daß das
Denkmal bestehen soll in einer Anlage auf einer Hohe, in einer Bildsäule von Erz oder Stein
oder derart, und ob damals ausgeschlossen worden ist, daß die Anlage auch bestehen könnte in
einer Humanitären Einrichtung oder Stiftung, Ich glaube, es giebt viele Mitglieder des hohen
Hauses und auch viele Mitglieder der rheinischenBevölkerung, welche diesem Gedanken viel sym¬
pathischergegenüberstehenwürden, daß eine humanitäre Stiftung auf den Namen unseres hoch¬
verehrten, seligen Kaisers gegründet werden möchte. Welcher Art diese Einrichtung sein könnte,
darüber will ich mich nicht eingehend aussprechen, es giebt aber doch meines Erachtens Ideen
und Gedanken, die sehr wohl zur Ausführung geeignet wären und empfohlen werden könnten.
Vielleicht würde es sich beispielsweiseempfehlen, daß hier im Rheinland ein Invalidenhospital
auf den Namen des Kaifers gegründet würde. Ein solches Hospital, das wäre eine Einrichtung,
welchessaxo st aers psrsnliin» ist. Die Herren wissen ja, daß eine ähnliche Stiftung aus dem
vorigen Jahrhundert, das Iuliushosvital in Würzburg, eine der großartigsten und berühmtesten
Einrichtungen und Humanitären Stiftungen der Welt ist. Der Plan würde auch erlauben, daß
man mit einer gewissen Beschränkungso anfinge, daß es möglich ist, sogleichdie Einrichtung zu
treffen und dabei die von der Provinz in Aussicht genommenen Mittel von 500 000 M. zu
Grunde legte und daß dann, sei es weiter von der Provinz, sei es von Privaten durch frei¬
willige Beiträge, sei es durch Betheiligung einzelnerGemeinden, die fehlendenGelder aufgebracht
würden. Die Anstalt würde sich ja dadurch schon nach und nach immer großartiger gestalten,
daß für diefelbe Stiftungen, fei es zum LebensunterhaltEinzelner, sei es zu anderen einschlägigen
Zwecken gemachtwerden konnten. Ich wollte diese Frage an das hohe Haus richten. Die Sache
würde sehr schnell erledigt sein, wenn sie dahin beantwortet würde, daß man nur ein Denkmal
von Erz oder Stein im Auge habe, welches auf einer Höhe am Nhein errichtet werden soll.
Ich wage es aber auszusprechen,daß bei der Conkurrenz,die schon jetzt aufgetreten ist, und von
der man nicht sagen kann, ob sie schon zu Ende ist, und beim Versuche der Lösung der Con-
kurrenzfragedoch irgend ein Ort, irgend ein Städtchen vor allen anderen ganz besondersbevorzugt
wird. Es ist meines Erachtens keine geringe Schwierigkeit,meine Herren, in dieser Hinsichteinen
Beschluß zu fassen und dabei gegen den Vorwurs geschützt zu sein, daß man den einen Ort
unbilligerweisegegen den anderen bevorzugt habe. Macken Sie aber, meine Herren, eine solche
Stiftung, dann nehmen Sie Beiträge aus der ganzen Provinz und legen sie für einen Zweck
fest, für welchen auch allgemein die ganze Bevölkerung sich interessirenkönnte. (Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Meine Herren! Ich möchte doch dagegen
Verwahrung einlegen, daß nach dem Vorschlage des Herrn Abgeordneten Frowein die Worte
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„oder in einer Stadt" gestrichenwürden. Das Referat des Provinzialausschussesthut uns dar,
daß die Sachverständigensich gegen die Errichtung des Denkmals in übernatürlicher Größe auf
einer Vergcshöheaus ästhetischen Rücksichten ausgesprochenhaben. Sie haben dagegen ins Auge
gefaßt, ein Gebäude zu errichten, welches auch vom Rhcine aus gesehen architektonisch wirkt und
im Innern ein Standbild unseres verewigten Herrn bergen soll. Dieses würde aber voraus¬
sichtlich, wenn es der Würde unseres Heimgegangenen Kaisers entsprechen soll, solche Dimensionen
einnehmenmüssen, daß die Errichtung eines solchen die Mittel, die voraussichtlichzur Verfügung
stehen werden, bei weitem überschreitenwürde. Es würde also nur die Wahl bleiben zwischen
einer Insel nnd einer Stadt, und wenn man eine Stadt vollständig ausschließenwollte, so würde
also nur die Möglichkeit bleiben, das Denkmal auf einer Insel zu errichten. Ich muß gestehen,
der Gedankehat für mich sehr wenig Sympathisches, Die Inseln sind alle nicht so hoch gelegen,
daß sie nicht von einer Ueberschwcmmung in sehr bedeutendemMaße erreicht werden, und unsern
alten Herrn in Mitten treibender Fluthen und Eisschollen stehen zu sehen, mit dem Gedanken
kann ich mich nicht befreunden. (Zustimmung.)

Ich will nicht speziell auf den Vorschlagdes alten Landtages zurückkommen, das Denkmal
in die Stadt Eoblenz zu setzen. Das würde ja eben einer späteren Verhandlung vorbehalten
bleiben. Ich stelle »ur den Antrag, daß dem Antrage Frowein, betreffendStreichung der Worte
„oder in einer Stadt", nicht Folge gegeben werde. Was die Art der Errichtung des Denkmals
anbelangt, so möchte ich mich ganz entschiedendafür aussprechen,daß wir ein Standbild errichten,
sei es zu Fuß oder zu Roß, aber nicht eine humanitäre Anstalt gründen, Unser verewigter
Kaiser hat seinem Volke persönlich so nahe gestanden, daß — soweit ich den Pulsschlag des
Volkes habe fühlen können — er dahin geht, daß man mit eigenen Augen sein Bild sehen und
verwahren will für kommende Geschlechter.(Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSimons hat das Wort.
AbgeordneterSimons: Im Ganzen befinde ich mich auf dem Standpunkte sowohl des

Berichterstatters wie des Herrn Abgeordneten Frowein; nur möchte ich der Fassung des Herrn
Oi-, Frowein aus dem Grunde den Vorzug geben, weil er in dem allgemeinen Wirrwarr der
Gedanken eine gewisse Begrenzung von anderen Anträgen voraus hat. Ich gehe persönlich
etwas weiter. Nach meiner festen Ueberzeugung— und darin bin ich ganz abweichend von der
meines Herrn Vorgängers — wird es sich wahrscheinlichzeigen, daß selbst diejenigen, welche
augenblicklich Gegner des Projekts der Errichtung auf einer Insel sind, sich immer mehr verlieren
werden, daß immermehr die Idee, welche die Künstler im Großen und Ganzen für richtig halten,
auch uns nach und nach beherrschen wird.

Ich möchte für die Begrenzung, aber aus einem materiellen Grunde eintreten. Ich
möchte glauben, daß es gerecht ist, für die Künstler, die sich mit dieser großen Aufgabe zu
beschäftigenhaben, wenn wir ihnen hier wenigstens eine Idee geben, welche im Großen und
Ganzen im Sinne der Versammlung ist. In dieser Beziehung verkenne ich nicht, daß der Antrag
Frowein eine gewissermaßen grundsätzliche Bedeutung hat. Diejenigen, welche des Glaubens sind,
daß ein Denkmal in einer Stadt nicht den Bedürfnissen, nicht den Ansichten entspricht, welche
die Mehrzahl der Einwohner Rheinlands und Westfalens haben, werden für den Antrag Frowein
gesinnt sein. Aber ich bin deshalb auch dafür, weil er nichts ausschließt, weil, wenn schließlich
ein Gedankeauftaucht, der uns geeignet erscheint, dann auch das Denkmal für eine Stadt nicht
vollständigausgeschlossen ist.
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Meine Herren! Wir alle im Großen und Ganzen, die wir hier versammelt sind, sind
weder befähigt noch schließlich berufen, die richtige Idee anzugeben. Die richtige Idee wird uns
doch nur kommen von einem gottbegnadigtenKünstler, welcherdas Richtige zu treffen weiß, und
ich möchte deshalb irgend einen Ausschlußauch nicht für wünschenswerthhalten. Dagegen erlaube
ich mir einige Worte, wie sie mein Herr Vorgänger gesprochenhat für eine Stadt, so auch
meinerseits zu sprechen für eine Insel. Ich möchte es zuerst aus dem Grunde thun, weil ich
glaube, daß wir uns im ganzen DeutscheuVaterlande noch in dieser Beziehung in einer Art
Entwickelungbefinden. Wir sind ein romantischesVolk und meinen daher, daß die Spitzen und
Höhen besonders dazu geeignet sind, die Denkmäler unserer großen Männer und großen Helden¬
gestalten zu tragen. Nicht allein von dein Standpunkte aus, von dem ja eine Menge Künstler
ausgehen, daß sämmtliche Spitzen des Nheinthals sckwn bekrönt sind von Nurgen, spreche ich
gegen die Höhen, sondern ich glaube auch, daß im Allgemeinenund Großen vom künstlerischen
Standpunkte aus ein beschränkterer Raum ein richtiger ist. Ich möchte namentlich gegen den
Architektenvereinvon Rheinland und Westfalen in dieser Beziehung ein Wort reden; wohl würde
er befähigt sein, ein Denkmal zu crrichteu, das würdig wäre der Talente großer Künstler,
vielleichtbedenkter aber nicht, daß er damit die Linien verkümmernkönnte, die allen von Jugend
an so lieb und theuer geworden sind. Wenn er es auf einem niederen Punkt errichtenwürde,
bedenkt er nicht, daß die augenblicklichmaßgebendenVerhältnissenicht für eine längere Dauer
bestehen bleiben, wir können nicht in Aussichtnehmen, daß die Verhältnisse,wie sie augenblicklich
liege», in Zukunft, auch nicht einmal in nächsterZukunft so bleiben werden. Diese Befürchtungen
treffen alle nicht zu bei einer Insel. Außerdem ist eigentlich maßgebend der Kostenpunkt, Der
Kostenpunktwird, ich bin davon überzeugt, gegen Errichtung eines Denkmals auf Spitzen, Höhen
und selbst niedriger gelegenen Punkten sprechen. Dagegen muß ich sagen, — und Herr von
Plettenberg wird ganz gewiß auch der Ansichtsein, wenn er näher darüber nachdenkt— daß es
eine Aufgabe,würdig eines Künstlers ist, gerade in dem Rheinstromauf einer Insel in beschränktem
Raume ein solches Denkmal zu errichten, welches, worin ich ganz mit ihm übereinstimme,die
Züge unseres geliebten Kaisers tragen muß. Den Beispielen von Inseln, welche angeführt worden
sind, kann ich auch noch einige hinzusetzen. Ich denke nicht allein an die Inseln, die hier im
Referate genannt sind, sondern noch an andere; ich nenne z. N. die Insel bei Pest und Ofen
und ferner, wenn Sie wollen, auch die Rousseau-Insel. Alle diese Punkte haben den Vortheil
einer gewissen Beschränkung.

Ich glaube auch, daß das romantischeGemüth des Deutschen dabei seine Befriedigung
findet. Der Rhein bietet eine Episode in der Geschichte eines unserer ältesten Heldenlieder.
Meine Herren! Der Nibelungenhort, welcher sagenhaft durch das ganze Mittelalter zieht, kann am
besten dadurch gehoben werden, wenn das Bildniß unseres großen Friedens- und Kriegsfürsten
für alle Ewigkeit uns erhalten bleibt als uuser bester Schah.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe das nicht ganz verstanden, ob der Herr
AbgeordneteSimons einen Antrag gestellthat, den Antrag Frowein abzuändern oder den Passus
»auch in einer Stadt" einzuschieben.

AbgeordneterSimons: Ich habe ausdrücklichbemerkt, daß ich für den Antrag Frowein
spreche, habe mir nur erlaubt, meine persönliche Anschauung hiermit zum Ausdruck zu bringen,
weil ich glaube, daß sie für den Ausschuhals auch für die Oeffentlichkeit von einiger Wichtigkeitist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

41
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AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Von dem Herrn Freiherrn von Pletten-
berg scheint mir der Antrag Frowein falsch verstanden zu sein. Er führte nach dein Antrage
Frowein aus, es solle durch denselbendie Frage, ob das Denkmal in einer Stadt errichtet werden
sollte, schon entschieden werden. Das ist, soweit ich den Antrag Frowein verstehe, keineswegs
der Fall, Der Antrag Frowein will nur nicht, daß jetzt schon, ehe über den Standort entschieden
ist, die Conkurrenzauch auf die Frage, ob in einer Stadt das Denkmal errichtet werden kann,
ausgedehnt werde, weil er fagt, der Kostenpunkt für ein derartiges Denkmal steht durch eine
lange Reihe von Erfahrungen bereits fest; nach dieser Nichtnng hin brauchen wir daher keine
näheren Ermittelungen eintreten zu lasse». Dagegen ist auf der anderen Seite bestritten worden,
daß es überhaupt möglich wäre, mit einem Kostenaufwandevon ca. 800 000 M. auf einem Berge
oder einer Infel ein Denkmal zu errichten, es ist bestrittcn worden, ob das ästhetisch und künstlerisch
schön und finanziell ausführbar sein würde; und nun will der Antrag Frowein in Nebercinstinmuing
mit dem Vorschlage des Ausschussesdiese Vorfrage zunächst durch eine Conknrrenz klargestellt
wissen. Im Ausschusse ging man von demselben Gedanken aus, und man hat nur den Zusatz
„oder i» einer Stadt" gemacht, um damit klar zu stellen, daß man nicht eine einseitige Lösung
der Frage ins Auge fassen, sonder,' auch die andere Lösung, ob in einer Stadt das Denkmal
errichtet werden soll, offen halten »volle. Nach den heutigen Ausführungen aber muß ich in der
That sagen, daß wir, wenn wir den Passus „oder in einer Stadt" festhalten, damit kaum der
Sache dienen. Wenn wir jetzt die Conkurrenz auch auf die Frage über die Möglichkeitder
Errichtung des Denkmals in einer Stadt ausdehnten, so erfahren wir durch die Conkurrenz
weiter nichts, als das, was wir bereits wissen, daß das nämlich möglich ist, Die Künstler können
höchstens schon ein Projekt machen, wofür eö aber noch zu früh wäre, denn, wenn der Landtag
später beschließt, das Denkmal nicht in einer Stadt zu errichten, dann wären die Kosten und
Mühen für das Projekt unnütz gewesen. Durch die Conkurrenzsollen überhaupt keine vollständig
ausgeführten Projekte für das Denkmal auf einer Höhe oder einer Insel, sondern nur Skizzen,
welche die Möglichkeit derselbenangeben, erlangt werden. Der Künstler soll nur seine künstlerischen
Gedanken zum Ausdruckbriugen, wie er sich ein Denkmal auf einem Punkte des Rheines, auf
einer Höhe, auf einer Infel denkt und soll einen Kostenüberschlag,nicht Anschlagbeifügen, aus
dem ersichtlich ist, was das Denkmal nach seiner Auffassung ungefähr kosten würde. Wenn wir
dann eine Reihe derartiger geistigerVorschlägenhaben, sind wir viel eher in der Lage, die Frage
zu entscheiden, ob das Denkmal auf einer Höhe oder auf einer Insel, oder in einer Stadt errichtet
werden soll und entscheiden wir uns für die Höhe oder für die Insel, dann können wir entweder
wiederum eine neue freie Conkurrenzausschreiben oder wir können dem Künstler, dessen geistiger
Gedanke uus am meisten sympathischberührt hat, mit der weiteren Vorbereitung beauftragen,
dann erst wird es an der Zeit sein, ein ausführliches Projekt zu entwerfen und einen Kosten¬
anschlag aufzustellen. Das ist nach meiner Auffassungder Gedankengang,von dem der Ausschuß
ausgegangen ist; von demselbenGedankengang geht, wenn ich nicht irre, auch der Antragsteller
Herr Dr. Frowein aus. Ich betoue nochmals, durch die Streichung der Worte „oder in einer
Stadt" wird der definitiven Entscheidung der Frage in keiner Weise vorgegriffen, nur eine
unnütze Mühewaltung für das jetzige Conkurrenzverfahrenbeseitigt. Uebrigens behält der Antrag
Frowein alles der Beschlußfassungdes späteren Landtages vor. Nach meiner Auffassung ist
derselbe in jeder Beziehung unbedenklich.

Nun ist die Frage angeregt, ob man nicht statt eines Denkmals oder als Denkmal eine
Stiftung machen folle. Ich persönlich, meine Herren, bin der Ansicht, daß, wenn der Landtag
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den Beschluß faßt, ein Denkmal zu errichten, es immerhin noch eine offene Frage bleibt, ob das
ein Denkmal im engeren Sinne, nämlich ein Denkmal von Stein oder Erz fein soll, oder ob es
ein Denkmal im geistigen Sinne, eine Stiftung fein foll. Ich bin der Ansicht, daß damit diese
Frage noch nicht vräjudizirt wird (Widerspruch),und wenn man anderer Ansicht sein sollte, dann
würde ich meinen, es müßte das ganz bestimmt in dem Beschlusse zum Ausdruck kommen, weil
ich mir sehr wohl den Fall denken kann, daß man schließlich eine Stiftnng für das Erwünschtere
hält, obgleich ich persönlich das nicht wünschen möchte; aber ich meine, zur Zeit sollten wir an
eine Stiftung in erster Linie nicht denken, fondern diefe Möglichkeitnur offen halten. Meine
Herren! Ich muß dabei kurz auf meine Ausführungen in der uorigen Landtagsfefsionzurückkommen.
Ich habe damals betont, wie uerschicdenartigdie Lage dadurch geworden ist, daß der Antrag ans
Errichtung eines Denkmals für unseren Kaiser seitens der Provinz nicht gleich nach dein Ableben
des Allerhöchsten Herrn gestellt ist, sondern daß er erst gestellt ist, nachdem bereits eine Reihe
größerer und kleinerer Communalverbände der Nheinprovinz den Beschluß gefaßt hatten, eigene
Denkmäler zu errichten. Wenn vorweg der Antrag auf eiu Proviuzialdenkmal gestellt und eiu
Aufruf in diefem Sinne erlassen wäre, dann würden wir jetzt vielleicht auch noch über Ort und
Art der Ausführung u. f. w. debattiren können, dann würde aber wahrscheinlich der größte Theil,
wenn nicht alle einzelnen Gemeinden des Rheinlandes, wenn sie den Gefühlen der Liebe und
Treue zu dem hochseligen Herrn hätten Ausdruck geben wollen und ein Proviuzialdenkmal von
Stein oder Erz gesichertwußten, dem Gedanken der Stiftung, der Humanitären Stiftung den
Vorzug gegebenhaben, und diese Entwickelungder Dinge würde ich persönlichfür die glücklichere
gehalten haben. Jetzt ist die Entwickelungder Dinge aber bereits den umgekehrten Weg gegangen,
die größeren uud kleinerenGemeinden, ein Theil der Regierungsbezirkehaben sich bereits darüber
verständigt, dein Kaiser Standbilder zu errichten, und die Sammlungen sind zum größten Theile
so gestellt, daß die Gemeinden, selbst wein, sie diese» Beschluß noch ändern wollten, das kaum
köunten. So erleben wir, daß in einer Reihe von Jahren, ich darf wohl sagen fast in allen
größeren Städten und in vielen kleinerenGemeinden Standbilder des Kaisers sich finden werden.
Wenn darauf mm in Coblenz auch noch ein Standbild von Stein für den Kaifcr von der Provinz
gesetzt wird, ja, meine hochverehrte» Herren, so ist das ungefähr dasselbe, wie es in den anderen
größeren Gemeinden auch bereits geschieht(Sehr richtig!). Dies Denkmal kann etwas größer
etwas prächtiger sein, aber, meine Herren, ein Prouinzialdcnkmal in dem Sinne, wie ich es mir
denke, wird es nicht. Das ist mein Hauptbedeukengegen die Sache. Ich nehme nicht an, daß
das Prouinzialdeickmalbloß ei»e Erümcrung an den hochscligen Kaiser sein soll, dazu würde auch
eine Stiftung genügen, fondern es foll eine Stätte fein, wohin der Patriotismus der Rheinländer
pilgern kann, wenn er sich heben und erbauen will. Dann aber, meine Herren, komme ich zu
einer anderen Konsequenz, nämlich dahin, daß ich sage: Wie das Denkmal auf den, Niederwalde
ein Denkmal in diefem Sinne längst geworden ist — den» dahi» pilger» die Schulen, die Vereine,
da hinauf geht jeder Wanderer und bringt dem Patriotismus, der in feinem Herzen lebt, feinen
Tribut — fo brauchen auch wir, wenn wir ein Provinzialdenkmal wollen, eine zweite derartige
paffende Stätte in der Provinz, diefe muß dann aber dem Niede-rwalddenkmal nicht zu nahe liegen,
nicht fchon am Mittelrhcin uud möglichst an einem Orte, der durch seine ganze Umgebungauzieht,
der an einer großen Verkehrsstraße liegt, sodah die Massen daran vorüberziehen und denselben
das Denkmal unwillkürlich in die Augeu fällt. Das sind dieselben Gedanken, welche der Herr
Frowein in der letzten Diät schon so schön aussprach, die mich zu einem Anhänger der Idee
eines Denkmals auf einer Höhe, oder einer Insel in der freien Rheinlandfchaft gemacht haben,
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so daß alle, welche das Nheinthal passiren, das Denkmal sehen, und in einer Lage, welche mehr
abwärts Coblenz gelegen ist, so daß auch der Niederrhein mit seiner starken Fabrikbevölkerung
dasselbe leicht erreichen kann. Gerade dieser Fabrikbeuölkerungthut es sehr gut, wenn sie ab und
zu eine Erinnerung daran erlmlt, daß es außer dein Sozialismus auch noch Noyalismus giebt. (Bravo!)

Dafür halte ich aber den Platz von Coblenz, so manche Gründe sonst dafür sprechen mögen,
in diesem Falle nicht für glücklich gewählt. Ich hoffe, daß Coblenz doch ein Denkmal für den
Kaiser Wilhelm bekommt, der Regierungsbezirk muß das machen ebensogut, wie die anderen
Regierungsbezirkeauch ihre Denkmäler setzen, und dann wird dort mit Recht die Stätte geehrt
werden, wo unser hochseliger Herr so manche Jahre seines Lebens zugebrachthat; ein Prouinzial-
denkmalaber muß mehr unterhalb von Coblenzstehen. Die Frage, ob wir diesen Gedanken mit
den Mitteln verwirklichenkönnen, welche hier zur Verfügung zu stellen sind, soll durch die
Conkurrenzklar gestellt werden. Ich halte den Antrag Frowein für klarer und präziser als den
Ausschußantragund möchte ich ihn den Herren deshalb zur Annahme empfehlen,(AllseitigesVravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Frowein hat das Wort.
AbgeordneterDr. Frowein: Ich nehme nochmals das Wort, nur um zu erklären, daß

die Auffassung meines Antrages seitens meines Herrn Vorredners in allen Theilen zutrifft,
Herr Freiherr von Plettenberg hat mich mißverstanden. Ich habe ausdrücklicherklärt, daß ich
meinem Antrage eine grundsätzliche Bedeutung nicht beilege und habe mir aus dein Grunde auch
die Beschränkungauferlegt, die Platzfrage nicht näher zu behandeln. Ich habe nur den Wunsch,
daß das, was noch zweifelhaftist, bis zur nächstenSession außer Zweifel gestellt wird, um dann
die endgültige Entscheidungüber den Standort treffen zu können.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Plettenberg: Meine Herren! Ich glaube nicht, den Herrn
I)i-, Frowein mißverstandenzu haben. Ich sehe in der Ausschließungder Worte „oder in einer
Stadt" doch eine Ausschließungdes Projektes, das Denkmal event, in eine Stadt zu setzen. Bei
der Ausschreibungder Conkurrenz werden die Künstler, die einen Entwurf des Standbildes machen,
auch von dem Aufstellungsorte,der Art, der Form, der Größe des Kunstwerkes geleitet werden
müssen. Ein Bild, das auf einer Höhe oder auf einer Insel steht, wird ein wesentlich anderes
werden müssen,als wenn es in einer Stadt steht, und aus diesem Grunde bin ich der Meinung,
daß das Fortfallen der Worte „oder in einer Stadt" den Plan präkludiren würde, das Denkmal
in eine Stadt zu setzen. Ich stelle deshalb den Antrag, die Vorschlägedes Provinzialausschusses
wörtlich zu beschließenund mir, um eine Unklarheit zu vermeiden, in den ersten Abschnitt
statt der Worte „die Errichtung eines Denkmals" die Worte „die Errichtung eines Standbildes"
zn setzen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort,
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich würde das Wort nicht ergriffen haben, weil

die Stadt Coblenz meine Heimath ist, aber die Ausführungen, die darüber gefallen und die
darlegen füllten, daß das Denkmal wirklich nicht in eine Stadt gehöre, veranlassen mich doch zu
einigen Worten. Ich bitte Sie, den Antrag des Ausschusses,der ein wirklich unparteiischer ist,
anzunehmen. Ich gebe vollständig zu, daß Herr Dr. Frowein in der Motivirung seines Antrages
die Worte „oder in einer Stadt" zu streichen, die Sache ganz objektivgehalten hat, da er aus¬
drücklich erklärt, damit keine Vorausbestimmung, keine Präokkupation unsererseits zu bezwecken,
aber ich muß constatiren, daß von anderen Rednern, namentlichvon den Herren Abgeordneten
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Simons und Becker doch der Punkt ausdrücklich so vräzisirt worden ist, welcher innerlich in der
Abstimmungliegen soll, daß man jetzt nicht umhin kann, wenn man sich vollständig unparteiisch
entscheiden will, nur den Antrag des Ausschusses anzunehmen. Meine Herren! Daß auf einer
Insel das Denkmal mit der Summe von 800 000 M, hergestelltwerden kann, das ist gerade so
gut von den Autoritäten unbedingt anerkannt, wie daß es in einer Stadt für denselbenBetrag
ausgeführt werden könne. Die Autoritäten, die Künstler haben gesagt: ja, auf einer Insel kann
man es machen, ja, in einer Stadt kann man es machen, und sie haben fast einstimmig gesagt:
nein, auf einem Berge kann man es nicht machen.Wollen wir nun die Frage vollständigoffen halten,
so muß der Vorschlagdes Ausschusses befolgt und eine Konkurrenzüber die drei Fragen, welche
vorliegen, ob auf einem Berge oder einer Insel oder in einer Stadt ausgeschriebenwerden. In
den Aeußerungen, die in Beziehung auf die Errichtung eines solchen Denkmals in einer Stadt
gemachtsind, ist besonders hervorgehobenworden, daß, wenn man das Denkmal in einer Stadt
errichtet, man es nicht als von der Provinz errichtet ansehen könne. Ich glaube, daß die
Folgerung eine unrichtige ist. Die Städte in der Provinz gehören ebensogutzu der Provinz
wie die einzelnenTheile auf dem Lande, das macht doch keinen Unterschied;aber das möchte ich
doch wohl bemerken: Wohin haben seit Jahrtausenden die Alten, wenn sie Denkmäler errichtet
haben, dieselbengesetzt? — Sie haben sie meistens auf das Forum der Stadt gesetzt, wo die zu
ehrenden Verstorbenen gewohnt haben, das ist üblich gewesen; aber auf die Berge zu steigen
und dort Denkmäler zu errichten, das ist nicht üblich gewesen. Wenn man die Figur, die milden
leutseligenBlicke unseres Herrschers wieder geben will, so kann man das nicht, wenn man das
Denkmal auf eine Höhe fetzt. Damit das Standbild von unten aus gesehen werden kann, muß
man es so groß herstellen, daß, wenn man es von oben auch anschauen will, es schreckhaft
cyklopisch erscheint. Das geht nicht, alle Menschenvon Alters her, Griechen, Römer, wohin Sie
sehen wollen, haben ihre Denkmäler in einer solchen Weise hergestellt, daß man Denjenigen,
welchen man ehren wollte, immer in einer freundlichengewohnten menschlichenWeise im Denkmal
erkannte, nicht in anderer erschreckenderWeise. Wenn man also in einer Stadt das Denkmal
errichtenwürde, so würde das nicht etwas Ungewöhnliches,sondern das Herkömmliche sein.

Ich glaube, daß mau auch wohl aus anderen Rücksichten sagen kann, daß die Errichtung
eines solchen Denkmals einen Vorzug hat und daß es in einer Stadt vorzugsweiseseinen Zweck
erfüllt. Wofür errichtet man das Denkmal? Man errichtet es zu Ehren des Verstorbenen. Man
sagt: die Stätte ist geweiht, die ein edler Menschbetrat. Dort wo er gewesen ist, wo er gewohnt
hat, an seiner Lieblingsstätte, dort ehrt man sein Andenken, wenn man es nur um seiner
Willen ehren will. Wenn man nicht einen anderen Zweck anstreben will, so ist die Stelle, wo
Man das Denkmal eines Verstorbenen setzt, der Platz, wo er gelebt, wo er gewohnt, wo er
gewirkt hat.

Ich bringe noch einen anderen Punkt zur Sprache. BedenkenSie, die Denkmäler sind
doch auch errichtet, um an den Gedenktagender Verstorbenenihre Erinnerung an dieser Stelle
zu feiern. Wenn der Geburtstag unseres Kaisers kommt — er liegt in den ersten Tagen des
Frühjahrs — wo man in der Natur, namentlich auf den Bergen ein Volksfestnicht feiern kann.
Nehmen Sie dann erst seinen Todestag, der liegt noch früher in der Zeit, in einer Zeit, wo
alles von Eis starrt, da kann man weder den Todestag in großartiger Weise begehen, noch den
Geburtstag festlich feiern. Bald wird es 100 Jahre fein, daß unfer Kaiser geboren ist, wo wird
man diesen Tag feiern? man wird ihn dort an feinem Denkmal feiern müstcn, wo möglichst
viele Menschen, ohne von den Unbilden der Witterung gestört zu werden, ein solches Fest feiern
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tonnen. Das sind alles Grunde, daß Sie die Sache so behandeln, wie sie die Alten jederzeit
behandelt haben, nicht aber in einer neuen Weise, die vielleicht romantischerscheint, die aber für
5 bis 6 Monate im Jahre den geliebten Kaiser an eine Stelle setzt, wo kein Mensch hingeht,
wo nur Raben um ihn fliegen, wo die Natur von Eis starrt. Für ein solches Standbild wie
das unseres Kaisers mit seinen freundlichenleutseligenBlicken, da ist es doch zu wünschen, daß
fortwährend Menschen um ihn verkehren, die zu dem Herrscher mit verehrenden Augen hinauf¬
blicken. Das sind die Gründe, welche ich mir erlaube gegen die Gründe, welche namentlich für
ein Denkmal auf einem Berge angeführt werden, entgegenzu stellen. Ich glaube, diese Gründe
sind sehr wohl und eingehend zu erwägen, und was der Landtag in dieser Beziehung beschließt,
das muß uus allen recht sein, und wir nehmen es an, aber wir wünschen,daß wir die Frage
mit gleichem Maaße prüfen und nicht jetzt in der Zeit der Vorarbeit fchon dem späteren Urtheil
präjudiziren; bis jetzt steht nur fest, daß auf den Beigen das Denkmal nicht errichtet werden
kann, indem es entweder zu viel Millionen kosten oder in einer solchen Weise erscheinen würde,
daß es kein würdiges Denkmal unseres Kaisers sein würde. Es steht ferner fest, daß wir, wenn
wir auf eine Insel das Kaiserbild setzten, wir es den grüßten Theil des Jahres von allen
Menschen isoliren würden, indem man zu ihm hinüberfahren mühte, um an das Denkmal auf
Sehweite heranzukommen;wir wollen daher die Frage vertagen, zugleich aber auch in einer
solchen Weise vertagen, daß nicht präjudizirt wird. In einem solchen Beschlusse, wie er von dem
Herrn AbgeordnetenFrowcin motiuirt war, würde keine Präjudikation gelegen haben. Ich hatte
mir deshalb vorgenommen, nicht dagegen zu sprechen. Nachdem aber verschiedene Redner im
Landtage ganz entschieden den Charakter herausgekehrt haben, daß mit einein solchen Beschlusse
gesagt würde, für eine Stadt sollen, weil es nicht in eine Stadt gehöre, keine Entwürfe geinacht
werden, glaubte ich fagen zu müssen: Wollen wir die Sache unparteiisch behandeln nach jeder
Seite hin, so tragen wir dem Rechnung nur durch den Beschluß, baß wir dem Prouinzial-
ausschuß aufgeben, nach drei Seiten hin Projekte machen zu lassen.

Zum Schlüsse, meine Herren, erinnere ich noch einmal daran, die volle Unparteilichkeit
liegt in dem Antrag des Herrn AbgeordnetenDr. Frowein deshalb nicht, weil durch die Architekten
festgestellt worden ist, daß man mit einer Summe von 800000 M sehr wohl auf einer Insel
ein Denkmal machen kann, also braucht man dafür mich keine weiteren Erhebungen, sondern
könnte, wenn man sich dazu entschließen wollte, dies ohne ferneres Projekt beschließen,und dann
die Conkurreuz für die Ausführung des Beschlossenen eröffnen. Indem man für das eine fest¬
stehend Ausführbare ein Projekt fertigen läßt, für das andere feststehend Ausführbare dies nicht
thut, bevorzugt man das eine, und wenn wir zur schließlichen Entscheidungder Fragen komme,
so ist es ein großer Unterschied, ob für den neuen Plan vollständige Projekte vorliegen, der
andere noch in der Luft schwebt, ob man nur weiß, wie das aussieht, was mau mit der Summe
auf dem Berge oder auf der Insel inachen kann, oder ob man auch weiß und sieht, was man mit der
Summe auf dem Lande machen kann. Seit der Errichtung der Königsdenkmälcr, die wir haben, z- B
desjenigen in Köln, ist viele Zeit vergangen, es läßt sich wahrscheinlich mit derselben Summe
die damals ausgegeben worden ist, jetzt viel Schöneres schaffen, als man damals hat schaffen
können. Um schließlich unser Urtheil richtig abgebenzu können, lassen Sie uns beschließen, das
eine wie das andere vor unsern Augen zu haben. (Beifall,)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Paulv, hat das Wort.
Abgeordneter 1)r. Pauly: Ich habe einen Antrag gestellt und möchte einiges zur

Motivirnng hinzufügen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich werde zunächst den Antrag verlesen. Der Antrag lautet:
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„Hoher Provinziallandtag wolle in Erwägung ziehen, ob es sich nicht empfehle nnd
der Intention des verstorbenen alluerehrten Kaisers entsprechen würde, eine humanitäre
Stiftung, sei es zu einem wohlthätigen oder wissenschaftlichen Zwecke, anstatt eines
Denkmals in Form eines Standbildes zu Ehren des Kaisers zu errichten, besonders
in Anbetracht, daß eine Reihe von Städten eigene Standbilder in Erz oder Stein
zu errichten beabsichtigen."

Ich hatte ferner mitzutheilen, daß unterdessen noch ein Antrag von dem Herrn
Abgeordneten Freiherrn von Plcttenberg eingegangen ist:

„Provmziallandtag wolle beschließen, die 3 Vorschläge des Prouinzialausschnsscs mit
der einzigen Modifikation anzunehmen, daß in dem ersten Vorschlage statt der Worte
„eines Denkmals für" die Worte „eines Standbildes" gesetzt werden.

Der Herr Abgeordnete Dr. Pauly hat das Wort.
Abgeordneter Dr. Pauly: Ich habe zu meiner Rede noch Folgendes hinzuzufügen. Ich

möchte nicht mißverstanden werden, indem man glaubt, daß ich mit einer Stiftung oder einer
Humanitären Einrichtung etwas fozusagen Unsichtbares, vielleicht die Ansammlung einer Geldsumme,
zur Verfügung für einen solchen Zweck, gemeint habe. Ich glaube im Gegentheil ausgesprochen
zu haben, daß ich mir dabei eine Anstalt, die auch äußerlich sichtbar ist, gedacht habe, als Mittel,
um diesem Gedanken zu entsprechen, eine Anstalt, bei welcher jedenfalls auch die künstlerischen
Ideen, die künstlerischen Bestrebungen zum Ausdruck kommen können. Ich habe bei der Ein¬
richtung einer solchen Stiftung etwas weiter, vielleicht sogar viel weiter gegriffen, als der
urfprüngliche Antrag ist, ein Standbild von Erz oder Stein zu errichten. Wenn Sie beschließen
wollen, meine Herren, daß wir eine solche Stiftung machen, dann wird dicfclbe, wie ich angedeutet
habe, auch in Zukunft erweiterungs- und entwickelungsfähig sein müssen. Auch will ich nicht
vergessen, dabei zu bemerken, daß dieses Projekt durchaus nicht ein Denkmal des Kaisers aus¬
schließt. Nehmen Sie an, es ist ein Gebäude mit einem Vorhofe oder einem viereckigen Hofe im
Innern, dann ist ja nicht ausgeschlossen, daß zugleich zur Hebung und künstlerischen Verzierung
des Ganzen ein Denkmal des Kaisers angebracht werde. Dann will ich ferner noch hinzufügen,
daß ja beschlossenworden ist, es solle ein vereintes Denkmal zu Ehren der beiden Kaiser Wilhelm I.
und Friedrich III. errichtet werden. Wenn eine solche Stiftung der Ausdruck der Dankbarkeit des
Provinziallandtags oder der Provinz fein foll, dann schließt mein Gedanke gar nicht aus, daß
diese Stiftung zu Ehren der beiden Kaiser begründet w-rd.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Lieuen hat das Wort.
Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Ich glaube, daß wir der Provinz schuldig sind,

in irgend einer Weise zu zeigen, was wir wollen, und um wenigstens einen Schritt weiter zu
kommen. Wenn wir heute nicht darüber beschließen, was gemacht werden soll, so bleibt dieselbe
Unruhe in der Provinz, die bis dahin war. Eine ganze Reihe von kleinen Städten und Korpo¬
rationen hat Summen gesammelt, sie sind bereit, wenn ihnen unser Beschluß paßt, ihre gesammelten
Mittel für ein Prouinzialdenkmal herzugeben, aber wenn die Frage wieder auf 2 Jahre vertagt
wird, dann werden sich diese Kreise zurückziehen. Ich glaube, daß es passend wäre, in irgend
einer Weise einen Beschluß zu fassen. Ich möchte deshalb den Antrag des Herrn Abgeordneten
Dr. Frowein empfehlen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Conze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Meine Herren! Der Antrag des Herrn Abgeordneten Pauly macht

ja seinem Herzen alle Ehre, aber ich glaube kaum, daß er den Absichten entspricht, die wir mit
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der Errichtung eines Denkmals verknüpfen; ich verweisenur auf das, was der Herr Abgeordnete
Becker in dieser Beziehung gesagt hat. Dem Herrn Abgeordneten von Plettenberg möchte ich
erwidern, daß wir uns mit dem Ausdruck „Standbild" nicht einverstanden erklären können:
ein Standbild wUrde in mancherBeziehung der Errichtung des Denkmals auf einer Höhe präjudi-
ziren. (Sehr richtig.) Deshalb möchte ich bitten, den Ausdruck „Denkmal" beizubehalten. Der
Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg wird vielleichtnichts dagegen haben, wenn er nicht
etwa die ausdrücklicheAbsicht gehabt hat, mit dem Wort „Standbild" die Höhe als Standort
abzuweisen. Ich wollte mir ferner die Bemerkung erlauben, daß mir bei allen Rednern, welche
gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten Frowein gesprochenhaben, der Irrthum oder die
irrthümlicheAuffassung vorzuwalten scheint,als wenn bei der Conkurrcnz, die jetzt ausgeschrieben
werden soll, es sich darum handele, eine Reihe von Entwürfen uns vorzuführen, aus denen wir
uns definitiv einen passendenheraussuchenkönnten. Das ist keineswegs der Fall; es ist gegen¬
theilig vorhin schon darauf hingewiesenworden, daß diese Projekte nur in Form von Zeichnungen
oder in anderer einfacherArt zeigen follen, wie sich der Künstler die Errichtung eines Denkmals,
sei es auf der Höhe, sei es auf einer Insel, denkt, und dabei ist ausdrücklichhervorgehoben
worden, dafür, wie man sich das Denkmal für eine Stadt denke, bedürfe es irgend einer Vorlage
nicht. Mir scheint das ganz richtig und das von Herrn AbgeordnetenDr. Frowein vorgeschlagene
Verfahren der kürzeste Weg zu sein, um die Sache zu dein glücklichen Ende zu führen, daß wir
uns zunächst über den Standort und dann im allgemeinen auch über den Charakter des Denk¬
mals entscheiden können. Dann erst, wenn dieses geschehen ist, tritt die Conkurrenzein, die uns
in den Stand setzen würde, von den Denkmälern, die uns in bildnerischenEntwürfen vorliegen
werden, das auszuwählen, welches uns am zweckmäßigstenscheint. Ich betone, der Vorschlag
des Herrn AbgeordnetenDr. Frowein geht dahin, Ihnen ein dilatorisches Verfahren zu empfehlen.
Durch die Annahme dieses Antrages wird die Entscheidungder Frage bezüglich des Standortes
noch einmal um zwei Jahre hinausgeschoben. Das beklage ich gar nicht, denn ich glaube, wir
dürfen uns unter keinen Umständen mit der Entscheidung übereilen. Alle Schwierigkeiten, die
gegen die Errichtung des Denkmals auf einen: Berge oder auf einer Insel hervorgehobenwerden,
sind sehr schwerwiegend, und keiner von uns ist heule im Stande, ohne weiteres zu entscheiden, ob sie
erheblich oder unerheblichsind; ich möchte darüber noch eine längere Zeit hingehen lassen. Wie
es sich mit der Errichtung eines Denkmals in der Stadt verhält, ist uus allen bekannt. Schon
aus der Rücksicht, daß es wünschenswerth ist, die Entscheidung der Frage noch hinzuziehen,empfehle
ich Ihnen die Annahme des Vorschlages des Herrn Dr. Frowein. Ich wiederhole meinerseits,
ich erblicke in diesem Antrage durchaus keiu Präjudiz für die Entscheidungder Platzfrage und vor
allen Dingen auch nicht eine Ausschließungder Städte. Ich erkenneauch an, daß die Errichtung
eines Denkmals in einer Stadt sich nach vielen Richtungen hin empfiehlt, und daß wir bei der
schliehlichen Entscheidungdie Frage ernstlich werden ins Auge fassen müssen, ob nicht doch nach
Erwägung aller Umstände die Stadt den richtigsten und besten Standort liefern würde; aber
dieser Frage wird durch den Antrag des Herrn AbgeordnetenDr. Frowein durchaus nicht vor¬
gegriffen. Nehmen Sie den Antrag des Provinzialausfchussesan, so haben Sie die Frage noch¬
mals wieder in ihrer ganzen Mannigfaltigkeit vorliegen, wie sie Ihnen heute vorliegt; sie wird
dadurch, daß Sie den veränderten Antrag annehmen, vereinfacht, und die Zeit, die Sie dadurch
gewinnen, kann nur dazu dienen, Ihr Urtheil zu klären und Ihnen die Möglichkeit zu geben, das
zu thun, was für die Provinz das wünschenswerthesteist. Ich empfehle Ihnen meinerseits den
Antrag des Herrn AbgeordnetenDr. Frowein als Nr. 3 der Vorschläge.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Muth hat das Wort.
Abgeordneter Muth: Meine Herren! Nur wenige Worte, Gestatten Sie, daß auch

eine Stimme aus dem Südwesten der Provinz, aus demjenigen Bezirk, der im Jahre 1870 am
meisten bedroht war und durch Kaiser Wilhelm beschützt worden ist, hier gehört wird und kurz
die Anschauung darstellt, von der die Bevölkerung bei uns ausgeht. Meine Herren! Wir stehen
prinzipiell auf dem Standpunkt, daß wir möglichst bald an den Ort des Denkmals hinzukommen
wünschen, und zwar wünschen wir natürlich auch ein äußeres Denkmal. Es kommt nun darauf
an, wo dasselbe hinkommen soll. Eventuell würden wir ja auch für eine Stiftung sein, aber
wenn es zum Denkmal kommt, sind wir für Coblenz. Die Frage, wohin das Denkmal kommen
soll, soll heute umgangen werden. Es sind verschiedene Strömungen vorhanden, und so ist nach
meiner Auffassung gegenwärtig der Ausschußantrag gewissermaßen ein Antrag, der aus einer
dilatorischen Stimmnng hervorgegangen ist. Meine Herren! Er enthält den Grundgedanken,
daß wir, wie bei allem Menschlichen, an eine gewisse Grenze gebunden sind, und wenn wir als
sorgsame Hausväter in Betracht ziehen, was wir leisten können, so finden wir. daß wir aus
Mitteln der Provinz 500 000 M. zur Verfügung stellen können, und daß wir im Ganzen darauf
rechnen, ein Denkmal für 800 000 M. herzustellen. Nun ist die Frage die, was können wir
damit leisten? Diese Frage ist durch den Herrn Abgeordneten Becker etwas verschoben worden,
insofern, als zu ventiliren ist, können wir für diese Summe das Denkmal auf der Höhe errichten,
indem wir verschiedene Ideen verbinden müssen, die Idee eines architektonischen Baues und die
des Standbildes selbst. Meine Herren! Ich fasse den Ausschußantrag so auf, daß wir uns
fragen: was können wir mit der Summe, die wir zur Verfügung haben, ausrichten? und da,
meine ich, müssen wir nebeneinanderstellen: in einer Stadt können wir vielleicht etwas Imposantes
für 800 000 M. herstelle», während wir, wenn es sich um etwas. Imposantes auf der Höhe
handelt, mit 4 oder 5 Millionen nicht ausreichen weiden. Der Herr Abgeordnete Adams hat
schon hervorgehoben, zur Beantwortung der Frage, ob auf einer Insel mit 800 000 M. ein
Denkmal errichtet werden kann, brauchten wir einen Experten ferner nicht. Das ist ja klar;
nebenbei möchte ich bemerken, daß ich unseren hochseligen Kaiser nicht au> einer Insel verbannt
sehen möchte. Für die Ausführung der Idee, die mir außerordentlich sympathisch ist, daß wir
einen Hort für unfern Patriotismus schaffen, würden uns sofort praktische Schwierigkeiten erslchn.
Die Frage ist nicht die, ob mit den Mitteln, die zur Verfügung stehen, die Errichtung eines
Denkmals auf einer Insel oder einem Berge möglich ist, sondern die, was können wir überhaupt
leisten, und da müssen wir bei dem Ausschußantrage bleiben, denn die Künstler werden uns nicht
Kostenanschläge, sondern allgemeine Ueberschläge geben, damit wir nachher die Wahl treffen. Ich
hebe hervor, man kann auf einein Standpunkte hinsichtlich der Platzfrage stehen, welchen man
will, aber wenn wir heute nicht definitiv uns entscheiden, dürfen wir die Städte nicht zurück¬
drängen. Nichtig ist ja, daß von dem Antragsteller daran nicht gedacht wird, wie er in den
Motiven hervorgehoben hat. Das Endresultat aber schließlich wäre es, denn wir müßte», wenn
wir zur weiteren Berathung kommen: wir können das und das auf dem Berge uud das und das
auf der Insel mit 800 000 M. erreichen, aber wir wissen nicht, was wir in der Stadt erreichen
können; es wäre wünschenswerth, wenn wir die Stadt daneben behielten. Ich habe das Wort
ergriffen, damit eine gewisse Dankbarkeit aus uuserem Bezirk constatirt wird, da wir gerade die¬
jenigen sind, die am meisten zur Dankbarkeit verpflichtet sind. Wir stehen auf dem Standpunkte
des Herrn Abgeordneten Becker, daß wir etwas möglichst Großartiges haben wollen, aber wenn
Einmüthigkeit darüber herrscht, daß wir finanziell in Bezug auf die Mittel begrenzt sind, und wir
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uns fragen müssen, was können wir schaffen, dann müssen wir sagen: wir können schwerlich auf
einem Berge oder auf einer Infel das erreichen,was wir in einer Stadt erreichenkönnen. Ich
bitte, den Ausschuhantrag anzunehmen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist ein Antrag auf Schluß der Verhaudlung vor¬
gebracht worden Es haben sich noch zum Worte gemeldetdie Herren AbgeordnetenWenermann
und Freiherr von PIcttenbcrg. Ich bitte diejenigenHerren, welche für den Schluß sind, sich zu
erheben. (Geschieht.)

Das ist weitaus die Majorität. Ich würde zunächst noch dem Herrn Berichterstatter
das Schlußwort zu geben haben. Zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteFreiherr von
Plettenbcrg das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Ich bitte als Antragsteller um das
Schlußwort.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Abge¬
ordnete Vloem,

Abgeordneter Vloem: Nur diejenigen Antragsteller, die selbständigeAnträge stellen, es
liegt aber kein selbständigerAntrag vor.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das ist richtig. Ich gebe nuumehr dem Herrn Bericht¬
erstatter das Wort.

Berichterstatter Graf von Beißel: Meine Herren! Ich möchte Ihnen noch einmal zum
Schluß den Antrag des Ausschusses auf das allcrwärmfte empfehlen.Meine Herren! Der Antrag
des Ausschusses ist hervorgegangen aus dem Grundgedanken, daß paritätisch Licht und Schatte»'
vertheilt werden möge. Meine Herren! Es wäre vielleicht, ich sage vielleicht,möglichgewesen,
in dem Ausschusse eine Abstimmuugüber den Platz herbeizuführen,dieselbe ist aber nicht herbei¬
geführt worden, um eben Zeit zu gewinnen, diese Fragen gegen einander noch einmal eingehend
erwägen zu können und die Grundlagen zu schaffen, die zu dieser eingehendenErwägung noth¬
wendig sind. Meine Herren! Ich habe im Anfang, als Herr Dr. Frowein feinen Antrag stellte,
demselben die Bedeutung nicht untergeschoben,die ihm dadurch geworden ist, daß er die Unter¬
stützung verschiedener Herren erworben hat, die stets damit begonnen haben: der Antrag Frowein
ist nicht daranf gerichtet, die Anwartfchaft einer Stadt auszuschließen, sämmtlich aber mit der
ganz prinzipiellenWendung schlössen, daß eine Stadt für das Denkmal ungünstig fei. Es hat
Herr Conze auch gesagt, daß er gegeu ein Denkmal in einer Stadt sei. Ich meine, wir sollen
in loyaler Art, wie wir es bis jetzt gethan haben, ohne Präjudiz die Conkurrenzeintreten lasse»/
sowohl für ein Denkmal auf der Höhe, als für ei« Denkmal auf der Insel, und endlich für ein
Denkmal in einer Stadt. Es wurde hier eben gesagt: das letzte ist keine große Arbeit. Meine
Herren! Wenn es keine große Arbeit ist, fo fehe ich nicht ein, warum Sie es ausschließenwolle».
Lassen Sie die Künstler, die gern ein Projekt für eine Stadt machen, es machen und einreiche»-
Je größer die Auswahl an Projekten ist, die die Conkurrenz uns liefert, desto besser sind wir
in der Lage das schönste auszusuchen und desto eher sind wir in der Lage, ein Vergleich dessen
anzustellen, was mit 800 000 M. zu machenist. Meine Herren! Ich möchte Sie auf das aller-
wärmste bitten, stimmen Sie heute für den Autrag des Ausschusses. Dann werden wir in zwei
Jahren oder in einem Jahre, wenn wir wieder zusammenkommen,die Frage endgültig entscheiden
können, die Ideen werden sich indeß geklärt haben, dann wirb der Moment sein, in dem wir
über den Standort wirklich zu einer Entscheidungkommen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zu einer persönlichen Bemerkung hat der Herr Abgeordnete
Conze das Wort.



331

AbgeordneterConze: Der Herr Referent hat gesagt, daß sämmtliche Redner, welche für
den Antrag des Dr. Frowein gesprochen haben, zwar im Eingänge gesagt hätten, sie wollten die
Eonkurrcnzder Städte nicht ausschließen, sie seien aber schließlich stets daraus hinausgekommen,
die Städte eigneten sich nicht zur Aufstellung des Denkmals. Ich appcllire an das hohe Haus,
ob ich nicht zum Schluß gesagt habe, daß ich mir auch vorbehalte, schlichlichdarauf zurückzukommen,
ob nicht eine Stadt der richtigsteOrt ist, und daß ich lediglich, um aus der jetzigen Verwirrung
herauszukommen,dem Antrag des Herrn Dr. Frowein zustimme. Ich habe ausdrücklich die Städte
nicht ausgeschlossen. Ich betrachte den Antrag Frowein als einen durchaus paritätischenfür alle.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es liegen vier Anträge vor, derjenige
des Prouinzialllusschusses,der in drei Nummern zusammengefaßt ist, derjenige des Herrn Dr.
Frowein, welcher Punkt 1 und 2 des Antrages des Ausschussesannimmt, Punkt 3 aber dahin
abgeändert wissen will:

„den Prouinzialausschuß beauftragen, die Projekte bezüglichder Errichtung auf einer
Höhe oder auf einer Insel besondershinsichtlich der Kosten durch Ausschreibungeiner
Conkurrenz klar zu stellen und über das Ergebniß dem nächsten Prouinziallandtage
zu berichten."

dann der Antrag des Herrn Freiherr« von Plettcnberg:
„die 3 Vorschlägedes Provinzialausschussesmit der einzigen Modifikationanzunehmen,
daß in dem ersteil Vorschlage statt der Worte „eines Denkmals für" die Worte „eines
Standbildes" gesetzt werden"

und endlich der Antrag des Herrn Dr. Paulu:
„Hoher Provinzillllandtag wolle in Erwägung ziehen, ob es sich nicht empfehle und
der Intention des verstorbenenalluerehrtenKaisers entsprechen würde, eine humanitäre
Stiftung, sei es zu einem wohlthätigen oder wissenschaftlichen Zwecke, anstatt eines
Denkmals in Form eines Standbildes zu Ehren des Kaisers zu crrichteu, besouders
in Anbetracht, daß eine Reihe von Städten eigene Standbilder in Erz oder Stein
zu errichten beabsichtigen."

Meine Herren! Es scheint nur der Antrag des Herrn Dr. Pauly neben den Anträgen
des Ausschusses zu stehen, denn es wird dem Landtag etwas nur zur Erwägung gegeben. Zur
Fragestellung hat der Herr AbgeordneteBecker das Wort.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich glaube, daß es der ganzen Sachlage und den
Intentionen des Pauln'schen Antrags entspricht,wenn wir zunächst über den Pauln'schen Antrag
abstimmen. Wird der Pauln'sche Antrag angenommen, so sind die Anträge des Ausschusses
beseitigt, wird er abgelehnt, so kommen wir zu den Anträgen des Ausschusses. Da muh nach
meiner Ansicht über die drei Anträge des Ausschussesgetrennt abgestimmt werden, und zwar
zunächst zu Nr. 1 über das Amendement des Herrn Abgeordneten Freiherrn von Plettenberg, ob für
den Fall der sonstigenAnnahme des Punktes 1 gesetzt werden soll „Standbild" statt „Denkmal."
Was endlich Nr. 3 betrifft, fo ist nach meiner Meinung der Frowein'scheAntrag nur ein Amen¬
dement des Ansschußantrages und muß deshalb zunächst über den ersten abgestimmt werden.
Wird derselbe abgelehnt, so würde der Ausschußantrag anzunehmensein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Zur Fragestellung hat der Herr AbgeordneteWenermann
das Wort.

AbgeordneterWeyermann: Ich bin durch den Schluß der Debatte verhindert worden,
meine Gründe für die eine oder andere Einrichtung weiter auseinanderzusetzen,ich möchte aber

42'



332

zur Fragestellung den Herrn Referenten fragen, ob der Prouinzialausschuß die Fassung absichtlich
fo gewählt hat, daß er gesagt hat: „bezüglichder Errichtung auf einer Höhe bezw. auf einer
Infel des Rheines oder in einer Stadt." Es wird dies als ein Projekt hingestellt: Die Errichtung
auf einer Höhe bezw. auf einer Insel, wahrend das zwei verschiedene Sachen sind und ich mich
fchon aus dem Grunde dagegen erklären müßte, weil ich die beiden Sachen absolut nicht verein¬
baren kann. Ich kann in der Form der Fragestellung nicht weiter ausführen, warum ich das
Projekt, das hier in der Diskussionvon einigen Rednern so sehr verworfenworden ist, das Denk¬
mal auf einer Insel zu errichten, für durchaus nicht so unglücklich halte. In jedem Falle aber
möchte ich um die erbetene Auskunft bitten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort zur Fragestellung,
Berichterstatter AbgeordneterGraf von Veißel: Meine Herren! Ich möchte dem Herrn

AbgeordnetenWeyermann antworten, daß es durchaus nicht die Absicht des Provinzialausschusses
gewesen ist, blos zwei Projekte machenzu lassen, das Wort „beziehungsweise"ist gebraucht, um
nicht zu wiederholen: oder oder; deshalb hat man einmal „beziehungsweise"und beim dritten
Punlt „oder" gesagt. Es ist die Absicht gewesen, für jeden der einzelnenStandorte eine Con-
turrenz auszuschreiben. Das ist die Absicht des Ausschusses gewesen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteWeyermann hat das Wort.
AbgeordneterWeyermann: Es heißt ausdrücklich:„den Prouinzialausschußbeauftragen,

die beiden Projekte bezüglich der Errichtung auf einer Höhe bezw. auf einer Insel des Rheines
oder in einer Stadt."

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beihel: Es steht allerdings da „beide", es

sollten aber drei Projekte gemachtwerden.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Zur Fragestellung liegt nur der Antrag vor, der eben

vom Herrn Abgeordneten Necker gestellt worden ist. Zur Fragestellung hat der Herr Bericht¬
erstatter das Wort,

Berichterstatter Graf von Veißel: Was die Fragestellung betrifft, so halte ich es nicht
für richtig, daß der Antrag des Herrn AbgeordnetenI)r. Frowein lediglich als Amendementzu
dem Antrage des Ausschussesangesehen wird. Ich halte den Antrag des Herrn Abgeordneten
Frowein für einen eigenen Antrag. Der Antrag des Ausschussesist weitergehend; ich möchte
bitten, über diesen zuerst abzustimmen.

AbgeordneterDr. Frowein: Die Auffassung des Herrn Referenten würde dann richtig
sein, wenn mein Antrag den Sinn hätte, die Städte grundsätzlich auszuschließen. Da das nicht
der Fall ist, ich mich vielmehr im Allgemeinenausdrücklichauf den Standpunkt des Provinzial¬
ausschusses gestellt habe, so liegt meines Erachtens ein Amendement vor und mein Antrag muß
deshalb zuerst zur Abstimmungkommen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist der Antrag gestellt, zuerst übel
den Antrag des Herrn AbgeordnetenDr. Pauly abzustimmen, dann zu Punkt 1 der Anträge
des Ausschussesüber das Wort „Standbild" oder Denkmal abzustimmen, dann über die Nr. l,
selbst abzustimmen,dann über Nr, 2 abzustimmen und endlich bei Nr. 3 den Antrag des Herrn
Abgeordneten Dr. Frowein als Amendement zu behandeln und vorher darüber abzustimmen.
Sind die Herren damit einverstanden?— Es erfolgt kein Widerspruch, ich werde so verfahren.
Wir treten nunmehr in die Abstimmungein, zunächst über den Antrag des Herrn Abgeordneten
Dr. Pauly. Soll derselbe noch einmal verlesen werden? (Stimmen: Nein.)
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Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag des Herrn Dr. Pauly sind, sich zu
erheben, (Geschieht,)

Das ist die Minorität, der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Pauly ist gefallen.
Wir kommen nunmehr zu Punkt 1 der Anträge des Ausschusses mit dem Amendement, welches
der Herr AbgeordneteFreiherr von Plcttenberg zu Nr, 3 gestellt hat, welches aber implicite zu
Nr. 1 gehört, statt „zur Errichtung eines Denkmals" zu setzen „zur Errichtungeines Standbildes."
^ Zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordeneteFreiherr von Plettenberg das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Ich ziehe jetzt meinen Antrag zurück,
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg zieht

seinen Antrag zurück. Ich werde also nunmehr über den Antrag 1 des Ausschusses abstimmen
lassen und bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag des Ausschusses sind, sich zu erheben,
(Geschieht.)

Ich constatire die Einstimmigkeit. (Lebhaftes Bravo.)
Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche für Nr. 2 sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Nr. 2 ist ebenfalls einstimmig angenommen.
Zu Nr. 3 hätten wir zunächst über den Antrag des Herrn Dr. Frowcin abzustimme».

Dieser Antrag lautet:
3. den Provinzialausschuß beauftragen, die Projekte bezüglich der Errichtung auf einer

Höhe oder auf einer Insel besondershinsichtlich der Kosten durch Ausschreibungeiner
Conturrenz klarzustellenund über das Ergebniß dem nächsten Provinziallandtage zu
berichten.

Ich bitte diejenigen Herren, welche für dieses Amendementsind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Ich bin zweifelhaftund bitte um die Gegenprobe, ich bitte diejenigen aufzustehen, die

gegeu den Antrag sind. (Geschieht.)
Es fcheint die Minderheit zu stehen.
(Abgeordneter Becker: Ich beantrage namentlicheAbstimmung.)
Es ist namentlicheAbstimmungbeantragt. (Stimmen: nicht mehr zulässig, hätte vorher

beantragt werden müssen.) Ich muß zugeben,daß der Antrag auf namentliche Abstimmunguicht
mehr zulässig ist; es ist dies nach 8, 16 unserer Geschäftsordnung unzweifelhaft. Sie erlauben
mir, daß ich zur Auszählung schreite. Ich bitte jetzt nochmals diejenigenHerren, welche für den
Antrag des Dr. Frowein sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Es haben jetzt 69 Herren gestanden, ich bitte um die Gegenprobe, ich bitte diejenigen
Herren sich zu erheben, die gegen den Antrag sind. (Geschieht.)

Meine Herren! Das Verhältniß ist folgendes: für den Antrag des Herrn Dr. Frowein
haben 69 Herren, gegen den Antrag 46 gestimmt, der Antrag Frowein ist also angenommen, es
wird also über den Antrag des Ausschusses nicht mehr abgestimmt werden. Meine Herren!
Dieser Punkt unserer Tagesordnung ist hiermit erledigt.

Ich frage zunächst, in welchen Punkt der Tagesordnung nunmehr zunächst die Herren
einzutreten wünschen; ich habe auf die Tagesordnung nur fchreiben lassen: die übrigen Vorlagen
des Ausschusses,ich möchte Ihnen vorschlagen,daß wir, ehe wir zum Referate des Provinzial-
ausschusses,betreffenddie Geschäftsordnungfür den Provinzialausschuß übergehen, zunächst aus
Abtheilung V einige Vorlagen nehmen, die vielleicht noch an eine Commissionverwiesen werden
müssen. Wir kämen da zunächst zu dem „Referat des Provmzialausschusses,betreffend die Petition
des Ackerers Mathias Schmitt zu Spessart bei Kempenich,betreffend die Herstellung eines Ver-
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bindungsweges ins Brohlthal Nr. 59. Berichterstatter des Provinzialausschusses ist der Herr
AbgeordneteGraf von Beißet,

Abgeordneter Graf von Beißel-Gnmnich: Das Referat des Provinzialcmsschusses,
betreffend die Petition des Nckerers Mathias Schmitt zu Spessart bei Kempenich, betreffend
Herstellungeines Verbindungsweges in's Brohlthal lautet:

Der Ackerer Mathias Schmitt zu Svessart bei Kempenich, Kreis Adenau, hat an den
34. RheinischenProvinziallandtag nachstehende Petition gerichtet:

„Dein hochlöblichen Provinziallandtag Düsseldorf.
Zu den in der Nachbarschaftvor und nach vorgenommenenWegebauten fehlt die
Verbindung, um mit dem Fuhrwerk in Brohlthal nach dem Rhein fahren zu können.

Das alte Eisenbahnprojektin's hiesige Eifelreuier scheint fallen gelassen zu sein.
In der Hoffnung verbleibeuntergebenstund hochachtungsvoll

gez,: Math. Schmitt, Ackerer."
Der Landtag hat diese Petition an den Provinzialausschuß zur Prüfung und dem-

nächstigen Berichterstattungverwiesenund beehrt sich der Provinzialausschuß, Folgendes zur Sache
zu bemerken:

Die Petition bezieht sich auf die Angelegenheit, betreffendden Bau eines Verbindungs¬
weges von Kemvenich nach dem Brohlthal zum Anschluß an die Brohl-Proviuzialstraße, in
welcherAngelegenheitbereits nach Jahren zwischen der Provinzialvcrwcütung und den betheiligten
Gemeinden verhandelt wird. Diese Verhandlungen haben den Bau eines Eommunalweges in
der fraglichen Richtung zum Gegenständeund hat der Prouinzialuerwaltungsrath zu diesem Zwecke
bereits in 1886 eine Summe von 6'>00 M. bei dem Communalwegebaufondszur Disposition
gestellt,um dieselbe nach Vorlage eines geeigneten Bauprojekts definitiv als Beihülfe zu bewilligen.

Die Vorlage des qu. Projekts hat sich bis jetzt aus dem Grunde verzögert, weil die
Wahl der Nichtnngslinieder besonderenlokalen Verhältnisseund der dabei zu berücksichtigenden
Interessen wegen Schwierigkeitenmachte und es insbesondererathsam erschien, die Aussichtenfür
das Zustandekommeneiner Brohlthalbahn abzuwarten, um event, die Linie an diese Bahn
anzuschließen. Neuerdings hat, nachdem das Vahnprojekt außer Betracht gekommen ist, der
Kreislandrath von Adenau mitgetheilt, daß die Gemeinden sich für eine bestimmte Richtungs¬
linie, welche von Kempenich über die Höhe von Hain nach Oberzissen führt, entschiedeilhätten
und daß diese Linie nunmehr der speziellen Projektirung bez. Veranschlagungunterzogenwerden soll.

Unter diesen Umständen dürfte die Petition des Ackerers Schmitt für erledigt zu
erachten und dem Peteuten mitzutheilenfein, daß die Angelegenheitanderweit verfolgt werbe.

(Der stellvertretendeVorsitzende Geh. Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz.)
Meine Herren! Zusätze zu diesem Referate sind nicht zu macheu. Die Sache ist so klar,

daß ich hoffe, daß der Provinziallandtag dein Antrage des Provinzialausschussesdeferiren werde.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Ada ins: Ich eröffne die Debatte und

frage, ob Jemand zu diesem Antrage das Wort wünscht. — Es scheint nicht der Fall zu sein,
ich schließe die Debatte und glaube annehmen zu dürfen, daß das hohe Haus mit dem gestellten
Antrage übereinstimmt. Insofern sich Niemand dagegen erhebt, erkläre ich das als Beschluß des
Hauses. — Es geschieht hiermit.

Wir fahren in der Tagesordnung fort und kommen zunächstzu Nr. 60: „Referat des
Provinzialausschusses, betreffend die Anträge auf Uebernahme der Straßen von Essen über
Stoppenberg nach Gelsenkirchen, von Andernachnach Manen und von Odcnthal nach Schlebusch
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als Prouiuzialstraßen." Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, Herrn Grafen von Veißel, das
Referat zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterGraf von Veißel-Gymnich: Darf ich mir eine Bemerkung
zur Geschäftsordnungerlauben? Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, einen Moment noch etwas
anderes vorzuuehen, ich kann nicht leugnen, daß ich etwas müde gewordenbin; wenn ich eine
ViertelstundeZeit bekäme,würde ich wieder vorzutragen in der Lage sein.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Zur Geschäftsordnung hat der
Herr AbgeordneteFreiherr von Hövel das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Hövel: Ich möchte vorschlagen, diesen Antrag und die
übrigen Anträge, Wege betreffend,an die III. Fachcommifsion zu verweisen. Ich hoffe, daß der
Herr Referent damit einverstandensein wird.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Wir würden dies nur thun
können, nachdemdie Gegenständeznr Tagesordnung aufgerufen sind. Der Herr Berichterstatter
hat das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beifsel-Gymnich: Es ist der Antrag gestellt
worden, daß diese Anträge auf Uebernahme von Straßen — es sind deren eine ganze Reihe
^ an die III. Fachcommissionüberwiesenwerden möchten. Als Referent habe ich nichts gegen
diese» Antrag einzuwenden.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich frage, ob Jemand hierzu
das Wort wünscht.— Es scheint Einverständnih über den Antrag des Herrn Abgeordneten
von Hövel vorhanden zu sein, — Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Monschaw.

Abgeordnetervon Monschaw: Es ist früher immer Brauch gewesen, daß alle Anträge
auf Uebernahme von Straßen als Provinzialstraßcn an die Fachcommissionverwiesen wurden;
ich glaube, es ist am besten, daß dies jetzt auch so geschieht. Es ist der beste Weg, diese
Angelegenheitenrasch zu erledigen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wünscht noch Jemand das Wort
zu dieser Frage? — Es geschiehtdas nicht. Ich glaube annehmen zu dürfen, daß das hohe
Haus damit einverstanden ist, daß diese Anträge der betreffenden Fachcommissionüberwiesen
weiden. Das geschieht hiermit.

Meine Herren! Ich glaube, daß ich Ihnen den Vorschlagmachen soll, die Sitzung auf
einige Minute», zu vertagen, da über diejenigen Sachen, die uumnehr zur Verhandlung kommen
solle», von mir berichtet werden muß und Se. Durchlaucht der Fürst augenblicklich nicht im
Zimmer ist. Ich schlage Ihnen eine Pause von 10 Minuten vor, dieselbe würde gerade bis
3 Uhr dauern. Die Sitzung wird vertagt. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr
von Solemacher.

AbgeordneterFreiherr von Eolemach er: Meine Herren! Ich möchte die Herren vom
Provinzialausschuß bitten, für einen Moment jetzt zusammentretenzu wollen. Es ist eine ganz
kurze, wichtigeMittheilung zu machen. Ich bitte die Herren, im Sitzungssaale des Provinzial-
ausschusses sich zu versammeln. (Pause.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist wieder eröffnet. Ich
habe Ihnen zunächst folgenden Antrag mitzutheilen,der inzwischen eingegangen ist; er ist unter¬
schrieben vom Herrn AbgeordnetenFriederichs und 20 Mitgliedern und lautet folgendermaßen:

In Erwägung, daß der Central-Gewerbe-Verein,der mit seinen Aufgaben: Hebung des
Haudwerkerstandes,Förderung der Kunstindustrieund Organisirung der Hausindustrie eine wesent-
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liche Lücke der rheinischenWohlfahrtspflegeauszufüllen berufen ist, zu seiner Entfaltung dringend
nothwendig ein neues Gebäude braucht, weil die von ihm aus eigenen Mitteln zusammengebrachten
Sammlungen schon jetzt in acht verschiedenen, zum Theil weit von einander entfernten Gebäuden
depotinäßig vertheilt sind und fehr schwer nutzbar gemachtwerden können,

in Erwägung, daß also der Central-Gewerbe-Vereinseine Arbeitsmittel zum Nutzen des
kleinen Mannes in der liberalsten Weise zur Verfügung stellt und bereits zahlreiche Beweise
seiner überaus segensreichen Thätigkeit in unserer Provinz, sowohl in den Industriestädten, als
auf dem flachen Lande, namentlichdurch sein Einwirken auf die Organisirung von Hausindustrien
in der Eifel gegeben hat und darum ein Hinderniß zur Entfaltung feiner Wirksamkeit zugleich
eine Schädigung des kleinen Mannes bedeutet,

in Erwägung, daß die Inangriffnahme des bereits nothwendigen Neubaues für ein
Gewerbemuseumzu Düsseldorf um 2 Jahre hinausgeschoben wird, wenn der jetzige Provinzial-
landtag zu dem Antrage des Central-Gewerbe-Vereinsnicht Stellung nimmt,

in Erwägung endlich, daß es genügt, wenn der jetzige Prouinziallandtag seine Bereit¬
willigkeit missprickt,den erbetenen Beitrag bedingungsweisezu bewilligenund daß die Bewilligung
zur Auszahlung der Beihülfe noch immer confonn den Beschlüssen des Provinzialausschussesmit
den auderen Bewilligungen aus dem Ständefonds ganz gut erst im nächsten Landtage ertheilt
werden kann, wolle das hohe Haus beschließen:

„Der Prouinziallandtag erklärt sich bereit, für den Bau eines Gewerbemuseumsin
Düsseldorf 50 000 M zu bewilligen resp, in Aussicht zu stellen, wenn die Stadt
Düsseldorf das zum Baue erforderlicheTerrain unentgeltlichüberweist, sowie einen
baaren Zuschuß von 50 000 M. zu den Baukostenund die Königliche Staatsregierung
zu den Baukosten 100 000 M. beiträgt."

Meine Herren! Der Antrag ist bereits ausreichend unterstützt. Ich frage nur wegen
der geschäftlichen Behandlung, ob Sie damit einverstandensind, daß dieser Antrag an die erste
Fllchcommission geht. (Zustimmung, Stimmen: an den Provinzialausschuß.)

Es ist der Antrag gestellt, ihn dein Provinzialausschuß zu überweisen. Es erfolgt kein
Widerspruchdagegen. Dann geht er zunächst an den Provinzialausschuß

Wir würden nunmehr in der Behandlung der Referate des Provinzialausschusses fort¬
fahren. Wir haben noch 2 Referate anzuhören und die unter Nr. 11 und 12 der Vorlagen
des Provinzialausschussesbezeichneten Wahlen vorzunehmen. Von den Referaten betrifft das eine
die Geschäftsordnung für den Provinzialausschuß, und das andere die Geschäftsanweisungfür
den Landesdirektor. Ich möchte das hohe Haus fragen, ob wir die Wahlen auf Samstag setzen
wollen. (Zustimmung.)

Dann möchte ich fragen, ob das hohe Haus damit einverstanden ist, daß die Referate
gleich erledigt werden und daß wir morgen keine Plenarsitzung halten, sondern erst am Samstag-
Der Herr AbgeordneteSchmitz hat das Wort.

AbgeordneterSchmitz: Meine Herren! Ich glaube, wenn wir keine Sitzung haben, so liegt
das an den Commissionen,weil dieselben,namentlich die AbtheilungenI und IV, zu viel Arbeit
haben und möchte mir erlauben, darauf aufmerksamzu machen, daß ich den Antrag, dem durch
einen der Herren Redner widersprochenworden ist, für die IV. Abtheilung eine besondereCom¬
mission zu wählen, in der nächsten Session wieder einbringen werde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort,
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Abgeordneter Becker: Ich möchte Ihnen anheimgeben, ob nicht am Samstag der Antrag
auf elektrische Beleuchtung auf die Tagesordnung gesetzt werden könnte. (Stimmen: lauter,)

Der Ausschuh hat sich über denselben schlüssig gemacht und wenn der Antragsteller hier
wäre, könnte vielleicht auch die Verhandlung darüber erfolgen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Beißel hat das Wort
zur Geschäftsordnung,

Abgeordneter Graf von Beißel: Meine Herren! Ich möchte die Bitte an den Herrn
Vorsitzenden des Landtages richten, bei Festsetzung der Stunde der Samstagssitzung in wohlwollende
Erwägung zu nehmen, daß die meisten Mitglieder beabsichtigen, am Samstag Nachmittag nach
Hause zu geben, so das; vielleicht augezeigt wäre, die Plenarsitzung auf die Morgenstunden zu verlegen

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Lo« hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Lo«: Der Antragsteller in Betreff der elektrischenBeleuchtung

ist augenblicklich nicht anwesend; ich möchte daher bitten, den Antrag nicht auf den nächsten
Samstag, sondern auf die erste» Tage der näcbsteu Woche auf die Tagesordnung zu setzen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wenn die Herren erlauben, werde ich versuche», die
Tagesordnung für Samstag festzustellen. Die Commissionen sind noch bei der Arbeit; ich habe
noch kein Material von den Commissionen zurückerhalten und weiß nicht, wie weit die Sachen
vorbereitet sind und was bis dahin fertig gestellt werden kann. Der Herr Abgeordnete Graf
uon Beißel hat das Wort.

Abgeordneter Graf von Beifsel: Die I, Fachcommission ist in der Lage, bis Samstag
die Vorlage des Feuer-Societäts-Reglements fertig zu stellen. Ich hoffe, daß bis Samstag noch
andere Sachen hinzu kommen, welche genügen, um eine Sitzung auszufüllen,

Vorsitzeuder Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr uon Solemacher hat das
Wort zur Geschäftsordnung,

Abgeordneter Freiherr uon Solemacher: Ich erlaube mir, im Gegensatz zu Herrn
Grafen von Beißel den Vorschlag zu inachen, am Samstag die Sitzung nicht allzu früh anzusetzen,
damit die Commissionen vorher tagen können. Wenn die Plenarsitzung um 11 Uhr angesetzt
wird, würden die Herren immer noch die Möglichkeit haben, um 1 oder 2 Uhr abzureisen. Es
muß aber doch der Commission die Möglichkeit gewährt werden, vorher ein oder zwei Stunden
zu arbeiten, zumal nur der Morgeu dafür vorhanden ist. Im Uebrigeu möchte ich den Herren
vorschlagen, ob Sie nicht den Vorsitzenden ermächtigen wollen, die Tagesordnung für übermorgen,
je nach dem Maße der fertig gestellten Sachen, in, Laufe des morgigen Tages festzustellen.
(Zustimmung,)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wenn Sie mich nicht ermächtigten, müßte ich jetzt die
Frage an die Herren Vorsitzenden der Commissionen richten, wie weit sie kommen werden. Da
Sie mir die Ermächtigung ertheilen, werde ich mir erlauben, das morgen mit den 3 Herren zu
besprechen und danach morgen Abend die Tagesordnung aufzustellen. Jedenfalls aber möchte ich
sagen, daß wir zwar nicht an die Spitze, aber doch als zweite oder dritte Nummer der Tages¬
ordnung die unter IN, 11 und 12 der Vorlagen stehenden Wahlen setzen werden. — Der Herr
Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich wollte mir erlauben, die Herren vom
Prouinzialausfchuh zu bitten, morgen Nachmittag 3 Uhr zu einer Sitzung zusammentreten zu
wollen, die Fachcommissionen werden, wenn sie von 9 bis 3 Uhr gearbeitet haben, ermüdet sein;
alsdann könnten wir unsere Arbeiten fortsetzen.

43
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Veißel hat das Wort,
AbgeordneterGraf von Veißel: Ich möchte den Herrn Vorsitzenden, des Ausschusses

bitten, erst um 4 Uhr zu beginnen. Ich glaube, daß man es den Fachcommissionen nicht zumuthcn
kann, Tag für Tag um 9 Uhr mit der Arbeit anzufangen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solcmacher hat
das Wort,

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Ich hatte geglaubt, den Vorschlag gerade mit
Rücksicht auf den Herrn Grafen von Veißel thun zu sollen; aber um 4 Uhr dürfte es zu spät sein.
Ich glaube indessen,daß der Provinzialausschuß, auch wem, er erst um ^4 Uhr zusammentritt,
bis V«5 Uhr seine Sachen erledigt haben würde. Ich bitte also die Herren des Ausschusses, sich
morgen um ^4 Uhr versammeln zu wollen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe keinen Widerspruchgehört, daß
ich morgen die Tagesordnung feststellen soll. Ich werde mir daher erlauben, die Tagesordnung
für Samstag morgen aufzustellen,— Der Herr AbgeordneteGraf von Nesselrodehat das Wort
zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Graf von Nefselrode: Darf ich im Anschlußau das, was der Herr
AbgeordneteGraf von Veißel gesagt hat, zur wohlwollendenErwägung stellen, ob die Sitzung
am Samstag nicht um 10 Uhr statt um II Uhr anfangen könnte. Es scheint das der Wunsch
vieler Mitglieder des hohen Hauses zu fein. (Zustimmung.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Tie Herren scheinen einstimmigzu sein, daß um 19 Uhr
begönne»werden soll. — Der Herr AbgeordneteVroich hat das Wort.

AbgeordneterVroich: Ich möchte die Herren von der Commissionfür die Haubergs¬
ordnung zu einer Sitzung auf Samstag Vormittags >.> Uhr einladen, und zwar in das Zimmer,
wo wir bereits getagt haben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Wir würden nunmehr in dem Referat des
Prouinzialllusschussesbetreffenddie Geschäftsordnungfür den Provinzialausschuß übergehcu.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteAdams. Ich bitte denselbendas Referat zu
übernehmen.

Abgeordneter Adams: Meine Herren! Die Geschäftsordnungfür den Vrooinzialausschuß
hat Ihnen bereits im vorigen Landtage vorgelegen. Es sind gegenwärtig nur einige Aenderungen
in derselben gemacht, und zwar sind dieselben fast sämmtlichnur redactioneller Ratnr, so daß
wir, wie ich glaube, über diesen Theil der Aenderungen sehr rasch hinweg gehen können. Es ist
sodann eine wesentliche Aenderung darin gemachtworden, daß die Bestimmungdes Geschäftskreises
des ProuinzialauüschusseSim Gegensatz zu den Vefngnissen des Landesdirektors in anderer, ein¬
facherer Weise construirt worden ist. Man hat die Bezeichnung der Befugnisse derselben hier
weggelassen und bezieht sich desfalls auf die Bestimmungen der Prouinzialordnung. Ich glaube
also, daß es wohl kaum eine Divergenz im hohen Hause in Vczng ans diese Geschäftsordnung
geben kann. Die Aenderungen,die gemachtworden sind, sind folgende. Zu §. 1, welcherdavon
handelt, wie der Provinzialausschuß sich versammelt, ist der Zusah nach der Provinzialordnung
gemacht worden, die Berufung muh erfolgen auf schriftlichen Antrag des Landesdirektors oder der
Hälfte der Mitglieder des Prouinzialausschusscs. Zur Verdeutlichungist dies hier mit aufgenommen.
Sodann sind im Z. 3 die Worte „dem Vorsitzenden" ersetzt worden durch „dem Unterzeichner
des Einladungsschreibens",was auch wohl keinen Anstand finden kann. Zu ß. 8 hat eine blohc
Sprachreinigungstattgefunden, indem statt des Wortes „inklusive"gesetzt ist „einschließlich." Ebenso
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sind noch andere ganz unbedeutende redactionelle Aenderungengemacht worden. Da diese Geschäfts¬
ordnung dein früheren Provinziallandtage vorgelegen hat, nlfo alle Mitglieder dieselbe kennen,
und sie auch heute gedruckt in Ihre Hände gelangt ist, so glaube ich, daß es uicht nothwendigist,
meinerseits weitere Erörterungen in der Sache zu machen, sondern empfehle Ihnen den Antrag:

„Hoher Landtag wolle der Geschäftsordnungdes Prouinzialausschusftsmit den vorge¬
schlagenen Abänderuugcn in der beiliegendenFassuug die Genehmigung ertheilen,"

VorsitzenderFürst zu Wied: Mciue Herren, es liegt Ihuendie Geschäftsordnungvor;
Sie haben den Vortrag gehört. Ich eröffne darüber die Diskussion und frage zunächst, ob Sie
wünschen,daß wir die einzelnenParagraphen durchgehen. (Stimme: Nein!)

Ich höre nur Nein!
AbgeordneterFriederichs: Ich beantrage on Iilao-Annahme.
VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr AbgeordneteIriederichs stellt den Antrag auf en

dlnoAimahmc der Geschäftsordnung, Erfolgt dagegen Widerspruch? Es ist nicht der Fall Ich
constatire dies und erkläre die Geschäftsordnungfür on bluo genehmigt. Wir gehen jetzt über
zu der Gefchäftsamveifungfür den Landeödirektornnd die ihm zugeordneten oberen Beamten.
Ich bitte den Herrn BerichterstatterAdams, das Referat zn übernehmen.

BerichterstatterAbgeordneterAdams: Mit dieser Geschäftsanweisnngverhält es sich ganz
in derselben Weise, wie mit der vorgetragenen Geschäftsordnung für den Prouiuzialausschuß.
Es hat iusowcit eine Aenderung stattgefunden, als man an der Hand der für die übrigcu Pro¬
vinzen bestehenden Anweisungen einige Abänderungsvorschläge vorgenommen hat. Außerdem
habe» wir es mit verschiedenenredaktionellenAendcrungen zu thun. Ich erlanbe mir, Ihnen,
damit Sie eine Uebersichtüber die Sache habcu und danach beurtheilen können, ob wir im
Einzelnen in die Sache eingehen wollen oder im Ganzen die vorgenommenen Aenderungen
annehmen können, auch hier die hauptsächlichsten Abänderungen mitzutheilen.

Zunächst ist der §. 1 anders gefaßt worden, als er in der früheren Fassuug vorlag, im
wesentlichenist es aber dasselbe, Ich erlaube mir aber, da es sich nicht um die Abänderung
einzelner Worte, sondern nm den ganzen §, handelt, den §. l zn verlesen. Er lautet:

„Der Laudesdirektor führt unter der Aufsicht des Provinzialausschusscs die laufenden
Geschäfte der eommuuale» Prouinzialuerwaltung. Er bereitet die Beschlüsse des Prouinzial-
misschusses vor und trägt für die Ausführung derfelbcn Sorge.

Der Landesdirektor vertritt den Provinzialuerband nach Außen in allen Angelegen¬
heiten, insbesondere mich da, wo die Gesetze eine Spezialuollmacht verlangen. Er verhandelt
Namens des Prouinzialuerbcmdes mit Behörden und Privatpersonen, führt den Schriftwechsel
und zeichnet die Schriftstücke. Er führt ein Dienstsiegelmit der Umschrift: „Der Landesdirektor
der Rheinprouinz."

Eine weitere Aenderung hat mit den §Z. 2 uud 3 stattgefunden, sie sind umgestellt
worden, Wenn Sie, da Sie noch die frühere Geschäftsordnung besitzen, vergleichen, so werden
Sie finden, daß die M. 2 und 3 uur umgestellt sind, daß aber eine materielle Aenderung in
denselbensich durchaus nicht findet. Sodann ist zu s- 4 ein Zusatz gemacht worden, der sich
eigentlichwohl von selbst versteht. Es heißt im §. 4 Zeile 5: „Die der Entscheidungdes Pro-
vinzialausschussesoder des Provinziallandtages unterliegenden Angelegenheitenhat er zu den
Sitzungeu des ProuinMlausschusfes vermerken oder dein Vorsitzendendes Prouinzialausschusses
übermitteln zu lassen. Hier sind die viel bedeutendenWorte eingefügt worden: „nach gehöriger
Vorbereitung", die ganz gewiß wohl bei Niemanden«Anstand finden werden Sodann ist

4Ü"
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im §. 5, wo es heißt, daß der Landesdirektor die Angelegenheiten den einzelnen Landesräthen
überweist, der Zusatz gemacht worden: „soweit der Landesdirektor dieselben nicht selbst erledige»
will," Auch das ist etwas, was sich vollständig von selbst versteht. Es ist ferner in der Zeile ? das Wort
„selbständigen", welches dort gestanden hat, gestrichen worden, und die beiden letzten Sätze des
Paragraphen sind so gefaßt worden: „Im Nebrigcn erfolgt die Ordnung des Geschäftsganges in
den Abtheilungen nach Maßgabe eines Reglements, welches der Prouinzialausschuß erläßt. Durch
dieses Reglement wird auch bestimmt, welche Schriftstucke von den Abtheilungsdirigentcn oder
anderen oberen Beamten „im Auftrage" unterzeichnet werden können.

Eine weitere Aenderung hat im §. 8 stattgefunden, nämlich über die Abwesen¬
heitsfälle des Landcsdirektors. Es war früher darin nicht enthalten, daß, wenn der Lnndes-
dircktor sich auf länger als 4 Tage entfernt, er dein Vorsitzenden des Provinzialausschusses
Mittheilung machen mnß. Dieses ist hinzugefügt worden, es ist wohl auch selbstverständlich.
Endlich ist im §. 9 geändert die Bestimmung, wie es sich mit der Vertretung des Landcsdirektors
verhält. Da man dies nicht von vornherein in Bezug auf die einzelnen Landesräthe feststellen
wollte, auch, wie Sie aus den: Etat gesehen haben werden, die Räthe nicht mehr als erster,
zweiter, dritter und vierter Laudesrath bezeichnet werden, sondern es heißt: so und soviel Landes¬
räthe mit dem Gehalt und so und soviel mit jenem, so wurde vorbehalten, daß die Stellver¬
tretung des Landesdircktors für den Fall des Urlaubs oder der Behinderung in Gemäßheit des
§. 88 der Prouinzialordnung durch befoudcrc Beschlußfassung des Provinzialausschusses stattfinden
soll. Es ist dies ausdrücklich in der Prouinzialordnung gesagt und deshalb auch hier hinzugefügt
worden, um keine Differenz in dieser Beziehung eintreten zu lassen. Die Aenderungen, die hier
vorgenommen sind, beruhen im wesentlichen auf deujcuigen Dienstanweisungen, die in der neueren
Zeit erlassen worden sind, namentlich für Hessen-Nassau, unter Mitwirkung des Oberbürger¬
meisters Miguel ausgearbeitet uud von dem dortigen Landtag festgestellt worden sind. Es glaubt
daher der Ausschuß, Ihnen empfehlen zu kouncn, die Geschäftsanweifnng fo anzunehmen, wie
sie Ihnen hier vorgelegt wird. Ich beantrage, die hohe Versammlung möge die Geschäfts¬
anweisung in der vorliegenden Fassung genehmigen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob die hohe Versammlung wünscht, daß die
einzelnen Paragraphen verlesen werden. Ich höre nur Nein. Soll ich auch hier annehmen, daß
Sie ori Klnc-Annahme belieben? — Es erfolgt kein Widerspruch, ich constatire dieses und erkläre
die Geschäftsanweisuug für den Landesdirektur uud die ihm zugeordneten oberen Beamten für
sn Kloo genehmigt, wie sie hier vorliegt. Wir haben unter Nr. 4 den Verwaltungsbericht auf¬
geführt, er liegt Ihnen allen gedruckt vor, es ist auch kein Referent für denselben ernannt; die
Herren werden den Verwaltungsbcricht gelesen haben, ich frage, ob eines der Mitglieder des hohen
Hauses eiue Vemerkuug zn dem Verwaltungsbericht zu machen wünscht oder über die Behandlung
des Verwaltungsbcrichts etwas zu sagen hat. Es scheint nicht der Fall zu sein. Ich kann wohl
annehmen, daß der Verwaltnngsbcricht, wie in früheren Jahren, hiermit erledigt ist und Sie ihn
nicht weiter behandeln wollen. Wir haben dann nur uoch Punkt U des Verzeichnisses, es ist der
Hauptetat, Die 2. Berathung uud Feststellung des Hauptetats können wir erst vornehmen, wenn
sämmtliche Svezialetats aus den Eommissioncn an uns zurückgekommen und von den Eommissionen
festgestellt sind; erst dann wird der Hauptetat festgestellt werden können. So würden nur noch
die drei Wahlfachen, welche nach Ihrem Beschlusse auf die Tagesordnung am Samstag gestellt
worden sind, übrig sein. Wir hätten hiernach die sämmtlichen Vorlagen des Provinzialausschusses
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soweit sie nicht an Commissionengegangen sind und von diesen wieder an uns gelangen müssen,
für jetzt im Plenum erledigt.

Die Tagesordnung ist hiermit erledigt. Ich frage, ob noch Jemand etwas zur Geschäfts¬
ordnung oder Tagesordnung sagen will. Der Herr AbgeordneteSchmidt hat das Wort.

AbgeordneterDr. Schmidt: Meine Herren! Ich wollte hier bemerken, daß sich in dem
Verzeichnis; der Commissionendes 35. Prouinziallandtages ein Irrthum befindet. In der Wahl¬
prüfungscommissionbin ich als Mitglied aufgeführt und ebenso in der II. Fachcommissinn. Es
muß bei der WahlprüfungscommissionHerr Naab an meine Stelle treten. Es beruht die Sache
darauf, daß ursprünglich die Absicht dahin ging, mich in die Wahlprüfungscommissionzu wählen;
nachher aber habe ich mich mit dem Herrn Naab verständigt und die Mitglieder des Regierungs¬
bezirks Coblcnzwaren damit einverstanden, daß Herr Naab in die Wahlprüfungscommissionund
ich in die II. Fachcommissioneintreten. Ich bitte also die Herren Mitglieder, in der ersten
Colonne für die Wahlprüfungscommission an Stelle meines Namens den Namen des Herrn
Naab zu setzen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Es liegt hier bloß ein Irrthum auf dem Nüreau

vor. Es ist ganz richtig, was Herr Dr. Schmidt eben ausgeführt hat; vor der Publikation ist
in dem Tableau, aus welchemdie Namen der einzelnenMitglieder verlesen worden sind, der
Name des Herrn Naab uuter die Mitglieder der Wahlprüfungscommissionund der Name des
Herrn I)r. Schmidt unter die der II. Fachcommissioneingeschriebenworden; die sämmtlichen
Mitglieder der Abtheilung waren damit einverstanden und wenn ich mich recht entsinne, ist es
auch so damals verlesen worden. Es ist ein Druckfehlerauf dem Bureau vorgekommen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich werde veranlassen, daß es sogleich
geändert wird, möchte aber die Herren bitten, daß sie so freuudlichsind, den vorliegendenDruck¬
bogen selbst zu korrigiren. Der Herr Abgeordnete Freiherr von Geyr hat das Wort zur Geschäfts-
ordnung.

Abgeordneter Freiherr von Geyr: Ich möchte Se. Durchlaucht bitten, bestimmen zu
wollen, wcmu am Samstag die Sitzung beginnen soll.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Der Herr Freiherr von Geyr richtet an
mich das Ersuchen, die Stunde für die Sitzung am Samstag zu bestimmen. Ich glaube, den
allgemeinen Wunsch gehört zu haben, daß die Sitzung um 10 Uhr stattfinden soll, ich setze also
definitiv den Beginn auf 10 Uhr an.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 3 Uhr 50 Minuten.)
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Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Sonnabend den 15. Dezember 1888.

Beginn 10 Uhr Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Anträge auf Beihülfen aus dem Stände- bezw. Dispositionsfonds des Provinzial«

landtages.
Berichterstatter: Abgeordneter Dietze.

3. Antrag der Wahlvrüfungs-Commission hinsichtlich der Vorprüfung der Verhandlungen
über die Wahlen zum Prouinziallandtage in den Kreisen Greuenbroich und Waldbroel.

Berichterstatter: Geh. Negierungsrath Melbeck.
4. Ersatzwahl eines Mitgliedes für den Prouinzialausschuh.
5. Antrag der I. Fachcommission, betreffend die Wahl des Negicrungsraths Dr. Lohe

zum Direktor der Landesbank der Nheinprovinz.
Berichterstatter: Abgeordneter Graf Vcißcl von Gmnnich.

6. Antrag der I. Fachcommission, betreffend die Wahl des Oberinspektors bei der
Provinzial-Fcuer-Societät Adams zum Landesrath.

Berichterstatter: Abgeordneter Graf Veißel von Gymnich.
?. Antrag der Gemeinde Königswintcr auf Verleihung der Städteordnung durch König¬

liche Verordnung.
8. Mittheilung des Prouinzialausschusscö, betreffend die Bewilligung eines weitern

Zuschusses von 40 000 M. zum Bau einer Brücke über die Mosel zwischen Trarbach
und Traben,

9. Referat der I. Fachcommission, betreffend das Gesuch des Trier'schen Vauernuereins
auf Abänderung der Garantiefrist bei Viehverkäufen.

Berichterstatter: Abgeordneter Pflug.
10. Antrag der III. Fachcommission bezüglich des Antrages auf Uebernahme der Straße

Steinstra^Titz,
Berichterstatter: Abgeordneter Dittmar.

11. Antrag der III. Fachcommission bezüglich des Referates des Provinzialausfchusfes
betreffend den Antrag Weih und Genossen auf Bewilligung einer Entschädigung für
das ihnen bei dem Bergrutsche oberhalb Zell zerstörte Eigenthum.

Berichterstatter: Abgeordneter Fuchs.
12. Antrag der III, Fachcommission, bezüglich Gesuch eines Straßenaufsehers a. D. um

Wiederanstellung resp. Gewährung einer Pension.
Berichterstatter: Abgeordneter Dittmar.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe
zunächst einige neue Eingänge mitzutheilen. Ich habe hier ein Schreiben aus der Gemeinde
Wittlich erhalten, unterschriebenvon einer großen Anzahl von Einwohnern von Wittlich, welche
darüber Beschwerde führen, daß sie an einer Chaussee, welche erbreitert worden ist und welche
früher mit Obstbäumen bepflanzt war, nunmehr bei Erbreiterung der Straße die Bäume zurück¬
setzen müssen, und sagen, die Bäume würden noch 40 bis 50 Jahre tragfähig bleiben. Das
wäre wohl, soviel ich aus diesem Schreiben erkennen kann, eine Beschwerde gegen eine Verfügung
unserer Verwaltung. Ich muh sagen, daß das Schreiben am Ende nicht mit einein ganz präzisen
Antrag abschlicht,ich kann es also nicht ganz erkennen. Es heißt am Ende: Wir hegen daher
das Vertrauen, daß uns das Recht zugestandenwerde, an Stelle der eingegangenenneue Baume
zu pflanzen, ohne genöthigt zu sein, hinter die bisherige Linie zurückzugehen, Sie wünschenalso,
daß einmal diejenigen Bäume, die uoch gutes Obst tragen, stehen bleiben können und daß sie bei
Ncupflanzungennicht hinter die Linie zurückzugehen brauchen. Ich möchte fragen, was mit dieser
Bitte geschehen soll. Wünschen Sie, daß sie an die Fachcommission verwiesen wird? (Zustimmung.)

Es erfolgt kein Widerspruch, sie geht als Wcgeangelegenheitan die III. Fachcommission.
Sodann sind noch zwei Anträge vorgelegt, beide von den Herren AbgeordnetenKratz und Genossen,
welche von der nöthigen Anzahl von Abgeordnetenunterstützt sind.

„Der Hohe Landtag wolle den Provinzialausschuß ersuchen:
1. Aus den Zinsen des Meliorationsfonds im Betrage von 40 000 M. (Etat für 1889)

zur Hebung der Ninduiehzucht,insbcfonderezur vermehrtenStierhaltung den Betrag
von mindestens 10 000 M. zu verwenden.

2. Bei Aufstellung des Voranfchlags für den Haushalt der Provinz in späteren
Jahren die Hebung der Nindviehzuchtfortdauernd im Auge zu behalten und den
dafür im Voranschlag auszuwerfendenGeldbetrag bedeutendzu erhöhen."

Der zweite Antrag geht dahin:
„Hoher Landtag wolle beschließen:
Der Provinzialausschuß wird ersucht, bei Königlicher Staatsrcgierung von Neuen»
vorstellig zu werden, daß den Provinzialverbänden die Vefugniß ertheilt werde, für
das an Milzbrand fallende Rindvieh Entschädigung zu gewähren, wie für die an
Rotz gefallenen Pferde und das an Lungenseuchen gefallene Rindvieh."

von denselbenHerren Antragstellernunterschrieben. Ich möchte fragen, was mit diesen Anträgen
geschehen soll. Wollen Sie dieselben im Plenum verhandeln oder an die I. Fachcommission ver¬
weisen? — Ich höre allgemein „Commission" rufen, ich würde Ihnen vorschlagen,beide Anträge
an die I. Fachcommission zu verweisen. (Zustimmung,)

Es erfolgt kein Widerspruch,beide Anträge gehen an die I. Fachcommission.
Der Herr AbgeordneteEisenlohr reicht mir soeben ein Schreiben ein, nach welchem bei

den Wahlen zur Bezirkscommissionein Fehler untergelaufen ist, es ist ein Herr Lühdorf in die
Klasfenstcuer-Bezirkscommifsion gewählt worden, welcher in der Einkommensteuersteht. Es würde
also mit diesem Herrn derselbe Fehler vorliegen, wie mit dem Herrn Vrockmann, über welchen
Fehler wir von einer früheren Wahl her ein Schreiben des Herrn Oberpräsidcntenerhalten haben.
Es wird in diefem Schreiben des Herrn AbgeordnetenEisenlohr vorgeschlagen,an Stelle des
Herrn Lühdorf den Herrn Hermann Dollmann in Barmen zu wählen. Ich frage Sie, ob Sie
diese Angelegenheitspäter bei den Wahlsachen erledigen wollen. Zur Geschäftsordnung hat^das
Wort der Herr AbgeordneteDietze.
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AbgeordneterDietze: Die Sache liegt gesetzlichso, daß die Mitglieder der Klassensteuer¬
commission, auch wirklich selbst klassensteuerpflichtig sein müssen. Der Herr Brockmann ans
Kronenberg ist aus der Klassensteuerin die Einkommensteuerversetzt worden und deshalb war
eine Neuwahl nöthig. Wenn nun ein Irrthum untergelanfen ist, daß man von Herrn llühdorf
in Barmen nicht gewußt hat, daß er einkommcnsteuerpflichtig war, so wurden wir, glaube ich,
am besten thun, einfach den Vorschlagdes Barmer Herrn zu acceptiren uud uicht in die Coni-
missionsberathungeinzutreten; denn wir können über die Personenfrage doch nicht urtheilen und
verlassenuns dabei vertrauensvoll auf den Vorschlag,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianhen hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen-Vurtscheid: Ich habe nicht gegen den eben gemachtenVorschlag
sprechen wollen, möchte vielmehr im Anschluß an das Vorgesagte eine diesen Gegenstand betreffende
formelle Angelegenheit znr Sprache bringen. Ich wollte nämlich das Präsidium bitten, doch
Veranlassung nehmen zu wollen, daß über die Wahlen für die Vezirkscommissiouund für die
Ober-Ersatzcommissionden gewählten Herren irgend eine offizielleMittheilung zugestellt werde.
Daß dies in früheren Jahren nicht geschehen ist, hat sich als ein arger Defekt erwiesen; die von
uns Gewählten haben von der Wahl nicht eher Kenntniß erhalten, als bis sie einberufen wurde».
Dann waren sie aber füglich nicht in der Lage, sich über die Materie zu informiren, über welche
sie mitzuberathen hatten. Sie werden begreifen, daß dadurch mancherlei Mißstände entstandensind,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Nachdem in dein letzten Landtage die Wahlen

gethätigt waren, habe ich den Mitgliedern, welche für die Funktionen der communalenProuinzial-
verwaltung gewählt waren, die bezügliche Mittheilung gemacht. Gleichzeitig habe ich bei dem
Herrn Oberpräsidentenangefragt, wie es hinsichtlich der Anzeigean die Gewählten mit denjenigen
Wahlen gehalten werden soll, welche der Landtag für staatliche Funktionen gethätigt hatte -^
dahin gehören die Wahlen für den Provinzialrath, den Bezirksausschuß, die Einkommensteuer-
commissioncn u. s. w, — Auf diesen Antrag ist von Seiten der KöniglichenStaatsregierung mir
mitgetheilt worden, daß sie es als ihre Aufgabe betrachte, den betreffenden Herren die bezüglichen
Mittheilungen zu machen. Hiernach haben wir nur dem Oberpräsidenten anzuzeigen, daß die
Wahl gethätigt worden ist, und es hat alsdann Seitens der staatlichenOrgane die Anzeigean
die Gewählten zu erfolgen. Diese Feststellung ist dann von Wichtigkeit,wenn Rekusationsgründe
vorliegen, welche innerhalb einer gewissen Frist vorgebracht werden müssen; alsdann fragt es sich'
wer hat die Anfrage zu machen, weil erst von dem Tage der amtlichen Zustellung des Wahl-
resultates an die Frist läuft. Wollte man nun, nachdem der Herr Oberpräsident sich dafür
entschieden hat, daß die Anzeige hinsichtlich der für staatlicheFunktionen getroffenenWahlen den
Gewählten Seitens der Staatsregierung durch ihre Organe zuzustellen sei, von hier aus ebenfalls
eine offizielle Anzeige machen, so würde das zunächst gegen die Ansicht der KöniglichenStaats¬
regierung verstoßen, sodann aber auch eine Confusion hinsichtlich des Laufes der Frist für die
Nekufationverursachen. Eine private Anzeigeaber halte ich nicht für angebracht. Es ist vielmehr
nur unsere Aufgabe, der KöniglichenStaatsregierung von hier aus die Mittheilung über die
Wahl zu machen und ihr die weitere Anzeige an die Gewählten zu überlassen. Geschieht alsdann
die Anzeige nicht, so müssenwir die Verantwortlichkeithierfür ablehnen.

Vorsitzender Fürst zu Wird: Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
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Abgeordneter Ianßen (Burtscheid): Meine Herren! Mein Vorschlag ging auch nicht
dahin, daß von hier aus diese Anzeige gemacht werde, sondern dahin, es möge vom Präsidium
veranlaßt werden, daß überhaupt die Anzeige an die betreffenden Gewählte!: ergehe. Ich constatire,
daß solche Anzeigen trotz des Versprechens, welches der Herr Landesdirektor entgegengenommen
hat, thatsächlich nicht gemacht worden sind.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Negierungsrath von Philipsborn hat das Wort.
Regierungsrath von Philipsboru: Meine Herren! Ich kann die Zusicherung geben,

daß in Zukunft die Benachrichtigung der Gewählten sofort erfolgen wird, sobald die bezüglichen
Mittheilungen von der Provinz ans an die Königliche Etaatsregierung gelangt sein werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Damit würde wohl die Sache erledigt sein, uud ich werde
dem Wunsche des Herrn Abgeordneten Ianßen entsprechend die Nachricht sofort an den Landes¬
direktor nnd durch denselben an die Königliche Etaatsregierung gelange», lassen.

Meine Herren! Nun steht der Antrag des Herrn Dietze noch zur Beschlußfassung, an
Stelle des Herrn Lühdorf jetzt ohne Weiteres den Herrn Hermann Dollmann in Barmen zn
wählen. Ich frage, ob geschäftsordnungsmäßig gegen diesen Vorschlag Widerspruch erfolgt. —
Das geschieht nicht, wir können sofort diefe Wahl vornehmen, nnd nun frage ich, ob gegen die
Wahl selbst Widerspruch erfolgt. — Ich constatire, daß kein Widerspruch erfolgt, und erkläre in
Folge dessen den Herrn Dollmann an Stelle des Herrn Lühdorf für gewählt.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein, welche ich mir erlaubt habe, nach Ihrem
letzten Beschlusse fcstzustelleu; ich habe von verschiedenen Fachcommissioncn einzelne fertig gestellte
Referate noch auf die Tagesordnung gefetzt. Ich habe noch eine Frage an die Herren zu richten,
um das nicht am Ende der Sitzung zu thun, nämlich die Frage, wie das hohe Hans über die
weiteren Sitzungen beschließe» will. Es ist nämlich die Frage angeregt, ob Sie vielleicht nur
Montag statt Mittags zu sitzen lieber Abendsitznng von 5 bis 8 Uhr halten wollen. (Widerspruch
und Zustimmung.) Dann könnten dn Herren etwas später hierher kommen, dann könnten auch
die Commissionssitzungen, die noch nöthig sind, zwischen 3 und 5 Uhr stattfinden. Ich glaube,
das würde für die Erledigung der Geschäfte sehr praktisch sein. (Widerspruch und Zustimmung.)

Meine Herren! Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich noch etwas hinzusetze, ich habe
nur eine Frage an die Herren gerichtet, keinen Vorschlag geinacht. Ich möchte noch bemerken,
daß wir am Dienstag, wie Sie wissen, unsere Räume für andere Zwecke gebrauchen werden,
und ich möchte Sie fragen, ob es vielleicht gut wäre, daß wir am Montag und am Mittwoch
Plenarsitzungen halten, so daß am Dienstag noch Ausschußsitzungen resp, wenn das noch nöthig
ist, — ich weiß das nicht — Commissionssitzungen stattfinden tonnen, um die letzten Sachen fertig
zu stellen, in der Hoffnung, daß wir Mittwoch oder Donnerstag hier mit unseren Arbeiten zu
Ende kommen würden, ich denke wahrscheinlich Donnerstag. Wenn wir am Montag sehr viel
fertig stellen, so können wir vielleicht am Mittwoch die Sache zu Ende bringen. Wenn die
Herren erst am Montag zurückkommen, so ist es schwierig, die Sitzung sehr früh anzusetzen und
deshalb habe ich die Anfrage au Sie gerichtet, ob Sie vielleicht an diesem Tage zwischen 5 bis
8 Uhr Sitzung halten wollen. Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Adams: Es ist mir von verschiedenen Seiten der Wunsch mitgetheilt
worden, daß wir Montag die Sitzung etwa um 1 Uhr beginnen möchten, und daß von 1 bis
4 Uhr etwa dieselbe dauern würde, indem es vielen, die nach Hause reisen wollen, nicht möglich
ist, früher hier zu sein, wenn Sie nicht des Abends vorher hier sein wollen. Ich möchte mir
daher erlauben, diesen Vorschlag zu macheu.

44
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VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat kein Mitglied des Hauses meinen Vorschlag auf¬
genommen,um 5 Uhr Sitzung zu halten. Der Herr AbgeordneteBroich nimmt den Antrag auf.
Derselbe hat das Wort,

AbgeordneterBroich: Ich stelle den Antrag: Dem hohen Hause möge es gefallen, die
nächste Sitzung auf Moutag Nachmittag 5 Uhr anzuberaumen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLievcn hat das Wort.
AbgeordneterLieven: Ich möchte glauben, wenn wir 3 bis 4 Stunden bei Gaslicht

sitzen sollen, so halten wir das nicht aus und bitte deshalb die Sitzung um 1 Uhr zu beginnen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteScheidt hat das Wort.
AbgeordneterScheidt: Ich möchte vorschlagen,daß wir die Sitzung um 11 Uhr halten;

wir können dann am Montag viel abmachen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Lichter hat das Wort.
AbgeordneterLichter: Ich würde vorschlagen,die Sitzung um 3 Uhr zu beginnen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich stelle den Antrag, die Sitzung um I Uhr

zu beginnen, da mir dieser Wunsch von vielen Mitgliedern mitgetheilt worden ist. (Zustimmung,)
VorsitzenderFürst zu Wied: Wir wollen zur Abstimmungdarüber schreiten. Ich bitte

diejenigenHerren, welche für 1 Uhr sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität.
Wir werden also am Montag um 1 Uhr Sitzung halten.

Meine Herren! Wir treten in die Tagesordnung ein und kommen zu den Anträgen auf
Beihülfen aus dem Stände- bczw. Dispositionsfonds des Provinziallandtages. Berichterstatter
ist der Herr AbgeordneteDietze.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Das Referat, betreffendAnträge
auf Beihülfen aus dem früheren Ständefonds, dem jetzigenDispositionsfonds des Provinzialland-
tags liegt Ihnen gedruckt vor. Zunächst geht aus diesem Referate hervor, daß am I.April 1889
eine verfügbare Summe von 66 189 M. 74 Pf. bliebe, gegenüber den sonst zur Verfügung des
Landtages stehenden Summen eine sehr kleine und winzige Summe. Es wird zu diefcm Nest von
66 900 M. rund am Ende der 2 Etatsjahre noch hinzutreten die letzte Nückzahlungsrate,die für
das Gut Dcsdorf geleistet wird, mit 10 000 M., und es werden in jedem Etatsjahre von den
zur Verfügung stehenden80 000 M„ nachdem Sie für das Kaiserdenkmalüber 60 000 M, davon
verfügt haben, je 20 000 M, erübrigt, es wird alfo am Ende der beiden Etatsjahre der Stände¬
fonds bezw der Dispositionsfonds sich auf die rnndc Summe von 116 000 M. beziffern, die
dann alfo Gelegenheit geben wird, über die verschiedenen Anträge näheren Beschlußzu fassen.
Die Anträge liegen Ihnen ebenso gedruckt vor und zwar in zwei Theile eingetheilt, H,. Anträge
für Bau- und Kunstdenkmäler,L. Anträge für sonstige Angelegenheiten. Der Prinzipalantrag
des Prouinzialllusschusscsgeht nun nach der Motiuirung, wie ich sie mir vorzutragen erlaubte,
dahin: es möchte stch daher empfehlen, über die geringen vorhandenen Mittel in dieser Session
nicht zu verfügen, um dem 36. Landtage Gelegenheit zu lassen, über einen ansehnlicheren Betrag
in wirksamererWeise, als es jetzt geschehen könnte, bestimmenzu dürfen. Es wird dieser Antrag
ja wohl auch in Ihren» Sinne gefaßt sein, meine Herren, denn es würde sich wohl zur Zeit nicht
empfehlen, schon über Summen zu verfügen, die erst verdient werden sollen, So würde die Sache
liegen, wenn nicht inzwischeneine Petition eingegangen wäre, die sich auf den Antrag des
DüsseldorferCentralgewerbevereinsfür Rheinland, Westfalen und benachbarte Bezirke auf Seite 6
bezieht. Dieser Antrag geht kurz dahin, zur Errichtung eines Gewerbemufeums in der Stadt
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Düsseldorf dem Centralgewerbeverein50 000 M. event, auf 5 Jahre vertheilt, zu bewilligen.
Der darüber eingegangeneAntrag der Herren AbgeordnetenFriederichs und Genossen ist Ihnen
in der Plenarsitzung vom 13. d. M. mitgetheilt worden, und wurde in dieser Sitzung der
Provinzialausschuß zur Vorprüfung und Berichterstattung angewiesen. Sie verlangen wohl nicht,
daß ich die Petition noch einmal verlese. (Stimmen: nein,)

Der Provinzialausschuh, meine Herren, hat sich mit dieser Angelegenheitbefaßt, hat sich
aber, weil der Antrag in so später Stunde gestellt worden ist, nicht eingehender damit befassen
können, als daß er geglaubthat, aussprechen zu sollen, daß er dem Antrage als solchem sympathisch
gegenüber steht, ebenso auch den Bestrebungen des Ccntralgewerbeoereins,er hält aber seinen
Prinzipalantrag, den ich vorhin Ihnen vorzutragen die Ehre hatte, aufrecht, und in Bezug auf
die Petition zu Gunsten des Centralgewerbcvereinsist in der gestrigen Sitzung der folgende
Beschluß gefaßt worden:

Indem der Provinzialausschuß erklärt, daß er den Bestrebungendes Centralgewerbc¬
vereins sympathischgegenübersteht, beehrt er sich bei dein hohen Provinziallandtage
den Antrag zu stellen:

„Hoher Landtag wolle zum Zweck der Erbauung eines Gewerbemuseumsfür
den Centralgewerbevereinin Düsseldorf eine Unterstützungvon 50 000 M für
die nächste Etatspcriode unter näher zu bezeichnendenZahlungsfristen in Aussicht
nehmen, sofern die vom Staat und der Stadt Düsseldorf erbetenen Zuschüsse
auch von diesen geleistet werden."

Es könnte nun der Einwand gemacht werden, daß dadurch eine Priorität für diesen
Antrag geschaffen werde, die den anderen Anträgen vorgehen würde. Ich erkläre ausdrücklich,
daß dies nicht die Absicht des Ausschussesbei seinem Antrage gewesen ist, sondern daß er sich
eine genaue Prüfung aller Anträge unter gleicher Priorität für die nächste Etatsperiode vorbehält.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr Abgeordnetevon Hagen hat das Wort,
Abgeordneter von Hagen: Meine Herren! Ich hätte den ursprünglich in Aussicht

genommenen Vorschlag des Provinzialausschusses,wonach eine bestimmte Aeußerung über die
Verwilligung resp, über die Inaussichtnahme von Gewährung von Mitteln aus dein Dispositions¬
fonds überhaupt nicht erforderlich oder erwünfcht ist, gern aufrecht erhalten gesehen; und zwar
nmsomehr, als wir ja, nachdem durch die Bewilligung von 00 000 M. auf 8 Jahre für den
bekannten Hochpatnotischen Zweck vom Etatjahre 1891/92 ab nach den Erklärungen des Herrn
Landesdirektocszum Hauptetat 120 000 M. i» diesem Fonds, mindestens so viel ich mich entsinne,
disponibel gehabt haben würden und als darin der Provinzialausschuß eine recht günstige Basis
zur Distribution der Mittel auf die einzelnen Anträge haben würde, was augenblicklich, da nur
noch 20 000 M. vorhanden sind, nicht der Fall ist. Ich habe angenommen,daß alle Anträge,
die sich auf diesen Fonds beziehen, vorläufig wenigstens zurückgestellt werden würden. Es ist
dies nun hinsichtlichdes Antrages des Centralgewerbeuercins nicht der Fall. Es liegt mir
absolut fern, die hohe Bedeutung dieses Vereins in Zweifel zu ziehen, ganz im Gegentheilwürdige
ich diese Bedeutung, aber ich muß es für fehr bedenklich erachten, daß man über Geld, das nicht
vorhanden ist, disponirt, denn der Antrag, der gestellt ist, lautet in erster Linie dahin, die
60000 M. zu bewilligen. Ich meine, was dem einen recht ist, ist dem andern billig, wir
dürfen nicht aus den Anträgen, die uns vorgelegt sind, einen Antrag herausgreifen. Ich gebe
zu, daß die Angelegenheitdes Centralgewerbevereinswegen des Caufalnexus mit der Bewilligung
des Staates und der Stadt Düsseldorfdringlich liegt, vielleicht liegt aber der Fall bei andern
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Anträgen ebenso dringlich, vielleicht noch dringlicher. Ich erlaube mir, die Aufmerksamkeit des
hohen Hauses auf den Antrag der Königliche»:Regierung zu Trier, betreffenddie Bewilligung von
«5 000 M. für die evangelische Abtcikirche in Offenbacham Glan zu lenken. Es ist dies eine
Kirche, welche in künstlerischer bezüglich in kunsthistorischcr Beziehung einzig dasteht. Wenn die
Herren gestatten, lese ich eine kurze Not'z, welche der Herr Cultusminister nach vorheriger
Berathung mit seinen technischen Räthen an die Königliche Regierung zu Trier hat gelaugen
lassen, vor. Sie lautet: Die Kirche zu Offenbach am Glan steht unter den Bauwerken in
Deutschland, welche die merkwürdig jähen Uebergänge von der reichsten romanischenKuustcpoche
in die frühgothischeam Besten veranschaulichen in erster Linie. In jedem Fall verdient die in
Rede stehende Kirche seitens der Kunsthistoriker ungleich mehr Beachtung, als ihr bisher zu Theil
geworden ist. Auch in künstlerischer Beziehung nimmt die Kirche einen hohen Rang ein. In
sehr solider, theilweisc vortrefflicher Technik erbaut, besitzt sie bei musterhaft schönen Raum-
verhältnisscn eine Fülle der besten Details aus spätromanischemUebergangsstileund frühgothischer
Epoche.

Dieses also ist die kurze Notiz über den Werth dieser Kirche. Die Sache liegt augen¬
blicklich so, daß ein Projekt zur theilweiscuNestaurirung der Kirche ausgearbeitet ist; sie ist
leider zu einer Zeit, in der viele derartige Kunstdenkmälerdem Vandalismus zum Opfer ficleu,
zu 2/» zerstört worden. Die zur thcilwcisenNestaurirung nothwendige Gcsammtsumme beträgt
70 000 M., die Königliche Staatsregierung erklärt sich bereit, die eine Halste von 35 000 M.
unter der Voraussetzungzu tragen, daß seitens des hohen Proviuziallandtages aus den zu seiner
Verfügung stehendenMitteln die andere Hälfte bewilligt wird. Es liegt mir fern, meine Herren,
heute hier, weil ich es durchaus nicht für opportun halte, einen bestimmte»Entschluß des hohen
Hauses über diesen Antrag herbeizuführen. Ich habe das volle Vertrauen in den Prouinzial-
ausschuh, daß er in Würdigung der einzelnen Gegenstände eine genaue Prüfung eintreten lassen
und gerecht vertheilen wird, ich möchte aber den Herrn Landesbaurath Guinbert bitten, über den
Werth des Baudenkmals die Herren einigermaßen aufzuklären, falls irgend ein Zweifel in der
hohen Versammlungdarüber herrschen sollte, event, möchte ich den Herrn Vorsitzenden des Provinzial«
llusschusses auheimstcllen, seinerseits den Standpunkt des uerehrlichenAusschussesklar zu legen,
ob der Autrag irgendwie sympathischaufgenommen wordeu ist.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Der Herr Abgeordnetevon Hagen hat
eben angeregt über den Werth dieses ausgezeichneten Vaudcukmals sich auszusprechen; ich möchte
die Herren bitten, daß wir zuerst über das Prinzip, welches hier anfgestellt ist, berathen und
beschließen. — Der Herr Abgeordnetevon Solemacher hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Als Vorsitzenderdes Provinzialansschusses
kann ich Ihnen nur die Annahme der Prouinzialausschußanträge auf das wärmste empfehlen.
Ich glaube, daß es sich bei der gegenwärtigen Sachlage nicht empfiehlt, in eine Prüfung der
einzelnen Projekte einzugehen, sondern diese Fragen bis zum nächsten Landtage zu vertagen.
Indessen hat der Prouinzialansschuß, ehe er die Liste drucken ließ, alle Anträge vorher durch¬
gegangen, uud kaun ich dem Herrn Abgeordnetenvon Hagen als Privatsentiment mittheilen, daß
gerade diese Offenbacher Kirche sich großer und warmer Sympathien erfreute, und da die Ver¬
hältnisse dort ähnlich, wie bei dem Kuustgewerbemuseumliegen, daß nämlich bereits eine feste
Staatshülfe unter der Voraussetzung, daß die Provinz etwas giebt, in Aussicht gestellt ist, so
glaube ich ihm versichern zu können, daß im nächsten Landtage der Provinzialausschuß diese
Positiou ganz besonders dem hohen Landtage zur Genehmigung empfehlen wird. Da Herr
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von Hagen keinen bestimmtenAntrag gestellt hat, so glaube ich, wird er wohl mit der Eröffnung
dieser Aussicht zufriedengestellt sein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich constatire, daß der Herr Abgeordnete von Hagen
keinen Antrag gestellthat, — Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Ich verzichte, ich habe nichts weiter hinzuzufügen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteQuack hat das Wort.
AbgeordneterQuack: Ich glaube, dah einer der Punkte, welche hier vorgetragenworden

sind, eine Berücksichtigungmich in diesem Augenblickeverdient Es ist das die Petition der
Gemeinde Vrenell im Kreise Kempen. Es liegt hier wirklich ein dringlicherNothstand vor.

VorsitzenderFürst zu Wied (deu Redner unterbrechend): Ich bitte um Entschuldigung,
wenn ich den Herrn AbgeordnetenQnack darauf aufmcrksam mache, daß der Antrag betreffend
Vrenell bei einem anderen Punkte vorkommen wird.

AbgeordneterQuack: Danu werde ich mir erlauben, dort um das Wort zu bitten, ich
verzichte jetzt auf das Wort.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLindemann hat das Wort.
Abgeordneter Lindemann: Meine Herren! Ich habe nicht die Absicht, zur Sache zu

sprechen, ich meine, in Bezug auf den materiellen Inhalt des Antrages, der gestellt ist, mit
diesem bin ich einverstanden, ich gestatte mir nur eine knrze Anmerkung zn dem Berichte in
thatsächlicherBeziehung zn machen,weil ich diese Anmerkungfür nöthig halte. In dem Referate
über deu Antrag des Centml-Gcwcrbe-Vereins, betreffend die Gewährung eines Znfchusfes, ist
am Schlüssegesagt, die Stadt Düsseldorf werde n. f. w. beisteuern. Ich halte es für nothwendig,
hier kurz zn deklariren, daß dies nicht so aufzufassen ist, als ob diese Thatsache schon fcstständc.
Es ist bisher an die Stadt Düsseldorf noch kein Autrag gerichtetworden, so daß die Stadt nicht
ü> der Lage gewesen ist, sich darüber zu erklären, der EentralGcwerbe-Verein hat nur die
Hoffnung, vielleicht die begründete Hoffnung, daß die Stadt dem gestellten Antrage entspricht,
aber bis jetzt ist eine Bewilligung nicht ausgesprockcu,

Vorsitzender Fürst zn Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDietze: Meine Herren! Darauf möchte ich nur antworten,

baß wir gerade in diefcr Voraussicht, die in so dankcnswerther Weise offiziell bestätigt wird,
und so vorsichtigunsere in Aussicht genommene Zusage gefaßt haben. Wir haben auf Wunsch
des sehr thätigen Vertreters des Central-Ocwerbe-Vercinsdie Petition überhaupt in dieser Weise
behandelt, um ihr uicht jede Aussichtabzuschneiden, wir haben aber die Aussichtvon dem Zuschuß
des Staates und von dem Zuschüsse der Stadt Düsseldorf, welche von diesen beiden erbeten
worden sind, abhängig gewacht. Ist das der Fall, nnd es wird bei dem Eifer des Vertreters
des Central-Gewerbe-Vereins nicht fehlen, daß dies der Fall sein wird, so haben wir geglaubt,
heute diese Stellung zur Sache einnehmenzu sollen, ohne den Antrag auf seinen richtigenInhalt
vorher prüfen zu können, weil gesagt wurde, daß der Staat zu einem Zuschüsse bereit sei uud
daß die Stadt Düsseldorfdazu bereit sei unter der Voraussetzung,daß die Provinz ebenso bereit
sei. Deshalb haben wir eine Stellung zur Sache eingenommen, daß es für beide Faktoren,
welche bei der Unterstützung mitwirken sollen, von vornherein nicht unmöglichist, darauf einzu¬
gehen. Es haben der Staat und die Stadt Düsseldorf innerhalb der beiden Etatsjahre vollauf
Zeit, sich mit dieser Angelegenheitzu beschäftigen und sich definitiv schlüssig zu machen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünschtnoch Jemand das Wort zu dieser Angelegenheit?
-» Es ist nicht der Fall; es ist kein Antrag gegen den Antrag des Ausschusses gestellt worden,
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wir hätten also nur den Antrag des Ausschusses zur Abstimmungzu stelle», ich bringe denselben
zur Abstimmungund zwar die sämmtlichen Anträge, wie sie vorliegen, das heißt die Verschiebung
sämmtlicherAnträge und die Inausstchtnahme für den Antrag des Central-Gewerbeoereius, wie
sie hier formulirt ist. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich
Niemand, die Anträge sind einstimmigangenommen.

Meine Herren! Ich habe hier eben noch einen Eingang erhalten, erlauben Sie, daß ich
denselben, ehe wir zum nächsten Punkte der Tagesorduuug übergehen, noch mittheile. — Es
erfolgt kein Widerspruch,ich erlaube mir also es jetzt gleich zu thuu. Es liegt mir eine Petition
von dem Prouinzialstrahenaufsehera. D. Wilhelm Schulz vor, welcherwegen einer Ungehörigkeit
im Dienst, wie er sagt, entlassen worden ist und auf feine Pension verzichtet hat, in den
sechziger Jahren steht und sich mit seiner Familie in sehr übelen Verhältnissen befindet; er bittet,
daß ihm wenigstens eine verkürzte Pension zu Theil werde, da er keine Anstellung mehr
finden könne.

Ich frage, was mit diefcr Petition geschehen soll; soll sie vielleicht auch an die Fach¬
commission oder an den Provinzialausschuß verwiesen werden? (Stimmen: An den Provinzial-
ausschuh.)

Daun möchte ich fragen, ob die Sache noch in dieser Session erledigt werden soll,
(Stimme»: Nein.)

Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
Lcmdcsdirektor Klein: Ich möchte vorschlagen,die Sache an den Prouinzialauoschußzur

Erledigung zu überweisen,damit sie von diesem sachgemäßerledigt werden kann.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist der Vorschlaggemachtworden, die

Petition zur sachgemäßemErledigung an den Provinzialausschuß zu überweisen. Ich möchte
gesclMsordnnngsmäßig erwähnen, daß der Vorschlagvom Herrn Landesdirektor gemacht ist und
deshalb ein Mitglied des Hauses ihn zu dem seinigen machen muß.

Abgeordneter Freiherr uou Geyr-Schwevvenburg: Ich mache den Autrag zu dem
meinigcn.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Geyr-Schwevvenburg
hat den Antrag aufgenommen. Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ich möchte mir die Anfrage erlaube», ob der Petent nicht
bereits durch dcu Provinzialausschuß beschieden ist, ob er nicht bei uns gegen die Entscheidung
des Prouinzialausschussesvctitionirl. We»» dies der Fall sein sollte, scheint es mir »icht äuge-
messe», daß die Sache wieder a» de» Provmzialausschuh geht, wir müßten vielmehr in eine
Prüfung der Sache eintreten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteEich hat das Wort.
AbgeordneterEich: Ich glaube nicht fehl zu geheu, wenn ich annehme, daß der Antrag

dein Provinzialausschuß nicht vorgelegenhat, sondern nur dem Herrn Lnndcsdirektor. Es ist doch
eine Petition des Straßenaufsehers Schnlz aus Hennef?

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Petition hat dem Prouinzialverwaltungsrath vor¬
gelegen. — Der Herr Landesdircktor hat das Wort.

Landesdirektor Klein: Meine Herren! Der Aufseher Schulz hat seineu Abschied ein¬
gereicht, unter Verzichtleistungauf Pension, um einem Verfahren auf Amtsentsetzung zuvor zu
kommen. Es lag nämlich eine Denunciation gegen denselbenvor, welche, wenn sie begründet
befunden worden wäre, nicht nur die Amtsentsetzung,sondern vielleicht sogar ein strafrechtliche«
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Verfahren gegen ihn zur Folge gehabt haben könnte. Der p. Schulz hat nun vorgezogen, seinen
Abschied unter Verzichtlcistungauf Pension zu nehmen und dadurch ein weiteres Verfahren ab¬
zuschneiden. Später ist derselbe bei dem Prouinzialansschnß resp, bei dem früheren Provinzial-
Verwaltungsrath dahin vorstellig geworden, es möge ihm im Gnadenwege eine Pension gegeben
werde, weil die Sache sich anderweitig zu seinen Gunsten aufgeklärt habe. Der Prouinzial¬
ausschuß hat abgelehnt, auf diesem Antrag näher einzugehen,weil er eine Pension nicht bewilligen
konnte, welche nicht auf reglementsmäßigenVoraussetzungenberuhte. Die Bewilligung eines Gnaden-
gehalts über die reglcmentsinäßigcn Bestimmungen hinaus steht vielmehr ausdrücklich dem
Prouinziallandtage zu. Wenn ich nun vorhin beantragt habe, Sie möchten die Sache dein
Provinzialausschussezur Erledigung überweisen,so habe ich dies dahin verstanden, daß, wenn nach
einer Prüfung der Sache, welche eine genane Durchsichtder sämmtlichen Akten und genane
Aufklärung der bezüglichen Vorgänge erheischt, sich herausstellensollte, daß der p. Schulz im ersten
Schrecken gehandelt und in der ersten Angst seinen Abschied genommen hat, während der Fall
nicht so schwerwiegendwar, daß nach Lage der Verhältnisse ans Amtsentsetzunghätte erkannt
werden können, und daß nntcr diesen Umständen die nachträglicheBewilligung emes Theiles der
Pension als Unterstützungunbeschadet der Disciplin der Beamten eintreten könnte, dein Provinzial-
ausschuh implicite das Recht eingeräumt werden soll, eine derartige fortlaufende Unterstützung,
ohne daß Sie einen erneuteu Beschluß darüber fassen, zu gewahrem Wollten Sie die Sache
anders behandelt sehen, so dürfte dieselbe in diese,» Landtag noch zur Erledigung zu bringen sein.
Ich glaube jedoch nicht, daß Letzteres möglichsein wird, weil die Sache dazu nicht hinreichend
aufgeklärt ist, es muß vielmehr noch eine Anzahl von Personen über die Angaben des p. Schulz
gehört werden. Wollten Sie aber die Sache jetzt nicht erledigen, sondern sie auf den nächsten
Landtag, über 2 Jahre, verfchieben, fo kann der Mann bis dahin verhungert sein. Will man
ihni event, eine Unterstützunggeben, so wird sich die Sache nur auf dem vorgeschlagenen Wege
behandeln lassen. In diesen: Sinne halte ich beantragt, die Angelegenheitdem Prouinzialausschuß
zur sachgemäßenErledigung zu überweisen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Gcur-Schwepvenburg
hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Genr-Schweppenburg: Ich habe die Sache so aufgefaßt,
wie der Herr Landesdirektor dieselbe eben erklärt hat, und den Antrag in diesem Sinne
aufgenommen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Geyr-Schweuuenburg
hat den Antrag des Herrn Landesdirektors zu dem seinigen gemacht. Der Antrag geht dahin,
die Petition dem Prouinzialausschuß zur sachgemäßen Erledigung zu überweisen. Es erfolgt kein
Widerspruch gegen diesen Antrag, Ich constatire dies; es wird demnach so verfahren werden.

Wir gehen über zum folgendenPunkte der Tagesordnung, Antrag der Wahlprüflings-
commission hinsichtlichder Vorprüfung der Verhandlungen über die Wahlen zum Prouinzial¬
landtage in den Kreisen Grevenbroichund Waldbroel, Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Melbeck. Ich bitte denselben,das Referat zu übernehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Melbeck: Meine Herren! Der Prouinziallandtag hat in
seiner vorigen Session die Wahlen in den Kreisen Grevenbroich und Waldbroel für ungültig
erklärt, weil der §. 3 des Wahlreglements, betreffend die Abstimmung mit Stimmzetteln nicht
beobachtet worden war. Es haben nnn die Neuwahlen stattgefunden in Grevenbroich am
28. November, in Waldbroel am 8. November. In den beiden Kreisen sind die Wahlvorschristen
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jetzt mit äußerster Sorgfalt beobachtet worden, und bei den Wahlen in Greuenbroich, wo die
Herren Busch und Effcrtz gewählt worden sind, belrägt die Stimmenzahl 25 von 2? auf die
beiden Gewählten. Die Wahlen sind also mit überwiegeuderMajorität geschehen, und die Wahl-
prüfungscummission,die sich der Vorprüfung dieser Wahlen unterzogen hat, beantragt, daß die
Wahlen in Greuenbroichfür gültig erklärt werden. In Bezug auf den Kreis Waldbroel, wo ich
hinsichtlich der Beobachtungder Wahluorschriftendie gleiche Bemerkungmachen kann, ist die Wahl
des Herrn Dr. Venn einstimmigerfolgt. Auch hier beantragt die Wahlprüfungscommissiondie
Gültigkeit der Wahl.

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Ich eröffne die Diskussion über diese beiden Anträge der
Wahlprüfnngscommisston. Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schliche dieselbe und bringe
den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt
sich Niemand)

Der Antrag der Wahlprüfungscommissionauf Gültigkeitserklärung der beiden Wahlen
ist einstimmigangenommen.

Wir gehen nunmehr zum folgendenPunkte der Tagesordnung über: Ersatzwahl eines
Mitgliedes für den Pruuiuzialausschuß. Ich habe Ihnen zunächst das Wahlrcglement vorzulesen;
dasselbe lautet folgendermaßen:

s 1.
Der Wahlvorstand besteht aus dem Vorsitzenden des Prouinziallandtages beziehungsweise

dem vom Oberpräsidenleu ernannten Wahleonnnissar, dem Landrathe, dem Bürgermeister oder
deren Stellvertreter als Vorsitzendenund aus zwei oder vier Beisitzern,welche von der Wahl¬
versammlung ans der Zahl der Wähler zu wählen siud. Der Vorsitzende ernennt einen der
Beisitzerzum Protokollführer,

8. 2.
Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokal weder Diskussionenstattfinden, noch

Ansprachengehalten, noch Beschlüsse gefaßt werden. Ausgenommen hiervon sind die Diskussionen
und Beschlüsse des Wahlvorstandcs, welche durch die Leitung des Wahlgcschäfts bedingt sind.

s. 3.
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel.

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher sie in der Wählerlisteverzeichnet sind,
aufgerufen. Jeder aufgerufene Wähler legt den Stimmzettel uncröffnet in die Wahlurne.

8- 5.
Die während des Wahlakts erscheinendenWähler können an der nicht geschlossenen

Wahl theilnehmen.
Sind keine Stimmen mehr abzugeben, so erklärt der Wahlvorstand die Wahl für

geschlossen, der Vorsitzendenimmt die Stimmzettel einzeln ans der Wahlurne uud verliest die
darauf verzeichneten, von einem Beisitzer,welchen der Vorsitzende ernennt, laut zu zählendenNamen.

§. 6.
Ungültig sind:
1. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten;
2 Stimmzettel, aus welche» die Person des Gewählten nicht unzweifelhaftzu erkennen ist;
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3. Stimmzettel, auf welchen mehr Namen als zu wählende Personen oder der Name
einer nichl wählbaren Person verzeichnet ist;

4. Stimmzettel, welche einen Protest oder Vorbehalt enthalte!,.

s. 7.
Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegebenbetrachtet, Ueber die Gültigkeit

der Stimmzettel entscheidet vorläufig der Wahluorstand. Die Stimmzettel sind dein Wahlprotokolle
beizufügenund so lange aufzubewahren, bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenenEin¬
sprüche rechtskräftig entschieden ist.

6- 8.
Als gewählt sind diejenigen zu betrachten, welche die absolute Stimmenmehrheit (mehr

als die Hälfte der Stimmen) erhalten haben.
Ergiebt sich keine absolute Stimmenmehrheit, so wird zu einer engeren Wahl zwischen

denjenigen Personen geschritten, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmen¬
gleichheit entscheidetdas von dem Vorsitzendenzu ziehende Loos darüber, wer auf die engere
Wahl zu bringen, bczw, wer als schließlich gewählt zu betrachtenist.

s. 9.
Die Wahlprotokollesind von dem Wahlvorstande zu unterzeichnen.

s- 10.
Der Vorsitzende des Wahlvorstandes hat die Gewählten von der auf sie gefallenenWahl

mit der Aufforderung in Kenntniß zu setzen, sich über die Annahme oder Ablehnung innerhalb
längstens 5 Tagen zu erklären. Wer diese Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet.

§. ii.
Wahlen, welche auf dcm Provinziallandtage selbst vorzunehmen sind, können auch durch

Akklamationstattfinden, sofern Niemand Widersprucherhebt.
Es ist hiermit der Wahlakt eröffnet uud ich gebe dem Herrn AbgeordnetenFriederichs

das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Namens der Mitglieder des hohen Landtages aus dem

Regierungsbezirk Düsseldorf habe ich Ihnen den Vorschlag zu unterbreiten, anstatt des Herrn
AbgeordnetenFreiherrn von Lo8 den Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Eerde zum Mitglied des
Prouinzialausschusseszu wählen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Wir haben zunächst uoch den Wahluorstand
zu wählen. Nach dem Wahlreglement bin ich Vorsitzenderdes Wahlvorstandes. Ich frage, ob
Sie 2 oder 4 Beisitzer wählen wollen. (Stimmen: Zwei.)

Also zwei; wollen die Herren die Personen bezeichnen und vorschlagen,in welcher Weise
die Wahl vorgenommenweiden soll? (Stimmen: Die beiden Schriftführer.)

Es sind die beiden Herren Schriftführer als Beisitzer vorgeschlagen.Da kein Widerspruch
erfolgt, so erkläre ich die beiden Schriftführer als Beisitzergewählt und ernenneden Schriftführer
Herrn AbgeordnetenVroich zum Protokollführer.

Nun ist vom Herrn AbgeordnetenFriederichs vorgeschlagen worden, an Stelle des aus¬
scheidenden Mitgliedes des Provinzialausschusses,des Herrn AbgeordnetenFreiherr von Loö, den
Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Eerde zu wählen. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pelizaeus.
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Abgeordneter Pelizaeus: Ich schlage vor, die Wahl per Akklamation vorzunehmen. (Bravo!)
Vorsitzender Fürst zu Wird: Es ist Wahl per Akklamation vorgeschlagen. Es erfolgt

kein Widerspruch. Ich constalire, daß kein Widerspruch erhoben wird. Ich bitte diejenigen
Herren, welche für Wahl per Akklamation sind, sich als Zeichen der Zustimmung von ihren Sitze»
zu erheben. (Geschieht)

Die Wahl per Akklamation ist einstimmig beschlossen. Ich frage den Herrn Abgeordneten
Freiherrn von Eerde, ob er die Wahl annimmt,

Abgeordneter Freiherr von Eerde: Ich nehme die auf mich gefallene Wahl mit
Dank nn,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Eerde hat bisher
als Stellvertreter des Herr» Abgeordneten Freiherrn von Loii in seiner Eigenschaft als Mitglied
des Prouinzialansschusses fungirt. Der Herr Abgordnetc Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Als Stellvertreter des Herrn Abgeordneten Freiherr»
von Eerde wird Herr Abgeordneter Schleß, welcher bisher rechtsrheinischer Stellvertreter war, i»
Vorschlag gebracht, An feine Stelle als Stellvertreter des Herrn Abgeordneten Lieven bitten wir
den Herrn Abgeordneten Melchers zu wähle».

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Pelizaeus hat das Wort.
Abgeordneter Pelizaeus: Ich schlage auch hier Wahl per Akklamation vor.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordneter Pclizaens hat anch hier für diese

beiden Fälle Wahl per Akklamation beantragt. Es wird zunächst vorgeschlagen, an Stelle des
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Eerde und als Stellvertreter dcosclocn im Prouinzialausschuß
den Herrn Abgeordnete» Schleß u»d zwar per Akklamation zu wähle». Es erfolgt kei» Wider¬
spruch! uh constlltirc dies und erkläre den Herr» Abgeordnete» Schleß für gewählt. Ich frage
ihn, ob er die Wahl annimmt,

Abgeordneter Schleß: Ich nehme die Wahl an.
Vorsitzender Fürst zu Wied: An Stelle des Herrn Abgeordneten Schleß ist der He«

Abgeordnete Melchers vorgeschlagen, als Stellvertreter des Herrn Abgeordneten Lieven und zwar
ist ebenfalls Wahl per Akklamation beantragt.

Ich frage, ob gegen die Wahl per Akklamation Widerspruch erfolgt, Ich coustatire, daß
kein Widerspruch erfolgt und erkläre den Herrn Abgeordneten Melchers als durch Akklamation
gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Melchers: Ich nehme die Wahl a».
Vorsitzender Fürst zu Wied: Dieser Punkt der Tagesordnung ist somit erledigt.
Wir kommen nunmehr zu dem Antrage der ersten Fachkommifsion, betreffend die Wahl

des Negierungsrathe, Dr. Lohe zum Direktor der Landesbank der Nheinprouinz. Bericht¬
erstatter ist der Herr Abgeordnete Graf Beißel von Ovmnich. Ich bitte denselben, das Referat
zu übernehmen,

Berichterstatter Graf Beißet von Oumnich: Meine Herren! in der Ucberweisung dieser
Angelegenheit an die erste Fachcommission sah diese den Wunsch des hohen Hauses in die
Prüfung der Bewerbungen selbst nicht einzutrete». Die Fachcommission nahm diese Prüfung auf
das Eingehendste vor und zwar da es sich hier um die Personalien angescheuer Männer Handel»
mußte, in geheimer Sitzung. Meine Herren! Nach reiflicher Erwägung aller in Betracht
kommende» Verhältnisse ist die erste Fachcommission zu den, Ihnen vorliegenden Antrage gekommen,
welcher folgendermaßen lautet:
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„Der Prouinziallnndtag wolle den Negicrungsrath Dr, ^ohe auf die Dauer von 12
Jahren init einem A»fangsgcha!te von 9000 M. zum Direktor der Landcsbankunter den sonstigen,
von dem Prouinzialausschussevorgeschlagenenund von der I. Fachcommissmneinstimmig befür¬
worteten Bedingungen wählen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eroffne über diesen Antrag die Diskussion, Der
Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort,

AbgeordneterZ weigert: Ich habe gegen den Antrag selber gar nichts einzuwenden,
aber des Prinzips wegen scheint es mir doch nicht ganz unbedenklich zu seiu, wenn die Wahlen,
die ja unter Umständen von ganz außerordentlicherWichtigkeit sein können, so gewissermaßendem
Provinzinllcmdtagedurch den Provinzialausschnß und die Fachcommission aufoktroyirtwerden, ohne
daß »mn überhaupt irgend einen GegenkandidatengeHort hat, ohne daß man über die Persönlich¬
keit des Kandidaten auch nnr im Entferntesten informirt worden ist, (Sehr richtig,) Alan weiß
nichts von dem, was er ist, welcherReligion er ist, wie er aussieht, und soll ihn auf eiumal
wählen. Ich meine, es ist sehr natürlich, daß man, wenn man wählen soll, doch auch wirklich
wählen will und nicht bloß nicken, Ich meine, es wäre in der Ordnung, die Mitglieder des
Provinzinilandtages zu einer geheimenSitzung einzuladen, wenn Verhandlung in einer öffent¬
lichen nicht thnulich ist. Es ist mir schwer geworden, dies auszusprechen,aber es liegt im
Interesse der Mitglieder, die nicht die Ehre haben, Proviuzialausschuh-Mitgliederzu sein oder der
I. Fachcommissionanzugehören, (Bravo,)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordueterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Ich kann den Standpunkt des Herrn

Vorredners nicht für unberechtigt halte»; ich muß zugeben, daß diejenigenHerren, welche den
Vorverhandlungen, die in diesem Falle im Ausschuhund in der Fachcommission in sehr eingehender
Weise gepflogensind, nicht beigewohnthaben, doch in eine peinliche Situation konnneu, wenn sie
ohne nähere Mittheilung einfach wählen sollen; ich mei»e das ist keine richtige Wahl. Auf der
anderen Seite halte ich es prinzipiell für höchst bedenklich, derartige Mittheilungen, an die sich
doch unwillkürlicheine Diskussionknüpfen kann, in der öffentlichen Sitzung zu machen; ich meine
wenigstens, in solchen Fällen, wo es sich um persönliche Fragen handelt, müssen wir an dem
Grundsätze festhalten, derartige persönliche Augelegcuheiteu,wie es iu anderen ähnlichenKollegien
auch geschieht, in geheimer Sitzung zu uerhaudelu. (Bravo,) Ich möchte mir also, wenn Sie
mit diesen meinen Ausfübruugen ciuverstandcnsind, den unmaßgeblichenVorschlagerlauben, ohne
daß ich persönlich in die Sache irgend welche Bedenken habe, daß wir die Wahl nicht jetzt,
sondern am Schluß uuserer öffentlichenSitzung in einer geheimen Sitzung thätigen, und ich
möchte damit den Wuusch verbinden, daß wir in Zukunft in allen ähnlichen Fällen ebenso
verfahren.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Abgeordueter Graf von Beihel: Meine Herren! Als Vertreter der

I. Fachcommifsionerblicke ich in der Ausführung des Herrn AbgeordnetenZweigert eine gewisse
Verurtheilung der Art uud Weise, wie die I. Fachcommission gehandelt hat, indem sie zu diesem
Antrage gelangt. Sollte es beliebt werden, die Wahlen stets zu diskutircn, dann sehe ich den
Zweck der Ueberweisungder Wahlen an die Fachcommission nicht ein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
AbgeordueterCourth: Ich glaube, daß der Herr Referent doch eine ganz falsche Auf¬

fassung von der Sache hat. Wie geht es denn in anderen Kollegien,wo gewählt wird? — Da
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wird eine Commission aä noo eingesetzt,die Commission prüft die eingehendenGesuche und
erstattet dann dem Plenum Bericht darüber, jedenfalls über alle diejenigen Bewerber, welche in
die engere Wahl gekommen sind. Ich meine, das gehört sich auch, sonst haben die Wahlen hier
keine Bedeutung, (Sehr richtig.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Zu dem geschäftsordnungsmäßigenAntrage des Herr»
AbgeordnetenBecker möchte ich den einschlägigen Paragraphen aus der Provinzialordnung verlesen,
§. 28 heißt: „Die Sitzungen des Provinziallandtages sind öffentlich. Für einzelneGegenstände
kann durch besonderen, in geheimerSitzung gefaßten Beschluß die Öffentlichkeit ausgeschlossen
werden." Hiernach müssenwir erst in geheimer Sitzung zusammentreten,dann den Ausschlußder
Oeffentlichkeitfür diesen Gegenstand beschließenund können dann erst in die geheime Sitzung
eintreten. Der Herr Berichterstatterhat das Wort,

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Ich möchte dem Herrn Abgeordneten
Courth erwidern, daß ich die Sache doch nicht so ganz falfch aufgefaßt habe, ich habe wenigstens
für meine Auffassungmeine Gründe mitzutheilen, wenn ich auch bedauere, daß hierüber noch eine
Debatte entstehenkönnte. Die Vorcommission,die für den Landtag zu arbeiten hat, ist meiner
Ansicht nach der Prouinzialausschußgewesen,und der Provinzinlausschuß, welcher Ihre Commission
ist, macht Ihnen Vorschläge, der Landtag verweist diese Vorschläge an eine Commission, die
»ä lioo eingesetzthat, das ist die Fachcommission,und die Fachcommission war jedenfalls in
der Lage, die einzelnenAnträge zu prüfen. Es hat diese Prüfung auch stattgefunden, hat sich
für den einen Mann entschieden. Hieraus ist der Antrag der Fachcommission,wie er jetzt gestellt
ist, hervorgegangen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Ich möchte nur bemerken, daß mir nichts ferner gelegen hat,

als der Fachcommission irgend einen Vorwurf zu machen. In allen neuen Verhältnissen,besonders
bei Wahlen, muß sich erst eine gewissePraxis bilden. Wir wählen heute zum ersten Male eine»
höheren Provinzialbeamten, und daß wir da zunächst über die Form der Wahl uicht alle einer
Meinung sind, ist durchaus erklärlich. Es hat mir aber ebenso fern gelegen, dein Prouinzial¬
ausschuß einen Vorwurf machenzu wollen. Im Anschluß au die Worte des Herrn Vorsitzende»
gestatten Sie mir, die Vertagung dieser Angelegenheitzu beantragen lind den Herrn Vorsitzenden
zu bitten, nach dem Schlüssedieser Sitzung eine geheime Sitzung abzuhalten und auf die Tages'
ordnung derselbenzu setzen: Berathung darüber, ob über die heute zur Tagesordnung stehende»
Wahlen in geheimer Sitzung verhandelt und beschlossen werden soll; jetzt aber beantrage ich
meinerseits die Vertagung.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ich schließe mich dem Vorschlagedes Herrn Abgeordneten Zweigert

an. Nach den Nestimmungender Provinzialordnung haben wir den Beschluß darüber, ob ein
Gegenstand in geheimerSitzung verhandelt werden soll, in geheimer Sitzung zu fassen. Darum
kann ich es nur für richtig halten, wenn wir jetzt die Wahl aussetzen und in geheimer Sitzung
am Schluß dieser Sitzung den Beschluß darüber fassen, ob wir den Gegenstand in geheimer
Sitzung vornehmen wollen. Fällt der Beschlußbejahend aus, dann bin ich der Ansicht,daß wir
auch die Wahl heute in geheimer Sitzung thätigen solle». Fällt der Beschluß verneinend aus,
so würde der Gegenstand noch einmal auf die nächste Tagesordnung zu setzen sein,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLindemann hat das Wort,
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Abgeordneter Lindemann: Ich stelle zur Geschäftsordnung den bestimmten Antrag,
diese Sache in geheimer Sitzung zu behandeln, und verbinde damit den zweiten Antrag, auch den
nächsten Gegenstand in geheimer Sitzung zu behandeln. Das sind zwei geschäftsordnungsmäßige
Anträge, die allen anderen Antragen vorgehen dürften.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Darüber ist kein Zweifel, ich würde es auch fofort beantragt
haben. Es ist der Antrag gestellt worden, die zur Diskussion stehende Wahl und die darauf
folgende unter Nr. 6 angeführte Wahl jetzt von der Tagesordnung abzusetzen, nach Schluh der
Sitzung eine geheime Sitznng zu halten und auf die Tagesordnung zu fetzen: Beschlußfassung
darüber, ob über diese beiden Wahlen in geheimer Sitzuag beschlossenwerden soll und ob das
sofort geschehen soll oder in einer künftigen Sitzung. Sind die Herren hiermit einverstanden? —
Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete Vlocm.

Abgeordneter Nloem: Ich stelle den Antrag, die Sachen unter Nr. 5 und 6 an den
Schluß der heutigen Tagesordnung zu stellen; dann würden wir am Schluß der Tagesordnung
beschließen, daß diese Gegenstände in geheimer Sitzung verhandelt werden sollen. Augenblicklich
haben wir nur zu beschließen, daß sie an den Schluß der Tagesordnung kommen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Vloem zur Geschäfts¬
ordnung erwidern, daß wir nach meiner Ansicht sofort darüber beschließen können, die Gegenstände
jetzt abzusetzen und in die geheime Sitzung zur Beschlußfassung zu verweisen. Der Herr Abgeord¬
nete Becker hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich glaube, die Herren fürchten nur den Ausdruck
„von der Tagesordnung absetzen", sie wollen statt dessen einen milderen Ausdruck haben, sie wollen
die Gegenstände unter Aufrechterhaltung der Tagesordnung an dm Schluß der Sitzung ver¬
schieben, aber sachlich decken sich die Vorschläge des hochverehrten Vorsitzenden mit dem, was die
Herren wollen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordneter Freiherr von Solemacher hat das
Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich würde nicht fagen: am Schluß der
Tagesordnung, sondern am Schluß der Sitzung, Wenn wir sagen, am Schluß der Tagesordnung,
dann sind wir genöthigt, die sämmtlichen zwölf Nummern herunter zu arbeiten, während, wenn
es heißt: am Schluß der Sitzung, wir um 12 Uhr abbrechen und dann du>se Sache vornehmen
können. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist also der Vorschlag gemacht worden,
am Schluß der Sitzung über diese beiden Punkte der Tagesordnung zu befinden, ob sie in geheimer
Sitzung behandelt werden sollen. Es besteht jetzt kein Zweifel mehr. Ich frage, wer dagegen ist.
— Niemand erhebt Widerspruch, folglich geschieht es so.

Nr. ? Antrag der Gemeinde Königswinter auf Verleihung der Städteordnung durch
Königliche Verordnung,

Meine Herren! Dieser Antrag der Stadt Königswinter ist in das Plenum verwiesen
worden. Ich frage, ob Sie damit einverstanden sind, wenn ich einen der Herren Schriftführer
mit der Verlesung des Schreibens betraue, (Zustimmung.)

Abgeordneter Broich: Meine Herren! Ich möchte das Haus fragen, ob nicht vor Schluh
der Sitzung nach einer anderen Position der Tagesordnung dieses Referat vorgetragen werden
darf, denn mir ist von den Akten nichts bekannt, und bin ich deshalb nicht in der Lage, Ihnen
die Vorlesung der ganzen Akten zu ersparen, weil ich nicht weiß, was darin steht. Wenn Sie
verlangen, daß das Ganze vorgelesen werden soll, so bin ich bereit, den Bericht zu übernehmen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianßen hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen (Vurtschcid): Unter diesen Umständen stelle ich den Antrag, daß
wir die Sache an die I. Fachcommissiunverweisen, damit diese sich schlüssigmacht und einen
Referenten ernennt. Ich glaube, wir werden dann noch im Laufe dieser Session in der Lage
fein, über die Sache zu befinden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben den Beschlußgefaßt, die Sache
im Plenum zu behandeln; jetzt wird der Antrag gestellt, sie an eine Commission zu verweisen
Ich ertheile dem Herrn AbgeordnetenRings das Wort,

Abgeordneter Rings: Meine Herren! Es ist der einstimmige Wunsch der Gemeinde¬
vertretung ....

VorsitzenderFürst zu Wied (den Redner unterbrechend): Wir verhandeln jetzt nur
über die formelle Behandlung der Angelegenheit, Der Herr Abgeordnete Ianßen hat das Wort
zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Meine Herren! Wenn wir auch in einer früheren
Sitzung beschlossenhaben, die Sache im Plenum zu behandeln, so sehen wir doch aus dem gegen¬
wärtigen Stande derselben,daß wir noch nicht in der Lage sind, zu einem Beschlusse zu kommen.
Unter solchen Umständen scheint mir eine Vorprüfung der Angelegenheit in einer Commission
uimbwcislich,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich mochte dem Herrn Abgeordneten Ianßen erwidern,
daß ich mit seinem Antrage vollkommeneinverstandenbin, daß ich nur den historischen Verlauf
der Sache mir darzulegen erlaubt habe, daß nämlich die Sache zuerst au das Plenum verwiesen
worden wäre. Ich bitte um einen Antrag, an welche Commission der Gegenstand gehen soll,

AbgeordneterIanßen: An die I. Facheommission.
VorsitzenderFürst zu Wied: Cs erfolgt kein Widerspruch, die Sache geht an die

I, Fachcommission, — Zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteGraf von Beisfcl das Wort.
AbgeordneterGraf von Veiffel: Ich möchte mir im Anschluß daran erlauben, die

1, Fachcommission nach der Sitznng auf einen Augenblickzufmnmenzubcrufen,damit wir gleich
einen Referenten ernennen können und dieser Zeit gewinnt, die Akten zu studiren.

VorsitzenderFürst zu Wied: Nr. 8 der Tagesordnung ist die Mittheilung des Prouinzial-
ansschnsses,betreffenddie Bewilligung eines weiteren Zuschussesvon 40 0U0 M. zum Bau einer
Brücke über die Mosel zwischen Trarbach und Traben. — Berichterstatter ist der Herr Abge¬
ordnete Adams.

Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Die vorliegende Angelegenheit
hat den Provinziallandtag bereits früher beschäftigt. Cs handelt sich darum, daß über die Mosel
zwischen den Orten Trarbach und Traben eine stehende Brücke errichtet werden soll. An der
fraglichenStelle treffen verschiedene Provinzialstraßen zusammen. Cs kommen von der rechten
Moselseite erstens die Moselstraße, zweitens die Straße, die von Vingen nach Trarbach führt
und dritteus die Straße, die von Virkenfeld nach Trarbach führt; anf der anderen Moselseite ist
gegenwärtigdie Muselciscnbahnbis nach Traben geführt, und es geschah das wesentlich in der
Intention, gerade für den rechtsrheinischen Theil der Mosel, für den Hunsrückeu eine bequeme
Verbindung mit der Eifenbahn zu schaffen Cs liegen hier an der Mosel felbst die beiden Orte
Trarbach und Traben, die nach Ansicht des Prooinzialausschusscs alles gethau haben, was in
ihren Kräften steht, um ihrerseits zu der Brücke beizutragen, soviel ihnen möglich: sie haben zu
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der Eisenbahn bereits 85 000 M. beigetragen, und sie sind bereit, zu der Brücke die 1'z0 000 M.,
die hierfür von ihnen gezeichnet sind, zu leisten. Das sind Leistungen,die durchaus anerkennens¬
wert!) sind. Es liegt aber das Interesse an der Brücke nicht nur bei diesen beiden Orten Trar-
bllch und Traben, sondern es sind auch wesentlichdie armen Distrikte, die sich rechts und links
der Mosel an den Berghöhen hinziehen,dabei interessirt, — Auf der einen Seite ist es die Eifel,
auf der anderen Seite ist es der ärmste Theil des Hunsrückens, denn die westlicheAbdachung
des Hunsrückens gehört zu dem ärmsten Theile der Provinz,

Es ist von größter Wichtigkeit,diesen zurückliegenden Theilen, welche ihrerseits nichts
beitragen können, eine durchgehende Verbindung von Vingcn und von Birkenfeld aus über die
Mosel bis nach Wittlich hin und bis an die Moselbahn zu schaffen. Diese wirklich leistungs¬
fähige Verbindung kann nur durch den Bau einer stehenden Brücke beschaffenwerden, nnd es
kann namentlich durch diese stehende Brücke für den Hunorücken der Zutritt der Eisenbahn an
dieser Stelle, wo diese beiden Provinzialstraßen zusammentrafen, vermittelt werden. Nun ist
bereits früher an uns die Petition herangetreten, Seitens der Provinz erheblicheBeiträge zur
Erreichung diefes Zweckeszu leisten. Bereits im Jahre 1879 ist eine Petition eingegangen, es
hat später und zwar zuletzt im Jahre 1886 noch eine dahin zielende Petition das hohe Haus
beschäftigt Damals wurde verlangt resp, darum gebeten, die Provinz möge bei dein Interesse,
das eine solche Brücke für einen armen Theil der Provinz habe, selbst den Bau übernehmen,
sie möge auch die Unterhaltung übernehmen und möge 120 000 M. dazu geben.

Diese Petition ist in den Haupttheilen, Bauübernahmc und Unterhaltung der Brücke
damals ganz abgelehnt worden: die Geldsumme ist auch in einem geringeren Maße bewilligt
worden, es ist damals die Vauvflicht vollständig abgelehnt worden, ebenso auch die der Unter¬
haltung, auf diesem Standpunkt sieht der Proviuzialausschuß auch noch heute, es sollen diese
Anträge uubedingtzurückgewiesenwerdcn. Was aber die Geldhülfe betrifft, fo sind die 120 000 M.
damals auf 00 000 M. vom Provinziallandtag ermäßigtworden. Es haben nun in der Zwischen-
zeit Vorverhandlungen stattgefunden, um es zu ermöglichen,daß mit diesen 60 000 M, die der
Provinziallandtag geben möge, die Brücke gebaut werden könne. Es scheitertedas aber an dem
Unistande, daß die Königliche Staatsregierung erklärte, sie würde ihren Beitrag, den sie mit
20 000 M. zu geben beabsichtigt,nicht geben, wenn nicht Seitens der Provinz mehr aufgebracht
würde, und es wurde damals, wie auch in der Petition steht, verlangt, daß diese 120 000 M.
jedenfalls bewilligt werden müßten, wenn der Bau zu Stande kommen folle. Es haben inzwischen
die Einwohner von Trarbach noch weitere 20 000 M. zusammenzubringengesucht, und der Pro-
vinzialausschuh hat vermittelt, daß, wenn der Betrag von 40 000 M noch zu den früher
bewilligten 60 000 M. gegeben würde, die Provinz also 100 000 M. beitrage, dann wohl die
Brücke ausgeführt und einen, großen Interesse dieses Theiles der Provinz entsprochen werden
könne. Dem Proviuzialausschuß stehen für diesen Zweck noch hinreichendMittel zur Verfügung.
Es sind 60 000 M. früher vom Landtag bewilligt, ferner stehen noch 59 000 M. aus den
früheren Etats zur Verfügung. Der Prouinzialausfchuh hat uun beschlossen,er wolle die Snmme
von 40 000 M. aus den 59 000 M. bewilligen. Der Proviuzialausschuß glaubte aber weiter
sich sageu zu sollen, daß, da der Landtag früher die Anforderungvon 120 000 M. auf 60 000 M.
ermäßigt habe, damit alfo einen weiteren Betrag über 60 000 M. nicht zu bewilligen erklärt
habe, er diesen von ihm gefaßten Beschluß nicht in Ausführung bringen solle, wenn sich im
Landtage Widerspruchdagegen erhebe. Deshalb hat die heutige Verhandlung den Zweck, daß
der Provinziallandtag sich darüber ausspricht, ob er mit diese», Beschluß des Provinzialaus«
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schusses einverstandenist oder nicht. Ich möchte namens des Ausschusses Ihnen empfehlen, dem
von ihm gcfahten Beschluß in jeder Beziehung Ihre Genehmigung zu gebe». Ich habe die
Gründe dazu bereits im wesentlichenausgeführt. Wenn man auch annehmen will, daß über
schiffbare Flüsse der Staat die Fähren, Brücken u. s, w. zu leisten hat, so kann man anderer¬
seits nicht verkennen,daß hier ein hohes provinziellesInteresse vorliegt. Für diesen armen Theil
der Provinz bekommen wir vom Staate 200 000 M,, von den Interessenten 135 000 M., wenn
wir unsererseits aus Prouinzialmittelu die Summe von «0 000 M, um 40 000 M, erhöhen.
Ich glaube, daß wohl ein hohes provinziellesInteresse vorliegt, diese Erhöhung vorzunehmen,um
diesen großen Vortheil nicht nur den beiden Orten, die an der Mosel liegen, sondern den beiden
hinterliegcnden,sehr armen Theilen der Provinz zu verschaffen. Ich empfehleIhnen daher den
Beschluß des Ausschusses zur Genehmigung.

VorsitzenderFürst zu Wied: Neber diesen Antrag des Prouinzialausschusscs eröffne
ich die Diskussion. Es meldet sich Niemand zum Wort, Dann gebe ich dem Herrn Bericht¬
erstatter zum Schluß das Wort.

Berichterstatter Graf Beißel von Ghmnich: Ich wollte nnr bemerken, meine Herren,
daß, wenn kein Widerspruch im hohen Hause sich erhebt, dann wohl eine Abstimmung über die
Summe nicht erforderlich ist, fondern daß mit der Constatirung dessen, daß der Provinzial-
landtag keinen Widerspruchgegen diesen Beschluß erhoben hat, die Sache als erledigt angesehen
werden kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Er erfolgt kein Widerspruch im Provinziallandtag, ich
constatire dieses. Die Sache ist also hiermit erledigt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 9 der Tagesordnung: Referat der I, Fachcommisfion,
betreffendGesuch des Trier'schen Bauernvereins: Abänderung der Garantiefrist bei Vichuerkäufen,
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPflug, ich ersuche denselben,das Wort zu ergreifen.

Berichterstatter Abgeordneter Pflug: Ich will dem hohen Hause das Gesuch zuerst
vorlesen, oder wünschen die Herren, daß ich nur kurz darüber referire? (Zustimmung.) Den
Herren ist allen bekannt, daß ein neues bürgerliches Gesetzbuch, geltend für das ganze deutsche
Reich, ausgearbeitet wird, und es handelt sich in dein Gesuche des Vauernvereins darum, daß
einzelne Bestimmungen dieses Gesetzes, die Garantiefrist bei Viehverkäufen betreffend, geändert
werden. Ich habe Gelegenheit genommen, in einer Versammlnng von Landwirthen, in der alle
Theile der Provinz vertreten waren, über die in Frage stehendenAenderungendes Gesetzesparagraphen
zu sprechen und sind wir in einer einstündigenBesprechungnoch nicht über den ersten Puukt der
Antragsteller schlüssig geworden. Wir haben daher geglaubt, daß es praktischer ist, wenn man
diesen Antrag den« Prouinzialausschuß zur weiteren Berathung überweist. Dem Prouinzial-
ausschuß wird es ein leichtes sein, später sich darüber schlüssig zu machen, da, soviel mir bekannt
ist, bereits der niedcrrheinische Vaucrnverein die Materie gründlich behandelt hat und in den
nächsten Tagen der landwirthschaftlicheEentralverein auch die Frage behandeln wird. Ich bitte
daher den Antrag der Commission,der dahin lautet:

„Die I. Fachcommissiouersuchtdas hohe Haus, das Gesuch des Trier'schen Bauern¬
vereins, betreffend Abänderung der Garantiefrist bei Vichverkäufen dem Prouinzial¬
ausschuß zu überweisen mit dem Auftrage, dasselbe zu prüfen und dein nächsten
Landtage vorzulegen"

anzunehmen.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag des Ausschusseszur Diskussion.
Es meldet sich Niemand zu», Wort, ich schließe dieselbe und gebe dein Herrn Referenten zum
Schluß das Wort,

Referent AbgeordneterPflug: Wenn ich um das Wort bitten darf, soeben bin ich
darauf aufmerksam gemachtworden, der im Antrage gewählte Passus: „dem nächsten Landtage
vorzulegen", könnte dem ganzen Gesuche ungünstig werden, indem zwei Jahre hingeheil, bis der
Landtag sich wieder versammeln wird. Man könnte daher die Resolution umändern, daß nach
Anhörung der beiden Vereine der Provmzialausschuß den Gegenstand berathet und dementsprechend
sein Gesuch an die Negierung Namens des Landtags richtet

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLichter hat das Wort.
Abgeordneter Lichter: Ich betrachte die Sache nach den Ausführungen des Herrn

Berichterstatters als erledigt.
VorsitzenderFürst zu Wied: Sie erklären sich also einverstanden, mit dem was der

Herr Berichterstatter soeben als Abänderung vorgeschlagen hat.
AbgeordneterLichter: Ja!
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Brühl hat das Wort

zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterGraf von Brühl: Ich meine, daß hier, wie eben gesagt worden ist, der

Provmzialausschuß die landwirthschaftlichenVereine, die hier in der Nheinvrouinz bestehen, hören
solle, bedarf in dem Antrage selbst keiner besonderen Hervorhebung, Ich glaube, daß um formellen
Schwierigkeitenzu entgehen, um auch nicht mit der eigenen Commission in Widerspruch zu
gerathen, der Herr Berichterstatter gut thut, den Antrag fallen zu lassen und einfach bei dem
Beschlusse der Commissionstehen zu bleiben, Ich stelle deshalb den Antrag es bei dem Antrage
der Commissionzu belassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteNroich hat das Wort.
AbgeordneterVroich: Meine Herren! Der Herr Referent hat sich nur darüber geäußert,

was geschehen soll, wenn der Landtag im nächsten Jahre sich nicht versammeln wird, und deshalb
das Material der betreffendenCommission,welche sich mit den Gesctzesuorschlägen befaßt, zu spät
eingereichtwerden würde. Er hat sich erlaubt Ihnen vorzuschlagen,daß der Provmzialausschuß
für diesen Fall das Material ohne weiteres weiter geben könne. Ich glaube, daß das dem
Commissionsantrageallerdings nicht vollständigentspricht, aber auch nicht widerspricht, weil der
Commissionsantragwahrscheinlich von der Voraussetzung ausgegangen ist, daß der Landtag im
nächsten Jahre zusammen kommen würde. Wird der Landtag nicht zusammentreten, so verlieren
wir zwei volle Jahre Zeit, dann ist selbstverständlichdas bürgerliche Gesetzbuchnoch nicht angenommen,
aber es könnte schon die Gesetzgebungin einein vorgerückterenStadium sich befinden, so daß
dieser Antrag nur noch als Amendcmentin Frage kommen könnte, während das Material nach
dem erweiterten Antrage des Herrn Referenten bei Feststellung des endgültigen Entwurfes des
bürgerlichen Gesetzbuches zur Verwendung kommen könnte. Ich möchte deshalb fragen, ob das
hohe Haus mit dem Antrage des Herrn Referenten dahin einverstanden ist, daß für den Fall
der Prouinziallandtag im nächsten Jahre nicht zusammentritt, der Provmzialausschuß ermächtigt
sein soll, das Material an die Stelle, die mit der Sache zu der Zeit befaßt ist, weiter zu geben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacherhat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich glaube, meine Herren, die Sache wird

sich dadurch erledigen lassen, wenn ich Ihnen die Versicherunggebe, daß der Provinzialausschuß
die Sache jedenfalls in den ersten 6 Monaten des nächsten Jahres berathen und erledigen wirb.

46
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Grand-Ny hat das Wort
Abgeordnetervon Grand-Ny: Ich weih nicht, ob die hohe Versammlung einigen Werth

darauf legt, diese Frage auch bei ihr zur Diskussionund Beschlußfassungzu bringen. Für den
Fall, daß der zweite Antrag des Herrn Referenten zur Annahme käme, würde die Versammlung
nicht mehr in die Lage kommen, sich zu äußern, es würde allein das Votum des Provinzial-
auöschussesmaßgebend sein für die Grundsätze,die in dieser Frage in der Gesetzgebung zu befolgen
sein würden. Hiergegen trage ich einiges Bedenken. Bei solchen Fragen halte ich es zunächst für
wüufchenswerth, daß, wenn es irgend die Zeit gestattet, das Referat fchriftlich gegeben werde,
damit die einzelnenMitglieder des hohen Hauses sich vorher informiren können. Die Eommission
hat, wenn ich recht verstanden habe, sich nur darauf beschränkt, dem Ausschuß den Gegenstand zu
überweisen. Eine Aeußerung in der Sache selbst ist nicht erfolgt, Es liegt alfo über die Sache
selbst augeublicklich keiu Votum vor uud nun soll nach dem zuletzt gestellten Antrage der Provinziab
landtag die Angelegenheit dem Ausschusse übergeben, ohne daß irgendwie eine Diskussion oder
Stellungnahme zur Sache seinerseits erfolgt ist. Bei solcher Lage der Dinge möchte es angezeigt
sein, bei dem Antrage der Fachcommissionstehen zn bleiben und abzuwarten, ob eventuell wir
zu spät komme» oder nicht, nicht aber ohne Weiteres die Entscheidung in die Hände des Prouinzial-
ausschusses zu legeu. Wenn ich auch volles Vertrauen zum Prouinzialansschussehege, bin ich doch
der Meinnng, daß der Landtag hier ein Recht und eiue Pflicht hat, sich auszusurechen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter AbgeordneterPflug: Da mei« Zusatz zu dem Antrage auf Widerspruch

gestoßen ist, so ziehe ich denselben zurück. Ich erlaube mir nur, dem Herrn Vorredner zu erwidern,
daß iu der Fachcommissionnur 3 oder 4 Landwirthe sich befinden nnd es Schwierigkeitenhaben
wird, in diefcr Commissiondiese Frage eingehendzu bchnndelu. Es ist selbstverständlich, daß die
Herren vom Kaufmannstnnde nnd die Fabrikanten keine Interessen an dieser Frage haben und
auch nicht genügend Erfahrung besitze», um diefc Frage zu behaudeln.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Geh. Ncgiernnc,srath Melbcck hat das Wort.
Geh. Ncgierungsrath Melbeck: Ich hätte gewünscht, meine Herren, daß die Sache

materiell znr Verhandluug gekommen wäre, wenngleich die Besorgnis; nicht vorliegt, daß wir,
auch wenn der Landtag erst nach 2 Jahren zusammentritt, zu spät kommen werden. Ich will
nicht annehmen, daß in,) Jahre vergehen, wie im Reichstage bemerktwurde, ehe das bürgerliche
Gesetzbuch zur Vollendung gelangt, aber so dringend ist die Sache nicht. Dabei möchte ich nur
noch bemerken, daß diese für die Landwirthschafthochwichtige Frage am 22. dieses Monats im
Ccntmlvorstanddes landwirthschaftlichen Centralucreius für Nheinvreußenzur Verhandlung kommen
wird, und daß der Ccntraluorstand unzweifelhaft seine Beschlüssedirekt an die Eommission, die
in Berlin znr Entgegennahmeder Aeußerungen bestellt ist, einreichen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLichter hat das Wort.
AbgeordneterLichter: Ich habe geglaubt, auf das Wort verzichten zu können. Jedoch

nach den Aeußerungen des Herrn Abgeordneten Vroich erlaube ich mir noch einige Worte
darüber zu sprechen. Ich bin anch der Meinung, daß das hohe Haus iu dieser Frage gehört
müsse, weil die Ansichten über dieselbe so verschieden sind. Der Antrag geht aus von einem
Bezirke,wo Viehzucht getrieben wird, und bezweckt hauptsächlich, dahiu zu wirken, daß diejenigen
Vestimmuuge»umgeändert werden, welche auf die Verkäufer fo fchädigeud eiuwirken. Unsere
niederrheinischenKollegensind zum Theil anderer Ansicht,weil sie Käufer sind und fürchten, daß
die Umänderung diefer gesetzlichen Vestimmungeu die Käufer schädigen könnte. Der Antrag
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bezwecktnicht, die Käufer zu schädigen,er bezweckt,daß für jede» der als Hauptmängelbezeichneten
Fehler nur eine folche Gewährfrist gestellt werde, innerhalb welcher der aufmerksame Käufer
denselbenerkennen kann. Es liegt deshalb die Nothwendigkeitvor, daß die Sache erst hier im
Hause, wo verschiedene Ansichten geäußert werden, znr Verhandlung kommt, bevor sie dem Pro-
vinzicüausschußübergeben wird

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher hat das
Wort zur Geschäftsordnung,

AbgeordneterFreiherr von Solcmacher: Meine Herren! Die wenigen Worte, die ich
gesprochen habe, sind einfach dadurch veranlaßt worden, daß ich den mündlichenZusatz zu dem
Antrag des Herrn AbgeordnetenPflng nicht genau verstanden hatte, indem ich glaubte, es handele
sich nur um eine materielle Entscheidung, Deshalb erkläre ich ausdrücklich, daß der Ausschuß sehr
erfreut sein wird, wenn uns die materielle Entscheidungnicht zugeschoben wird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteVroich hat das Wort,
AbgeordneterVroich: Ich glaube uns Weiterungenersparen zu können, wenn ich erkläre,

daß der Antrag des Herrn Referenten, den ich vertreten habe, längst zurückgezogen ist und daß
es sich nur noch um den Eommissionsantrag handelt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Loö hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Loü: Ich würde gar nicht das Wort ergreifen, wenn ich

mir nicht eine kleine Vcrichtigung erlanben wollte. Dem Antrage der Commissionstimme ich bei.
Der Herr Abgeordnetedichter hat eben gesagt, es feien verschiedene Interessen am Niederrhcin
und bei ihnen. Wir haben nun vor 2 Tagen eine Eommissionssitzung des RheinischenBauern-
Vereins in dieser Angelegenheitgehabt und da haben wir an der Hand unserer Interessen unsere
Ansichten in dieser Frage geeinigt. Ich glaube, daß die Interessen nicht verschiedensind. Ich
wollte das hier berichtigen

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Geschäftsordnungsgemäßist der Autrag
von Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry gestellt worden, daß diese Vorlage gedruckt wird. Da
nun aber die Sache wieder an den Landtag kommt, so werden Sie wohl damit einstanden sein,
daß sie jetzt nicht gedruckt wird, sondern daß sie mit dein Votum des Proviuzialausschusses
zusammengedruckt und an den künftigen Landtag geht. — Der Herr Abgeordnetevon Grand-Ny
hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich bin vollständig mit dem Vorschlageeinverstanden,
ich glaube nur eiu Mißverständniß berichtigenzu müssen. Ich habe nur den allgemeinenWunsch
auf schriftliche Berichterstattung ansgesvrochen,nicht einen besonderenAntrag gestellt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sie hatten den allgemeinenWunsch ausgesprochen,daß
bei allen wichtigen Verhandlungen die Anträge gedruckt werden, ich bitte dann, daß, wenn Anträge
an das Hans kommen,man sagt, daß sie gleich gedruckt werden sollen; denn, meine Herren, es
ist das Recht des Hauses dieses zu befiuden. Es steht nun noch der Antrag an die Commission
vor — ich bitte diejenigen, welche dagegen sind, sich zu erheben. (Niemand erhebt sich.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen. Wir kommen mm zu Punkt 10 der Tages¬
ordnung: Antrag der III. Fachcommissionbezüglich des Antrages auf Ueberunhmeder Straße
Eteinstraß-Titz, Berichterstatter: AbgeordneterDiltmar. — Der Herr Abgeordnete Courth hat
das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterCourth: Ich möchte beantragen, daß die 3 Nummern 10—12 von der
heutigen Tagcsordnnng abgesetzt werden. Es ist 12 Uhr und es wollen die auswärtigen Herren
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»ach Hause abreisen. Es bleiben uns dann noch 2 Punkte übrig, die in der geheimenSitzung
zu erledigen sind.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Dittmar hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

NbgeordnelerDittmar: Meine Herren! Ich darf Ihnen die Versicherunggeben, daß die
Erledigung der letzten 3 Positionen in Summa kaum 10 Minuten in Anspruchnehmen wird. Sie
haben dann ihre Tagesordnung erledigt und ich glaube, wir gehen mit leichteremHerzen nach
Hause, als wenn wir diese 3 Punkte wieder aussetzen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBloem hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Meine Herren! wir können gar nicht wissen, wie lange das

dauern wird. Wir haben bei der Verhandlung der vorhergehendenSache gesehen, wie lange die
Verhandlung bei einer einfachen Sache sich hinziehen kann. Ich unterstütze den Antrag des
Herrn AbgeordnetenCourth.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es besteht der Antrag des Herrn Abgeordneten Courth,
die 3 letzten Gegenstände von der Tagesordnung abzusetzen. Ich bitte diejenigenHerren, welche
für die Absetzung sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Ich bitte um Gegenprobe, es mögen sich diejenigen Herren erheben, welche gegen die
Absetzung sind. (Geschieht.)

Es steht jetzt die Majorität, die Herren sind einverstanden, daß wir die 3 Stücke noch
erledigen. Ich bitte den Herrn AbgeordnelenDittmar den Vortrug zu übernehmen.

AbgeordneterDittmar: Meine Herren! Der Gegenstand der vorliegenden Petition hat
den hohen Landtag nicht zum ersten Male beschäftigt. Die Uebernahme der Straße Steinstraß-Titz
hat wiederholt bereits dem hohen Landtag vorgelegen,zuletzt 1883. Damals ist die Petition der
interessirenden Gemeinde abgelehnt worden mit dem Hinweise darauf, daß einerseits die Leistungs¬
fähigkeit der betreffenden Gemeinde selbst eine derartige sei, daß sie wohl diese Unterhaltungskosten
der Straße tragen könnte. Dann ist darauf hingewiesen, daß die Straße selbst einen höheren
Werth als Verkchrsstrane nicht hätte, dn sie einen Durchgangsverkehr nicht besäße. In der
jetzigen Petition, die wieder denselben Zweck hat, die Uebernahme der Straße Steinstraß-Titz zu
beantragen, wird für die Uebernahmeausgeführt, daß einerseits eine höhere Bedeutung des Weges
vorhanden ist, weil diese Straße das Verbindungsglied zwischen2 anderen Hauptstraßen ist,
zwischen der von Aachen-Köln und der von Iülich-Düsfcldorf.

Sodann wurde ausgeführt, daß die Unterhaltungskostendieser Straße auf die Länge
von 10 1:in jährlich 90u0 M. aus allen drei Gemeinden beanfpruche», und daß dies für die
Leistungsfähigkeitder Gemeinden eine viel zu hohe Summe wäre. Es wurde also unter diesem
Gesichtspunkte die Sache der Conunissionüberwiesen. Meine Herren! Ich darf constatiren, daß
die Commissionden Petitionen der Bürgermeistereien Tietz und Nödingen durchaus sympathisch
gegenübergestandenhat. Nichtsdestowenigerglaubt die Eommission aber Ihnen dennoch nicht
diese Angelegenheitschon jetzt zu einer spruchreifen Entscheidungzu empfehlen. Es wurde nämlich
von der einen Seite angeregt, daß wir demnächst, wahrscheinlich schon bis zur nächsten Landtags-
fefsion, das Regulativ über die Ordnung unserer Kreis- und Communalwege in Händen haben
werden; daraus würden wir sehen können, ob wir nicht an der Hand dieses Regulativs den
bedrängtenGemeinden helfen können. Sodann wurde von anderer Seite betont, daß wahrscheinlich
demnächst für unsere Provinz das Gesetz über die Präcivual-Lcistung Platz greifen wird, wonach
diejenigenadjacirenden Industriellen, welche folche Straßen benutze», zu den Kosten herangezogen
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werden solle». Dieser Fall liegt hier vor, denn die Frequenz der Straße ist hauptsächlich der
Industrie zu verdanken und die hohen Unterhaltungskostenwerden in Folge der starken Inanspruch¬
nahme dieser Straßen durch die Industrie hervorgebracht. Es würde dann zu sehen sei», ob wir
nicht an der Hand dieses Gesetzes den Gemeinden helfen können. In Summa glaubt Ihnen die
Commissionmit Rücksicht auf diese Gesichtspunkte, die Vertagung der Angelegenheitempfehlenzu
können. Ich möchte noch eine kurze Bemerkung machen und namentlich betonen, daß die Mitglieder
der Commission in ihren Motiven nicht ganz einig gewesen sind, daß sie aber einverstanden
gewesen sind, dem hohen Hause zu empfehlen, von einer Veschlußnahmeüber diesen Gegenstand
in dieser Session Abstand zn nehmen und die Entscheidung dieser Sache auf die nächste Session
zu verweise». Da sich der Antrag der Commissto» vollständig mit den Vorschlägendes Pruvinzial-
ausschusses deckt, so darf ich wohl hoffen und bitte», daß in diese»! Si»»e von dein hohe» Hause
beschlossenwerden möge.

(Der stellvertretendeVorsitzende Geh. Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz.)
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich frage, ob jemand zu diesem

Gegenstande der Tagesordnung das Wort wünscht und bitte den Betreffenden, sich zu melden.
Da es nicht geschieht, so schließe ich die Diskussionund frage, ob jemand gegen den Antrag ist.
Ich bitte die Geg»er, sich zu erheben. Dies geschieht nicht und ich constatire, daß der Antrag
der Commissiondamit angenommen ist.

Wir kommen zum folgenden Gegenstande der Tagesordnung. Es ist der Antrag der
III. Fachcommisswnbezüglich des Referates des Provinzialausschusfcsbetreffendden A»trag Weiß
u»d Genossenauf Bewilligung einer Entschädiguug für das ihnen bei dem Bergrutsch oberhalb
Zell zerstörte Eigenthum

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFuchs und ich ersuche denselben, das Referat
vorzutragen,

Berichterstatter AbgeordneterFuchs: In einer Eingabe vom 2, laufenden Monats sind
Michael Weiß und acht Genosse» aus Zell darüber vorstellig geworden, daß sie in Folge eines
BergrutschesSchade» erlitten hätten und zwar Weih cm seüiem Ockonomicgebäude und die übrigen
Petenten a» ihre» Weinberge». Dieselben bitten um Entschädigung u»d gebe» die Summe des
Schadens auf 4l20 M. an. Die Commission glaubt deu Antrag auf Gewährung einer Entschädigung
nicht befürworte»zu können, da für Fälle, wie der vorliegende, der durch Naturereignisseentstanden
ist, die Provinz wohl unmöglich eine Entschädigung gewähren kann. Weil jedoch die Petenten
sämmtlich arm sind — der eine ist Schieferdecker,der aiidere SamculMdler — so glaubte die
Commissio»beantrage,: zu müssen, den: Provinzialausschuß anheim zu geben, wenn die Petenten
um Gewährung einer Unterstützung einkommen, dieses Gesuch event, berücksichtigen zu wollen.
Es geht sonach der Antrag der Fachcommission dahin:

Hoher Provinziallandtag wolle beschließen:
„den Antrag Michael Weih und Genossenauf Bewilligung einer Entschädigung für
das ihnen bei dem Bergrutsche oberhalb Zell zerstörte Eigenthum abzulehnenund dem
Prouinzilllausschusseanheimzugeben, ein etwaiges Gesuch der genannte» Petenten auf
Gewährung einer mähigen Unterstützungeventuell zu berücksichtigen."

Stellvertretender Vorsitze»derGeh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Diskussion und
ertheile das Wort den, Herrn AbgeordnetenEckertz.

AbgeordneterEckertz: Meine Herren! Ich stimme dem Antrage der Commissio»voll-
stä»dig bei. Die Petition ist aus Unkenntnih so abgefaßt, wie sie dem hohen Hause vorliegt.



Ich weiß ganz genau, daß die Leute sich nicht auf ein ihnen zustellendes Rechl stützen, sondern
nur eine Unterstützungwünschen. Das geht meines Erachtens aus der Petition selbst hervor,
denn es heißt da: „Da nun Dank der Opferwilligkeit unseres deutschen Vaterlandes an allen
Orten, wo durch ElementarcrcignisseSchaden entstand, hülfreicheHand geleistetwurde, so hegen
auch wir das Vertrauen «." Sie wollen also von der Provinz nur ein Opfer gebrachthaben,
nur eine Unterstützungerreichen. Meine Herren! Wenn wir die Sache dem Prouinzialausschuß
überweisen,wenn die Pctenten also eine neue Petition im Sinne des Antrages einreichen, dann
möchte ich dem Provinzialausschuh die Sache warm empfehlen und zwar aus folgendenGründen:
Die Leute, um die es sich hier handelt, sind alle arme Winzer, die aber großen Schaden durch
den Bergrutsch gehabt haben, der eine sogar um den Betrag von 1^00 M Meine Herren!
Wenn man bedenkt,daß die Leute in den letzten Jahren eine so schlechte Weinernte gehabt haben,
daß sie dadurch auch einen großen Ausfall in ihrem Ertrage hatten, dann meine ich, wäre
es doch am Platze, hier nicht blos eine mäßige Hülfe den Leuten zu gewähren, sondern ich
möchte Sie bitten, den Prouinzialausschuß zu ersuchen,den Leute» soviel zu bewilligen, daß sie
dabei vollständig bestehen können.

Meine Herren! Ich möchte noch auf eines aufmerksammachen, daß die Provinz, wenn
ich mich so ausdrückendarf, bei dem Bergrutsch mit einem blauen Auge davon gekommenist.
Der Bergrutsch hat unserer Provinz 45 000 M, gekostet, (5s war nothwendig, die Straße zu
verlegen und dafür mußte ein Kalkofcn angekauft werden. Jetzt ist die Straße wieder an der
alten Stelle, Der Kalkofenist für die Summe von 1^.00 M. verpachtet worden und die Lager¬
plätze, die in der Mosel durch Einschütten des Schuttes entstaudeu siud, zu 200 M., also im
Ganzen für 1500 M. Dadurch hat die Provinz von ihrem Kapital einen Zinssatz von 3'/«
Prozent. Aus diesen Gründen möchte ich den Prouinzialausschuß bitten, den Leuten eine größere
Unterstützungzu Theil werden zu lassen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sich Niemand zum Wort
gemeldet. Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Grand-Nn,

Abgeordnetervon Grand-Nn: Meine Herren! Ich möchte mich der Befürwortung des
Herrn Vorredners mit ein paar Worten anschließen und den Prouinzialausschuß bitten, für diesen
Fall sich nicht etwa nur auf eine mähige Unterstützungzu beschränkn, sondern, da die Noth eine
hohe ist, die Hülfe etwas reichlicher zu bemesseu, wie der Prouinzialausschuß wiederholt in solchen
Fällen mit reicher Hülfe zur Hand gewesen ist. Ich beschränke mich auf diese kurzen Worte, um
nicht die Verhandlung in die Läng,' zu ziehen. Es wird mir soeben subpctitirt, ich möchte vielleicht
hier den Ausdruck „angemessen" statt „mäßige" Unterstützung in den Antrag hinein bringen.
Ich gestatte mir, diesen Antrag hier zu stellm und hoffe, daß die Herren mit dieser Aenderung
des Wortes „mäßige" in „angemessen"einverstandensind.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

LandcsdirektorKlein: Ich möchte doch dringend bitten, den Provinzialausschuß nicht in
dieser Weise zu vinculiren. Wir können nicht in allen solchen Fällen Unterstützung gewähren,
sonst würde Landtag und Prouinzialausschußein vollständiges Unterstützungshürcaufür die Provinz.
Es liegt hier meines Erachtens kein Gruud für die Gewährung einer UnterstützungSeitens der
Provinz vor. Wenn die Provinz bei allen elementarenUnglücksfällen eine Entschädigunggewähren
soll, so muß dieses schon an der Unzulänglichkeitunserer Mittel scheitern.

Ich bitte also den Antrag, welcher noch über denjenigen der Commissionhinausgeht,
abzulehnen. Der Ausschuhwird, im Falle der Antrag der Commissionzum Beschlusseerhoben
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wird, mit Sorgfalt prüfen, was in dem vorliegendenFalle geschehen kann, allein binden Sie den
Ausschuh nicht weiter in seinen Beschlüssen, ich halte dieses für bedenklich.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete v. Grand-Ny
hat das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Ny: Meine Zerren! Ich glaube doch, daß der Herr Landcsdirektor
die Sache etwas zu tragisch darstellt. Wenn ich den Ausdruck„angemessen" gebraucht habe, so
bleibt dem Prouinzialausschusseimmerhin die Möglichkeit zu beurtheilen, inwieweit hier Hülfe
eintreten foll mir ohne diese Beschränkung wie sie im Antrag enthalten ist. Um aber allen
Bedenken entgegenzutreten, möchte ich bitten, streichen Sie das Wort „mäßig" und lassen Sie
nur „Unterstützung" stehen. So haben wir damit dem Provinzialausschuß anheimgegeben,was
er thun möge, ohne daß ihm Beschränkungenauferlegt sind.

StelluertretenderVorsitzendcrGeh. Instizrath Ada ms: Der Herr Verichlcrstatterhatdas Wort.
Berichterstatter AbgeordneterFuchs: Ich glaube der Ausdruck „mätzige Unterstützung"

kann stehe» bleiben; denn, wie ich mündlich von dem Vertreter von Zell gehört habe, sind die
9 Petenten, die hier genannt sind, zufrieden, weun sie ungefähr 1U°/o des Schadens, den sie
erlitten haben, erhalten. (Stimme: Schluß,)

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es hat sich noch der Herr
AbgeordneteKrawiukcl zum Wort gemeldet. Dagegen ist ein Antrag auf Schluß der Debatte
gestellt. Ich bitte diejenigen Herren, die für Schluß sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist
die Majorität; die Debatte ist fomit geschlossen. Da der Berichterstatter das Wort nicht mehr
verlangt, so kommen wir zur Abstimmnng, Der Antrag der Commissiongeht dahin:

„Hoher Provinziallandtag wolle beschließen, den Antrag Michael Weiß und Genossen
auf Bewilligung einer Entschädigung für das ihnen bei dem Bergrutsche oberhalb
Zell zerstörte Eigenthum abzulehnenund dem Prouinzialausschusseanheimzugeben,ein
etwaiges Gesuch der genannten Petenten auf Gewährung einer mäßigen Unterstützung
event, zu berücksichtigen."

Es ist mir ein anderer Antrag schriftlich nicht eingereichtworden. Das Wort hat der
Herr Abgeordnetevon Grand-Rn zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter von Grand-Nn: Ich habe den Antrag gestellt, das Wort „mäßig" zu streichen.
Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Wir würden besonders über das

Wort „mäßig" abstimmen und dann über den Commissionsantrag. Ich bitte, daß diejenigen
Herren, welche für Streichung des Wortes „mähig" sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Es ist die Minorität. Wir kommen demnach zu dem von der Commifsiongestellten
Antrag. Diejenigen, welche für diesen Antrag sind, wollen sich erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Der Antrag der Commissionist angenommen.
Meine Herreu! Wir kommen nunmehr zu Nr. 12 der Tagesordnung: Antrag der

III. Fachcommission,bezüglich Gesuch eines Straßenaufschers a. D. um Wiedcranstellungresp.
Gewährung einer Pension. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDittmar, Ich ersuche den¬
selben, das Referat vorzutragen.

Berichterstatter Abgeordneter Dittmar: Meine Herren! Gegen den Petenten, der
Wiederanstellungim Provinzialdienste oder eine angemessene Pension wünscht, ist im Jahre 188?
seitens der Staatsanwaltschaft ein gerichtliches Verfahren eingeleitet worden, dem zu Grunde lüg,
daß er im Verdacht stand, sich in seiner Eigenschaftals Beamter widerrechtlicheVermögens¬
vortheile angeeignet zu haben.
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(Der Vorsitzende Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz,)
Mit der Aufnahme des gerichtlichen Verfahrens trat die Entlassung des Petenten aus

dem Verwaltungsdienste ein. Am Schlüsse des Jahres 188? ist die Angelegenheit beim Schwur¬
gerichte in Trier verhandelt, und der Angeklagte ist von seiner Schuld freigesprochen worden.
Nach der Freisprechung sind ungefähr 6 Monate vergangen. Der Pctent hat nichts von sich
hören lassen, und erst im Juli d. I. hat er sich an den Herrn Landesdirektor mit der Bitte um
Wicderanstcllung im Prouinzialdienste gewandt. Das Gesuch ist abschläglich bcschieden worden.
Darauf hat sich der Petent als alter Soldat mit einer Im nediateingabe an Se. Majestät
gewendet, und dieses Gesuch ist durch Vermittelung des Herrn Ministers für öffentliche Angelegen¬
heiten der linksrheinischen Eisenbahn-Direkt'on überwiesen worden. Diese hat dem Petenten
eröffnet, wenn er überhaupt auf eine Anstellung im Eisenbahndicnste rechnen wolle, so müsse er
eine Vorprüfung für die betreffende Stellung ablegen und dürfte das 40. Lebensjahr nicht über¬
schritten haben. Nun hatte der Petentent aber im Juni d. I. bereits das 40. Lebensjahr über¬
schritten, und nach Mittheilung nu die linksrheinische Eisenbahn-Direktion erfolgte natürlich eine
Ablehnung ^seims Gesuckes. Der Petent behauptet, sich auch au andere Behörden gewendet
zu haben, aber immer aus diesem Grunde abgewiesen worden zu sein.

Nun coustruirt der Pctent sein Gesuch auf folgender Basis. Er sagt, ich bin im
Dezember v. I. freigesprochen worden; ich habe gewartet bis Juli d I. Da ich meine Papiere
von der Provinzialucrwaltungsbehörde nicht zurückerhalten habe, habe ich immer angenommen, ich
würde wieder in den Dienst eingestellt und erst nachdem der Iuui verflossen und nichts geschehen
war, um Nückgabe der Papiere ersucht. Da ihm nun die Papiere erst nach dem Juni, also im
Juli zurückgegeben sind, schlußfolgert rr also, es ist mir durch die Voreuthaltung meiner Papiere
nicht möglich gewesen, rechtzeitig eine Eingabe bei der Eisenbahn-Direktion anzubringen, um noch
einen Anspruch auf eine Anstellung zu haben, weil ich inzwischen das 40, Lebensjahr überschritten
habe. Auf Gruud dieser Ausführungen ersucht der Petent schließlich um eine Wiederanstellung,
oder um eiue Peusiouirung. Meine Herren! Die Petition gipfelt in 2 Hauptpunkten. Sie
enthält zunächst eine Beschwerde darüber au den Landtag, daß der Petent eben nicht wieder in
den Prouinzialdicnst eingestellt worden sei, nachdem er doch vom Schwurgericht von dem Verdacht,
der gegen ihn vorgelegen hat, freigesprochen worden sei. Meine Herren! Die Verhandlungen in
der Commission und die Sichtuug der Akten haben ergeben, daß der Vreßler nicht sowohl ent¬
lassen worden ist, wegen des Verdachtes der auf ihm ruhte, fondern daß er entlassen worden ist
und zwar entlassen mit einer ordnungsmäßigen drcimouatlicheu Kündigung, weil er sich als Auf¬
seher für den Straßendienst als eine durchaus uugecignete Persönlichkeit erwiesen hat. Damit
fällt dieser Theil der Beschwerde. Der Vorwurf, der gleichsam durch die Petition gegen die
Landesverwaltuug involvirt wird, daß sie ihm widerrechtlich über die Zeit hinaus seine Papiere
vorenthalten habe, fällt ebenfalls zusammen; denn der Petent hat ein halbes Jahr lang vom
Dezember bis Juni nichts von sich hören lassen. Gebrauchsgcmäß werden diese Papiere bei der
Verwaltung aufbewahrt, fo lange bis der Instanzenweg, der in folchen Angelegenheiten üblich ist,
ganz erschöpft ist, uud wiederholeutlich ist auch in der Zwischenzeit von anderen Behörden auf
diese Papiere recurrirt worden. Der Pctent hat durchaus keinen Schritt gethan, um überhaupt
in den Besitz der Papiere zu kommen. In Erwägung dieser Thatsachen und in Erwägung, daß
von Seiten des Pruvinzialbauamts erklärt wird, daß der Mann durchaus ungeeignet zum Straßen¬
dienst sei, füllt die Commission den Antrag:

„Hoher Landtag wolle das Gesuch des Straßenaufsehers a. D. Vreßler ablehnen."
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion, Es
meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussionund bringe den Antrag zur Abstim¬
mung. Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der
Antrag ist einstimmigangenommen.

Somit hätten wir die Tagesordnung erledigt. Wir würden nunmehr zu den beiden
Punkten kommei,, die wir bis an das Ende der Tagesordnung zur Verhandlung in geheimer
Sitzung zurückgesetzthaben. Nach unsern Vorschriften müssen wir zunächst in geheimerSitzung
darüber abstimmen, ob wir diese Gegenstände in geheimer Sitzung behandeln wollen. Dann
müssenwir wieder öffentliche Sitzung halten und den Beschluß, die Sache in geheimer Sitzung
zu behandeln, in öffentlicherSitzung verkündigen. Dann halten wir wieder geheime Sitzung und
behandeln die Sache selbst, endlich wird in öffentlicherSitzung das Resultat mitgetheilt. Das
ist nach meiner Ansicht der nothwendige Geschäftsgang, wie er vorgeschriebenist. Besteht im
hohen Hause ein Zweifel gegen das, was ich gesagt habe? — Es erfolgt ein solcher nicht, ich
schließe jetzt die öffentliche Verhandlung

(Geheime Verhandlung von 12 Uhr 25 bis 1 Uhr 40 Minuten.)
Meine Herren, ich eröffne wieder die öffentlicheSitzung; ich glaube aber, daß das

Haus beschlußunfähigist. Zur Geschäftsordnung hat der Herr Abgeordnete Melbcck das Wort.
Abgeordneter Melbeck: Ich bin der Meinung, daß wir nicht ex oliioic» das Haus

auszuzählen brauchen, sondern daß, wenn nicht ein besonderer Antrag auf Auszählung gestellt
wird, das Haus als beschlußfähigangesehenwird. Es ist das die Praxis aller parlamentarischen
Versammlungen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist keiu Antrag auf Auszählung gestellt, es wird auch
jetzt kein solcher gestellt, ich habe also als Resultat unserer Versammlung mitzutheilen, daß der
Herr Negicrungsrath ^ohc zum Üandcslmnkdirektornach Maßgabe des Beschlusses der Fachcom¬
mission gewählt worden ist, ferner, daß Herr Oberinspektor Adams zum Landcsrath gewählt
worden ist in die Stelle, für welche die I Fachcommissionihn vorgeschlagenhat und nach den
Modalitäten dieses Vorschlages.

Nachdem ich dieses in öffentlicher Sitzung verkündigt habe, habe ich nur noch die Tages¬
ordnung für übermorgen festzustellen. Die Sitzung soll um l Uhr stattfinden, und möchte ich
mir erlauben, Ihnen vorzuschlagen, zunächst die sämmtlichenEtats und Rechnungs-Dechargirungen
auf die Tagesordnung zu setzen, sodann das Referat der I. Fachcommissionüber das neue
Reglement für die Prouinzial-Feuer-Societät, Ferner, meine Herren, möchte ich mir erlauben,
Sie zu bitte», mir zu gestatteu, zwischendie Etalsberathungen einzelne der noch ausstehenden
Petitionen hineinzuschieben.Sie werden mir wohl erlassen, diese einzelnenPetitionen jetzt hier
noch vorzulesen. Es sind im Ganzen noch 2? Angelegenheitenzn erledigen. Wir könnten viel¬
leicht diese ganze Reihe von Angelegenheiten,die noch zu erledigen sind, in zwei Theile theilen
und vielleicht,wenn nicht bei irgend einer noch ausstehendenSache eine zu lauge Debatte sich
entspinnt, am Mittwoch fertig werden, Sie gestatten nur also, daß ich am Montag eine Anzahl
von Petitionen auf die Tagesordnung stelle Sind die Herren damit einverstanden?(Zustimmung.)
Da dies der Fall ist, so nehme ich an, daß Sie mir das Recht zuerkennen,die Auswahl in den
übrigen Vorlagen zu treffen. — Es erfolgt kein Widerspruch,es wird so geschehen.

Ich schließe hiermit die Sitzung.
(Schluß 1»/4 Uhr.)

47
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Siebente Sitzung
MI Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 17. Dezember 1888.

Beginn: 1 Uhr Nachmittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrage der II, Fachcommission zu dem Spezialetat über die Verwaltung des Land¬

armenwesens für die Etatsjahre 1889/91.
Berichterstatter: Abgeordneter Simons.

8. Antrag der II. Fachcommission zn den Spezialetats der Prouinzial-Irrenanstalten
für die Etatsjahre 1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Venn.
4. Antrag der II. Facheommission zu dem Spezialetat über die Kosten der Unter¬

bringung und des Unterhalts von Epileptikern aus der Nheinprovinz für die Etatsjahre
1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schmidt.
5. Antrag der It. Fachcommission zu dem Spezialetat über die Unterstützung milder

Stiftungen, Nettungs-, Idioten- und anderer Wohlthatigkcitsanstaltcn für die Etats¬
jahre 1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schmidt.
6. Antrag der I. Fachcommission zu dem Spezialetat für die Verwaltung der Angelegen¬

heiten der niederen landwirthfchaftlichen Schulen sowie für die Unterstützung sonstiger
landwirtbschaftlicher Zwecke für die Etatsjahre 1889/91.

Berichterstatter: Abgeordneter Weidenfeld.
7. Antrag der III, Fachcommifsion zu den Unterctats ^, und I) des Spezialetats der

Prouinzilllstrahen-Verwaltung für die Etatsjahre 1889/91.
Berichterstatter: Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich.

8. Bericht und Antrag der I. Fachcommission über das neue Reglement der Provinzial-
Feuer-Societät.

Berichterstatter: Abgeordneter Michels.
9. Antrag der III. Fachcommission bezüglich des Referats des Prouinzialausschusses

betreffend Uebernahme des Communalweges von Essen nach Gelsenkirchen.
Berichterstatter: Abgeordneter Scheidt.

10. Antrag der 111. Fachcommission bezüglich des Referats des Prouinzialausschusses
betreffend Uebernahme der Straße von Andernach nach Mayen und von Odenthal
nach Schlcbusch als Prouinzialstraße,

Berichterstatter: Abgeordneter Scheidt.
11. Antrag der III. Fachcommission zu dem Referate des Provinzialnusfchusfes über die

Petition von Bewohnern des oberen Wicdthales um Weiterführung der Wiedthalstraße.
Berichterstatter: Abgeordneter Krawintcl.
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12. Antrag der III Fachcommissionbezüglich der Zuweisung der KöniglichenStaats-
regierung,betreffenddie Uebernahmeder AktienstraheAachen-Eupen.

Berichterstatter: AbgeordneterDittmar
13. Antrag der III, Fachcommissionbezüglichdes Antrages der Stadt Remscheid auf

Beihülfe für die Morsbachstraße.
Berichterstatter: Abgeordneter Scheidt.

1-1. Antrag der III. Fachcommifsioubezüglichdes Gesuchesum Beseitigung von Ulmen¬
bäumen au der Geldern-Emmericher-Provinzialstraße.

Berichterstatter: AbgeordneterKrawinkel.
15. Antrag der I. Fachcommissicm auf Ertheilung von Rechmmgs-Dechargen.

Berichterstatter: Vcrfchiedene Abgeordnete.
16. Antrag der II, Fachcommissionauf Ertheilung von Nechnungs-Dcchargen.

Berichterstatter: AbgeordneterHaldy.
17. Antrag der III. Fachcommissionauf Ertheilung von Rechmmgs-Dechargen.

Berichterstatter: AbgeordneterClaesfen,
18. Hauptetat der Prouinzialueiwaltung der Nheinprovinz für die Etatsjahre 1889/91.

Berichterstatter: LandesdirektorKlein.
19. Bericht der zur Begutachtung des Entwurfes einer Haubergordnung für den Kreis

Altenkirchcn gewählten Commission.
Berichterstatter: AbgeordneterFreiherr von Hüvel.

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Sitzung ist eröffnet.
Neue Eingänge liegen nicht vor. Wir würden also gleich zum Punkt 2 der Tages¬

ordnung übergehen. Anträge der II. Fachcommissionzu dem Spezialetat über die Verwaltuug
des Landarmcnwesens für die Etatsjahre 18^9/91. — Berichterstatter: AbgeordneterSimons.

Berichterstatter AbgeordneterSimons: Meine Herreu! Der Svezialetat für das Land-
armenwcsenmit seinen wenigen Titeln, von denen Titel I in Einnahme und Ausgabe in Zukunft
fortfallen wird, hat eine bcfondere Bedeutung durch den immer wachfcndeu Zuschuß aus Provinzial-
mittcln, der in diesem Jahre 9? 000 M. beträgt. Dieser Zuschuß, der in Zukunft immer mehr
wachfen wird, hat in der Commissioneine eingebende Erörterung gefunden. Durch die interessanten
und klaren Auseinandersetzungendes Herrn Landesraths von Metzen haben wir die Ueberzeugung
gewonnen, daß diese Vergrößerung in keinem ungewöhnlichen Verhältniß zu derjenigen der andern
Provinzen des preußischenStaates steht, uud daß namentlich auch hier vou der Eentralbehörde
die Prüfung jeder einzelnen Position auf das Strengste vorgenommenwird. Die Commission
hat daher einstimmig beschlossen, Ihnen die Genehmigung des Etats vorzuschlagen. Die großen
Opfer, welche die Nheinprovinz deshalb zu bringen hat, weil sie von Elsaß-Lothringen uud
Bayern benachbart ist, welche noch ein Heimathsrecht besitzen, haben eine Höhe von ungefähr
53 000 M. erreicht und haben deshalb den Anlaß gegeben, den eisten Antrag, der Ihnen vor¬
liegt, zu stellen. Die Verhältnisse sind so geklärt und die Aenderung scheint so dringend, daß
wir dem hohen Landtage vorschlagen,diesen Antrag direkt anzunehmen. Dagegen ist der Zuschuß,
welcherdaraus herrührt, daß wir Grenznachbaren auch der fremden Staaten, namentlich also
Frankreichs uud Belgiens sind, und welcher eine Höhe von circa 33 000 M. erreicht, doch auch
so unbillig, daß wir einen zweiten Antrag vorbereitet haben, den wir empfehlen,dein Provinzinl-
ausschuh zu überweisen. Wünschen Sie, daß ich die Anträge Ihnen vorlese? (Stimmen: Nein)!

47"
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesrath von Metzen hat das Wort.
Landesrath von Metzen: Meine Herren! Was zunächst den Ihnen vorliegenden Entwurf

eines Etats der Landarmcnverwaltung anbelangt, so schließt d rsclbe allerdings mit einem Mehr¬
bedarf von rund 100 000 M. ab. Indessen, meine Herren, dürften hiervon wohl die beiden
Bewilligungen für die Arbeitercolonien mit einem Zuschuß von 30 000 M. in Abzug zu bringen
sein, denn, so segensreich diese Bewilligungen zweifellos auch sind, so haben sie doch wenigstens
unmittelbar mit den Zwecken der Lmidarmenverwaltung nichts zu thun und dürften wohl außer
Ansatz bleiben müssen, wenn die Frage wegen des Steigen« des Etats für die Landarmen-
verwaltung zur Diskussion steht Meine Herren! Dann bleibt allerdings noch ein Mehrbedarf
von rund 70 000 M. für die eigentliche Landarmenuerwaltung übrig, sicherlich ein sehr hoher
Betrag, indessen bitte ich Sie, berücksichtigenzu wollen, daß dieser Mehrbetrag von 70 000 M-
nicht gefunden ist durch Gegenüberstellung mit den wirklichen Ausgaben der letzten Jahre, auch
nicht durch Vergleich mit dem letzten Etat, sondern durch Vergleich mit dem vorletzten Etat für
die Etatsperiode 1886/88.

Dieser Etat pro 1886/88 wurden aber bereits aufgestellt im Herbste 1885 und beruhte
auf der letzten, damals bekannten Iahresausgabe, derjenigen des Jahres 1881/85. Meine Herren,
es ist bereits hier wiederholt erwähnt worden, daß die Landarmenausgaben von Jahr zn Jahr
leider steigend sind. Folglich ist es natürlich, daß, wenn ein Vergleich gezogen wird mit einer
Etatsziffer, welche 3 oder eigentlich 4 Jahre zurückliegt, ein recht hoher Mehrbedarf herauskommt.
Meine Herren, die Landarmcnkosten sind bei der hiesigen Verwaltung ausnahmslos von Jahr
zu Jahr gestiegen, wohl seitdem der Rheinische Landarmcnuerband besteht Dasselbe ist der Fall
so ziemlich bei allen übrigen Landarmenverbändcn des Staates, Ich möchte nur erlauben, Ihnen
einige Ziffern vorzuführen, welche den Beweis liefern, daß das, was ich gesagt habe, richtig ist.

Meine Herren! Bei der hiesigen Verwaltung betrug die Mehrausgabe im Vergleich zum
Vorjahre 1878: 48 000 M, welches einer Steigerung von I7°/u gleichkommt, im Jahre 1879
ergab sich eine Steigerung von 20 000 M. gleich 8"/«, im Jahre l880 von 58 000 M. gleich
16°/«, im Jahre 1881/82 von 55 0U0 M. gleich 13'','«, im Jahre 1882/83 von 62 000 M
gleich 13°/o, im Jahre 1883/84 von 2', 000 M. gleich 4°/«, im Jahre 1884/85 von 23 "00 M>
gleich 4°/o, im Jahre 1885/86 von 41000 M. gleich 7°/°, im Jahre 1886/8? von 1 l 000 M
gleich 2°/o, im Jahre 1887/88 eine solche von 35 000 M. gleich 5°/°. Was die Verhältnisse der
anderen Landarmenverbände des Staates betrifft, so entfielen von der Gesammtausgabe
des Landarmcnverbandes auf den Kopf der Bevölkerung im letzten Rechnungsjahre 1887/88 in
der Provinz Pommern 22,1 Pf., und zwar betrug die Steigerung in den letzten 10 Jahren 59°/«.
In der Provinz Posen betrug der Kopfbetrag 12,7 Pf. und die 10jährige Steigerung war 59°/«.
In der Provinz Brandenburg entfielen auf den Kopf der Bevölkerung 42,2 Pf., mit einer
Steigerung von 106°/°. In Sachsen entfielen ans den Kopf der Beuölkerung 10,2 Pf., die
Steigerung belief sich auf 92°/«. Im Landarmenuerbandc Kassel sielen auf den Kopf 8,3 Pf-,
mit einer Steigerung von 93°/°. In der Provinz Hannover betrug der Kopfbetrag 14 Pf, die
Steigerung 54°/«, in Westfalen 13,1 Pf. mit 74°/« Steigerung, Schleswig-Holstein 26,5 Pf. mit
einer Steigerung von 179°/«, in Westpreußen pro Kopf 47,5 Pf,, mit einer Steigerung von
63°/°, in Schlesien pro Kopf 12,9 Pf., mit einer Steigerung in den letzten 10 Jahren von
153°/«. In der Nheinprovinz endlich entfielen in dem letzten Rechnungsjahre pro Kopf 14,9 Pf-,
mit einer Steigerung von 113°/°.

Meine Herren! Ich bitte Sie, hieraus entnehmen zu wollen, daß der hiesige Landarmen-
verband fowohl bezüglich der absoluten Höhe seiner Kosten wie hinsichtlich der Steigerung derselben
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in den letzten 10 Jahren unter den 11 ^andarmenverbäuden, deren Verhältnisse ermittelt werden
konnten, die fünftbeste Stelle einnimmt. Ich glaube nicht, dah das als ein ungünstiges Ergebniß
zu bezeichnen ist, wenn man bedenkt, wie höchst nachtheiligdie thatsächlichen Verhältnissefür den
Landarmenverband der hiesigen Provinz liegen. Erstens, meine Herren, kann ich wohl als fest¬
stehend annehmen, daß die Preise der nothwendigen Lebcnsmittel hier in der Nheinprouinz
erheblich höher sind, wie in verschiedenen anderen Theilen des Staates, folglich muß ein Armer
hier bei sonst gleichen Verhältnissen mehr kosten, als in denjenigenLandesthcilen, wo die Lcbens-
verhältnisse eben billiger sind. Sodann, meine Herren, liegt es in der Natur der Sache, daß
eine Provinz mit fo reich entwickelter Industrie wie die unfrige, in ganz besonderemMaße von
der Landarmen-Kalamitllt leiden muß, denn, meine Herren, die Landarmen sind keineswegsblos
Vagabunden, sie bestehen großenthcils ans den flottircnden Nrbeiterelementen, welche durch die
Noth der Zeit, durch die Schwierigkeitder Erwerbsverhältnissedazu gebracht werden, die frühere
Seßhaftigkeit aufzugebenund auswärts zu gehen, um dort nach Arbeit und Verdienst zu fuchen.
Meine Herren! Es ist wohl ganz natürlich, daß dieser Menschenstromvorzugsweiseuach einer
Provinz sich hinzieht, wie die unsrige, wo stets die Gelegenheit zn Lohn und Verdienst vorhanden
ist. Endlich ist eben bereits erwähnt worden, wie unglücklich die Lage dieser Provinz ist bezüglich
der Uebernahme hülfsbedürftiger Preußen ans dein Auslande, Bekanntlich hat der preußische
Staat mit den meisten anderen europäischenStaate», Verträge geschlossen, vermöge deren er
verpflichtetist, seine Staatsangehörigen, wenn sie im Auslande hülfsbednrftig werden, wieder zu
übernehmen. Diese Uebernahme, mcirc Herren, findet begreiflicherweisean demjenigenPunkte
der Grenze statt, welcher dem ausländischenStaate, aus welchemübernommen werden soll, am
nächstengelegenist. Nun grenzt die Nheinprouinz an eine ganze Reihe fremder Staaten an,
uud sie ist für verschiedene andere ausländischeStaaten wenigstens die nächste preußische Provinz.
So kommt es denn, daß die Uebernahmen aus der BayerischenPfalz uud Elsaß-Lothringen,
welche beiden Gebiete in armenrechtlicherHinsichtzum Auslande gehören, ans Holland, Belgien,
Luxemburg, der Schweiz und Frankreich grohentheils hier in der Provinz stattfinden, und die
Leute, welche in dieser Weife hier übernommen werden, die bleiben uus in der Mehrzahl der
Fälle auf dem Hälfe. Das Vnndesgesetzüber den Unterstützungswohnsitz,bezw. das preußische
Ausführungsgesetzdazu, bestimmt allerdings, daß, wenn ein Hülfsbedürftiger aus dem Ausland
übernommen wird, derjenige Landarmenuerband für ihn einzustehenhat, in dessen Bezirk der
Betreffende nachweisbar seinen letzten Unterstützungswohnsitzgehabt hat, aber, meine Herren, die
Leute, um welche es sich hier handelt, sind häusig so lange aus der Heimath fort, und ihre
Beziehungenzur Heimath fo gründlich gelöst, daß in vielen Fällen ihre Aufenthaltsverhältnisse
überhaupt nicht ermittelt werden köuuen, in Folge dessen nicht nachgewiesen werden kann, wo sie
den letzten Unterstützungswohnsitz gehabt haben. Dann greift aber die fernere Bestimmung Platz,
wonach derjenige Landarmenuerband einzutreten hat, in dessen Bezirk die Hülfsbedürftigkeithervor¬
getreten ist, also mit anderen Worten derjenige Landarmenuerband, in dessen Bezirk die Ueber¬
nahme stattgefundenhat.

Meine Herren! Es ist ja bereits erwähnt worden, wie hoch die Nheinprouinz durch die
Uebernahmen belastet wird. Zusammen beziffert sich die Summe, welche wir in dem letzten Jahre
dafür ausgegeben haben, auf 86 000 M. Ich glaube sagen zu dürfen, daß wohl keine andere
Provinz des preuhifchen Staates in solcher Weise durch die Uebernahmen aus dem Auslande
belastet wird. Meine Herren! In der zweiten Fachcommissionsind, wie schon erwähnt wurde,
des weiteren eingehend die Mittel nnd Wege erwogen worden, die vorliegende ernste Kalamität
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abzustellen. Die Commission war auch der Ansicht, daß der Hauptgrund des Uebels in der
bestehenden Gesetzgebung zu finden sei, insbesonderein derjenigen Bestimmung des Vundesgefetzes,
wonach der Unterstützungswohnsitz in derselben zweijährigenFrist erworben wird, in welcherauch
sein Verlust stattfindet. Wie eben bereits erwähnt, rekrutircn sich die Landarmen größtentheils
aus der flottirenden Arbciterbcvölterung. Wenn diese Leute 2 Jahre aus der Heimat fort sind,
so haben sie dort ihren Unterstützungswohnsitzverloren, aber die Erfahrung zeigt, daß nur sehr
schwer diese Leute zur Seßhaftigkeit zurückkehren; dieselben ziehen eben Arbeit suchend umher, sie
arbeiten hier einige Wochen,dort einige Monate, wenn es hoch kommt ein halbes Jahr oder ein
Jahr, aber es wird selten passiren, daß sie sobald wieder 2 Jahre an einem und demselbenOrte
sich aufhalten. Wenn nun also 6, ?, 8 Jahre nach ihrem Wegzug aus der Heimath solchen
Individuen etwas passirt, daß sie hülfsbedürftig werden, so sind sie meistens Landarme. Meine
Herren! Daher kommt es, daß bei den Landarnienvcrbänden die Zugänge alljährlich mehr oder
weniger den Abgang übersteigen, mit anderen Worten, daß bei den Landarmenuerbänden die
Anzahl der zu pflegenden Personen von Jahr zu Jahr zunimmt, womit natürlich eine ent¬
sprechende Vermehrung der Kosten gegeben ist. Meine Herren! Die Commission hat gleichwohl
geglaubt, Ihnen in dieser Hinsicht keinen Antrag unterbreiten zu sollen, einerseits weil sie der
Ansicht war, daß ein Antrag von so schwerwiegender Bedeutung doch breiteres und ausgiebigeres
Material erfordert, wie vorliegt, andererseits aber, weil sie sich der Ueberzeugungnicht verschloß,
daß ein solcher Antrag wohl schwerlich Crfolg haben werde, denn es bedeutet ja der Antrag eine
Abwälzung eines Theils der jetzt von den Landarmenuerbänden zu tragenden Kosten von den
Landarmenuerbändenauf die Ortsarmenuerbände, speziell auf die großen Städte. Selbstverständlich
werden die betreffendenInteressenten sich hiergegen kräftig wehren, und es ist auch zu bezweifeln,
ob die KöniglicheStaatsregierung genügendenAnlaß finden wird, um die Initiative zu ergreifen
für einen derartigen Gesetzentwurf, welche nur zum Zweck haben würde, die Landarmmuerbände
zu Ungunsten der Ortsarmenuerbände zu entlasten. Größerer Sympathie begegnete schon ein
zweiter Antrag, welcher darauf hinauslief, einen Ausgleich zu versuchen, bezüglich der Kosten,
welche den Landarmenverbänden durch die Uebernahme aus dem Auslande erwachsen, innerhalb
des Staates, etwa in der Weise, daß der'Staat sich dazu entschlösse, diese Kosten selbst zu
übernehmen, oder zwischen den Landarmenverbänden verrechnen zu lassen. Meine Herren! Ihre
Commissionhat sich begnügt, Ihnen vorzuschlageu,diese» Punkt dem Provinzialausschussezum
Studium und zur demnächstigen Berichterstattungzu überweisen, dagegen glaubt Ihre Commission,
daß die Verhältnisse bezüglich Bayerns uud Elsaß-Lothringens so klar und liquid liegen, daß sie
kein Bedenkentrug, Ihnen in dieser Beziehung den positiven Antrag zu unterbreiten, der Ihnen
ja bekannt ist. In dieser Beziehung, meine Herren, möchte ich mir erlauben, Ihnen noch einiges
kurz vorzuführen.

Meine Herren! Das Buudesgesetz über den Unterstützungswohnsitz gilt in ganz Deutschland,
mit Ausnahme von Bahern und Elsaß-Lothringen.Dieses Gesetz führte ein gemeinsames Indigenat
in armrechtlicherBeziehung ein, für die Angehörigen derjenigen deutschen Staaten, in welchen
dieses Gesetz gilt. Das Freizügigkeitsgesetz vom I. November 186? gilt ausnahmslos iu sämmt¬
lichen deutschen Staaten, also auch in Bayern und Elsaß-Lothringen. Dieses Gesetz bestimmt in
seinem H. ü, daß wenn irgendwo ein Angehöriger eines anderen Nundesstaates hülfsbedürftig
wird, er nicht mehr ausgewiefenwerden darf, wenn er an dein betreffenden Orte den Unterstützungs¬
wohnsitz oder das HeimatlMecht erworben hat. Die Folge davon ist, daß, wenn ein Bayer oder
Elsaß-Lothringer in einer RheinischenGemeinde sich zwei Jahre dauernd aufgehalten hat und
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hülfsbedürftig wird, er nicht ausgewiesen werden darf, sundern uöthigenfalls für Lebenszeit von
der betreffenden Rheinischen Gemeinde unterhalten werden muß. Wenn aber umgekehrt ein
Rheinländer oder überhaupt ein Angehöriger eines der Staaten, welche zum Bereich des Bundes¬
gesetzes über den Unterstützungswohnsitz gehören, in Bayern oder Elsaß-Lothcmgcnhülfsbedürftig
wird, so wird er unter allen Umständen ausgewiesen, wenn er auch schon ein Mcnschenalterdort
gewohnthat, weil eben in Elsaß-Lothringen weder Heimathsrechtnoch Nnterstützungswohnsitz besteht,
und das BayerischeHeimathsrecht nicht von Ausländern erworben werden kann. Meine Herren!
Es liegt also offenbar hier eine Ungleichheitder Behandlung, ein Mangel an Gegenseitigkeitvor,
welcher wohl eine schreiende Ungerechtigkeitgenannt werden darf. Ihre Commission zweifelte
nicht daran, daß wenn der Prouinziallandtag dazu überginge, dieserhalb einen Antrag an die
Königliche Staatsregiening zu stellen, letztere geneigt sein würde, entsprechende Schritte zu thu»,.
Es könnte die Gleichmäßigkeitdes Verfahrens hergestellt werden, einmal durch Einführung des
Bundesgefetzesüber den Unterstützungswohnsitz in Bayern und Elsaß-Lothringen, aber ich glaube
sagen zu dürfen, daß dies großen Schwierigkeitenbegegnenwürde, weil diese beiden Staaten sich
sicherlich wehren würden. Dann bleibt nur noch der andere Weg offen, daß die vorhandene
Ungleichmäßigkeitbeseitigt wird, entweder durch einen Zusatz zum Freizügigkeitsgesetze,wodurch
die Wirksamkeitdes §, ü ausgeschlossen wird für die Angehörigen von Elsaß-Lothringen und
Bayern, oder es müßte umgekehrtein Zustand geschaffen werden, wonach in Elsaß-Lothringen
oder in Bayern unsere Staatsaugehörigen unter denselbenBedingungen gepflegt werde», wie dies
hier mit Nahern uud Elsaß-Lothringern geschieht, Meine Herren! Ich glaube Ihnen den Antrag
Ihrer Commissionauch meinerseits wann empfehlen zu dürfen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg hat das
Wort zur Geschäftsordnung,

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-, Ich möchte beantragen, daß mein Antrag
betreffenddie Beerdigung angeschwemmterLeichen,wenn es vielleicht paßt, bei dieser Gelegenheit
mitbchandelt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Dieser Antrag ist in einer früheren
Sitzung hier eingegangen. Derselbe ist an die betreffendeFachcommission,an die zweite Fach-
commission,soviel ich mich erinnere, überwiesenworden, es scheint aber, daß die Fachcommission
keine Stellung dazu genommen hat. Dann frage ich, ob im Anschluß an diesen Etat dieser
Antrag im Plenum behandelt werden soll. Der Antrag heißt folgendermaßen:

„Hoher Landtag wolle beschließen, daß die Beerdigungskostenfür aufgefundeneLeichen,
deren Erstattung von Angehörigenoder Ortsarmenuerbänden nicht zu verlangen ist,
nicht von den Gemeinden des Fundortes, sondern von dem Landarmcnuerbandeder
Provinz zu tragen sind, event, wenn letzteres nicht als angängig erscheinensollte,
daß sie in einer besondere,: Position auf den Etat der Provinz übernommen
werden sollen."

Meine Herren! Ich möchte fragen, ob das Plenum diesen Antrag behandelnoder denselben
dem Provinzialausschuhzur Erledigung überweisenwill, (Stimmen: Ja.) — Der Herr Abgeordnete
Courth hat das Wort.

AbgeordneterEourth: Ich beantrage, diese Angelegenheitdem Provinzialausschuß zur
Erwägung zu übergeben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das würde also für die nächste Etatsaufstellung sein.
Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
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AbgeordneterBecker: Ja, meine Herren, ich halte es für ausgeschlossen, daß wir uns
»>it diesem Gegenstande ohne jede Vorbereitung, weder durch die Commission, noch durch den
Ausschuß hier im Plenum befassen können. Ich glaube, das giebt hier kein fruchtbringendes
Resultat, Darum möchte ich mich dem Antrage des Herrn AbgeordnetenCourth nufchlicßen,
wenn der Antragsteller nicht einen besondernWerth darauf legt, daß die Sache noch in dieser
Session im Plenum verhandelt werde. Dann würde ich bitten, die Sache dem Ausschüssezu
überweisen, Findet der Ausschuß eine passende Form der Erledigung, so könnte dieselbe noch
hier verhandelt werden. Ich glaube aber, daß die Angelegenheitnicht so dringend ist, als daß sie
nicht im nächsten Landtage vorgelegt werden könnte,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Plettenberg: Meine Herren! Ich glaube die Thatsachen
liegen so einfach und sprechen so deutlich, daß ich die Möglichkeit nicht für ausgcfchlofsen halte,
daß da« Plenum sich auch heute schon darüber schlüssig machen könnte. Ich möchte bitten, mir
wenigstens einige Worte zu meinem Antrage zu gestatten. Es würde dann immer noch dem
hohen Landtage anheimstehen,ob er heute schon darüber beschließen oder nach dem Antrage des
Herrn AbgeordnetenCourth die Angelegenheitzmmchst an den Prouinzialausschuß verweisenwill,

VorsitzenderFürst zu Wied: Zunächst steht der Antrag des Herrn Abgeordneten Courth,
die Sache zur Crwägnng an den Ausschuß zu überweisen, in Wirklichkeit also ein Vertagungs-
antrag zur Diskussion. Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort,

Abgeordneter Courth: Ich möchte noch beifügen, zur Crwäguug und zur Berichterstattung
im nächsten Landtage.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
^audesdirettor Klein: Meine Herren! Ich kann mich dem Antrage des Herrn Abge¬

ordneten Courth uur anschließe», Cs handelt sich hier einzig und allein um die Frage, ob der
Laudarmeuuerbandüber das Maß der ihm gesetzlich obliegenden Verpflichtungenhinaus eine Leistung
übernehme»foll, Cs hcmdelt sich also nm Uebernahme einer freiwilligen Verpflichtungüber das
die Provinz fo schwer drückende Armengesetz hinaus, und da meine ich doch, daß eine sehr reif¬
liche Prüfung stattfinden müßte. Cs müßte» Zahle», die genaue Statistik uns den letzte» zehn
Jahre» vorgelegt werden, aus deuen hervorgeht, wie hoch die Last sich belauft. Cs müßte ferner
erwogen werden, ob uud welche Präcedeuzfälle sich daraus entwickelnkönnten. Diese Frage läßt
sich nicht sofort im Plenum klären, auch in den Facheommifsionensich nicht von heute auf morgen
löfen, sondern ihre Beantwortung erheischt viel Material und bedarf der sorgfältigstenCrwäguug.
Ich möchte daher bitten, die Sache im Sinue des Antrages des Herrn AbgeordnetenCourth dem
Prouinzialausschuß zu überweisen. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr vo» Plette»berg: Nach den Aeußerungen des Herrn Kiandes-
direttors, denen ich beistimme,ziehe ich meinen Autrag zurück.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordueleEvr6e hat das Wort.
AbgeordneterSyree: Cs kommt bei dieser Frage hauptsächlich darauf au, was in dem

Antrage nicht fo ganz genau enthalten ist, was event, die Proviuzialuerwaltung verlangen würde,
um die Kosten zu übernehmen. Die Sache liegt jetzt meines Wissens so, daß die Prouinzial-
verwnltung einfach fagt, weist nach, daß kein Ünterftützungswohnsitzvorhanden ist, Formell ist
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das außerordentlich richtig, aber materiell wird meines Erachtens großes Unrecht begangen, Es
treiben Leichen den Rhein hinunter, die nicht aus den Rheingegenden, sondern weiß Gott aus
welchen andern Gegenden stammen. Die betreffenden Gemeinden, welche das Unglück haben, daß
die Leiche bei ihnen angeschwemmt wird, bekommen dadurch Kosten, die sie eigentlich absolut nichts
angehen. Ich möchte bitten, daß, wenn die Sache dem Provinzialausschuß überwiesen wird,
dieselbe nach der Seite hin geprüft wild, was billig ist und was verlangt werden kann. Ein
Nachweis, daß die Reiche, die oft ganz unbekannt bleibt, keinen Unterstützungswohnsitz hatte,
ist durchschnittlich nie zu erbringen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Antrag des Herrn Abgeordneten Eourth, die Sache
zur Erwägung und Berichterstattung für den nächsten Landtag an den Prouinzialausschuh zu
verweisen, besteht allein zu Recht; ein Gegenantrag ist nicht vorhanden. Wünscht noch jemand
das Wort dazu? (Niemand meldet sich)

Ich habe noch zu fragen, ob Sie zu den Vorträgen des Herrn Referenten und
Correferenten über diesen Etat noch etwas zu bemerken haben. Der Herr Abgeordnete Zweigert
hat das Wort.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich habe beide Anträge der Eommifsion mit
Äufmerkfamkeit gelesen und geprüft Es fchcint mir doch nicht ganz unbedenklich zu fein, dein
ersten diefer beiden Anträge die Zustimmung zu gebe». Die Frage, um die es sich hier handelt,
ist bereits Gegenstand der eingehendsten Erörterungen in den verschiedenstenVersammlungen, z. V,
auch im deutschen Eongreß für Armenpflege und Wohlthätigkeit gewesen, ja es sind viele und
lauge Aufsätze über diese Frage zusammengeschrieben, und ich glaube daher uicht, daß die Frage
selbst und alle diejenigen Gründe, welche sich für und wider die hier gestellten Anträge anführen
lafsen, hier im Provinzinllandtage zur Zeit einer erschöpfenden Erörterung unterzogen werden
können Meine Herren! Wie wenig die Herren Antragsteller sich selbst klar sind über das, was
geschehen soll, geht aus dem Antrage heruor, worin sie ersuchen, die Stantsregieruug zu bitten,
darauf hinzuwirken, daß in Bayern und in Elsaß-Lothringen das Bundesgesetz eingeführt oder
wenigstens in anderer Weife Vorsorge getroffen werde, und der Herr Eorrefcrent hat uns gesagt,
daß diese andere Weise seiner Meinung »ach wiederum auf zwei Weifen geschehen könnte.
(Heiterkeit)

Meine Herren! Ich möchte nicht augenblicklich, aber doch in einigen Tagen mich anheischig
machen, Ihnen noch wenigstens sechs andere verschiedene Möglichkeiten vorzuführen, nach welchen
diese Frage gelöst werden tonnte. Meine Herren! Es scheint mir nicht ganz richtig zu sein, wenn
der hohe Landtag mit einer Resolution an die Königliche Stantsregierung herantritt, in welcher
er nicht ganz präzise, wohlerwogene und unanfechtbare Anfprüche an die Königliche Staats-
regierung richtet, Ich möchte mir daher mit Rücksicht auf das uou mir Gesagte den Vorschlag
erlauben, auch die Resolution aä 1 nicht an die Königliche Stantsregieruug, sonderu an den
ProuinzialnuLschuh zu richte», und ihn zu ersuchen, sich gerade so wie aä II in, nächsten Provinzial-
landtag über die vorliegende Frage zu erklären.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich uutersttttzc den Antrag des Herrn Abgeordneten Zweigert,

da hier eine sehr fchwierige Materie vorliegt, die gehörig geprüft werden muß,
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort,
^andesdirektor Klein: Ich finde, meine Herren, die Frage am Platze, ob es nicht

zweckmäßig erscheint, den Antrag deü Herrn Abgeordneten Zweigerl so auszudehnen, daß der
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Ausschuß bereits direkt Schritte bei der Staatsregierung unternehmen kann. Soll der Pro¬
vinzialausschuh erst dein nächsten Landtage Bericht erstatten, die Sache also bis zur nächsten
Landtagssession vertagt werden, so wird viel Zeit verloren gehen. An und für sich finde ich
das Vorgehen des Herrn AbgeordnetenZweigert fiir sehr richtig, aber nur mit der Modifikation,
daß nicht noch einmal an den Landtag Bericht erstattet werden und dann erst die Sache an die
Staatsregierung gehen soll, weil dadurch die Sache etwas zu weit hinausgeschobenwürde,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich bin ganz damit einverstanden, wenn Sie

den Provinzialansschuß ermächtigen, die geeignetenSchritte bei der königlichen Staatsregierung
zu thun, ohne ihm vorzuschreiben,daß er es in der Form thun soll, wie? es in der Resolution
aä 1 zum Ausdruckgekommen ist.

VorsitzenderFürst zn Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Simons: Die Ansicht des Herrn AbgeordnetenZweigcrt

war auch in der Commifsinnvertreten, und ich glaube deshalb, daß die Commissiongeneigt sein
würde, auf diesen Antrag einzugehen,der ja jedenfalls die Sache nicht in die Länge zieht. Der
Wunsch, den ersten Antrag zu stellen, ging gerade aus den außerordentlich ans Abhülfe drängenden
Verhältnissen,hervor, die eigentlich ohne Noth nicht zwei Jahre bestehen bleiben sollten Ich
denke, wir tonnen dem Provinzialansschuß das Vertrauen schenken,in Bezug auf den Antrag
»6 l direkte Schritte zu thun, während in Bezug auf den Antrag nä ll weitere Vorbereitung
und Berichterstattungvorbehalten bleiben soll.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es würde bei der Fassung der Frage
wohl heißen, den Provinzialausschuh zu beauftragen, erstens mit der Staatsregierung in Unter¬
handlung zu treten, in welcherWeise diese Sache geregelt werden kann — die Formulirung
dieses Antrags vorbehalten — zweitens in die Prüfung der Frage einzutreten «. Ist der Herr
Antragsteller, Abgeordneter Zweigert, damit einverstanden, oder wünscht er eine andere Formulirung?
Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ich möchte mir nun erlanben, dies dahin zn formuliren: den
Provinzialausfchuß zu ersuchen — ich glaube, wir haben kein Recht, ihn zu beauftragen -^
(Widerspruch.) mit der Königlichen Staatsregierung Verhandlungen darüber einzuleiten, in
welcher geeigneten Weise die jetzt mangelnde Gegenseitigkeitzwischenden zum Geltungsbereiche
des Bundesgesetzesvom Ü. Inni 1870 gehörigen deutsche» Staaten einerseits uud Bayern,
bezw. Elsaß-Lothringen andererseits bezüglich der wechselseitigenUebernahme hülfsbedürftig
gewordenerStaatsangehöriger herbeigeführt werden kann,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte, den Antrag einzureichen. Wünscht noch Jemand
zn dem Antrage das Wort? Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.

AbgeordneterAdams: Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß allerdings der
Provinziallandtag den Provinzialausschuh beauftragen kann,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich hatte mich gleichzeitigmit
dem Herrn Vorredner zum Worte gemeldet,indem ich genau dasselbe bemerken wollte, was dieser
eben gesagt hat.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnet?Friederichs bat das Wort,
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AbgeordneterFriederichs: Nickt zur Sache, sondern wegen eines Druckfehlers wollte
ich eine Bemerkung machen. In der Unterschrift des Commisfionsantrages ist mein Vorname
unrichtig. Wie bei den übrigen Anträgen bitte ich auch hier deu richtigen Vornamen Carl
zu setzen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Antrug des Herrn AbgeordnetenZweigert geht also
dahin, den Provinzialausschuh zu ersuchen:

n.ä l. mit der Königlichen Staatsregierung Verhandlungendarüber einzuleiten,in welcher
geeigneten Weise die jetzt mangelndeGegenseitigkeit zwischen den zum Geltungsbereichedes Bundes-
gesctzesvom N, Juni 1870 gehörigen deutschen Staate» einerseits und Banern bezw. Elsaß-
Lothringen andererseits bezüglich der wechselseitigen Uebernahmehülfsbedürftig gewordener Staats¬
angehöriger herbeigeführtwerden kann,

aä 2. in die Prüfung der Frage einzutreten :c.
Hat der Herr Berichterstatterder Fachcommission noch etwas hinzuzusetzen?
Berichterstatter AbgeordneterSimons: Nach Besprechungmit dem Herrn Korreferenten

sind wir mit der Auffassungdes Herrn Zweigert einverstanden.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Es erfolgt kein Widerspruch gegen diesen Antrag. Da

Niemand weiter das Wort wünscht, so schließe ich die Diskussion und nehme an, daß das hohe
Haus mit dem Antrage des Herrn AbgeordnetenZweigert einverstanden ist Der Antrag des
Herrn AbgeordnetenZweigert ist nach der von mir verlesenenFassung angenommen. Hiermit
würde der zweite Punkt der Tagesordnung erledigt sein

Wir kommen nunmehr zum dritten Punkte der Tagesordnung: Autrag der II. Fach¬
commission zu den Spezialetats der Provinzial-Irrenanstalten für die Etatsjahre 1889/91.
Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteVeun. Ich ersuche denselben,seinen Vortrag zu halten.

Berichterstatter AbgeordueterVenn: Meine Herren! Die 11. Fachcommission hat Ihnen
Aenderungenin den Spezialetats der Irrenanstalten nicht vorgeschlagen; sie beantragt vielmehr:

„Hoher Landtag wolle beschließen:
die Spezialetats der RheinischenProuinzial-Irrenanstalten Anderuach, Bonn, Düren,
Grafenberg und Merzig, fowie über die Kosten der Unterbringung von Geisteskranken
in den Privat-Irrenaustalten zu Waldbreitbach, Aacheu, Evernach uud Trier für die
Etlltsjahre vom I. April 1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis
31. März 1891"

zu genehmigen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich erüffue über diesen Antrag die Diskussion. Es meldet

sich Niemand zum Wort; ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Diejenigen Herren, welche dagegen sind, wollen sich erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen und hiermit die genannten Etats in der vor¬
geschlagenen Form genehmigt.

Wir kommen zum vierten Punkte der Tagesordnung: Antrag der II. Fachcommission zu
dem Spezialetat über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von Epileptikern aus der
Nheinprovinz für die Etatsjahre 1889/91. Berichterstatterist der Herr AbgeordneteI)r. Schmidt,
Ich bitte denselben,den Vortrag zu übernehmen.

AbgeordneterDr. Schmidt: Meine Herren! Die Eoinmisfionist dazu gekommen, Ihnen
diese Spezialetats über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern aus
der Nheinprovinz zur Annahme zu empfehlen, und ich »lochte mir nur erlauben, einige sachliche

4«"
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Nemcrkuugen zu mache». Es >,n»delt ncl, nämlich darin», daß in Nr, l der Einnahmen ein
Satz von 54 000 M, angegeben ist, der nicht das ganze, was eigentlich zusammenkommt, umfaßt,
sondern nur das, was hier in die Kasse hineinkommt. Es sind nämlich die Beiträge für die
euangelischen Epileptiker darin nicht enthalten, weil dieselben nicht durch die Kasse geheu, sondern
direkt an die Anstalt Bethel bei Bielefeld gezablt werden; deshalb können dieselben hier nicht in
Einnahme und Ausgabe erscheinen. Das zweite, was ich hier bemerken wollte, ist, daß deshalb
auch die Beiträge für die evangelische Anstalt Bethel bei Bielefeld nur 10 000 M, beträgt,
während für die beiden anderen Anstalten der Betrag von 43 »00 M, zwei Mal angefetzt ist.
Das beruht darauf, daß bei Bethel in den Ausgaben das fehlt, was von den Ortsarmenverbänden
und den Angehörigen der Kranken direkt dorthin geschickt wird. Es ist hierbei noch etwas eigen¬
thümlich, was für die 154 Epileptiker, die im vorigen Etat für oie evaugelifche Anstalt notirt
waren, gilt, daß dies eine verhältnisimäßig große Zahl ist. Das ist daraus erklärlich, daß in
die Anstalt in Bethel bei Bielefeld bereits feit einer längeren Reihe von Jahren Epileptiker
geschicktworden sind, die, wenn sie da waren, auch in den meisten Fällen dort blieben, da
der Prozentsatz der Geheilten ein außerordentlich geringer ist, so daß hier, sobald Epileptiker in
die Anstalt gebracht werden, die Zahl fortwährend continuirlich wächst. Daraus folgt, daß
dieser Satz, diese Kosten für Epileptiker voraussichtlich von Jahr zu Jahr wachsen wird nnd daß
wir wahrscheinlich in jedem Landtag eine größere Zahl auf diefem Etat haben werden. Im
Name» der Eommission beantrage ich, den Etat zu genehmige».

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Ueber den Antrag der 2. Fachcommission eröffne ich die
Disknssion Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schließe die Diskussion und bringe den
Antrag zur Abstimmung. Diejenige» Herren, welche dagegen sind, wolle» sich erheben. — Es
erhebt sich Niemand, folglich ist der Antrag der 2. Facheommission auf Genehmigung des Etats
und der Etat mit demselben «»stimmig angenommen.

Wir gehen weiter zu Punkt 5 der Tagesordnung: Antrag der 2. Fachcommission zu
dem Epezialetllt über die Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- uud anderer
Wohlthätigkeitsanstalten für die Etatsjahre 1889/91. Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
1),-, Schmidt. Ich bitte denselben den Bortrag zu überuehmen.

Berichterstatter Abgeord»eter I)i-. Schmidt: Auch für diefen Etat beantrage ich im
Namen der Eommission die Genehmigung. Sie finden in diesem Etat eine balancirendc Summe
von 15 000 M. Diese diene» lediglich zur Unterstützung des Vereins für Idioten, welcher sich
in Essen gebildet hat. Das ist eine Anstalt, in welcher sich augenblicklich 132 Kinder befinden,
wovon 25 bis 80 evangelische. Nu» besteht hier in der Rheinvrouinz noch eine zweite Privat¬
anstalt ähnlicher Art, das ist die zu Hephata bei Gladbach Für diese ist i» den: Etat keine
Summe ausgeworfen, n»d zwar einfach deshalb, weil kei» Gesuch dieserhalb an den Provinzial-
landtag gelangt ist.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meiue Herren! Ich eröffne über diefe» A»tmg die
Diskussion. — Der Herr Abgeordnete Eonze hat das Wort.

Abgeordneter Conze: Ich erlaube mir, an den Herr» Landcsdirektor oder a» den Herr»
Landesrath Klansener die Frage zu richten, in welcher Weise die Provinzialverwaltung aus diesem
Funds der euangelischen Anstalt Hephata oder den evangelischen Idioten überhaupt Zuschüsse zu¬
zuwenden gedenkt. Die Entwickelung der Anstalt in Essen ist folgende gewesen, Als der
27. Prouinziallandtag beschloß, die Verpflegung der Idioteu zu fördern, bestand nur eine evan¬
gelische Anstalt, die allerdings auch die Kranke» anderer Eonfessionen aufnahm, immerhin aber
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in ihrer ganzen Leitung eine evangelische Anstalt war; es lag also die Nothwendigkeitvor für
die katholischen Idioten eine neue Anstalt zu gründen. Ich weise hierbei darauf hin, daß die
Art und Weise, in der die Provinzialuerwaltung oder der Landtag damals die Forderung der
Idiotenpflege unternahm, eine andere war, wie sie gegenüber den Irren, Taubstummen und
Blinden bisher geübt wurde; die Anstalten für diese gehören der Provinz, und bei der Benutzung
werden von den Pfleglingen die Wegekosten selbst getragen, sei es von den Kranken selbst, oder
von den dazu verpflichtetenVerbänden, Bei den Idioten und bei den Epileptischenschlug man
einen andern Weg ein; gerade weil bei diesen Kranken eine confessionelle Theilung nothwendig
erschien, hat man auf Errichtung eigner Provinzialanstalten verzichtet, sondern bestehendeAnstalten
benutzt und dieselbendurch Znwenduugen, sei es in Form direkter Beiträge sei es durch Ersatz
von Pflegekosten unterstützt. So sollte auch bei der Verpflegung der Idioten verfahren werden,
und entwickelte sich daraus die Nothwendigkeit,für die katholischen Idioten eine Anstalt zu gründen.
Diesem Bedürfniß hat man zu genügen gesucht, indem ein freier Verein in Essen eine kleine
Anstalt gründete in Verbindung mit der Taubstummenanstalt, für welche der Landtag, da es sich
nur um einen ersten Versuch handelte, 5000 M. gewährte. Als sich das Werk in mäßigein
Umfange gut entwickelte, hat der folgende Landtag 10 000 M. bewilligt, nnd heute wird uns
eine Erhöhung dieser Summe auf 15 000 M, angesonnen. Ich bin durchaus nicht willens diese
Zuwendung zu bemängeln, ich halte sie im gegebenen Falle für nothwendig, aber ich glaube doch,
daß es nothwendig ist, heute schon darauf hinzuweisen, daß aus der freien Liebesthätigkeit dem
jungen Vereine jedenfalls größere Mittel zufließenmüssen als bisher, wenn eine Anstalt geschaffen
werden soll, die der euangelifchenebenbürtig zur Seite steht. Mir liegt eine Eifersuchtgegen den
Verein, der bisher die ganze Summe empfangen hat, durchaus fern. Gott sei Dank kann die
Anstalt Hephata ohne eine solche Zuwendung augenblicklich bestehen, aber wenn man auf die
Sache sieht, muß man dringend wünfchen, daß nun auf der andern Seite diese Zuwendung so
benutzt wird, daß endlich ein Werk zu Stande kommt, wodurch den Kranken reichlich oder doch
genügend gedient werde. Ich habe hier den Etat von Hephata; diese Anstalt ist im Jahre 1860
aus freiwilligenBeiträgen gebaut wordeu und hat 300 000 M, gekostet; davon hat der Iohanniter-
orden 60 000 M. bezahlt, und die übrigen 2<10 000 M. sind aus freiwilligenBeiträgen in Rhein¬
land und Westfalen — es ist eine rheinisch-westfälische Anstalt — aufgebracht worden. Die
Anstalt hat auch fönst noch eine Reihe von Zuwendungen bekommen,sodaß der Zinsertrag aus
Stiftungen für Freibettcn allein ^000 M. beträgt; sie ist aber auch jetzt uur im Stande, ihrer
Aufgabe zu genügen, wenn die freie Liebesthätigkeit reichliche Mittel gewährt. Aus dem Etat
erfehe ich, daß jährlich durch Kollekten netto — die Erhebungskostenwürden also noch hinzu¬
zurechnen sein — 21000 M. aufgebracht wurden, welche es ermöglichten, zu einem mäßigen
Pflegesatzeunbemittelte oder minder bemittelte Kranke aufzunehmen; die Pflegesätze gehen herab
bis auf 200 M., die große Mehrzahl bezahlt nur 216 M. Gerade aus dieser Ziffer werdeu
Sie ersehen, daß große Zuschüsse nothwendig sind, mn den Kranken das zu gewähren, was sie
speziell nöthig haben; und daß diese ärmsten aller Kranken gut verpflegt werden, das ist gewiß
nicht blos Ehristenpflicht sondern Mcnschenpflicht, Ich will Sie mit diesen Zahlen nur darauf
hiuweifen, daß der Verein, welchersich die Pflege der katholischen Idioten angelegen sein läßt,
in die Lage gebracht werden muß, über größere Mittel zu verfügen. Ich will ihnen dicfe
15 000 M. nicht verkümmern, fondern richte nur die bezügliche Frage an die Prouinzialverwaltung,
für den Fall, daß es nothwendig werden sollte, auf diesen Fonds zu Gunsten der Evangelischen
zu recurriren. Ich habe nicht die Absicht, die Summe anch nur um eine Mark zu verkürzen,es
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liegt mir nur daran, der Sache selbst zu dienen und dem Landtage muß daran liegen, daß der
edlen Aufgabe mit voller Kraft von beiden Confessioncn genügt werde; dazu war es nothwendig,
Ihnen Zahlen vorzuführen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ter Herr Landesrath Klausener hat das Wort,
Landesrath Klausener: Meine Herren! Es war im Jahre 188!, als an die diesseitige

Verwaltung die Frage Herautrat, in welcher Weise für die Zukunft das Bedürfniß zur Unter-
bringung, Pflege und Erziehung von Epileptischen uud Idioten befriedigt werden sollte. Die in
dieser Beziehung eingeleitetenVerhandlungen hatte» zur Folge, daß bezüglichder Unterbringung
und Pflege von Epileptikern Verträge abgeschlossenwurden mit der Genossenschaft der Alexianer-
brüder in Aachen und mit der Genossenschaftder Schwestern vom heiligen Kreuz in Rath bei
Düsseldorf, bezüglich der Evangelischenein ähnlicher Vertrag mit dem Vorstande der Anstalt
Vethel bei Bielefeld, Die grundleitenden Gedanken, die diesen Verträgen vorschwebten, bestanden
hauptsächlich dariu, daß die Unterbringung nur danu erfolgen solle, wenn ein öffentliches Bedürfniß
nachgewicfen würde. Unter Zugrundelegung dieses Gedankens wurden auch die Beiträge seitens
der Provinz gezahlt, und so übernahm die Prouinzialverwaltung '/» der Kosten für die Unter¬
bringung der Epileptischen in Nath und Aachenund gleichfalls '/» derjenigen Kosten, die für die
Unterbringung der Epileptischen in Vethel gezahlt werden mußten. Wir haben nun die Anträge
die uns vorgelegt worden sind, nach dieser Richtung hin geprüft und ohne Unterschied der Eonfession
für den Fall, daß ein Bedürfniß vorhanden war, die Einweifuugen in die betreffenden vor¬
genannten Anstalten erfolgen lassen. Wenn nuu der Zufall es gewollt hat, daß in dem Etat
für Epileptischedie evangelische Eonfession mehr berücksichtigt worden ist als die katholische, so
hat Ihnen der Herr Referent bereits mitgetheilt, in welcher äußern Veranlassung der Grund
dafür liegt, daß nämlich von Seiten der katholischen Anstalten nicht so viel Anträge an uns
gelangt sind, als von Seiten der evangelischen. Umgekehrtist das Verhältniß bei dem vorliegenden
Etat für die Idioten. Hier hatte sich nach Ausweis der Ihnen vielleicht bekannten Schrift des
Sanitätsrath Pclmann für die Katholikendas Bedürfniß herausgestellt,eine Anstalt zur Erziehung
und Pflege katholischer Idioten ins Leben zu rufen. Die Hustalt Hephata, die bereits längere
Zeit vor dem Jahre 18«4 ins Leben gerufen war, hatte dem Bedürfniß der Unterbringung und
Erziehuug evangelischer Idioten hinreichendRechnung getragen. Im Jahre 1884 traten nun
einzelne für die in Rede stehende AngelegenheitbegeistertenMänner aus der Provinz zusammen
und bildeten einen Verein zur Erziehung und Pflege katholischer Idioteu, folgend der vorerwähnten
Anregung, die zur Zeit seitens des Direktors Pelman gemachtund die in dem Ccntralblatt für
öffentliche Gesundheitspflegegegeben worden war. Die Mittel fehlten dem Verein und mußten
erst allmälig gesammeltwerden; die Mitglieder bringen heute eine Summe von 8500 M. auf,
ungefähr demfelbenVeitrage entsprechend, der bis dahin von der Provinz jährlich geleistetworden
ist, zumal wenn ich hier noch erwähnen darf, daß in der Idiotenansto.lt in Essen eine Klasse zur
Erziehung uud Pflege von taubstumme,,Idioten eingerichtetist, die sonst in Taubstummenanstalten
auf Kosten der Provinz herangebildetwerden mußten. Meine Herren! Für die Unterstützungder
Anstalt zur Unterbringung und Pflege von Idioten ist stets die Frage des Bedürfnisses und des
öffentlichenInteresses maßgebend gewesen, und wenn diese Voraussetzungen von zuständigen
Organen und sachverständigerSeite als vorhanden anerkannt werden, so müssen auch die zweck¬
entsprechenden Mittel auf öffentlichemWege aufgebracht werden, und die Privatwohlthätigkeit
kann meines Erachtens hierbei nicht in Betracht gezogen werden. Es ist ein anregender Gedanke,
der seitens meines Herrn Vorredners ausgesprochenworden ist und entspringt sicherlich einem
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warmen und wohlwollendenHerzen für unsere gute Sache, aber für Sie fowohl als für die
Centralverwaltung kann mit den schwankenden Mitteln der Privatwohlthätigkeit in dieser Frage
nicht gerechnet werden, es müssen, wenn wir ein öffentliches Bedürfnis; hier anerkannt haben,
auch die Mittel zur Deckung dieses Bedürfnisses öffentliche sein, wir dürfen nicht auf die Privat¬
wohlthätigkeit angewiesen sein. Wenn nun gefragt wird, wie wir in Zukunft uns zu dieser
Frage stellen, so ist dies schon erwähnt worden, es ist uns bisher noch kein Antrag auf Unter¬
stützung von Anstalten für evangelische Idioten zur Entscheidung vorgelegt worden. In Folge
dessen sind die seit 1884 in den Etat eingestelltenMittel zur Unterstützung von Idiotenanstalten
ausschließlich für katholische Idioten verwendet worden. Würde ein solcher Antrag evangelifcher-
seits vorgelegt werden, so würden wir mit demselben Wohlwollen, mit demselben Gerechtigkeitssinn
und demselbenunparteiischenGefühle, mit welchem wir die Frage der Unterbringung katholischer
Idioten beschicdenhaben, auch an die Beurtheilung der Frage hinsichtlichder Erziehung der
evangelischen Idioten herantreten. (Bravo.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteEonze hat das Wort.
AbgeordneterEonze: Ich entnehme der Ausführung des Herrn Landesraths, daß in

diesem Falle ähnlich verfahren werden soll wie bei den Epileptischen,daß also da, wo ein Kranker
aufgenommenwerden soll und die vollen Pflegekosten nicht vorhanden sind, im Unuermögensfalle
die Provinz nach denselbenGrundsätzen eintreten wird, wie es bei den Epileptischen geschieht.
So habe ich den Herrn Landesrath verstanden. Habe ich recht?

(Landesrath Klausener: Ganz richtig!)
Dann werden Sie mit den 15 000 M. nicht sehr weit kommen. Ich wiederhole, ich

habe gar nicht die Absicht, dem katholischen Verein die Summe zu kürzen, möchte aber auf einen
Punkt zurückkommen,worin ich Seitens des Herrn Landesraths mißverstanden zu sein scheine.
Ich bcstreite nicht, daß die Provinzialverwaltung die Pflege der Idioten in richtiger Weise fördert,
wenn sie an dem Modus festhält, welcher bisher bei den Epileptischenin Anwendung gekommen
ist und welcheralso künftig auch bei den Idioten zulässig ist. Aber, meine Herren, was wollen
Sie mit 15 000 M. für die Idioten machen, wenn Sie sich die Zahlen vorhalten, die ich eben
in Bezug auf Hcphata nannte. In Hcphata sind etwa 100 Evangelische aus Rheinland, es
'nützte also nach der Beuülkerungszifferfür die Katholiken eine Anstalt vorhanden sein, die für
400 Kranke eingerichtet wäre. Wenn nun die Anstalt in Hephata für etwa 200 Evangelische
300 000 M. kostet — und die kostet ste —, so mühten Sie für eine Anstalt, in welcher Sie
die katholischen Idioten unterbringen wollen, 600 000 M. haben und außerdem einen Theil der
Verpflegnngskostcnaufbringen. Ich komme immer wieder darauf zurück, dein hohen Landtage
sehr warm ans Herz zu legen, daß, wenn Sie für die Idioten forgen wollen, Sie es dann auch
ganz thun müssen und dem Verein, der sich gebildet hat und der bisher nur 8000 M. jährlich
aus freier Liebesthätigkeitempfängt, die Mittel gewähren müssen, um eine Anstalt zu gründen,
in welcher die Provinz ihre Kranken unterbringen kann. Ich bitte, meine Absicht nicht mißzu-
verstehen,wenn ich die Gelegenheit,wo die Elite der Provinz versammelt ist, benutze,Ihnen die
Fürsorge für Idioten warm ans Herz zu legen, und thue das als Evangelischermeinen katho¬
lischen Mitbürgern gegenüber gern, weil ich weiß, daß, wenn für Leidende meiner Confession
gesorgt werden soll, dieses nur geschehen kann, wenn in erster Linie auch sür die katholischen
Kranken gesorgt ist. Es kann das aber nur geschehen, wenn die Nheinprovinz auch für die
katholifchen Idioten eine solche Anstalt hat, wie sie die evangelischen in Hephata besitzen. Ich
bitte Sie, nehmen Sie in Ihre Heimath das Verlangen und die Absicht mit, für die katholifchen
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Idioten eine große und genügende Anstalt zu gründen; ohne diese ist der Beschluß des Land¬
tages, für die Idioten zu sorgen, ein hinfälliger. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesoircktorKlein: Meine Herren! Ich möchte der Ausführung des Herrn Landes¬

raths Klausener noch erläuternd hinzufügen, daß mein Herr Kollegedie Fürsorge für die Idioten
nicht von der Provinz in die Hand nehmen lassen wollte, sondern nur die Unterstützung von
Vereinen und dergleichen zu diese»! Zwecke. Neides ist wesentlich verschieden. Die unmittelbare
Fürsorge für die Idioten liegt uns nach dein Dotationsgesctzenicht ob, sondern nur die Unter¬
stützung milder Stiftungen, Nettungs- und Idiotcnanstalten. Diesem durch das Dotationsgesetz
geschaffenen Verhältnisse entspricht, was der Herr Abgeordnete Conze eben ausgeführt hat, daß
die freie Liebesthätigkcit vorgehen soll, um zunächst Anstalten zu gründen und alsdann erst bei
der Provinz nachgesucht werden soll.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Als Mitglied des Vorstandes des Vereins zur Pflege und

Erzielmng der katholischenIdioten schließe ich mich dem warmen Appell, welchen der Herr
AbgeordneteConze an die katholischen Bewohner unserer Nheinprouinz gerichtet hat, aus ganze»!
Herzen an und bemerke nur noch das Eine, daß in der That gerade in der letzten Zeit die freie
Liebcsthätigkeit nicht nur der katholischen, sondern auch eines Theils der evangelischen Bewohner
unserer Provinz sich unsere»! Verein in dankenswerthcrWeise mcbr zugewendethat als früher,
und daß wir gegründete Hoffnung haben, daß sich auch ferner die Wohlhabendenin der Provinz,
wenn wir erst einmal eine ordentlicheAnstalt haben, derselben annehmen und eine offene Hand
für ihre Bedürfnissehaben werden. Ich glaube, daß der Appell des Herrn AbgeordnetenConze
und sein Grundsatz, daß die freie Liebcsthätigkeitdiese Sache in die Hand nehmen muß uud die
Provinz nur subventionirenkann, bei den Bewohnern unserer Provinz auf sehr fruchtbarenBoden
fallen wird (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand das Wort? — Da sich Niemand
mehr zun, Worte gemeldet hat, so frage ich den Herrn Berichterstatter, ob er noch sprechen will.

Berichterstatter AbgeordneterDi-, Schmidt: Ich verzichte auf das Wort.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Dann schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag

der Commissionzur Abstimmung,da kein weitererAntrag gestellt worden ist. Ich bitte Diejenigen,
die gegen den Antrag sind, sich zu erheben. — Ls erhebt sich Niemand, folglich ist der Antrag
der Commissioneinstimmigangenommenund der Etat bewilligt.

Wir kommen nnnmehr zu dein Antrage der I, Fachcommissionzn dein Spezialctat für
die Verwaltung der Angelegenheitender niederen landwirtlifchaftlichenSchulen, sowie für die
Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicherZwecke für die Ctatsjahre 1889/91. Berichterstatter
ist der Herr AbgeordneteWcidcnfeld. Ich ersuche den Berichterstatter vorzutragen.

Berichterstatter AbgeordneterWeidenfeld: WünschenSie, daß die Positionen verlesen
werden? (Stimmen: Nein!)

Der Antrag der I. Fachcommission lautet:
„Hoher Prouinziallandtag wolle den vorbcnannten Spezialctat genehmigen."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diescu Autrag die Diskussion. — Es
meldet sich Niemand zum Wort, dann schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigenHerren, welche dagegen sind, sich zu erheben. — (Es erhebt sich Niemand.)



Der Antrag ist einstimmig angenommen. Wir kommen nun zum nächsten Punkt der
Tagesordnung: Antrag der Hl, Fachcommission zn den beiden Untcretats ^ und v des Svezial-
etats der Provinzialstraßenuerwaltung pro 1889/91. Berichterstatter ist Herr Graf von Beisfel.
Der Herr AbgeordneteGraf von Veissel ist heute wegen dringender Geschäfte verhindert und hat
mich deshalb um Urlaub gebeten Der Herr AbgeordneteKattwinkel, Vorsitzender der Hl Fach¬
commission, wird die Güte haben an seiner Stelle das Referat zu übernehmen,

AbgeordneterKattwintel: Meine Herren! Die III. Fachcommissionhat die beiden
Unteretats ^ und I) der Provinzialstraßenverwaltung für 1889/91 eingehendgeprüft und schlägt
Ihnen vor:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Unteretat ^, für die Verwaltung und Unter¬
haltung der Provinzialstraßen, sowie den Unteretat I) für die Verwendung des Fonds
zur Unterstützungdes Gemeinde-und Kreis-Wegebauesmit der Maßgabe genehmigen,
daß dem nächsten Provinziallnndtage bezüglich der Verwendung der im Etat zur
Unterstützungdes Kreis- und Lommnnal-Wegebauesvorgesehenen Mittel eine besondere
Vorlage gemachtwerde."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion.— Es
meldet sich Niemand zum Worte, ich schließe die Diskussionund bringe den Antrag znr Abstimmung.
Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zn erheben.— Der Antrag der Fach¬
kommissionund die Unteretats ^ und O und sonnt sämmtliche Etats der Provinzialstratzen-
verwaltnng sind einstimmiggenehmigt.

Wir gehen nun über zum Bericht und Antrag der I. Fachcommission, das neue Reglement
der Prouinzial-Feuer-Socictcit betreffend. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteMichels, ich
bitte denselben,das Referat vorzutragen.

Abgeordneter Michels: Meine Herren! Als Referent der I. Fachcommifsionbeehre ich
mich dem hohen Hause Folgendes vorzutragen. Das Reglement hat im Schoße der Commission
in Anwesenheit verschiedenerMitglieder des Provinzialausschusses, des Herrn Landesdirettors
und des Herrn Direktors der Feuer-Societät der Wichtigkeitder Sache entsprechend, eingehende
Berathung erfahren, und kann ich erklären, daß die Porlage des Ausschusses in ihren Haupt¬
punkten die volle Zustimmung der Commission gefunden hat. Das Referat des Herrn Ober¬
bürgermeisters Becker, welches derselbe ihnen als Referent des Ausschusses hier erstattet hat, hat
den Provinziallandtag vollständig unterrichtet, sowohl über die Bedenken, welche die Königliche
Staatsregierung hinsichtlich des von Ihnen in der letzten Session beschlossenenReglementsgeäußert
hat, als auch über diejenigen Veränderungen, welche in Folge der Nescripte der Herren Minister
der Finanzen und des Innern vom 8. November 1888 und des Herren Oberpräsidenten der
Rheinprovinz, dem Ausschuß erforderlich und angemessen erschienensind. Zum weitaus größten
Theile sind die Bedenkender vorgesetzten Instanzen in dem verändertenIhnen zur Beschlußfassung
heute vorliegenden gedruckte,; Entwürfe berücksichtigt worden. Bei dieser Sachlage kann ich mich
wohl enthalten, in eine allgemeineBesprechungdes Reglements einzugehenund darf mich darauf
beschränken, diejenigen Abänderungsvorschlägezu begründen, welche sich als Eommissionsanträge
darstellen, und deren Wortlaut auf Grund der GeschäftsordnungIhnen gedruckt zugegangenist,

(Stellvertretender VorsitzenderGeh, Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz.)
Ich erlaube nur dabei die Reihenfolge der Paragraphen des Entwurfes festzuhalten,und

würde ich mir den unmaßgeblichenVorschlagerlauben, daß das hohe Haus über die einzelnen
Abänderungsvorschläge,wie sie Ihnen vorgetragen werden, befinden und fofort Beschlußfasse,,
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möge Ich glaube, dieses würde wohl im Interesse der Verhandlungen liegen. Wenn Sie sich
mit diesem Vorschlageinverstandenerklären, so will ich mir zunächst gestatten darauf hinzuweisen,
daß als erster Vorschlag der Commissionsich der Antrag auf Abänderungder seitherigen Geschäfts¬
firma ergiebt. Die Anregung, welche aus dem hohen Hause ergangen ist und der Wunsch der
Commission eine Verdeutschung der fremden Ausdrücke eintreten zu lassen, hat Veranlassung
gegeben,bei Ihnen den Antrag zu stellen,daß Sie statt der bisherigen Benennung „Rheinische
Provinzial-Feuer-Societät" die Bezeichnung „Rheinische Prouinzialanftalt für Feuerversicherung"
beschließen wollen. Wenn der Proviuziallandtag diesem Vorschlageauf Abänderung der Geschäfts-
firma zustimmen sollte, so entsteht damit naturgemäß die Nothwendigkeit einer Durchsicht der
Vorlage in sprachlicherBeziehung, Ihre Commission beantragt daher weiter, daß Sie den
Provinzialausschuß beauftragen mochten, diejenigenredaktionellenbezw. fpwchlichen Aenderungen
eintreten zu lassen, welche durch den Beschluß des hohen Hauses erforderlichwerden. Dieser
Antrag wird wohl ganz unbedenklich sein, weil Sie ja nach Lage der Sache wohl dem Provinzial¬
ausschuß die Vollmacht ertheilen müssen, an Stelle des Prooinziallcmdtagesselbst sachliche Aende¬
rungen in dem vorliegendenReglement zn beschließen, welche zur Crlangung der staatlichen Geneh¬
migung erforderlichsein werden. Ihre Commission hat mit der vorbereitenden Erledigung der
Durchsicht in sprachlicher Beziehung einige Commissionsmitgliederbeauftragt, welche unter Mit¬
wirkung des Herrn Regicrungsrathes Seul sich dieser Aufgabe unterziehen werden, dabei aber
glauben, von dem Grundsatzeausgehen zu sollen, daß alle versicherungs- technischenund juristischen
Bezeichnungenbeizubehaltensein werden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Instizrath Adams: Meine Herren! Cs ist
der erste Gegenstand, womit Sie sich zu beschäftigen haben, sich darüber schlüssig zn werden, ob
die Ueberschriftin „NheinischeProuinzialanftalt für Feuerversicherung"umgeändert werden soll.
Ich stelle dies zunächst zur Diskussion. Herr Geh. Negierungsrath Seul hat das Wort.

Direktor der Provinzial-Feuer-Societät Geh. Regierungsraty Seul: Meine Herren! Für
den Vorschlag der Commissiondie Firma der Provinzial-Feuer-Societät dahin abzuändern, daß
es statt „Rheinische Prouinzial-Feuer-Societät" „Rheinische Prouinzialanftalt für Feuerversicherung"
heißen soll, ist lediglich der Grund geltend gemacht worden, daß man Fremdwörter soweit als
möglich vermeiden nnd sie durch gute deutsche Wörter ersetzensoll. So große Wichtigkeitman
auch derartigen Bestrebungen aus vielen Gründen beizulegenvermag, so bin ich doch der Meinung,
daß in dem vorliegendenFalle sehr wichtige Gründe für Beibehaltung der seitherigen Bezeichnung
sprechen. Ich habe mir schon neulich erlaubt, darauf hinzuweisen, daß der Begriff der Feuer-
Societät eine ganz bestimmte Kategorie von Versicherungsanstaltenumfaßt, daß man unter Feuer-
Societät im Gegensatz zu allen anderen Versicheruugsgesellschafteu, diejenigen Versicherungsanstalten
versteht, die von der Landesgesetzgebungins Leben gerufen sind, die von öffentlichen Beamten
verwaltet werden, die unter behördlicher Aufsicht stehen und die nicht den Zweck haben, Geld für
andere, für dritte Personen zu verdienen. Diese sogenannten öffentlichenFeuerversicherungs-
cmstllltcn heißen Feuer-Socictäteu; ihuen gegenüber stehen die Privatversicherungsgesellschaften,die
ihre Entstehung der Initiative des privaten Unternehmungsgeistesverdanken und die als kauf¬
männischeGeschäftebetrieben werden. Meine Herren! Der Name Feuer-Societät stammt aus
der Gesetzgebung Friedrichs des Großen, er ist seitdem in allen Provinzen Preußens für öffentliche
Anstalten üblich geworden, er besteht heute noch in allen Provinzen und obschonin den letzten
Jahren aus Anlaß der Einführung der neuen Provinzialordnungen grühtcntheils Abänderungen
der Feuer-Cocietäts-Reglcmentsstattgefundenhaben, so hat man doch nirgendwo versuchtund ist
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nirgendwo dazu übergegangen, den Namen „Feuer-Societät" abzuändern. Auch unsere Societät
trägt diesen Namen länger wie 50 Jahre und ich glaube, daß kein sachlicher Grund vorhanden
ist, an diesem Namen eine Aenderung eintreten zu lasieu, Es sind aber auch noch geschäftliche
Bedenken, die diesem Beginnen entgegenstehen. Meine Herren! Die Feuer-Societät treibt ja
gewissermaßenauch Geschäfte, der Name Feuer-Societät ist ihre Firma, eine gute Firma hat
ihren guteu Werth, sie wird von Generation zu Generation vererbt, man ändert sie nur, wenn
es nothwendig ist. Zier ist aber eine Nothwendigkeitdieser Art bisher in keiner Weise erkennbar
geworden. Die Leute iu der Proviuz wissen, was die Feuer-Societät ist, sie kennendas Institut
unter dem Namen Feuer-Societät. Wolleu Sie jetzt diesen Namen ändern, gleichzeitigmit
dem Erlaß des neuen Reglements, so werden Sie unzweifelhaft eine gewisse Verwirrung in die
Meinung der Bevölkerung bringen und diese Verwirrung wird nun dazu führen, uns Feinde zu
machennnd uus Abbruchzu thun. Deshalb möchte ich sehr dringend bitten, daß man an diesem
Namen festhält. Die Feuer-Societät hat dicfcu ihren Namen über 50 Jahre lang in Ehren und
mit Erfolg getragen, und ich hoffe, sie wird ihn ebenso noch weiter tragen. Ich bitte Sie
dringend, lassen Sie es bei dem bisherigen Namen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanhen hat das Wort.
Abgeordneter Ianßcn (Vurtfcheid): Meine Herren! Ich bekenne mich sehr gern als

Freund der Sprachreinigung, aber ich befleißigemich, es mit Maß und Vernunft zu sein. Denn
wie alles, was im Leben zu einem gedeihlichen Ende führeu soll, mit eiuer gewisse» Beschränkung
angestrebt werden muß, so wird es auch hier heißen müssen! 8it muäus in reuus. Man darf
auch auf diesem Gebiete nicht alles auf einmal und bis in die äußersten Konsequenzenerreichen
wollen. Wenn Sie von den Fremdwörtern, die sich in unserem offiziellenSprachgebrauchund in
unserer Umgangssprache vorfinden, das Ueberflüssigeund Uebertriebeneausmerzen wollen, kann
man ja damit einverstanden sein; wenn aber diese Neinignngsmaßregel soweit gehen soll, daß
diejenigen Fremdwörter, welche sich bei uns völlig eingebürgert haben und in die sich alle Welt
eingelebt hat, rücksichtslos beseitigt und durch unverfälscht deutsche Ausdrücke ersetzt werden, ja,
meine Herren, dann riskiren Sie, daß Ihr Vorgehendem Humor verfällt, und, was noch schlimmer
ist, daß Sie hier und da Wörter für die ersetzenden Fremdwörter anwenden, die sich mit dem
letzteren dem Sinne nach nicht vollständig decken, so daß nothwendigerweiseeine Verwirrung
entstehenmuh. Dann, meine Herren, ist es auch keineswegsgeschmackvoll, für jedes in uuferen
SprachgebrauchherübcrgenommeneFremdwort ein urdcutschcsWort zu setzen.

Die Schönheit und Mannigfaltigkeit des Ausdruckes wird durch folchen Reinigungs¬
fanatismus uuzweifelhaftbeeinträchtigt. Was nun den hier verurtheilten Ausdruck„Societät"
anbelangt, so hat der Societätsdirektor bei anderer Gelegenheitund auch heute wieder mit allem
Recht darauf aufmerksam gemacht, daß sich damit der Begriff des uuter behördlicherAufsicht
stehenden Versicherungswesensim Gegensatz zu den Privatversicherungsgesellschaftenverbindet.
Glauben Sie doch nicht, meine Herren, daß, wenn Sie den Beschlußfassen, das Wort „Societät"
zu entfernen, dasfelbcim Pnblikum und aus den Akten des Ministeriums des Innern verschwinden
wird. Sie werden höchstens erreichen,dsß man, um die Sache uach allen Seiten hin verständlich
zu erhalten, hinter den, verdeutschten Worte noch den Ausdruck „Societät" in Klammernerscheinen
läßt. Bestehen Sie daraus, das Wort Societät zu ändern, so ergiebt sich daraus die Consequenz,
wie in dein Referate bereits angedeutet ist, daß Sie auf dem betreteuen Wege weiter gehen
müssen. Dann wird aus dem Direktor der „Gefammtleiter", aus den, Inspektor der „Beauf¬
sichtiger", aus dem Reglement die „Ordnung", aus der Requisition ein „Ersuchen", aus der
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Revision eine „Nachsicht" u, s w. Sie vertiefen sich so in ein Unternehmen, dessen Verfolg
man nicht ohne Lächeln wird beobachten können, Darnm meine ich, wir lehnen den Vorschlag
der Commission auf sprachliche Aenderung des Reglements ab und bleiben bei den allbekannten
und allgemein verständlichen Ausdrücken, wie sie die Vorlage enthält. Ich möchte hier mit dem
Kaiser Franz sagen: „Lassen wir's halt beim Alten!"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Quack hat das Wort,
Abgeordneter Quack: Meine Herren! Ich verstehe wohl die Pietät, mit welcher man an

dem Worte Societät hängt, lind würde in keiner Weise vorschlagen, daß Aenderungen hier ein¬
treten, wenn nicht eine Aenderung im Weseu der Societät eingetreten wäre. Ich glaube wohl,
daß die Commission recht hatte zu erwägen, ob das Wort Societät jetzt noch fortgeführt werden
könne, oder ob ein anderes Wort an dessen Stelle treten solle, was als gutes deutsches Wort
gelten kann. Bis dahin war das, was eristirte, eine wirkliche Societät, eine Gesellschaft auf
Gegenseitigkeit, also eine Versicherung auf Gegenseitigkeit, wo die Prämien nicht feste sind, wo
die Beiträge nach Bedürfniß geleistet wurden, und wo Nachschüssemöglich waren. Dieser rechtliche
Zustand ist durch das Reglement geändert worden, und es enstirt meines Crachtens keine Genossen¬
schaft mehr von Versicherten, die früher vorhanden gewesen ist. Os ist keine Genossenschaft von
Versicherten, sondern es ist einfach eine Anzahl von Personen, welche in einem einfachen Vcrtrags-
uerhältnisse, in einem Versicherungsuertmgsverhältnisse gegenüber der früheren Societät steht nnd
stehen wird. Was jetzt vorhanden ist, ist nach meiner Meinung eine Versicherungsanstalt, und
zwar eine Versicherungsansialt der Provinz. Augenblicklich werden uud sollen ja alle Verträge
so abgeschlossen werden, daß keine Nachschüsse zu liefern sind, daß nur feste Prämien, feste
Beitrage gegeben werden. Dann, meine Herren, ist die Societät nicht mehr vorhanden und der
Gegensatz zur Privatfeuerucrsicheruugsgesellschaft ist uicht mehr der, daß die eine eine öffentliche,
die andere eine private ist, sondern die Privatversicherungsgesellschaften nennen sich ganz richtig
Gesellschaften, weil sie eine Genossenschaft von Versicherern, nicht aber von Versicherten sind.
Die Privatuersichernngsgcsellschllfteu sind gebildet von Aktionären, welche ihr Kapital zusammen¬
schießen und welche als Genossenschaft das Versichernngsqeschäft betreiben. Augenblicklich betreibt
uun die Societät nicht mehr das Geschäft als Genossenschaft, fondern nur als Anstalt der Provinz.
Aus diesem Gesichtspunkt, glaube ich, deckt sich der Name Rheinische Provinzialanstalt für Feuer-
versicheruug vollständig mit dem jetzigen rechtlichen Wesen der Anstalt, Deshalb kann man das
Bedenken nicht haben, daß man hier den Namen fortnimmt, weil der alte Name nicht fchön
klingt. Ich meine, daß man den Namen, der mit ihr bestanden hat und mit ihr fortbestehen
würde, wenn es eine Genossenschaft geblieben wäre, verändert, weil das Wesen der Anstalt ein
ganz anderes geworden ist. Deshalb glaube ich, daß das Bedenken, was die Herren vorgeführt
haben, nicht durchschlagend sein kann, wenn man wirklich einen deutschen Namen wählen will,
und ob dieser deutsche Namen gut ist, gebe ich anheim. Ich glaube, daß der Name sich gut
mit dem Wesen der Anstalt deckt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Schwitz hat das Wort.
Abgeordneter Tchmitz: Meine Herren! Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Ianhen sagen,

daß man sich immer mehr bestrebt, Fremdwörter zu suchen als wegzuschaffen, und halte dafür,
daß es viel richtiger ist, wenn wir uns ^bestreben diese Fremdwörter auszumerzen. Man will sich
oft groß und gelehrt zeigen, daß man solche Fremdwörter gebraucht, welche wir Landwirthe oft
kaum verstehen können. Ich würde meinem früheren Antrage gemäß das Wort Prouinzial-
Fcuerversicherung lieber haben, möchte mich aber auch jetzt dem Antrage der Commission anschließen,
welche diesen meinen früheren Antrag wieder aufgenommen hat.
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Abgeordneter Graf Brühl: Meine Herren! Der Zerr Geheimrath Seul hat in so
warmen Worten den alten Namen Societät vertheidigt, daß ich glaube, es ist gewissermaßenein
Zeichenvon Dankbarkeit und Anerkennungfür die alte Verwaltung, wenn wir heute uns gegen
den Antrag der Commissionaussprechenund es bei dein alten Namen lassen. Es wird mir zwar
sehr schwer, diesen Antrag zu stellen, weil ich im Ganzen auch sehr für die Verdeutschungbin,
und weil wir ein deutsches Wort für Societät haben, wie auch hervorgehoben ist. Es ist zu
wünschen, daß wir alle solche Ausdrückewählten, die von denen verstanden werden, welche wir
vertreten. Es ist nicht wahr, daß diese Ausdrücke verstanden werden; es ist nicht richtig, daß
diese Ausdrückeiu das Volk übergegangen sind. Das wird man alle Tage gewahr, wenn man
sieht, wie diese Ausdrücke in den Beschwerden ganz barbarisch umgedreht und falsch gebraucht
werden. Ich hätte mich gewünscht, daß die Commissionetwas gründlicher aufgeräumt hätte, als
es mit dem Ausdruck Societät geschehen ist. Es kommen im ganzen Reglement so viel Fremdwörter
vor, daß ich es gern gesehen hätte, daß man sich nicht auf das eine Wort beschränkt hätte. Ich
hätte gewünscht, daß man in dem Reglement noch mehrere Aenderungengemacht hätte, aber die
Geschäftslage des hohen Hauses spricht nicht dafür; wir konnten uns später damit befassen.
Deswegen stelle ich den Antrag, daß wir es bei der Fassuug, wie ihn der Proninzialausschuß
vorschlägt, belasseu.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteVloem
hat das Wort.

AbgeordneterVloem: Meine Herren! Wenn es sich um Schaffung einer neuen Anstalt
handelte, würde ich den Ausführungen des Herrn AbgeordnetenQuack beitreten. Das ist nicht
der Fall, und ich glaube, der Abänderungsantrag ist von so geringer Bedeutung, daß wir nicht
darauf einzugehenbrauchen. (Zustimmung.) Aber, meine Herren, wenn wir einmal die Puristen
spielen wollen, so hat der Herr AbgeordneteGraf Brühl vollständig recht; dann sehen Sie sich
den 3, 1 an, welchervon Fremdwortern wimmelt, Da heißt es gleich am Anfang: Reoidirtes
Reglement, und am Schluß: die Societät hat die Rechte einer priuilegirten, öffentlichenKorpo¬
ration; da haben Sie gleichviel Fremdwörter. (Heiterkeit) Ja, wenn die Herren so germanisircn
wollen, würde ich Sie auch gebeten haben, Ihr Augenmerkauf diefe Worte zu richten. Nebenbei
gestatte ich mir die Bemerkung, daß ich nicht verstehe, was eine priuilegirte öffentlichrechtliche
Korporation ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Geheimrath Seul
hat das Wort.

Geheimrath Seul: Meine Herren! Ich wollte auch den Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Quack gegenüber dasjenige bemerken, was der Herr Abgeordnete Bloem gesagt hat.
Von einer Abänderung des Grundcharakters der Societät ist in dem neuen Reglement absolut
gar keine Rede; (Widerspruch)mir ist es ganz unverständlich,worauf man eine solche Behauptung
begründen will. Wenn Sie den §. 1 lesen, so steht ausdrücklich:die auf Grund des revidirtcn
Reglements vom I. September 1852 (Ges.-Sammlung S. 653) in der Rheinprovinz unter dem
Namen „RheinischeProuinzial-Feuer-Societät" bestehende öffentliche Societät ist eine Provinzial-
«nstalt, welche Gebäude und bewegliche Gegenstände nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Reglements versichert." Die Societät ist also auch nach dem neuen Reglement ganz dieselbe,
welche sie bisher gewesen ist, und den Vermerk irgend einer Abänderung, der zu der entgegen¬
gesetzten Auffassung hätte Anlaß geben können, finde ich in dem Reglement nicht; er ist meines
Wissens nicht in demselben enthalten. Was die Bemerkung des Herrn Abgeordneten Vloem
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bezüglich der Privilegium öffentlichen Korporation betrifft, fo innß ich bemerken, daß dieser Aus¬
druck in alle» Statuten der Proumzial-Feuer-Societäten steht. Ich vermuthe deshalb, daß es ein
juristischer Ausdruck des Allgemeinen Landrechts ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Berichterstatter hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren, ich muß die Commission gegen
die Vorwürfe, die ihr im Plenum gemacht worden sind, in Schutz nehmen. Der Herr Abgeordnete
Ianßen hat gesagt, wir wollten fanatisch und radikal verfahren. Die Commission hat dieses
keineswegs befürwortet, im Gegentheil habe ich ausdrücklich gesagt, daß die juristischen und tech¬
nischeil Vcrsicherungsausdrücke beibehalten werden sollen. Ich habe ferner gesagt, daß dafür zu
sorge» sei, wenn Sie dem Antrage zustimmen, daß das Statut auf die Svrachremigimg rcvidirt
werden muh. Also trifft auch der Vorwurf des Herrn Abgeordneten Bloem nicht zu. Was den
Commissioiisantrag betrifft, so liegt mir die Pflicht ob, denfclben zu vertheidigen, ich halte den¬
selben für richtig und bitte um Ihre Zustimmung.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Meine Herren! Wir kommen
zur Abstimmung über den Antrag, die Überschrift „Rheinische Provinzial-Fcuer-Societcit" in
„Rheinische Prouinzialanstalt für Feueruersicherimg" zu vercmder». Diejenigen Herre», die
dafür siud, wollen sich erheben. (Geschieht.) Das ist die Minorität. Damit fällt auch der
andere Antrag, der event, gestellt ist. Ich bitte den Herrn Berichterstatter in seine,» Referat
fortzufahren.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! In §. 14 Nr. 5 hat sich ein
Druckfehler cingcschlichen, indem es statt „Kasseneintheilung" „Klasseneintheilung" heißen muß.
Die Commission hat diesen nn und für sich unwesentlichen Punkt zu Protokoll genommen, damit
er in der Corrcctur Berücksichtigung findet.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich glaube, daß hierüber eine
Debatte nicht beliebt wird; es ist eine Berichtigung, die sich von selbst versteht. Der Herr
Berichterstatter möge daher fortfahren.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Naturgemäß haben die wesentlichsten Punkte der
Berathung im Plenum der vorigen nnd in der gegenwärtigen Session sowie in der Commisn'o»
die §H. 21—23 dargeboten. Die Commission hat nach reiflicher Erwägnng einstimmig beschlossen,
dem hohen Landtage die unveränderte Annahme dieser Paragraphen zu empfehle». Zu §. 21
erklärt die Commifsio» ausdrücklich, daß sie den Schlußsatz „der Reservefonds ist bei der Landcs-
bllnk rentbar anzulegen", als sachgemäß und richtig anerkannt und um so weniger Bedenken trägt,
Ih»e» die Aufrechterhaltung dieses Schlußsatzes zu empfehle», als die Anordnung der Höhe des
Zinsfatzcs für den Fonds in jedem Jahre bei der Ctatsaufstelluug dem Provinziallandtage laut
8. 1'> des Statutes vorbehalten ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Freiherr
von Loö hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loö: Meine Herren! Ich erlaube mir, den Antrag zu stellen,
der Prouinziallandtag wolle beschließen, in §, 21 des Reglements für die Rheinische Provinzial-
Feuer-Societät die Worte „bei der Landesbank" zu streichen und zwar aus folgenden Gründen:
deiner Ansicht nach stehen diese Worte sowohl mit dem Geiste unserer Prouinzial-Feuer-Eocietät
ime auch mit dem Nescripte des Herrn Ministers in Widerspruch. Meiue Herren! der Herr
dunster hat m seinem Rescript vom 8. November, welches hier in den Motiven des Referats
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angezogen ist, es abgelehnt, daß die Zinsen des Reservefonds dem Prouinziallandtag gegen Ueber¬
nahme der Gefahr der Nachzahlung, falls der Neferucfonds nicht ausreicht, zur freien Verfügung
überwiesen werden sollen und hat sich dabei dahin ausgesprochen — ich will es nicht ganz vor¬
lesen —, daß diese Zinsen immer nur wieder im Interesse der Versicherten zu verwenden seien.
Das, meine Herren, entspricht vollständig dein Geiste unserer Societät Die Rheinische Feuer-
Societät ist eine Gegenseitigkcitsg^sellschaft, in der ein Gewinn nach keiner Seite hin gemacht
werden soll, in der einfach durch die Prämien soviel gezahlt werdeil soll, als für die Deckung der
Brandschäden, für die Verwaltungskosten und für die Unterhaltung eines entsprechenden Reserve¬
fonds nothwendig ist. Weiter darüber hinaus sollen Prämien nicht gezahlt werden und nach keiner
Seite hin ein Gewinn für irgend Jemand erzielt werden.

Ergiebt sich in Folge zu hoher Prämien ein bedeutender Ucberschuß, so wird derselbe
zurückgezahlt, weil die Versicherten ja die Berechtigten sind. Nun wird aber durch diese Worte
in Z. 21, der Reservefonds ist bei der Landesbank rentbar anzulegen, eine damit im Gegensatz
stehende Vestimmnng getroffen. Wenn die Provinzial-Fener-Socictat ihren Reservefonds selbst¬
ständig verwaltet, so wird sie mindestens den landläufigen Zinsfuß erzielen, vielleicht sogar, wenn
sie einmal gute Papiere sich angeschafft hat, einen höheren Zinsfuß als den landläufigen bekomme».
Wird der Nefervefonds aber bei der Landcsbank angelegt, fu wird die Landesbank ihr den Zinsfatz
für Depositen, vielleicht 2°/°, höchstens 2'/«"/<> zahlen. Sie wird also mindestens ein Prozent
verlieren, ein Prozent verlieren sage ich, zum Nachtheil der Versicherten, zum Nachtheil der einzig
Berechtigten, zu Gunsten allerdings der Provinz, die vielleicht in irgend einer Weise diese Gelder
zu audcrcn Zwecken verwenden kann. Nun konnte man ja vielleicht sagen, in 8> 23 soll die
Provinz eine gewisse Garantie übernehmen für den Fall, daß die Prämien und der Reservefonds
bei unvorhergesehenen größeren Unglücksfällen nicht ausreichen würde». Wen» das der Fall wäre,
da»n würde allerdings mit anderen Worten bei der Provinz wieder ein kleinerer Reservefonds
angesammelt werden, dann würde die Provinz die Zinsen zu ihreu Zwecken verwenden, oder
könnte sie rentbar anlegen und müßte dann später gewissermaßen mit diese,» Reservefonds bei
größere» Unglücksfällen eintreten.

Aber der §. 23 bestimmt dies nicht in dieser Weise, sondern er lautet:
„Sollte in Folge außergewöhulicher Unglücksfälle die Societät die ihr obliegenden

Zahlungen, selbst nach Aufwendung des Reservefonds, aus eigenen verfügbaren Beständen zu
leisten anßer Stande sein, so werden die erforderlichen Beträge der Societät aus Mitteln der
Landesbcml darlehnsweise vorgeschossen. Ein derartiger Vorschuß ist aus den nächsten sich ergebenden
Ueberschüssen zurückzuerstatten."

Also, meine Herren, die Provinz schenkt nichts, sondern sie ist nur verpflichtet, ein
Darlehen zu geben. Die Landcsbauk bildet gewissermaheu nur den Banquier, den Darlehnsgeber,
bei dem die Societät ihre Gelder entnimmt, um das Loch, das augenblicklich entstanden ist, zu
stopfen. Später muh die Societät es zurückcrstattcu Also wie gesagt, die Provinz übernimmt
durchaus keine Garantie; pure schenkt sie der Societät absolut gar nichts. Die ganze Natur der
Societät ist durchaus uicht alterirt. Es ist ganz dasselbe Verhältniß wie früher; es ist die reine
Wohlthätigkeitsanstalt, in der zu Gunsten der Versicherten gearbeitet wird uud niemand anders
als diese Vortheil haben soll, was aber der Fall sein würde, wie ich eben ausgeführt habe, wenn
die Worte „bei der Landesbank" stehen bleiben würden. Dann würde die Societät mindestens
1°/° jährlich an ihrem Reservefonds verlieren, und da das, wie gesagt, der Natur der Societät
widerspricht, da es zum Nachtheil, was ich ausdrücklich betonen will, der Versicherten gereicht,
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für welche diese Gelder zu verwenden sind, und da es mit dem Restript, mit dem Geiste des
Reskrivts des Herrn Ministers inhaltlich im Widerspruchsteht, so gestatte ich mir den Antrag zu
stellen, den ich mir Eingangs vorzulesenerlaubt habe.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Courth
hat das Wort.

AbgeordneterCourth: Meine Herren! Ich habe bei der ersten Lesung in der früheren
Verhandlung ebenfalls den Staudpunkt des Herrn Abgeordneten Freiherrn von Loö vertreten.
Ich halte denselben prinzipiell auch heute noch für richtig. Ich habe mich aber überzeugenlassen,
daß überwiegendpraktische Gesichtspunkte bestehen, welche die gegenwärtigeBestimmung erheischen.
Ich werde daher heute für die Fassung des Entwurfs stimmen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh, Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Becker
hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Ja, meine Herren, wenn die ursprüngliche Fassung des Aus¬
schusses, wie sie Ihnen vorgelegt ist, hier noch angegriffen wird, dann nmh ich als alter Referent
des Ausschusses aus dein Grabe aufstehenund muh die alte Fassung des Ausschusses vertheidige!'.
Ich glaube, daß überwiegendeGründe der Zweckmäßigkeit,die vielleicht doch auch dem jetzigen
Herrn Antragsteller nicht in ihrem vollen Umfangebekannt gewesen sind, entschiedendafür sprechen,
die Vorlage, wie sie Ihnen vom Ausschußgebrachtist, auch hier zu genehmigen. Meine Herren!
Der Antragsteller sagt zunächst, sie wäre der Ministerialbestimmung entgegen. Ja, meine ver¬
ehrten Herren, diefe Bestimmung hat aber in dem ersten Entwurf gestanden; sie hat dein Herrn
Minister vorgelegen und ist in keiner Weise von ihm bemängelt worden; das ist doch höchst
auffällig. Sie haben diese Bestimmung in dem ersten Entwurf mitgenchmigt; es ist auch hier
kein Bedenken dagegen erhoben, und die Aenderung, die inzwischen im Reglement vorgenommen
ist, ist eigentlich nach meiner Auffassung von keiner entscheidenden Bedeutung für diese Frage.
Es fehlt deshalb eigentlichan jedem äußeren Grunde, warum jetzt mit einem Male diese Bestimmung
geändert werden soll. Die Bestimmung kann bestehen bleiben mit demselben Recht bei der
ursprünglichenFassung des Reglements, wie bei der jetzigen Fassung Jedenfalls ist sie in der
Ministerialinstllnz in keiner Weise bemängelt worden. Das ist der eine Grund. Nun, meine
Herren, ist es doch bei einer conscquenten Verwaltung logisch und richtig, daß man die gleich¬
artigen Dinge auch gleichartig behandelt. Es werden aber sämmtlicheReservefonds, welche die
Provinz besitzt, mögen sie für Straßenbauten u, f. w. gefammelt sein, oder aus Polizcistrafgeldern
bestehen, oder Fonds irgend welcheranderer Art sein, bei der Landesbank angelegt. Es müssen
also entscheidende Gründe vorhanden sein, welche in diesem Falle eine Ausnahme rechtfertigen;
fönst ist es logisch und richtig, dasselbe Verfahren auch hier eintreten zu lassen. Meine Herren!
Nu» sprechen aber sogar entscheidende praktische Gründe dafür, dieses veränderte Verfahren hier
nicht eintreten zu lassen. Zunächst ist die Landesbank diejenige Stelle, welche überhaupt das
Creditbedürfnih der Provinz zu befriedigen hat. Wer Darlehen haben will, wendet sich an die
Landesbank. Wenn Sie nebenhergehendnoch einen Reservefonds bei der Prouinzial-Feuer-Societät
belassen, der, wie auch der Herr Antragstellerwill, rentbar anzulegen ist, dann errichten Sie nur
eine Conkurrenzstelle für Darlehen in Ihrer eigenen Verwaltung; dann können dieselben Leute,
denen derjenige Zinsfuß zu hoch erscheint,welchen die Landesbank fordert, zu der Provinzial-
Feuer-Socictllt gehen lind zusehen, ob sie nicht dort das Geld billiger bekommen können. Auf
diese Weise spielen Sie beide Anstalten gegeneinander aus; und das ist nicht rationell. Es ist
viel praktischer, wenn an der einen Stelle alles Geld ausgeliehen wird, und dies werden Sie
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erreichen, wenn Sie den Fonds der Landesbanl zur Verwaltung überweisen. Meine Herren! Die
Provinz hat auch noch ein materielles Interesse daran, daß Sie den Fonds bei der Landesbank
möglichst liquide und nicht so fest anlegen, wie das vielleicht die Prouinzial-Fener-Societät, die
ja allein das Interesse, einen hohen Zinsfuß zu erreichen, zu vertreten hat, thun würde. Denn,
meine Herren, nach §. 28 hat die Provinz die Verpflichtung, oder will die Verpflichtung über¬
nehmen, in besonderen Ungliicksfällen die nöthigen Vaarmittel zur Deckung derselben durch Dar¬
lehen aus der Landesbank zu beschaffen. (Stimmen: hört, hört)

Die Darlehen werden natürlich viel größer, wenn der Reservefonds, der zu diesem Zweck
in erster Linie vorhanden ist, nicht so schnell flüssig gemacht werden kann. Dann müßten die
Mittel, die sonst aus dem Reservefonds zu entnehmen sind, vorläufig aus anderen Beständen
beschafft werden. Wenn wir diese allgemeine Verpflichtung auf die Provinz übernehmen wollen,
— und dafür sprechen Gründe der Zweckmäßigkeit und Gründe im Interesse der Provinzial-
Feuer-Societät — dann, meine Herren, muß sich die Societät umgekehrt gefallen lassen, daß der
Reservefonds bei der Landesbank in einer möglichst liquiden Weise angelegt werde, selbst wenn
daraus ein geringerer Zinssatz für die Feuer-Societät entstehen sollte. Nun, meine Herren, ist
ja auch nicht gesagt, daß der Zinsfuß unbedingt niedriger sein muß. Dns ist eine Frage, über
welche, wenn darüber Differenzen entstehen, in letzter Instanz der Ausschuß bezw. der Prouinzial-
landtllg zu entscheiden haben wird. Ich meine, der Grundsatz, daß der Zinsfuß unbedingt niedriger
gehalten seiu müßte, ist nicht ohne weiteres zuzugestehen. Auf der anderen Seite haben wir auch
nicht blos einseitig die Interessen der Versicherten auf möglichst niedrige Prämien zu vertreten,
sondern wir haben auch dafür zu sorgen, daß das ganze Institut sachgemäß und zweckmäßig
urganisirt ist und die Organisation der Societät mit den Organisationen der übrigen Provinzial-
anstaltcn in vollen: Einklang stehen. Wir müssen nach beiden Richtungen das Richtige zu treffen
suchen, und das ist nach meiner Auffassung bei der Vorlage der Fall, welche Ihnen Seitens des
Ausschusses gemacht wird und welche Sie selbst im vorigen Landtage gut geheißen haben. Ich
möchte Sie daher bitten, den Antrag auf Abänderung, der gestellt ist, abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzer Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Freiherr
von Lotz hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Los: Meine Herren! Verzeihen Sie, wenn ich auf die
Ausführungen des Herrn Vorredners einiges erwidere. Es steht diese Bestimmung, daß die
Gelder reutbar bei der Landesbank angelegt werden müssen, sachlich mit den Bestimmungen des
Herrn Ministers in Widerspruch. Der Herr Minister hat in seinem Nescript allerdings nur
den Hauptgedanken nicht genehmigt, daß nämlich die Ueberschüsse der Prouinzial-Feuer-Societät
der Landesbank der Provinz wie überhaupt die ganzen Fonds der Provinz mit ihren Zinsen
überwiesen werden sollen, indem gesagt ist:

„Die Herren Minister erachten vielmehr allein für richtig, daß der Reservefonds aus
den Gefchäftsübcrschüssen wächst und event, demselben seine eigenen Zinsen zugeführt werden, bis
und fo lange er 5°/»« der Gesammt-Versicherungssumme ausmacht, daß alsdann aber dessen Zinsen
bezw. die weiteren Geschäftsüberschüsse nach näherer Bestimmung des Provinzialausschusses theils
zur Herabsetzung der Prämien verwendet, theils dem Provinziallandtage für gemeinnützige, zugleich
die Interessen der Societät fördernde Zwecke zur Verfügung gestellt werden."

Also die Herren Minister sagen, nur zu Zwecken der Societät, sei es durch Herabsetzung
der Prämien oder in anderer Weise, aber immer nur im Interesse der Versicherten soll der
Reservefonds verwendet werden, und das ist prinzipiell vollkommen richtig, und wenn der Herr
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Minister also gerade diesen einen Pnnlt wegen der Landesbank nicht besonders betont hat, so ist
dies ganz einfach: Er hat eben im großen Nahmen diesen ganzen Beschluß, den wir im letzten
Provinziallcmdtagcgefaßt haben, verworfen nnd sich dafür ausgesprochen, daß alle Gelder nur
im Interesse der Versicherte!: verwendet werden dürfen. Wenn der Herr Vorredner gesagt hat,
es trete hier dasselbe Verfahren ein, wie bei den andern Fonds, fo liegt hier doch ein wesentlicher
Unterschied vor; die andern Fonds sind eigentliche Provinzialfonds, hier aber handelt es sich nicht
um einen Provinzialfonds, sondern um einen Fonds der Versichertc», denn die Societät ist eine
eigene selbstständige Gesellschaft, die mit allen andern Provinzialfonds abfolut gar nichts zu thun
hat, in der es ganz selbstständige Berechtigtegiebt, deren Rechte Niemand zu alteriren befugt ist/
wenn wir nicht die Versichertenin ihrer Meinung, die sie bisher gehabt haben, täuschenwollten,
denn es ist den anderen Gesellschaften gegenüber stets gesagt worden, daß wir nicht zu unserem
Vortheil arbeiten wollen. Das ist der große Unterschied zwischen den Privat-Versicheruugsgesell-
schaften und den Societäten, daß die einen auf ciuen Gewinnst hinarbeiten und die anderen Wohl¬
thätigkeitsanstaltensind, welche auf Gegenseitigkeitgegründet sind, nur das Interesse der Ver¬
sicherten im Ange haben und für Niemanden einen Gewinnst haben wollen. Deshalb ist dieser
Grund durchaus hinfällig. Wenn der Herr Vorredner gesagt hat, wir würden ja zwei Institute
fchaffcn, bei denen Darlehen zu haben sein würden, man würde das eine Institut gegen das
andere ausspielen, so paßt das auch uicht, es giebt noch drei, vier, fünf und hundert andere
Institute, bei denen man Darlehensgelder bekommen kann, und man wird sich an dasjenige
Institut weudcn, bei welchen: man am besten wegkommt; dieses Recht wird man bei keinem
Darlehnssnchendenschmäler» können. Wenn ich ein Darlehen suchte, würde ich an die Laudcs-
bnnk gehe»:, weil ich glaube, die besten Bedingungen für mich dort zu bekommen, aber das ist
eine Privatansicht, zur Sache hat dies gar nichts zu thun, es giebt noch eine Menge von Instituten,
bei welchen man Geld bekommenkann. Wenn der Herr Vorredner noch auf ß. 23 zurückge¬
kommen ist, so ist er, glanbe ich, ebenso unglücklich gewesen, denn ich habe bereits ausgeführt,
wie nach §. 23 die Provinz steht: sie ist einfach ein Darleiher, wie jeder Andere es sein kann;
wenn die Landesbankder Societät nicht leihen würde, so würde sie es wo anders nehmen uud
auch Credit finden. Die Landesbank bekommt das Geld zurück, das ist hier bestimmt, es heißt
im Schlußsatz,daß es zurückgezahltwerden muh. Wenn der Herr Vorredner schließlich davon
gesprochen hat, daß es nicht unbedingt nothwendig sei, daß ein niedriger Zinsfuß eintrete und
daß die Societät Verluste habe, so sprechen wir einstweilennur aus der bisherigen Erfahrung;
was in Zukunft gefchchcn wird, das wissen wir absolut gar nicht. Wenn vielleicht eine Beschwerde
der Societät darüber kommen würde, daß die Landesbank einen zu niedrigen Zinsfuß gewähre,
fo würde allerdings der Prouinziallandtag zu cutscheiden haben, aber bisher sind die Depositen
von Provinzialfonds bei der Landesbank sehr viel niedriger verzinst worden als der landläufige
Zinsfuß ist. Nach den bisherigen Erfahruugen würde also die Societät einen nicht unerheblichen
Verlust haben, und dieser Verlust würde nicht sowohl dem Institute, der Societät, zufallen, fondcrn
den Versicherten,sie würden den Verlust haben, deshalb bitte ich recht dringend, im Interesse des
Geiste:, des Reglements uud im Sinne des Nescriptcs des Herrn Ministers meinen Antrag an¬
zunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteFreiherr
von Solemacher hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Meine Herren! Ich überlasse es dem Herrn
Landcsdircktor,auf die einzelnen Bemerkungendes Herrn Vorredners zu antworten, und beschränke
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mich auf eine ganz kurze Bemerkung. Der Herr Vorredner hat gesagt, daß die Bestimmung,
daß der Reservefonds rentbar bei der Landesbank anzulegen sei, dem Sinne, dem Geiste lind
dem Wortlaute des Miuistcrialrcskripts widerspreche. Meine Herren, ich kaun Ihnen darauf die
Thatsache bemerken, daß ich vor zehn Tagen in Berlin die Ehre gehabt habe, mit dem Herrn
Minister diese Fragen speziell durchzusprechen, und daß die Besorgniß des Herrn Abgeordneten
Freiherr« von Loü in keiner Weise begründet ist, vielmehr der Herr Minister keinen Anstand
nehmen wird, diesen §.21 so, wie er es bisher gethan hat, zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

Lcmdcsdirektor Klein: Meine Herreu! Ich mochte Sie bitten, die Vorlage so, wie sie
aus dem Ausschußhervorgegangenund in der vorigen Session von Ihnen ja genehmigt worden
ist, wieder unverändert cmznnehmen, und zwar stelle ich diese Bitte auch zunächst im Interesse der
Versichertenselbst. Für die Versicherten,für die Societätsgeuossen ist es meines Erachtens von
der wesentlichstenBedeutuug, daß ihr großer Reservefonds,welcher an die Summe von 5 Millionen
M. reicht, möglichst sicher angelegt wild Ich frage Sie nun: „wo kann dieser Reservefonds
sicherer, znuerlässigcr und liquider angelegt werden, als bei der Landesbankder Nheinprouinz?"
Die Societät gewinnt dadurch auch den Vortheil, daß sie eine eigene Vermögensvenualtung für
diescu Fonds nicht mehr nöthig hat; sie braucht dafür keine besonderenBeamten zu haben und
erspart dadurch auch wieder, Wenu Sie, meine Herren, nun auf der einen Seite diefe große
Sicherheit in Betracht ziehen und auf der anderen Seite die Ersparnis) berücksichtigen, welche
dadurch erzielt wird, daß bei der Societät ciue Ncrmcrkung für den Reservefonds nicht mehr
nothwendig ist, fo glaube ich, daß die kleine Zinsdiffcrenz, welche durch die Uebertragung des
Reservefonds au die Laudesbank entstehen kann, nicht ins Gewicht fällt. Ich sage entstehen
kann, weil ja noch keineswegsfeststeht, daß der Reservefondsniedrig bei der Landesbank verzinst
werden soll, sondern Sie, meine Herren, haben dies nach Maßgabe der Verhältnisse stets in der
Hand, indem sie die Zinsen durch deu Etat festzusetzen habcu. Die Bedeutung der möglichen
Zinsendifferenzwird meines Erachtcns übertrieben. Die Societät hat eine eigene Einnahme von
über 3 Millionen M, an Prämien; ich frage nun, kommt diesen 3 Millionen M, gegenüber die
kleine Differenz, welche sich an Zinsen ergeben kann, in Betracht im Vergleichzu den Vortheilen,
die dadurch gewährt werden, daß der Fonds bei der Landesbank so sicher angelegt wird, und
läßt sich da mit Recht wohl sagen, daß man die Vorlage im Interesse der Versichertenablehnen
müßte? Gewiß nicht. Ferner möchte ich Sie, meine Herren, aber bitten, die Vorlage aufrecht
zu erhalten im Interesse der einheitlichenVerwaltung, wie dies schon der Herr Abgeorducte
Becker ausgeführt hat. Weun Sie einmal die Landesbank ins Leben gerufeil haben, um die
Fonds der Provinz zu verwalten, um auch Gelder von Gemeinden, Mündeln u. f. w. als Depositen
aufzunehmen, fo dürfen wir ihr zunächst nicht die eigenen Fonds entziehen. Wenn man gesagt
hat, die Provinz verwalte, abgesehenvon den Societätsgeldern, nur eigene Fonds, so trifft dies
nicht ganz zu: die Polizeistrafgelder sind auch nicht Eigenthum der Provinz, die Provinz ver¬
waltet sie blos und hat sie doch bei der Landesbank belegt Die Belegung bei der Landesbank
entspricht dem Sinne, in welchem die Landesbank ins Leben gerufeu ist. Es wird eine ganz
spezielle Controle durch das Kuratorium geübt, es bilden sich Erfahrungsgruudsätze für die Ver¬
waltung solcher Vermögcnsmasscn,und da ist es doch gewiß zweckmäßig, daß man auch diese»
Fonds der bestehenden Verinögens-Verwaltungder Provinz überweist.

50*
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Wenn nun noch gesagt worden ist, man tonne sich nicht auf den ß. 23 beziehen, um
die Uebertragung der Verwaltung des Reservefonds auf die Landesbank zu rechtfertigen, so
glaube ich, daß man dies wohl kann. Nach §. 28 soll die Landesbank bei großen Unglücksfällen
nach Erschöpfungdes Reservefonds mit ihren Kapitalien eintreten. Ich frage nun: Wo finden
Sie Jemanden, der blos Banquier in Unglücksfällensein will? Wenn einer sagt, ich gebe dir
keinen Groschen,wenn ich disponible Fonds habe, aber wenn ich in Noth bin, komme ich zu dir
und du mußt nur Darlehen geben, so glaube ich, daß sich schwerlich Jemand für eine solche
Geschäftsverbindungfinden wird und ich kann nur bitten, eine solche Geschäftsverbindung auch
nicht der Landesbank aufzubürden. Die Landesbank foll nach dem Reglement die Verpflichtung
übernehmen, der Societät, wenn dieselbe in Noth geräth, die erforderlichenSummen zu beschaffen;
es kann dies in Zeiten nöthig werden, in denen die Verhältnisse höchst ungünstig liegen, allein
man wird alsdann auf das Statut zurückgehen,und die Landesbank wird ihrer übernommenen
Verpflichtunggegen die Societät beziehungsweisedie Versichertengerecht werden und mit ihren
Vorschüssenenurcteu müssen. In der That, wenn ich diese Verhältnisse erwäge, so kann ich
es nur im Interesse der Versichertenerachten, daß der Reservefonds so sicher angelegt und unter
solchen Garantien verwaltet wird, wie dieses von der Landesbank der Nheinorovinz geschehen
wird und daß ferner die Gewißheit geboten wird, daß bei den großen Unglücksfällendie nöthigeil
Gelder vorhanden sind. Gegen diese Vortheile wird jeder umsichtige Societätsgenosse gerne auf
die kleine Zinsdifferenz verzichten und sagen: Ich ziehe vor, daß ich unter allen Umständen
meine eventuelle Entschädigung sicher gestellt sehe. Wenn die Zinsdifferenz sich in einem so
kleinen Prozentsatze ausdrückt, wie dies vorliegend zutrifft, dann kann sie im Vergleich zu den
erwähnten Vortheilen nicht in Betracht kommeil. Dann ist es endlich aber auch nicht undenkbar,
daß bei der Verwaltung eines Vermögens von 5 Millionen M Verluste entstehenkönnen,welche
die kleine Differenz auf Jahre hinaus verschlingen. Vei der Belegung des Reservefonds bei der
Landesbank ist dies für die Societät ausgeschlossen.Ich glaube, daß in der Vorlage Licht und
Schatten gerecht vertheilt sind, und daß nur billig erscheint, daß, wenn Provinz und Landesbank
in unglücklichen Zeiten cmshelfen müssen, man ihnen auch den Reservefonds vorher zur Ver¬
waltung zu geben hat. Will man dies nicht, so muh man jede Verbindung mit der Landesbank
lösen. Ich kann im Interesse der Provinz und der Societät selbst nur bitten, dieses nicht zu
thun, sondern es bei der Vorlage zu belassen.

Stellvcrtreteudcr Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es ist ein Antrag auf Schluß
gestellt; ich bemerke, daß sich noch zum Worte gemeldet haben der Herr AbgeordneteQuack,
Se. Durchlaucht der Fürst zu Wied und der Herr AbgeordneteGraf von Hocnsbroech. Ich
werde demnächst darüber abstimmen lassen, ob geschlossen werden soll, oder ob sie die Herren
noch huren wollen. Diejenigen, die für den Schluß sind, mögen sich erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Die Debatte ist geschlossen.Das Schlußwort hat der Herr
Referent.

Berichterstatter Abgeordneter Michels.- Meine Herren! Ich möchte nur ganz kurz
eonstatiren, daß dieselben Bedenken, die hier eben erwähnt worden sind, in der Commissionalle
zur Sprache gebrachtworden sind und daß trotz dieser Bedenkendie Commissioneinstimmig den
Antrag auf unveränderte Annahme hier stellt.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Meine Herren! Wir kommenzur
Abstimmung. Es liegt der Antrag der Commissionvor, der mit dem Antrage des Provinzial-
ausschusses übereinstimmt, als §. 21 anzunehmen: „Die Versicherungsbeiträgesind zur Deckung



39?

der Brandschäden und aller sonstigenAusgaben bestimmt. Die Einnahineüberschüssestießen dem
Reservefondszu. Der Reservefonds ist bei der Landesbank rentbar anzulegen." Dazu ist ein
Autrag des Herrn Freiherrn von Loö gestellt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, in ß. 21 des Reglements für die Rheinische
Provinzial-Feuer-Societät die Worte „bei der Landesbank" zu streichen."

Ich beabsichtige,in der Weise abstimmen zu lassen, daß getheilte Abstimmung über
ß. 21 stattfindet uud daß ich zunächst fragen iverde, ob die Worte „bei der Landesbank" stehen
bleiben sollen und demnächst über den ganzen Paragraphen, wie er sich demnach gebildet hat,
abstimmen lassen. Ich ersuche also Diejenigen, welche die Absicht haben, daß die Worte „bei der
Landesbank" stehen bleiben sollen, sich zu erheben.— Das ist die Majorität, Demnach werde
ich über den ganzen Paragraphen abstimmen lassen und bitte Diejenigen, die gegen den ganzen
Paragraphen sind, sich zu erhebe». — Der Paragraph ist in der ursprüngliche»Fassung angenommen.
Ich bitte den Herr» Referenten, in seinem Referate fortzufahren.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Wir kommen jetzt zu ß. 22. Die Staatsrcgicruug
hat sich dem §, 22 des in der letzten Session von Ihnen beschlossenen Reglements gegenüber,
wonach dem Provinziallnndtage die freie Verfügung über die Zinsen des Reservefondsschon dann
zustehe» sollte, weun der Reservefonds die Höhe der einfachen Iahresprämienbeträge annehmen
sollte, entschieden ablehnend verhalte». Die Commissionhofft zuversichtlich, daß die neue Fassimg
des tz. 22, wo»ach die nach Maßgabe des Reglements sich ergebendenUebcrschüsseunter gewisse»
Bedingungc» zu bestimmt bezeichneten Zwecken zur Verfügung gestellt werden könne», sobald der
Reservefondsdie Höhe der anderthalbfachen Iahlesversicherungsbeiträgeerreicht hat, die Zustimmung
der Staatsrcgierung finden wird. Nach den Erfahrungen der Feucr-Soeielät, welche auf statistische,»
Material beruhen, welches uns der Herr Geheime Negierungsrath Seul in der Eommissio»aus¬
führlich dargelegt und vorgetragen hat, wird der auf diese Weise gebildeteReservefondsvollauf
genügen; während die von den Herren Ministern geforderte Neservestellung von 5 pro Mille der
ganzen Versicherungssummeder Eommission entschiedenz» hoch gegriffen erschienenist Die
Eommissionbeantragt unveränderte Annahme von 8- 22.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Distussio» zu
§. 22. — Es meldet sich Niemcmdzum Wort, ich schließe die Diskussionund ersuche Diejenigen,
die gegen den Paragraphen sind, sich zu erhebe». — Es geschieht nicht, der ß. 22 ist angenommen.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Mit §. 23 ist das gleiche der Fall. Ich glaube,
er ist durch die Annahme der beiden vorhergehendenParagraphen erledigt.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Zu §. 23 gebe ich das Wort
den, Herr» AbgeordnetenQuack.

AbgeordneterQuack: Meine Herren! In, 8» 23 liegt der Schwerpunktder Veränderungen
für das ganze Reglement. Ich mntz noch einmal darauf zurückkomme», daß eine vollständige
Aenderung in der Versicherungeingetreten ist Wenn Herr Geheimrath Seul sagt, es sei durch
das Reglement ei»e solche Veränderung nicht «»geführt worden, so begreife ich nicht, wie dann
§. 23 hier in das Reglement hätte hineinkommenkönnen. Dadurch, daß die Societät nicht mehr
eine Versicherungauf Gegenseitigkeit ist — ich muß dies noch einmal betonen — kann allein
der Fall eintreten, der im §. 23 vorgesehenist: wenn der Reservefonds, wenn die verfügbaren
Jahresbeiträge nicht hinreichen,um Unglücksfällezu decke», dann soll die Provinz mit Vorschüssen
eintreten, und das könnte gar nicht vorkommen, wenn der Znstand bliebe, der früher gewesen
ist, wc»n nämlich Nachschüsseuo» den Versicherteneingefordertwerden tonne» und werde» sollen.
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Weil diese Nachfordenmg gar nicht möglich ist, hat man geglaubt, diesen §. 23 einschicken zu
müssen. Meine Herren! Ich glaube, daß es ganz richtig ist, daß der Versicherungsfonds— es
ist ein Fonds aus dem anderthalbfachenJahresbeitrag, der ungefähr rund jetzt 5 000 000 M-
betragen wird — vollständig hinreichendist, um den Versicherten bei der umsichtigen Leitung
und bei einer guten Anlage des Reservefonds volle Sicherheit für ihre Versicherungsbeträgezu
geben; zu gleicher Zeit werden auch die Beiträge ja nach streng versicherungstechnischen Grund¬
sätzen beinessen werden müssen. Alles da« zusammengiebt der Provinzial-Feuer-Sucietät in ihrem
gegenwärtigen Zustande volle Garantie für die Versicherten. Nun, meine Herren, habe ich ein
großes Bedenkenfür den Fall, der hier vorgesehen ist, nämlich wenn selbst der Reservefonds
erschöpft fein sollte, daß dann die Provinz mit ihren Mitteln, mit ihren Darlehen eintreten soll.
Meine Herren! Denken Sie sich eine Versicherungsgesellschaft wie unfere Societät, die Jahres¬
beiträge, welche also streng technisch berechnet sind, reichen nicht hin, ein Betrag von 5 Millionen
ist infolge von Schäden fort, Uuglücksfälle haben also das ganze Versicherungskapitalund die
Beiträge erschöpft, glauben Sie, daß dann die Societät überhaupt uoch im Stande sein möchte,
einige Zeit zu bestehen? Es ist das vollständig ein Ding der Unmöglichkeit. Dann müßten
ganz andere Mahregeln getroffen werden, als ein Darlehen aus der Landesbant aufzunehmen,
dies Darlehen würde nichts nützen, Sie würden es nur in den großen Schlund eines bereits
großen Opfers der Provinz hineinwerfen, dann müfseu Sie ganz andere Vorgänge sich abspielen
lassen, die Provinz muß, wenn sie weiter versichernwill, eintreten und einen neue» Reservefonds
von mehreren Millionen hinstellen, um den Versicherten die Sicherheit zu geben, daß ihre Ver¬
sicherungen gehalten werden, dann nutzt dieses Darlehen nichts. Denn, meine Herren, denken
Sie sich. Jemandem, der nichts mehr hat, soll man ein Darlehen geben. Das kann man nur
so machen, wie es früher in dem Reglement stand: man giebt aus Provinzialmitteln zinsfreie
Vorschüsse, aber Derjenige, der nicht mehr im Stande ist, seinen Verpflichtungennachzukommen,
der keine Aussichthat, wenn ihm nicht Millionen gegeben werden, seinen Verpflichtungennach¬
zukommen,kann aus Provinzialmitteln keine Vorschüsse bekommen. Nehmen Sie den Fall, es
sei gefchehenuud die Societät wäre nicht im Stande, weiter zu arbeiten, was würde mit den
Mitteln der Provinz gefchehen?sie würden verloren sein. Ich glaube, daß man unmöglichden
Versichertender Provinz Prouinzialmittel zur Verfügung stellen kann, ohne zu wissen, wie die
Sache sich gestaltet, Prouinzialmittel, deren Größe man gar nicht beurtheilen kann. Es übernimmt
die Provinz auch in dieser abgeschwächten Form für den Fall, daß der Reservefonds aufgezehrt
ist, eine Verantwortung, die keine Grenzen hat, die keiner von uns Überfehenkann. Deshalb
halte ich es für fchr bedenklich,wenn diefer §. 23 eingefügt wird. Wie gesagt, ich halte eine
solche ZuHülfe der Provinz für gar nicht nothwendig, denn bei guter Geschäftsführung und bei
dem jetzigen Fonds der Versicherung ist vollständige Sicherheit gegeben. Deshalb ist es nicht
nothwendig, einen solchen Zusatz zu machen, es ist aber auch nicht zweckmäßig,meine Herren,
weil wir nicht sehen könne», welche Verantwortung die Provinz in Zukunft übernimmt, weil wir
die Folgen diefer Verantwortung gar nicht übersehenkönnen; denn tritt der vorgesehene Fall ein,
dann ist eine Kalamität über die Versicherung hergegangen, welcher mit ganz anderen Mitteln
abgeholfenwerden muß, uicht nur mit Darlehen, die hingegebenwerden, ohne etwas zu erreichen.
Deshalb glaube ich, daß diese Bestimmung nicht nothwendigist, weil die Provinzial-Feuer-Societät
ohne diesen Paragraphen sicher ist, sie ist aber auch nicht zweckmäßig, weil wir eine Verantwortung
übernehmen, die wir nicht übersehenkönnen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Se. Durchlaucht der Mrst zu
Wird hat das Wort.
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AbgeordneterFürst zu Wied: Meine Herren! Ich möchte dem gegenüber, was der
Herr Vorredner gesagt hat, Sie bitten, den Paragraphen stehen zn lassen, wie er ist. Der Herr
Vorredner hat gesagt, er sei nicht nothwendig und er sei nicht zweckmäßig. Meine Herren! Ick
kann Sie versichern,daß die Bestimmung wohl nöthig sein kann und daß einmal wohl ein Jahr
eintreten kann, in dem man auf diesen Paragraphen zurückkommen muß. Meine Herren! Es sind
schon Jahre im Leben der Provinzial-Feuer-Societät gewesen, in denen die Prämien nicht aus¬
reichten, um die Schädeu zu zahlen, in solchen Jahren muhte auf den Reservefonds zurück¬
gegriffen werden — ich berufe mich hierbei auf den Herrn Feuer-Societätsdirektor — es nmßte
im Lanfe von mehrerenJahren hintereinander der Reservefonds angegriffen nnd nicht unbedeutend
vermindert werden. Meine Herren! Das ist ein sehr unangenehmerZustand — durch die Bestim¬
mung aber, wie sie hier im ß. 23 steht, soll eben dafür gesorgt werden, daß wir, wenn einmal
in einem Jahre etwas mehr gebrauchtwird, nicht direkt zu Nachforderungenübergehen,wenn der
Refervefonds aufgebraucht ist, sondern daß die Provinz einen Vorschuß leiste, und die Sache
später allmälig mit den Versichertenwieder ausgleiche. Meine Herren! Das ist eben das Gute
an der Bestimmung des §. 23, und deshalb begrüße ich sehr die intime Verbindung der Landes-
bant und der ganzen Provinz mit der Feuer-Societät, ich begrüße es, daß die Versicherten, zu
denen zu gehöreu ich auch die Ehre habe, durch diese Verbindung vollständig sicher gestellt sind,
daß nicht sofort, wenn eine solche Kalamität eintreten, wenn der Refervefonds aufgebraucht fein
follte, Nachzahlungen stattfinden follen, sondern daß dann von der Landcsbank ein Vorschuß
geleistet werden kann, daß dann die Nachforderung oder richtiger die Erhöhung der Prämie
langsam, und nur insoweit einzutreten hat als dies absolut nothwendig ist, und daß dies allmälig
rechnungsmäßig mit der Landesbank ausgeglichen werden kann. Deshalb bitte ich Sie, im
Interesse der Sicherheit unserer Provinzial-Feuer-Societät auch 8- 23 so anzunehmen, wie er
hier steht.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Die in Rede stehende Bestimmung ist nicht neu,
sie findet sich bereits in dem vor 2 Jahren erlassenenReglement sür die Provinz Westfalen, sie
findet sich ferner in demjenigen für die Provinz Sachsen und endlich in demjenigen für die
Provinz Brandenburg. Der Zweck dieser Bestimmungist, das Nechtsverhältnißder Provinz zur
Societät klar zu stellen, ein Rechtsverhältniß, über welches vielfach Zweifel obwalten. Im
Publikum — im Kreise der Juristen allerdings nicht — bestand immer der Zweifel, ob die
Provinz für alle Schäden der Societät haften müsse, wenn der Reservefondserschöpft sei. Bei
der Abfassungdes neuen Reglements ist die Absicht dahin gerichtet gewesen, diese Frage klar zu
stellen. Wir haben in dem ersten Entwürfe die Frage dahin löfen wollen, daß nach Erschöpfung
des Reservefonds die Provinz eintreten follte, indem wir uns auf den Standpunkt stellten,welchen
der Herr Abgeordnete Quack eben entwickelthat. Wir glaubten darin eine praktische Gefahr
nicht erblicken zu können. Der Herr Minister hat aber den vom 34. Landtage angenommenen
ersten Entwurf nicht gebilligt. Wir müssen in Folge dessen von der Garantie der Provinz für
die Societät absehenund haben wir es nuumehr dabei belassen, daß die durch die Allerhöchste
Kabinetsordre vom 5. Januar 1836 und das revidirte Reglement vom 1. September 1852
constituirteGegenseitigkeitsgesellschaft rechtlich bestehen blieb. Hieraus ergiebt sich die üonsequenz, daß
für Verbindlichkeiten, welche die Societät hat, die Societätsgenossen aufzukommen haben. Diefes Prinzip
ist in keiner Weise aufgehoben, fondern es ist in dem §. 1 des neuen Reglements, welcher sich an das
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frühere Reglement anschließt, beibehalten. Die Provinz hat nach den« neuen Reglement mir
insoweit einzutreten, als sie bei eiuer momentanen Verlegenheit durch Gewährung aushelfen soll.
Man hat sich die Sach folgendermaßengedacht: Es kann eintreten, daß die Societät vor und
nach allmählig zurückgeht, dann dürfen Sie, meine Herren, sicher sein, daß der Fall der Darlehns-
gewährung nicht eintreten wird, sondern der Provinziallandtag, welcher die Tarife u, s, w. in
letzter Instanz festzustellen hat, sowie der Provinzialausschuh werden zeitig Fürsorge treffen, daß
die Prämien, wenn sie die Gefahr nicht voll decken uud deshalb an den Reservefonds heran¬
getreten werden muh, entsprechend erhöht werden, damit die Gefahr voll getragen werden kann.
Man wird in einem solchen Falle sicherlich nicht blind darauf los wirthschaftenund immer weiter
Geld in den Schlund werfen, bis schließlich alle Mittel der Societät erschöpft sind. Abgesehen
von diesem Falle des chronischen Siechthnms tan» aber auch ein akuter Fall eintreten, welcher
die Inanspruchnahmeeines Darlehens von der Provinz nothwendig macht. Dieses könnte zutreffen
beim Brande irgend einer großen Stadt, wie wir vor langen Jahren in Hamburg erlebt haben.
Wenn die Societät bei einem solchen Brande mit ganz bedeutcudenSummen engagirt wäre —
ich erinnere daran, daß hier in Düsseldorf z. B, 80 Millionen Versicheruugskapitalbestehen —
so könnte allerdings der Reservefondssich als unzulänglich erweisen und die 5 Millionen nicht
ausreichen, um die Schäden zu decken, dann fragt es sich, was soll geschehen? In diesen, Fall
wird nach dem neuen Reglement die Summe von der Provinz vorgeschossen, die erforderlichist,
um die Versicherungsschädcu zu zahlen. Zum Ersatz dieser vorgeschossenenSumme können alsdann
verschiedene Wege eingeschlagen werden. Haben wir Grund zu der Annahme, daß die Societät
sich bei den bestehenden Prämien allmählig wieder erholen werde, so wird ein einmaliger großer
Nnglücksfall, welcher möglicherweisemit elementaren Ereignissen zusammeuhnngt, und vielleicht
alle 100 Jahre einmal vorkommt, keine Veranlassung bieten, tiefeinschneidendeMaßregeln zu
treffen, sondern es wird sich der Versuchempfehlen,abzuwarten, ob in den nächsten Jahre wieder
eine Entlastung dadurch eintritt, daß sich wieder Ueberschüsse ansammeln, aus denen der Vorschuß
gedeckt werden kann. Sollten aber die Verhältnisse nicht dazu angethan sein, daß eine Deckuug
der Vorschüsse auf dem vorbesagtcn Wege erwartet werden kann, so bleibt nur übrig die Erhöhung
der Prämien oder, die Frage der Rachschüsse in Betracht zu ziehen. In dieser Hinsichtpräsudicirt
das ueue Reglement nichts. Es ist nämlich in dem Referate in dieser Beziehung Folgendes
wörtlich ausgeführt: „Wenn der Prouinzialverband auf die Zinsen des Reservefonds und damit
auf eiue» sofortige» und dauernden Vortheil aus den Geschäfte»der Provinzial-Feucr-Societät
verzichtenfoll, so kann demselben andererseits nicht zugemuthetwerden, die als Acquivalent für
diesen Vortheil nach der früheren Fassung des §. 22 übernommeneGarantie für den Fall der
Unzulänglichkeitdes Reservefonds bezw. der Einnahmen der Societät zur Deckung von Brand-
schäden beizubehalten. Es mußteu deshalb für den letzteren Fall anderweitige Bestimmungen
vorgesehen werden. Dieselben sind in dem neu eingeschaltetenß. 23 dahin getroffen, daß der
Prouinzialverband für den Fall der Erschöpfungdes Reservefondsdie zur Deckung der Schäden
erforderlichenSummen leihweise uorschiehcu soll, wobei es alsdann der sachgemäßen Abwägung
der Verhältnissebei Eintritt eines solchen Ereignisseszu überlassensein wird, ob und in welcher
Höhe Zinse» von den geleisteten Vorschüssen erhoben, uud ob deren Deckung im Wege der Nach¬
schüsse,der Erhöhung der Prämien, oder im gewöhnlichen Geschäftsgangeerfolgen soll. Bei der
ueuen Fassung der A 22 uud 23 bleibe» diese Auswege osseu, wie in gleicher Weise die Ver¬
wendung der Ueberschüssedadurch zweckmäßig geregelt erscheint," Hiernach scheint mir durch die
Bestimmung in tz. 23 des Reglements das Maß der Verpflichtungder Provinz klar ausgesprochen
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erschöpft ist. Sollten aber noch Zweifel über die Auslegung des H, 23 möglich sein, so sind
diese Zweifel durch das Referat zu dem Reglement in ausreichender Weife gelöst. Ich bitte
demnach,den §. 23 anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Necker
hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Ich verzichte.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteQuack

hat das Wort.
AbgeordneterQuack: Meine Herren! Es herrschthier eine Unklarheit, die doch irgendwie

beseitigt werden muß, es wird jedcufalls eine Aufklärung stattfinden müssen, behauptet doch der
Herr Landesdirektor, daß Nachschüssegefordert werden können. Es muß dies noch einmal betont
weiden: nach dem Reglement können keine Nachschüsse gefordert werden, fondern es soll gegen
feste Prämien versichert werden, die Gegenseitigkeitist nach diesen: Reglement fortgefallen, und
ist es ein Irrthum, der in dem Referate vorkommt, wenn, wie der Herr Landesdirektoreben
gelesen hat, gesagt wird, daß bei Eintritt des Falles, wenn der Reservefondsverloren gegangen
ist, erst erwogen werden soll, ob durch Nachschüssewieder Deckunggeschaffen werden soll. Diese
Nachschüsse können nach meiner Meinung nicht gefordert werden, sondern man muß dann nach
der jetzigen Fassung des Paragraphen, wenn sie so angenommen wird, auf Prouinzialmittel
zurückgreifen, und es mühteu Vorschüsse von der Landesbank geleistet werden. Das halte ich nicht
für nothwendig und nicht für zweckmäßig.Diese Unklarheit besteht und ich muß darauf besteheu,
daß sie aufgeklärt wird. Es ist bei den Verhandlungen im Sommer, wo ich nicht gegenwärtig
war, nach dem stenographischen Bericht anerkannt worden, daß hier die Aenderung eingetreten
ist, es werde nun gegen fest:' Prämien versichert, und wenn gegen feste Prämien versichert wird,
können Nachschüssenicht gefordert werden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Busch
hat das Wort.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Ich muß mich auch dahin ausfvrechen,daß insofern
allerdings eine Aenderung eingetreten ist, als Nachschüssevon den Versicherten nicht mehr geforrcrt
werden können, und wenn darüber noch irgend welche Zweifel existiren, so wäre ich ebenfalls
in der Lage, mir darüber eine Auskunft erbitten zu müssen. In Bezug auf §. 23 habe ich noch
Folgendes zu bemerken. Der Herr Abgeordnete Quack hat in erster Linie in seiner vorhergehenden
Rede und ebenso am Schluß derselbenganz besondersbetont, daß der Reservefondsder Societät
groß genug fei, um vollständige Sicherheit für die Societätsgenofsen zu bieten. Wenn diese
Sicherheit eine so vollständigeund unbedingte ist, wie der Herr AbgeordneteQuack sagt — und
ich stimme allerdings ganz mit ihm darin überein — dann ist auch diese Sicherheit für die
Provinzialuerwaltuug gegeben, fo daß sie event, auch ohne Bedenkeneine gewisse Garantie dafür
übernehmen kann. Meine Herren! Wir haben vorhin beschlossen,die Verwaltung des Reservefonds
der Landesbank zu übertragen, es ist damit gewissermaßen ein Theil der bisherigenSelbständigkeit
der Societät genommen. Es ist ihr damit auch die Möglichkeitabgeschnitten,den Reservefonds
so rasch anwachsen zu lassen, wie solches bei dem bisherigen Verhältniß möglich war. Es ist
vorhin mit vollem Recht hervorgehobenworden, daß künftig bei der Verwaltung des Reservefonds
durch die Landesbank eine viel ungünstigere Verzinsuug erzielt werde, als bei der bisherigen
Verwaltung. Meine Herren! Wenn dementsprechenddie Provinzialuerwaltuug also aus dem
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Societätsvermöge» künftig einen ganz bedeutenden Vortheil ziehen wird, so besteht die einzige
Gegenleistungin der sehr entfernten Möglichkeit, daß die Landesbank einmal mit einem verzins¬
lichen Darlehen der Societät unter die Arme greifen müßte. Wenn wir diese einzige Gegenleistung
streichen, so versetzen wir die Societät dadurch in eine viel ungünstigere Lage, als diejenige ist,
in welcher sie sich bisher jemals befunden hat. Dann wird allerdings der Fall eintreten, daß
von der Vcrsicherungsconkurreuzden Eocietätsgenossengegenüber geltend gemacht werde» kann,
bisher hattet Ihr an der Provinz einen gewaltigen Rückhalt, diese bisherige Sicherheit habt Ihr
für die Folge aber nicht »lehr und deshalb steht Ihr besser, wenn Ihr von jetzt an bei Priuat-
versicherungsgesellschaften versichert. Unter diesen Umständen kann ich nur dringend empfehlen,
den §, 23 in der vorgeschlagenen Fassung bestehen zu lassen, namentlich nachdemdurch den vor¬
hergehendenBeschluß leider die Verwaltung des Reservefonds der Societät an die Landesbank
abgetreten und dadurch die Selbständigkeit der Societät sehr erheblich geschwächtworden ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteBecker
hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Weine Herren! Soweit ich das Reglement verstehe, scheinen die
Ausführungen, die der Herr Landesdircktor über den Charakter, den die Gesellschaft für die
Zukunft haben soll, gemachthat, zutreffendzu sein. Er hat ausgeführt, Nachfordcrungcn sollen
für die Zukunft nicht mehr erhoben werden, alfo ein infolge eines Unglücksfallseintretendergroßer
Schaden kann nicht mehr gedeckt werden dadurch, daß man nachträglich auf die Versichertendie
entsprechenden Summen vertheilt; dagegen ist in dem Reglement keine Bestimmung enthalten,
welche eine Erhöhung der Beiträge für die Zukunft irgendwie ausschließt. Natürlich kann sich
der einzelne Versichertedieser erhöhten Last entziehen, indem er unter den gesetzlichenNormen
ausscheidet. Diese Zulässigkeitdes Ausscheidensist bei anderen ähnlichen Vernchcrungsgescllschaften
auf Gegenseitigkeit auch vorhanden. Sich der neuen Verpflichtung entziehe», indem er au^ seine
Rechte verzichtet, kann Jeder. So lange er aber in der Gesellschaft bleibt, muß er die erhöhte
Prämie sich gefallen lassen, die für die Zukunft in geordneter Weise festgesetzt wird. Die einzige
Schwierigkeitmachen diejenige» Personen, welche nicht auf ein Jahr, scmdcr» auf eine Neiye von
Jahre» im Voraus versicherthaben; da könnte man streiten, aber das ist nur ein Theil der
Versicherten,für diefe tritt jedenfalls nach Ablauf der Versicherungdie Verpflichtuug ein, die
erhöhtenBeiträge zu zahlen. Insofern halte ich die Auseinandersetzungdes Herrn Landesdirektors
für richtig und kann nicht fagen, daß ein Zweifel in dieser Beziehung bestehen kann. Ich glaube,
nachdem wir das Recht, Neitragsfordcrungen zu erHede», aufgehobe» habeu, und dafür sprechen die
gewichtigste» Gründe im Interesse der Societät, um den Einwänden, die die Eonkurrcnzdaraus
macht, ein Ende zu machen,so muß die Verpflichtung bestehenbleiben, daß die Provinz schlimmsten
Falles zunächst darlehensweise helfend eintrete» muß. Es ist das eigeue Kind, für welches sie
zu sorgen hat: wir können die armen Versichertennicht darunter leide» lasse», daß eine solche
Kalamität eintritt; da muß so wie so in erster Linie die Provinz eintrete». Darum glaube ich,
daß diese Bestimmung ein nothwendiges Currelat für die Aufhebung der Nachfordcrungenist,
beides in, Interesse der Societät uud der ganzen Provinz Damit Sie übrigens nicht das
Bedenken hegen, daß die Garantie, welche die Provinz übernimmt, eine zu große praktische
Bedeutung hat, möchte ich nur auf den Unistand hinweisen, daß während des bisherigen30jährige»
Bestehens der Prouinzial-Feuer-Societät der Fall, daß der Reservefonds nicht ausgereicht hat,
noch nicht dagewesen ist.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteVlocm
hat das Wort.
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AbgeordneterNloem: Meine Herren! Ich glanbe, darüber kann kam» ein begründeter
Zweifel obwalten, daß eine Gesellschaft anf Gegenseitigkeitnicht mehr existirt; die Thatsache, daß
der Tarif geändertwerden kann, inuoluirt doch eine derartige Gesellschaft nicht. Der Tarif, meine
Herren, kann nach H. 14 Nr. 5 geändert werden, aber durch ein Organ, welches ganz außerhalb
der Societät steht, nämlich durch den Prouinzialansschuß. Dann, meine Herren, ist es unzweifel¬
haft, daß für die Vergangenheit Nachschüsse nicht mehr gefordert werden dürfen, denn eine
Aenderung des Tarifs kann nur für die Zukunft erfolgen, und diese Aenderung würde meiner
Ueberzeugungnach denjenigenPersonen, die auf eine Reihe von Jahren versicherthaben, nicht
vräjndiziren, wie das auch der Herr Abgeordnete Becker anzuerkennenscheint, Nun, meine Herren,
meine ich aber, daß dasjenige, was der Herr AbgeordneteBusch dem Herrn AbgeordnetenQuact
entgegengehaltenhat, vollständig zutrifft. Der Herr Abgeordnete Quack hat ausgeführt, es werde
niemals dazu kommen, daß der Neservefondsvollständig anfgezehrt sein wird. Ja, meine Herren,
wenn diese Gefahr nicht vorliegt, dann hat die Provinz absolut kein Nisiko, wenn sie an letzter
Stelle noch eintritt uud den Versichertendie Beruhigung giebt, daß nnter allen Umständenfür
ihre Forderungen geforgt werden wird. Visher, meine Herren, stand die Sache so, daß, wenn
der Fonds nicht ausreichte, die Mittel durch obligatorischeEintreibung von Nachschliffen auch für
die Vergangenheit beschafft werden konnten. Das ist weggefallen,jetzt, meine Herren, haben Sie
nichts wie den Reservefonds; ist dieser aufgezehrt, fo ist der Versicherte vi3 ä vis cku i-ion, Sie
würden, wenn nichts weiter geschähe, die Provinzial-Feuer-Soeietät in eine sehr unangenehme
Lage gegenüber den Privat-Versicherungsgesellschaftenstellen; denn diese Gesellschaftenwürden auf
ihr Aktienkapitalhinweifen können,welches zur Deckung der Verpflichtungenzur Verfügung steht,
während die Provinzial-Feucr-Societät absolut uichts hätte, und das geben Sie ihr jetzt, indem
Sie den Antrag der Verwaltung annehmen, indem Sie sagen: Für solche allerdings kaum denk¬
bare Fälle soll die Provinz aus Mitteln der Landcsbank vorschußweisevorgehen können. Ich
bitte Sie daher dringend, den Antrag der üommission anzuuehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Landcsdirektor hat
das Wort.

LandesdirektorKlein: Ich verzichte.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Busch

hat das Wort.
AbgeordneterBusch: Ich verzichte ebenfalls.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Dann hat sich Niemand mehr

zum Wort gemeldet, ich schließe die Debatte und frage den Herrn Referenten, ob er das Wort
haben will.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Ich verzichte auch.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wir kommenzur Abstimmuug.

Wir haben über den §. 23 abzustimmen. Wird eine Verlesung desselben noch verlangt?
(Stimmen: Nein)

Dann bitte ich Diejenigen, die gegen die Annahme des §. 23 sind, sich zu erheben. —
Es erhebt sich Niemand, es ist daher dieser Paragraph einstimmig angenommen. Der Herr
Berichterstatterhat das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Sodann schlägt Ihnen die Commissionvor, den
letzten Satz des H. 42, welcher lautet: „Wissentlich falsche Angaben machen die Versicherung
ungültig" durch die Bestimmung zu ersetzen: „Falsche Angaben des Versicherten entbinden die
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Societät von der Entschädigungsverbindlichkeit." Die unveränderte Beibehaltung des in der
Vorlage des Provinzialausschussesenthaltenen Satzes erachtete die Commissionfür bedenklich wegen
der der Societät dadurch zufallenden Beweispflicht:im Falle von Streitigkeiten würde die Societät
nicht allein nachzuweisen haben, daß falsche Angabenseitens des Versicherten in dem Versicherungs¬
anträge gemacht worden seien, sondern ihr läge auch der Beweis ob, daß diese Angaben wissentlich
falsch gemacht worden sind. Der neu in den Entwurf aufgenommeneZusatz „wissentlich"ist dem
Gefühle entsprungen, daß nur dann dem Versicherten gegenüber mit aller Strenge verfahren
werden soll, wenn ihm gar kein Entschuldigungsgrundzur Seite steht, sondern Böswilligkeitseiner
Handlungsweisezur Last gelegt werden muß. DiesemGedanken stimmte die Commissionunbedingt
zu. Die Commisssonhat erwogen, daß, wenn man das Wort „wissentlich" einfach streichen
wollte, es zweifelhaft erscheinenkönnte, ob die Societät das Recht habe, bei unrichtiger bezw.
falfcher Angabe des Versicherten überhaupt eine Entschädigung zu gewähren, selbst wenn dem
Versichertenmildernde Umstände zuerkannt werden müssen. Um nuu der Societät nach keiner
Seite hin eine erweiterte Verpflichtung aufzuerlegen, andererseits eine billige Handhabung der
Strafbestimmung des ß. 42 zu ermöglichen, hat die Commissionbeschlossen, die veränderteFassung,
die ich eben vorzutragen mir erlaubte, vorzuschlagen. Dieselbe entspricht übrigens auch den ein¬
schlägigen Policebedingungender großen RheinischenPrivat-Versichernngsgcscllschaftenund wird
sicher den Beifall des versicherndenPublikums finden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Diskussion über
ß. 42 und ertheile dem Herrn AbgeordnetenCourth das Wort,

AbgeordneterCourth: Ich verzichte.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sonst Niemand zu ß. 42

um das Wort gebeten ich schließe die Diskussion und frage den Herrn Referenten, ob er noch
das Wort wünscht.

Referent AbgeordneterMichels: Ich habe nichts weiter zu bemerken.
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wir kommen zur Abstimmung.

Wir hätten zu §. 42 zunächst über die Abänderung abzustimmen,die vo» dem Herrn Referenten
uns vorgetragen ist, über die Streichung des Wortes „wissentlich" und Aenderung der Fassung
in der Weise, wie sie von der Commission vorgeschlagenist. Die Commission schlägt vor zu
sagen: „Falsche Angaben des Versichertenentbinden die Societät von der Entfchädigungsuerbind-
lichkeit." Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben. — Es
geschieht nicht, es würde daher in §. 42 an die Stelle der früheren Fassung: „wissentlichfalsche
Angaben" :c. die Fassung „Falsche Angaben" «. treten. Es ist so beschlossen. Wir kommen zur
Abstimmungdes ganzen §. 42. Hinsichtlich desselben hat sich Niemand gegen die Fassung, wie
sie in der Vorlage enthalten ist, geäußert, ich kann daher in der Weise abstimmen lassen, daß ich
die, welche gegen den Paragraphen sind, bitte, sich zu erheben. Diejenigen also, die gegen den
ganzen Paragraphen sind, wollen sich erheben.— Das geschieht nicht, demnach ist Z, 4^ in der¬
jenigen Fassung, welche von dem Herrn Referenten vorgetragen ist, angenommen.

Dies, «leine Herren, sind diejenigen Aenderungen,die von der Commissionbezüglich des
ganzen Reglements beantragt sind, es ist mir aber die Mittheilung gemachtworden, daß gegen
einzelne andere Paragraphen noch Einwendungen zu machen sind. Zunächst hat der Herr
AbgeordneteEich das Wort.

AbgeordneterEich: Ich erlaube mir folgendenAntrag zu stellen:
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„in 8- 7 üi Zeile 2 das Wort „Ober-Inspektor" zu streiche» und ferner in Zeile ü
die Worte „und der die (Geschäfte des Justitiars zu besorge» hat" ebenfalls zu
streichen."

Die Gründe, die mich veranlassen, diesen Antrag zu stellen, sind folgende. Eineötheils
halte ich den Titel Ober-Inspektor nicht für glücklich gewählt lind dann erfcheintes nur voll¬
kommenausreichend, wenn der Satz stehen bleibt: „Dem Direktor wird zur Unterstützung bei
bei Erledigung der Geschäfteein oberer Beamter zugeordnet" Diefe Bestimmung entsprichtauch
dem auf Grund des §. 93 der Prouinzialordnung festgestellten Prouinzialstawte, worin die dem
Landesdirettor zugeordnetenoberen Beamten auch mir „obere Beamten" genannt sind nnd nicht
„Bauräthe" oder „Landeoräthe" u. s, w. Ich bin augenblicklich nicht in der Lage, Ihnen
einen anderen Titel für den seitherigen „Ober-Inspektor" vorzuschlagen,ich denke aber, daß ein
besserer Titel sich jedenfalls mit der Zeit finden läßt; es kann dies mich im Wege des Etats
u. f. w. gefchehen. Dann, glaube ich, wird der Herr Societäts-Dircktor mir darin beistimmen,
daß die Wahl dieses Titels „Ober-Inspektor" bei den Meldungen vielfach Anstoß erregt hat. Was
nun den Antrag anbelangt, die Worte „und der die Geschäftedes Justitiars zu besorgenhat" zu
streichen,fo begründe ich diesen Antrag damit: Ich halte nämlich eine Beschränkungder Wahl,
wie sie hier in ß. ? durch die angeführten Worte herbeigeführt ist, nicht für günstig. Nach der
Bestimmung, wie sie jetzt vorliegt, mnß die Wahl absolutauf einen Juristen gerichtetfein; alle
andern für diese Stelle geeignetenPersonen werde» hiernach ausgeschlosse».Nehme» Sie de»
Fall cm, daß der Direktor ein Jurist ist, so fällt die Nothwendigkeithinweg, dem bisher „Ober-
Inspektor" genannten Beamten die Geschäfte des Justitiars zu übertragen. Sodann mache ich
noch darauf aufmerksam, daß die Justitiare, die bei der Eentmlverwaltnng uorhande» sind, der
Societät zur Verfüguug gestellt werde» tonnen. Es kann der Fall eintreten, wenn der Direktor
ein Jurist ist, daß es zweckmäßig erscheint,daß der bisher Ober-Inspektor genannte Beamte mehr
ein Fachmann ist. Ich glaube, es würde sehr zweckmäßig sein, wenn man bei der Wahl heute
oder morgen auch darauf Rücksichtnähme, einen Fachmann zu erlangen, der vielleicht auf dein
Gebiete des Versicherungswesenshervorragend thätig gewesen ist. Keinesfalls hat die beantragte
Streichung der Worte einen Nachtheil, denn die Wahl kcmn nötigenfalls immer noch auf eine»
Juristen gelenkt werden. Ich bitte daher, meine» Antrag anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrnth Adams: Der Herr Direktor der Fener-
Societät hat das Wort.

Direktor der Proumzial-Feuer-Societät, Geh. Regienmgsrath Seul: Ich ka»» mich dem
Antrage des Herrn Vorredners nur anschließen,da derselbeganz im Interesse der Societät liegt.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sich sonst Niemand zum
Worte gemeldet, ich schließe die Diskufsiou und frage, ob der Herr Referent sich noch äußern will.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: §. 7 ist auch der Eommissionsberathungunter¬
zöge» und ist dort der Antrag gestellt worden, den Titel „Ober-Inspektor" fallen zu lassen und
dafür „Subdirektor" zu setzen; aber dieser Antrag ist in der Minorität geblieben. Mir entstehen
Bedenkendarüber, wer eigentlich befugt sein soll, dem betreffenden Oberbeamten der Societät
event, de» Titel zu verleihen, ob der Proviuzialausfchuh ohne Weiteres dies thun kann oder
ob der Herr titellos das Jahr über herumgehen soll. Ich würde den erwähnten Antrag auf¬
nehme» und beantragen, den Titel „Subdirektor" einzusetzen. Ich glaube, früher hat ma» de»
Oberbeamte» bei der Prouinzial-Fe»er-Societät Ober-Inspektor genannt, um ihm eine» höhere»
Titel, als die Inspektoren führe», zu geben. Wenn Sie beabsichtigenuuter den Beamten der
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Priuat-Verficherungsgesellschafte»einen Ersah sür Herrn Adams zn suchen, so wird man die
Herren mit dem Titel Ober-Inspektor kaum hierher locken können. Ich »lockte daher den Titel
Subdircktor vorschlagen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Justizrath Adams: Die Diskussion ist geschlossen,
neue Anträge können daher nicht mehr gestellt werden, wir haben über §. 7 in der Art, wie er
zur Diskussion gekommen ist, abzustimmen. Erstlich soll das Wort „Ober-Inspektor" gestrichen
werden, zweitens sollen die Worte „und der die Geschäfte des Justitiars zu besorgen hat" gestrichen
werden, dann haben nur über dcu ganzen Paragraphen abzustimmen. Ich bitte zunächst Die¬
jenigen, welche der Ansicht sind, daß das Wort „Ober-Inspektor" gestrichenwerden soll, sich zu
erheben. (Geschieht.)

Wir sind der Meinung, daß die Majorität steht, demnach ist das Wort „Ober-Inspektor"
gestrichen. Wir kommen zur Abstimmungüber die Streichung der Worte: „und der die Geschäfte
des Justitiars zu besorgen hat. Znr Fragestellung hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Lo8
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Lo8: Ich glaubte, es sei zu dein vorigen Satz von dem
Herrn Referenten noch der Antrag gestelltworden, statt „Ober-Inspektor" zu setzen „Subdirektor".

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es kann kein Antrag gestellt
werden, nachdemdie Diskussiongeschlossen ist. Zur Geschäftsordnunghat Te. DurchlauchtFürst
zu Wied das Wort.

AbgeordneterFürst zu Wied: Ich möchte dem Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Loe
erwidern, daß die Debatte geschlossenwar, als der Herr Berichterstatter den Antrag noch ein¬
brachte. Da über den Antrag nicht debattirt werden konnte, so kann nach meiner Auffassungder
Geschäftsordnungüber denselbenauch nicht abgestimmt werden. Es stehen also nur die Anträge
des Herrn AbgeordnetenEich zur Abstimmung.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich ersuche Diejenigen, die dafür
sind, daß die Worte: „und der die Geschäftedes Justitiars zu besorgen hat" gestrichen werden,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität Gegen §. 7 im Uebrigen ist kein Anstand erhoben worden, so
daß ich also Diejenigen, die gegen ß. 7 in der jetzigen Fassung sind, ersuchen kann, sich zu erheben.
— Das geschieht nicht, tz. 7 ist in der Fassung, daß das Wort „Ober-Inspektor" und die Worte
„und der die Geschäftedes Justitiars zu besorgenhat", wegfallen, angenommeil. Sind zu andern
Paragraphen des Reglements noch Abänderungsanträge zu stellen, so bitte ich, daß diejenigen
Herren, welche dies beabsichtige», sich jetzt zu melden, ehe wir in die Verhandlung über deu Schluß¬
satz des Antrages der Commissioneintrete».

AbgeordneterZ weigert: Ich habe zu §. 50 einen Antrag schriftlich eingereicht.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es ist ein Antrag von dem

Herrn AbgeordnetenZwcigert eingegangen, der also lautet: den Schluß zur 1. Klasse zu fassen:
„eine tüchtige von der Gemeinde unterstützteFeuerwehr besteht". Der Herr Abgeordnete Zweigert
hat das Wort.

AbgeordneterZweigcrt: Meine Herren! Ich werde Sie nicht lange aufhalten, ß. 50
Abfatz 2 lautet:

„Es werde» denmach 13 Klasse» gebildet und gehören zur ersteil Klasse: Ganz massive
Gebäude, dcre» Vauart, Dachdeckuilg, Lage und Venutzungsweiseden geringstenGrad der Feuers¬
gefahr darbietet. Ganz massive herrschaftliche Wohilgebäudein Städten, in denen eine vollständige
Wasserleitung vorhanden ist und eine organisirte, uo» der Gemeinde bezahlte Feuerwehr besteht."



40?

Danach könne» also nur solche Städte, die eine vollständigeBerufs-Feuerwehr habeil,
in die erste Klasse aufgenommenwerden Städte, die eine freiwillige Feuerwehr, und mag sie
noch so tüchtig sein, haben, tonnen nicht hineinkommen, denn diese haben nicht eine von der
«Gemeinde „bezahlte", sondern nur eiue von ihr „subucntionirte" Feuerwehr. Wenn ich die
Verhältnisse der Provinz recht kenne, wird hiernach die Stadt Köln die einzige sein, welche in
die I. Klasse kommen kann. Ich meine, das ist nicht im Sinne des Reglements und der
Prouiuzialverwaltung, Ich bitte deshalb zu sagen: „eine tüchtige, von der Gemeinde unterstützte
Feuerwehr". Wenn es eine tüchtige Feuerwehr ist, kaun es der Prouinzialuerwaltung gleich
sein, ob es eine freiwillige oder Verufs-Feuerwehr ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Satz des 8- 50, um den
es sich handelt, lautet: „und eine organisirte, von der Gemeinde bezahlte Feuerwehr besteht".
Au Stelle dieser Worte beantragt der Herr AbgeordneteZweigert zu setzen: „und eine tüchtige,
von der Gemeinde nntcrstützteFeuerwehr besteht". Wenn Jemand sich zum Worte melden will,
so bitte ich es setzt zn thun. — Herr Geheimrath Seul hat das Wort.

Direktor der Prouinzial-Feuer-Soeietät, Geh. Regierungsrath Seul: Meine Herren!
Der veränderten Fassung, die der Herr Abgeordnete Zweigert vorgeschlagen hat, kann ich meiner¬
seits nur zustimmen. Es ist auch praktischbisher in der Weise verfahren worden, daß in den¬
jenigen Gemeinden, in denen tüchtige, von der Gemeindezum Theil bezahlte Feuerwehren waren,
die Gebäude in die 1. Klasse eingeschätzt worden sind.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Der Herr Berichterstatter hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Ich habe ein gewisses Bedenkenin der Richtung,
daß ich mich frage, wer darüber zu entscheidenhat, ob eine tüchtige Feuerwehr vorhanden ist.
Ich halte das Wort „organisirte" doch für richtiger. Es giebt freiwillige Feuerwehren, die
organisirt sind: sie üben, haben ihren Vorsteher, haben ihre vollständigeOrganisation, aber das
Wort „tüchtig" scheint mir nicht angemessen zu sei», weil es lediglich in die Hand der Feuer-
Societät gegebenwäre, zu entscheiden, ob eine Feuerwehr tüchtig ist oder nicht.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Se. DurchlauchtFürst zu Wied
hat das Wort.

Abgeordneter Fürst zu Wied: Ich denke, meine Herren, es würde einfach das
Kuratorium darüber entscheiden, uud dann wäre ja die Entscheidungin sehr guten Händen.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Hat sich Jemand zu diesem
Paragraphen gemeldet? — Es hat sich Niemand mehr hierzu gemeldet, ich schließe die Debatte
und frage den Herrn Referenten, ob er nochmals das Wort haben will.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Ich verzichte
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Dann würden wir darüber

abzustimmenhaben, ob im H. 50 iu dem Absätze „Zur I. Klasse'' die letzten Worte des zweiten
Absatzes: „eine organisirte, von der Gemeinde bezahlte Feuerwehr besteht" ersetzt werden sollen
durch die Worte: eine tüchtige, von der Gemeinde unterstützteFeuerwehr besteht". Diejenigen
Herren, welche für diefen Antrag sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Wir haben nun zu ß. 28 überzugehen, zu welchem sich der
Herr AbgeordneteBrockhoff gemeldet hat.

Abgeordneter Brockhoff: Meine Herren! Ich glaube, der 8» ^8 beschränkt die Societät
etwas zu sehr. Es heißt in dein ersten Satze: „Der Direktor ist mit Genehmigung des Kura-



408

toriumo bcfi,gt, bei Privut-VersicherungQgescllschaften Rückversicherung zli nehmen." Ich würde vor¬
schlagen,diesen Satz dahin zu ändern: „Der Direktor ist mit Genchmigung des Kuratoriums
befugt, mit Nückversicheruugsgesellschasten Rückversichernngsuertrügezu schließen", Sie behindern
sonst die Soeietät. Sodnun lenke ich Ihre Aufmerksamkeitauf den letzten Satz, in dem es heißt:
„innerhalb der Provinz abschließen".

Damit legt sich die (Gesellschaft selbst Fesseln an, wahrend sie sonst überall in ganz
Deutschland mit allen Rückuersicheruugsgcscllschaften Verträge schließen kann. Die Prouinzial-
uersichcrung kaun dauu große Risiken übernehmen, die Risiken sofort auf diese oder jene Gesellschaft
herübcrschreiben, und empfängt von der betreffende» Rückvcrsicherungsgesellschaft eine ziemlich hohe
Prouisiou.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich bitte, mir den Antrag
schriftlich einzureichen. — Der Herr Geh. Rcgierungsrath Seul hat das Wort

Geh. Regicruugsrath Seul: Meine Herren! Ich halte die Fassung des §. 28, wie sie
jetzt ist, für das geschäftliche Bedürfniß für durchaus ausreichend. In dem ersten Satze des
§. 2^l ist der Verwaltung das Recht gegeben, mit Privat - VersichernngsgesellschaftenRückucr-
sicheruugsverträgeabzuschließen,das ist weitergehend, als der Herr AbgeordneteBrockhoff will,
der nur die Genehmigungerlheilen will, mit Rüüverficherungsgesellschafteu Nückversicherungs-
verträge abzuschließen;man kann Nückuersicherungsverträgeauch mit direkt arbeitenden Gesell¬
schaftenschließen. Dann ist in dem Schlußsatze gesagt, daß die Soeietät ermächtigt ist, dem
zwischen den öffentliche» Societäten Deutschlaudsbestcheudeu Rückoersicheruugsverbandcbcizutretc»!
damit ist der Societät die Vefugniß gegeben, auch diesem Verbände beizutrete», wann sie will.
Den Zusatz den der Herr Abgeordnete Vrockhoff angeführt hat, worin es heißt: „Ebenso kau»
der Direktor mit Genehmigung des Kuratorimus Anschluß- und Nückversicherungsverträgemit
Corporationen, Vereine» und Verbänden innerhalb der Provinz abschließen", scheint Herr
Brockhoff nicht richtig verstandenzu habe». Die Sache ist so gedacht,daß Verbände, welche in der
Provinz zum Zwecke gegenseitigerVersicherunggebildet sind, bei der Feuer-Societät Rück¬
versicherung unter gewissen Verhältnissennehmen können, nicht aber umgekehrt, daß die Feuer-
Societät bei dieseu Verbände» Rückversicherungen nehmen kömtte. Ich glaube, diese Vestimnumg
ist von Herrn Vrockhoffmißverstanden worde», und kann nur bitte», de» H. 28 so zu lassen,
wie er vorgeschlagen ist.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteBrockhoff
hat das Wort.

AbgeordneterBrock ho ff: Ich gebe es zn und ziehe meinen Antrag zurück.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Vloeiu

hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Ich möchte mir von dem Herrn Referenten,

respektive dem Direktor der Provinzial-Fcuer-Socictäl über eiuige Paragraphen noch Auskunft
erbitte», eo sind die §8- ^N, 31, 56 und 77.

Stellvertretender Vorsitzender Adams: Ich glaube, meine Herren, daß es vielleicht
zweckmäßig sein wird, da noch über mehrere Paragraphen Vemerkmige»zu »rächensind, daß ich
die einzelnen Paragraphen einen nach den: anderen rasch verlese und bei denjenigenParagraphen
einhalte, zn denen noch Bemerkungen zu mache» sind. Ich mache es in der Weise, daß ich
zunächst aufrufe §. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, II, 12, !3, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20,
21, ^2, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30. — Zu §. 30 hat der Herr AbgeordneteVIoein das Wort.
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AbgeordneterNIoem: Meine Herren! Sie haben im §. 85 den Rechtswegganz allge¬
mein zugelassenund ihn nnr in zwei Fällen ansgcschlosscn. Ich nehme daher an, daß die
Intention ist, auch im § 30 den Rechtswegzuzulassen, sonst muhte er ausdrücklich ausgeschlossen
werden. Weshalb nun im ß, 30 der Rechtsweg zulässig sein soll und im tz. 31 nicht, verstehe
ich nicht ganz. Dann möchte ich mir noch eine Bemerkung erlaube», die auch dein ß. 3l gilt.
Nach dem ß, 30 kann die Versicherungsofort gelöscht werden, nach §. 31 kann die Versicherung
suspendirt werden. Meine Herren, das stimmt nicht vollständig mit dem Rechte, das Sie in, §, 74
dem hypothekarischen Gläubiger geben. Räch §. 74 soll den hypothekarischen Gläubigern 14 Tage
vor der Löschung Kenntniß von dem bevorstehenden Inkrafttreten der Löschunggegeben werden;
Sie können also im t<, 3N nicht sagen, daß die Versicherungen sofort gelöscht werden, und im 8, 31
nicht, daß die Suspendirnng sofort eintreten kann. Ich weiß nicht, welches die Intention der
Verwaltung bei diesem Paragraphen gewesen ist, es müßte der Zusatz gemachtwerden: „vorbehalt¬
lich der Bestimmungen im §. 74", so daß die sofortigeLöschung für hypothekarischeGläubiger erst
»ach 14 Tagen in Kraft treten kaun

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adam5! Die Diskussionüberdies. 30
31 und 74 wird eröffnet. Der Herr Geh. Ncgierungorath Seul hat das Wort.

Direktor der Provinzial-Fcucr-Societät Geh, Negicrungsrath Seul: Ich kaun die Angabe
des geehrten Herrn Vorredners nur als richtig bezeichnen, die Suspension und die Löschungsoll
in den Fällen des §. 30 und 31 den Versicherlen gegenüber sofort in Mast treten, in den Fällen
aber, in welchen die Versicherung mit eingetragenen hypothekarischen Forderungen verstrickt ist,
kann die Suspension und Löschung diesen eingetragenen Hypothekargläubigcrngegenübererst nach
14 Tagen in Kraft treten. Würde also ei» solches suspendirtesoder gelöschtes Gebäude abbrennen,
so würde den Rechten der Hypothekargläubigervon uns genügt werden müssen,

Stelluertr, Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Vluem hat das Wort.
AbgeordneterBloem: Ich »lochte um den Ausdruck bitten, wonach der Rechtsweg in

§, 30 ausgeschlossen wird.
Stellvertretender Vorsitzender Geh, Instizrath Adams: Der Herr Geh, Regiernngsrath

Seul hat das Wort,
Direktor der Provinzial-Feuer-Societät Geh. Negicrungsrath Seul: Der Rechtsweg muß

im Falle des §, 30 ebenso ausgeschlosseusein, wie im Falle des §. 31; es muß deshalb im
§. 85 vor dem ß> ^ noch §. 30 eingeschaltet werde».

Stellvertrete»der VorsitzenderGeh, Iustizrath Adam^: Der §. 85 ist i» die Debatte
gezogen Der Herr AbgeordneteNecker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Ich würde anheimgeben, daß der Vollständigkeithalber auch bei
8- 30 der betreffende Zusatz gemachtwürde, genau so wie er bei tz. 31 steht, und dann die
beiden Paragraphen in dem §. 85 auszunehmenwären; ich glaube dann würde es ganz klar sein.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es wird beantragt, soviel ich
verstanden habe, an den 8ß. 30 und 31 keine Aenderung zu machen, jedoch im §, 85 auch den
§, 30 aufzunehmen. Ich bitte, mir den Antrag einzureichen.— Der Herr AbgeordneteBloem
hat das Wort.

AbgeordneterBloem: Es ist diesseits beantragt worden, zu ß. 30 deuselbenSchlußsatz
zu setzen, wie in dem 8> 31: „Der Rechtsweg gegen die bezügliche Verfügung des Direktors ist
ausgeschlossen",»ud in dem §. 85, der jetzt lautet: „Der Rechtsweg ist bei Streitigkeiten zwischen
der Societät uud einem Versicherte» unter den in dem §, 31 und 00 gedachten Beschränkungen
zulässig", vor dem §. 31 den ß. 30 einzufügen,
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Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams- Meine Herreu! Die Anträge,
die gestellt sind, sind folgende: Es soll zu ß, 30 der Schlußsatzdes 8- ^1 „der Rechtsweg gegen
die bezüglicheVerfügung des Direktors ist ausgeschlossen", und in dem ß, 85 zu dem §. 31, der
dort benannt ist, der §. 30 noch hinzugefügt werde». Wünscht noch Jemand das Wort hierzu?
— Ich schließe die Debatte und ersuche diejenigen Herren, die gegen die Hinzufügung dieser
unwidersprochengebliebeuen Abänderungensind, nämlich daß dem 8- 30 die Worte „der Rechtsweg
gegen die bezügliche Verfügung des Direktors ist ausgeschlosseil",und dem 8- 85 der Z. 30 vor
dem §, 31 hinzugefügt werden, sich zn erheben, — Es geschieht von keiner Seite und ist demnach
diese Hinzufügung beschlosfen.

Zur Geschäftsordnunghat das Wort Se. Durchlauchtder Fürst zu Wied,
Abgeordneter Fürst zu Wied- Ich erlaube mir zu beantragen, den Rest «n Klu«

anzunehmen.(Bravo!)
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Zur Geschäftsordnunghat das

Wort der Herr AbgeordneteBlocm.
AbgeordneterVloem: Ich mnß mich dagegen erklären, weil ich noch über zwei Punkte

Auskunft erbitten wollte.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Se. Durchlaucht der Fürst zn

Wied hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterFürst zu Wird: Dann ziehe ich meinen Antrag zurück.
Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Dann werde ich die weiteren

Paragraphen verlesen: 81, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 30, 40. Zu tz. 40 hat der Herr
AbgeordneteNcuhcl das Wort.

AbgeordneterNeußel: Zu H, 40 möchte ich mir erlauben, eine Bemerkung zu machen.
Nach H. 40 ist es nur gestattet, zu wahrem Werthe z» versichern. Ich bin überzeugt, daß viel¬
fach gegen diese Anordnung gefehlt wird. Ich selbst habe, ohne diesen Paragraphen zu kennen,
vor einigen Jahren die Summe herabsetzenlassen, zu welcher meine Gebäude versichert waren.
Ich glaube nicht, daß ich der Einzige bin, bei dem die Gebäude zu hoch abgeschätzt siud. Vci
einer anderen Versichcrnngsgefellfchaft kam folgender Fall vor. Bei einem Inventar wurde ein
altes Häuschen durch einen vereidigten Experten zu 600 M, abgeschätzt,bei der Versteigerung
kam es nicht so hoch; dieses alte Häuschen ist bei der Versichcrnngsgefellfchaft zu 1950 M. ver¬
sichert. Meine Herren! Mnß man da nicht rufen: führe uns nicht in Versuchung. Ich bin
überzeugt, daß ein großer Theil der Brände den allzugrohenVersicherungssummen ihre Entstehung
verdankt. Ich halte dafür, daß die Versicherungssummenreuidirt werden sollen und da, wo sie
zu hoch siud, unbarmherzig herabgesetzt werden. Es liegt das nicht blos im Interesse der Feuer-
Societät, sondern im allgemeinenInteresse,

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Da ein Antrag nicht gestellt,
sondern nur eine Anregung gegeben ist, so tonne» wir fortfahren: 41, 42, 43, 44, l5, 46, 47,
48, -zu, 50, in einem Theile ist hier eine Aenderung eingetreten, es fragt sich, ob der übrige
Theil verändert werden soll, 51, 52, 53, 54, 55, 56. Der Herr Abgeordnete Bloem hat
das Wort.

AbgeordneterVloem: Es ist blos eine redaktionelleAenderung, die meines Erachtens
zweckmäßig ist, sie Hut aber auch eine sachliche Bedeutung. Der ß 56 zerfällt in vier Absätze.
Jeder Absatz behandelt einen Fall für sich, der letzte Absatz behandelt die Fälle, in denen Schäden
durch Erdbeben nnd Explosionenentstehen,und dann folgt in demselben Absatz die Bemerkung,
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daß die in Folge eines Brandes nothwendig werdenden Nbbrnchs-und Änfräumungskostennicht
vergütet werden. Nach der ganzen Eintheilung bezieht sich dieser Schlußsatz mir auf die Schäden,
die durch Erdbeben und Explosionenentstehen,ich nehme aber an, daß er generell alle Fälle um¬
fassen soll, Ist dies aber der Fall, so muß ein besonderer Absatz gemacht werden.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Sofern Jemand das Wort zu
dieser Aenderung wünscht, so bitte ich, sich melden zu wollen, sonst scheint mir das Einucrftändniß
des hohen Hauses vorhanden zu sein, daß für den letzten Satz ein besonderer Absatz gebildet
wird. — Das Haus ist einverstanden,wir gehen weiter: 57, 58, 59, 00, 61, 62, 6?, 64, 65,
66, 67, 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77. Der Herr Abgeordnete Vloem hat
das Wort.

AbgeordneterNloem: Nach dem §. 77 soll der hypothekarische Gläubiger zunächstden
Versuch machen, sein Kapital zu retten aus dem Erlös des verpfändetenGrundstückes,und wenn
ihn: das nicht gelingt, dann soll er zunächst den Versuch machen, im Wege der Exekutiongegen
das persönliche Vermögen seines Schuldners seine Forderung zn retten und erst dann soll er an
die Societät gehen können. Nach der Fassuug des §, 32 ist eine andere Interpretation nicht
möglich, das scheint mir eine große Belästigung des hypothekarischen Gläubigers zu sein. Der
hypothekarischeGläubiger soll sonst, wenn durch Verschuldendes Versicherten die Versicherung
erlischt, trotzdem cin»n Anspruchauf Befriedigung haben. Wenn er nun aber Jahre lang den
Versuchmachensoll, ans dem persönlichenVermögen des VersichertenBefriedigung zu erlange»,
dmm würde meines Emchtens der hypothekarische Credit geschädigt werden. Ich glaube, daß,
wcun diese Interpretation, wie ich annehme, die richtige ist, eine Aenderung des 8. 7? sich
empfiehlt. Ich würde daran den Antrag knüpfen, den Paragraphen folgendermaßenzu fassen:
„Verliert der Versicherte sein Recht auf die Brandentschädignng, fo ist die Societät dennoch
verpflichtet, dieselbe den eingetragenen bezw. angemeldetenGläubigern gegen Übertragung ihrer
Rechte zu zahlen", das Wörtchen „soweit" und den ganzen Schlußsatzzu streichen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Instizrath Adams: Der Antrag geht also dahin,
in dem §. 77 in der dritteil Zeile das Wörtchcn „soweit" uud den Nachsatz „als dieselbenaus
dem verpfändeten Grundstück, oder wenn ihnen zugleich ein persönlichesRecht gegen den Eigen¬
thümer des Grundstückszusteht, auch aus dessen sonstigem Vermögen wegen ihrer eingetragenen
Forderung nicht befriedigt werden" zu streichen. Ich stelle den Antrag zur Diskussion. Der Herr
Geh. Negierungsrath Seul hat das Wort.

Direktor der Prouinzial-Feuer-Societät Geh. Regierungsrath Seul: Meine Herren! Die
Bestimmung, wie sie jetzt vorgeschlagen ist, ist dieselbe, wie sie in dein bisherigen Reglement gilt,
und ich glaube, es sprecheu mancherleiBilligkeitsrücksichtendafür, daß die Societät nicht noch
weiter zu gehen verpflichtetwird, als sie jetzt schon geht. Wenn ein Brandbeschädigterdas Recht
auf die Brandentschädigungverliert, so ist das in der Regel ein Brandstifter. Wenn nun, trotzdem
der Mann selbst sein Gebäude in Brand gesteckt hat, die Societät dem hypothekarischen Gläubiger
zu entschädigen hat, so ist das doch etwas, was über den Nahmen des gewöhnlichen Versicherungs¬
verhältnisses hinausgeht; wenn nun aber der Brandbeschädigteaußerdem Vermögen hat, oder in
anderer Weise haftbar gemachtwerden kann, so ist es ganz richtig, daß der betreffende Gläubiger
zuerst sich selbst bemühen muß, sein Geld zu erlangen, und erst wenn er nicht zu seiuem Gelde
kommen kann, die Societät es aus den Brandschadengeldcrnzahlt. Ich würde bitten, den
Paragraphen so zu belasse»,wie er vorgeschlagenist.
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Stellvertretender Vorsitzender «eh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteEonrth
hat das Wort,

Abgeordneter Eourth: Ich möchte vorschlagen, das Eine stehe» zu lassen und das
Andere zu streichen. Mir scheint es allerdings der Billigkeit entsprechend, daß der hypothekarische
Gläubiger zuerst die uoch vorhandene Baustelle oder deu Nest des Hauses subhastirt; das ist
etwas greifbares; daß er aber nicht weiter zu gehen braucht und nicht mich uoch die persönliche
Klage anzustellenhat. Ich würde also bloß die Streichung der letzteren Verpflichtungbeantragen.

Stellvertretender Borsitzender«eh. Iustizrath Adams: Danach würden also die Worte
„soweit" uud die Worte „als dieselben aus dem verpfändetenGrundstücknicht befriedigt werden"
stehen bleiben uud die Worte „oder, wenn ihnen zugleich ein persönlichesRecht gegen den Eigen¬
thümer des Grundstückszusteht, auch aus dessen sonstigenVermögen wegen ihrer eingetragenen
Forderung" zu streichen sein.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich würde gar nicht zu Gunsten der alten Be¬
stimmung das Wort zu ergreife» wage», wem, sie nicht bereits seit einer langen Reihe von
Jahren, ohne daß Unzuträglichkeitenzu Tage getreten sind, in dem alte» Reglement gestanden
bätte. Angesichts dieses Umstandes hat man das Gefühl: mau ist vorsichtiger, wenn nur» sie
festhält,- mn» weiß nicht, wenn man ohne dringenden Gruud eine vielleicht theoretisch durchaus
motivirte Aenderung eintreten läßt, ob mm, nicht schließlich andere Unznträglichteiten, die bisher
nicht vorhanden waren, zum Nachtheileber Societät heraufbeschwört. Da nach den Ausführungen
des Herrn Geheimrnth ^eul bisher Nachtheile aus der jetzigen Bestimmung sich nicht geltend
gemachthaben, jedenfalls der Hypothetarkredit nicht gelitte» hat, so möchte ich miheimgebe», ob
es nicht gerathen wäre, den Paragraphen unverändert festzuhalteu,

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteBloem
hat das Wort.

AbgeordneterBloem: Meine Herren! Wenn man im praktische» Lebe» gestände» hat,
so wcch man auch, daß nicht alle Bestimmunge» des frühere» Reglements für die Provinzial-
Feucr-Soeietät uugetheilte»Beifall gchmdeu habe»; es hat sich vielmehr herausgestellt,daß einzelne
Bestimmungen mit den Anschauungen,wie sie allgemein gang uud gebe sind, nicht übereinstimme».
Was nun diese von mir bemängelte Vorschrift m,la»gt, so verkenne ich nicht, daß dasjenige,
was der Herr AbgeordneteEourth gesagt hat, eine gewisse Berechtigung hat, uud will ich im
Interesse der Beschleunig»»», der Diskussion meinen Antrag zu Gunsten des seinigen zurückziehen.
Ich will nur die eine Bemerkung mir erlaube», daß, soweit mir die Statute» und Police¬
bedingungenvon Privat - Feuerversicherung«:!, bekannt sind, von leiner einzigen dem Hypotheken-
gläubiger die Verpflichtungauferlegt wird, zunächst zn versuche», was er aus den, persönlichen
Vermöge» des Schuldners herausbekommt. Meiuc Herren! Es wird dies ja wohl nicht begehrt
werde», es tonnte aber event, doch zn großen Veratioue» führen, es müßte der Hypothekengläubiger
zunächst den Nachweis führen, daß er ei» Urtheil erstritten habe, daß auf alle mögliche Weise
d,e Exetutiou versuchtund daß sie fruchtlos ausgefallen wäre. Er würde auf lauge Zeit des
Genusses seines Capitals beraubt sei,,, er würde die Zinsen nicht heben und außerdem die
Kufteu zu trage,, haben. Das sind meines Erachtens unbillige Zumuthuuge».

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es hat sich 'Niemand weiter
zn», Worte gemeldet, der Herr Referent verzichtet auf das Schlußwort, wir komme» zur Ab-
Mmmuug. Da der am weitestengehendeAutrag des Herrn AbgeordnetenBloem zurückgezogen
'st, ,u habe» wir zunächst über den Antrag des Herrn AbgeordnetenEourth abzustimmen, der
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dahin geht, daß nur die Worte hinter dem Wort „Grundstück" bis zu den Worten „nicht
befriedigt worden" sämmtlich wegfallen, es würde alfo die Bestimmung die fein: „Verliert der
Versicherte fein Recht auf die Brandentfchädigung,fo ist die Societät dennoch verpflichtet,dieselbe
den eingetragenen bczw. angemeldeten Gläubigern gegen Ucbertragnng ihrer Rechte soweit zu
zahlen, als diefelbenaus dein verpfändetenGrundstücknicht befriedigt werden."

Diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn Abgeordneten Courth zustimmend
den Paragraph in derjenigenWeise zu fassen wünschen, wie ich ihn eben verlesen habe, bitte ich,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität, demnach ist §. 7? in dieser abgekürztenForm angenommen.
Wir kommen zn ß. 78, 79, 80, 81, 82, 83. Zu ß. 83 hat der Herr AbgeordneteCourth
das Wort.

AbgeordneterCourth: Ich wollte überhaupt über die Bedingungen, die für die Mobilar-
Versicherung gelten, eine Bemerkung machen. Diefelben sind fehr dürftig gehalten im Vergleich
zum früheren Reglement; namentlich fehlen die Präjudizfälle, welche sich bei Versicherung von
Mobilien ganz anders gestalten. Ich nehme an, daß dies alles durch die Police geregelt werden
soll. Ich wollte um eine Bestätigung meiner Ansicht bitten. (Direktor der Provinzial-Fcuer-
Socictät Geh. Regierungsrath Seul: Ja.)

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Die Bemerkung scheint erledigt
zu sein, wir können fortfahren. Wir kommen zu §. 84 — 85, dieser Paragraph ist bereits
erledigt — 86, 87, 88, 89, 90. Das sind sämmtliche Paragraphen. Wir würden demnach jetzt
über das ganze Reglement abstimmen. Ich bitte diejenigen Herren, die gegen das Reglement
mit den beschlossenenAbänderungen sind, sich zu erheben. — Das geschieht nicht, das Reglement
ist demnacheinstimmig angenommen. Wir kommen zum Schlußsätze in dein Antrage der Com¬
mission. Der Herr Referent hat das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Der Schlußantrag der Commissionlantet dahin,
daß das hohe Haus beschließen möge, den Provinzialansschuß zu beauftragen, die nach §. 120
der Provinzialordnung vom 1. Juni 188? erforderliche Genehmignng der zuständigen Herren
Minister nachzusuchen, den Provinzialansschuß auch ermächtigen, diejenigenAenderungen in dem
Reglement an Stelle des Provinziallcmdtageszu beschließen, welche zur Erlangung der staatlichen
Genehmigung etwa noch erfordert werden möchten.

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: WünschtJemand zu dieser Frage
noch das Wort? — Es scheint nicht der Fall zu sein, ich schließe die Debatte darüber und bringe
zur Abstimmung, ob dem ProvinzialauSschussedieses Mandat ertheilt werden soll. Diejenigen
Herren, welche dagegen sind, bitte ich, sich zu erheben.— Es erhebt sich Niemand, es ist auch
dieser Beschlußseitens des Provinziallandtages gefaßt. Wir kommen demnach zu dein folgenden
Gegenstände.

(VorsitzenderFürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Wir kommen nunmehr zu Nr. 9 der Tagesordnung:

Antrag der III. Fachcommissionbezüglich des Referats des Provinzialausfchusses betreffend
Uebernahmedes Communalwegesvon Essen nach Gelsenkirchen. Berichterstatterist Herr Abgeord¬
neter Scheid:.

Berichterstatter AbgeordneterScheidt: Meine Herren! Die Commission war nach genauer
Prüfung der einfchlagenden Verhältnisseder Straße einstimmigder Ansicht, daß, wenn irgend eine
Straße sich zur Uebernahme als Provinzialstrahe qualifizire, dies bei der vorliegenden Straße



414

der Fall sei, die Commission glaubt aber, daß, wenn mit dein Ausbau des Weges sofort begonnen
werden könnte, dann dein Vorschlage des Prouinzialausschusses entsprochen werden töuute, die
Uebernahme der Straße als Provinzialstraße noch zu vertagen. Demnach hat die Commission
beschlossen,Ihnen uorzuschlageu:

„Hoher Landtag wolle die Beschlußfassung über den Antrag auf Uebernahme des
Lommunalwegcs von Esstn nach Gelsenkirchen bis auf weiteres vertagen, dagegen
dem Provinzialansschusse anempfehle», den betheiligten Gemeinden zum urouinzial-
straßenmähigen Ausbau des in Rede stehenden Weges einen Znschnß aus Pro-
uiuzialmittclu unter der Bedingung zu gewähren, daß der Kostenanschlag durch Organe
der Provinz angefertigt und der Ausbau des Weges durch Olgaue der Provinz
bewirkt werde,"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Facheommisston zur Dis¬
kussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag
zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben — Es erhebt sich
Niemand, folglich ist der Antrag einstimmig angenommen.

Wir kommen zu Nr. w der Tagesordnung: Autrag der III. Fachcommifsion bezüglich
des Referats des Prouinzialausschusses, betreffend Uebernahme der Straße von Andcruach nach
Manen und von Odenthal nach Schlebufch als Provinzialstraße. Berichterstatter ist der Herr
Abgeordnete Scheidt. Ich ersuche denselben, den Bericht vorzutragen.

Berichterstatter Abgeordneter Scheidt: Meine Herren! Die Commission erlaubt sich
Ihnen vorzuschlagen:

„Hoher Provinziallandtag wolle die Beschlußfassung
a. über den Antrag des Kreislandraths zu Maven auf Uebernahme der Aktienstraße von

Andernach nach Manen bis auf Weiteres mit der Maßgabe vertagen, daß die
Prouiuzialverwaltung behufs weiterer Erörterung der Angelegenheit mit der Anfertigung
eines Kostenanschlags beauftragt wird;

d. über den Antrag des Bürgermeisters von Odenthal auf Uebernahme der Straße von
Schlebufch nach Odenthal aus deu vom Proviuzialausschusse in dein gedruckten
Referate zur Geltung gebrachten Gründen bis auf Weiteres vertagen,"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. — Es meldet
sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag
ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zu Nr. 11 der Tagesordnung: Antrag der III. Fachcommifsion zu dem
Referate des Prouinzialausschusses über die Petition von Bewohnern des oberen Wiedthales um
Weiterführung der Wiedthalstraße, Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Krawinkel. Ich
ersuche den Herrn Berichterstatter das Wort zu ergreifen.

Berichterstatter Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Die Angelegenheit liegt Ihnen
in dem gedruckten Referate des Prouinzialausschusses vor, die Commission hat sich nach Prüfung
der Angelegenheit den: Antrage des Provinzialausschuffes anschließen müssen. Es geht der Antrag
dahin: Hoher Landtag wolle die in Rede stehende Petition ablehnen. Ich denke, daß ich angesichts
der Lage der Dinge und der Ausführungen über die Petition in dem gedruckten Referate von
weiteren Bemerkungen abstehen darf.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzn das Wort? — Es meldet sich
Niemand zum Wort, ich schliche die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung, Ich
bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand,) Der Antrag ist
einstimmig angenommen.

Wir kommen zu den, folgenden Punkte der Tagesordnung, Punkt 12: Antrag der
111. Fachcommissionbezüglich der Zuweisung der Königlichen Staatsregierung, betreffend die
Uebernahmeder AktienstraßeAachen-Eupen. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDittmar;
ich bitte ihn, den Bericht zu übernehmen.

BerichterstatterAbgeordneterDittmar: Meine Herren! In der Zuweisung, welche unter
dein 9. Dezembervon dem KöniglichenHerrn Landtagöcommissariusan unsern Herrn Landtags¬
vorsitzendengerichtet worden ist, ist dem Wunsche Ausdruck gegeben worden, die Aktienstraße
Aachcn-Eupen auf die Provinz zn übernehmen bezw., wenn eine sofortige Uebernahme nicht thunlich
erscheinensollte, Verhandlungen anzuknüpfen, welche zu einer solchen Uebernahme zu führen
geeignet wären. Der Wunsch des Herrn Landtagscommissarius gründet sich auf einen Bericht
der Königlichen Regierung zu Aachen vom Oktober d. I., in dem ausgeführt wird, daß der
Zustand der AktienstraßeAachen-Enpcnin der letzten Zeit ein bedenklich schlechter und mangel¬
hafter geworden, und die Gefahr vorhanden wäre, daß aus diesem Zustande eine öffentliche
Kalamität hervorgehenwerde. Es wird von Seiten der Gesellschaftals Grund dieser mangel¬
haften Unterhaltung der Straße angeführt, daß die Straße, namentlichseitdem die Bahn Aachen-
Montjoie eröffnet worden ist, an Frequenz wesentlich verloren und an Einnahmen eingebüßt habe,
sudaß die Einnahmen nicht mehr hinreichten,um eine ordnungsmäßige Unterhaltung der Straße
zu sichern. Es wird von der KöniglichenRegierung weiter ausgeführt, meine Herren, wenn diese
Straße Aachen-Eupennicht bestandenhatte, so würde ja zweifelsohne die Provinz in die Lage
versetzt worden sein, eine solche Straße zu bauen, und da argumcntirt die Königliche Staats-
regierung, daß die Provinz viel billiger weg käme, wenn sie statt eines solchenBaues diese
Aktienstraßeübernehme. Zu welchem Preise, wie wohlfeil die Straße übernommenwerden könnte,
darüber ist in dem Berichte der Königlichen Negierung nichts gesagt; wir müssen, um uns ein
Bild davon zu machen, ans frühere Verhandlungen zurückgreifen. Meine Herren! Der Antrag
auf Uebernahmeder Straße Aachen-Euvenist wiederholt an den Provinziallandtag gelangt, zuletzt
im Jahre 1883. Es ist damals der Antrag gestellt worden, diese Straße mit einer Reihe anderer
Straßen des Aachener Bezirks zu übernehmen, und ist für diese Aktienstraße Aachen-Euvendamals
geltend gemacht worden, daß das Aktienkapitalder Gesellschaft, welche die Straße gebaut hätte,
55 000 Thaler betrüge, und es ist damals angedeutet bezw. offcrirt worden, die Straße für einen
Pnis von 55 000 Thalern abzugeben. Die Landesverwaltung hat sich im Jahre 1883 gegen
einen solchen Ankauf der Straße Aachen-Eupen ausgesprochen, und der damalige ständische Provinzial¬
landtag hat dieser Ansicht der Landcsvcriualtung beigestimmt. Ich bemerke, daß damals die
Landcsuerwaltung sich bemüht hat, auf die Interessenten der Straße, auf die adjazircnden
Gemeindendahin einzuwirken, daß die Gemeinden die Straße von der Aktiengesellschaft über¬
nehmen und der Provinzialverwaltung offerircn möchten. Die desfallsigcn Bemühungen der
Prouinzialverwllltung haben damals zu keinem Resultat geführt. Meine Herren! Wir stehen
heute vor zwei entgegengesetzten Anschauungen, wir stehen einerseits vor dein sehr berechtigten
Wunsche der KöniglichenStaatsregierung, daß die AktienstraßeAachen-Eupen auf die Provinz
übernommen werde, wie wir, glaube ich, ja alle wohl den dringenden Wunsch hegen, daß endlich
einmal mit diesem unhaltbaren, zum Theil sogar unwürdigen Verhältniß gebrochen werde, in
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Barriere» und ihren meistentheils schlechten Wegennterhaltungen »mgcben sind, befinde». Wir
stehe» andererseits gegenüber der kategorische»Erklärung der Landesverwaltung, eine solche
Straße wie die AkticnstraßeAachen-Eupengcge» Entgelt nicht übernehmenzu wollen und nicht
übernehmen zu können weil aus einem solchen Ankauf sich ein gefährlichesPräcedenz ergeben
würde. Wir stehen auch gegenüber der früheren Praxis des ständischen Provinziallandtages, und
wir stehen gegenüber der Erklärung der Landesverwaltung, daß sie ihrerseits heute keine Ver¬
anlassung hätte, Verhandlungenmit den interessirtcn Gemeinden anzuknüpfen,daß vielmehr, wen»
überhaupt die Straße auf einer anderen Basis übernommenwerden sollte, derartige Verhandlunge»
von den intercssirten Genieinden, nicht von der Landesverwaltung auszugehen hätten. Meine
Herren! In diese,» Dilemma und anerkennmd, daß es allerdmgs ein gefährliches Präcedenz
schaffe» würde, wenn die Provinz heute eine solche Straße ankaufen würde, hat sich Ihre
Commission in die Lage versetzt gesehen, i» «»gehender Prüfung der Sachlage Ihnen zu
empfehlen, von einen: Ankauf der AktienstraßeAachcn-Eupcn abzusehen. Dabei hat Ihre Commission
nicht nur den Wunsch, sondern das ausdrücklicheVerlangen gehabt, daß demnächst doch von
Seiten der landesverwaltung Sorge dahin getragen werden mochte, daß in genereller Weise
diesem Unwesen der Akticnstraße» ein Ende geinacht werde. Meine Herren! Ihre Commission
empfiehlt Ihnen daher:

„Hoher Landtag wolle beschließen, von einem käuflichen Erwerb der Aktienstraße
Aachen-EupenAbstand zu nehmen."

Der Antrag ist in dieser Weise formnlirt worden, weil er ausdrücke»soll, daß die
Straße gege» Entgelt nicht übernommen werde» soll, es soll aber ausdrücklich der Möglichkeit
Raum gegeben werden, daß eine Uebernahme auf anderer Basis stattfinden konnte. Meine
Herren! Ich gestatte mir Namens der Commissicm, Ihnen diesen Antrag zur Genehmigung
zu empfehlen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Commission zur Diskussion.
Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag zur
Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand,
folglich ist der Antrag einstimmigangenommen.

Wir kommenzu dem nächsten Gegenstände: Antrag der 111. Fachcommissiou,bezüglich
des Antrages der Stadt Remscheid auf Beihülfe für die Morsbachstrahe. — Berichterstatter ist
der Herr AbgeordneteScheidt. Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, vorzutragen.

Berichterstatter AbgeordneterScheidt: Meine Herren! Die fragliche Straße ist im Bau
begriffenund scheinen die Koste» aus verschiedenen Gründen überschritten zu seiu. Die Straße
ist von cmi»e»tcr Vedcutuug, auch i» sozialer Beziehung, weil dadurch 54 Hämmer, die im
Erliegen waren, wieder lebensfähig werden. Indessen liegt in der Eingabe, die dein Provinzial-
ausschuß noch nicht vorgelegen hat, keine nähere Begründung über die Höhe der erzieltenKosten.
Da der Provinzialcmsschußresp, der Verwaltungsrath vor 2 Jahren zu der Straße bereits die
halben Vaukosteu bis zu einer Höhe von 75 000 M. und ebenso ein Darlehen von 75 000 M-
3 Jahre zinsfrei uud dann zu 3°/» Zinsen und 2> Rückzahlung gegebenhat, so erlaubt sich
die CommissionIhnen vorzuschlagen,daß wir die Sache an den Ausschuß verweisen, der der
Sache in wohlwollenderWeise schon bei dem ersten Antrage entgegengekommenist, Demnach
schlägt die Commission Ihnen vor:

„Hoher Landtag wolle den Antrag dem ProvinzialaM'schussezur eventuellenBerück¬
sichtigungempfehlen."
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VorsitzenderFürst zu Wicd: Ich stelle den Antrag zur Diskussion. — Es meldet sich
Niemand zu», Worte, ich schließe dieselbe und bringe den Antrag zur Abstimmung, Ich bitte
diejenigen Herren, die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand, der Antrag ist
einstimmig angenommen.

Wir kommenzu Nr. 14 der Tagesordnung: Antrag der 111. Facheommissioubezüglich
des Gesuchesum Beseitigung von Ulmenbäumen an der Geldcrn-EmmericherProvinzialstraße. —
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Krawinkel. Ich ersuche ihn, das Referat zu übernehmen.

Berichterstatter AbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Die Petition geht von dein
Ortsverband des NheinischcnVauernvereins Kellen bei Cleve aus und betrifft die Beseitigung
der an der Provinzialstraße Geldern-Emmerich stehenden Ulmenbäume, resp, die Leistung eines
Schadenersatzes. Die Petition ist schriftlich eingereicht, ich brauche aber wohl nicht mit der Ver¬
lesung zu beginnen. Es stehen übrigens nach der Auskunft, die wir in der Commissionbekommen
haben, verschiedene Interessen einander gegenüber, die Interessen der wirthschaftlichenSeite und
diejenige» der Schönheit der Gegend. Mit Nücksicht darauf, daß die Abwägung dieser entgegen¬
gesetzten Interessen bisher nicht in genügender Weise stattgefunden, hat die Commission es für
zweckmäßiger erachtet, den Piovinzialausschuß zu beauftragen, eine erneute eingehendePrüfung
vorzunehmen und demnächstdarüber zu beschließen. Ich bitte dementsprechenddas hohe Haus,
den Antrag der Commissionannehmen zu wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion und gebe
dein Herrn AbgeordnetenFreiherr von Los das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Herren! Ich stimme dein Antrag der Com¬
mission vollständig bei, daß der Ausschuß die Sache prüfen und darüber beschließensolle; er
wird am besten in der Lage dazu sei«: Ich erlaube mir aber auf Grund meiner Kenntniß der
Verhältnisse in meinem Wahlkreise, diese Petition dem Ausschuß zur wohlwollenden Erwägung
zu empfehlen. Meine Herren! Es wird, wie ich weih, namentlch seitens der Stadt Cleve das
Bedürfniß des Schattens auf den: Wege geltend gemacht,

Meine Herren! Wenn die Herren in Cleve Schatten haben wollen, so haben sie ihren
Thiergarten von annähernd 1200 Morgen, in dem sie reichlich Schatten haben. Es hieße nicht:
Wasser in den Nhein, aber Bäume in den Wald tragen, wenn man noch weitere Bäume schaffen
wollte. Ich muß constatiren, daß die Sache gerade kleine Grundbesitzerbetrifft, die an der Straße
wohnen und die durch die Ulmenbäume nicht unwesentlichgeschädigt werden. Bei den Clcue'schen
Verhältnissen glaube ich doch wohl, daß die Petition eine Berüchsichtigungwerth ist. Ich empfehle
sie daher der wohlwollendenBehandlung seitens des Provinzmlausschusses.

Vorsitzender Fürst zu Wird: Wüuscht noch Jemand das Wort? Es ist nicht der
Fall; ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag der III. Fachcommissionzur Abstimmung.
Diejenigen Herren, die dagegen sind, wollen sich erheben. Es erhebt sich Niemand, folglich ist
der Antrag angenommen.

Meine Herren! Wir kommennun zu den Punkten 15, 16 und 17 der Tagesordnung.
Diese betreffm die sämmtlichen Nechnuugsdechargen,welche dem diesjährigen Landtage vorliegen.
Ich möchte mir erlauben, diese Nechnuugsdechargenzusammenzufassen und fragen, ob die Herren
Berichterstatter der Fachcommissionenirgend etwas gegen die Rechnungenzu erinnern haben, oder
ob vielleichtdie Herren Vorsitzendender betreffendenCommissionenantworten wollen. Der Herr
Abgeordnete Sahler hat das Wort.

53
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Abgeordneter Sa hl er: In Abwesenheitdes Herrn Grafen Veissel, der Vorsitzenderder
I, Fachcommissionist, kann ich als dessen Stellvertreter anführen, daß gegen die Decharginmg
nichts einzuwendenist.

VorsitzenderFürst zn Wied: Der Vorsitzendeder II. Fachcommissionhat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Ich habe als Vorsitzenderder II. Fachcommissionebenfalls

zn erklären, daß keine Vemerknng gegen die Decharginmg zu machen war.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ist der Referent für die III. Fachcommifsion, oder der

Vorsitzende, der Stellvertreter desselben, oder sonst ein Mitglied dieser Commission anwesend,
welches über diesen Punkt berichten kann? Der Herr AbgeordneteFuchs hat das Wort.

AbgeordneterFuchs: Gegen Ertheilung der Decharge hat sich nichts zu erinnern gefunden.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Hoffmann das Wort.
AbgeordneterHoffmann: Als Mitglied der Commission kann ich nur bestätigen, daß

nichts gegen die Decharchirungzu erinnern gewesenist.
VorsitzenderFürst zn Wied: Dann werden Sie damit einverstanden sein, daß sn dluc-

Decharge für fämmtlicheRechnungen ertheilt wird. Es erfolgt kein Widerfpruch; in constntire
dies. Die Decharge für fämmtliche Rechnungenist demnachausgesprochen.

Wir kommennunmehr zum Hauptetat der Provinzialuerwaltung der Nheiuprouinz für
die Etatsjahre 1889/91. Berichterstatter ist der Herr Landesdirektor; ich bitte denselben das
Wort zu ergreifen

Landcsdircktor Klein: Meine Herren! Die Einzeletats sind theils im Plenum theils
in den Commissionenberathen worden. Es haben sich hierbei keine Anstünde oder Aenderungen
der vorgeschlagenenZiffern ergeben. Da der Hauptetat nur eine Zufammcnstcllnngder betreffen¬
den Spezialetats enthält, fo folgt daraus, daß auch eine Aenderung des Hauptetats nicht vorzu¬
nehmen ist. Ich habe bereits Gelegenheit gehabt, den Hauptetat im Einzelnen zu erläutern, und
ich würde Ihre Zeit unnützer Weise in Anspruch nehmen, wenn ich noch einmal auf die einzelnen
Ziffern des Hauptetats näher eingehen wollte. Ich möchte nur zwei kleine Aenderungen anregen,
welche durch Ihre Beschlüsseder letzten Tage nothwendig geworden sind. In Vezug auf den
Spezialetat der Eentralstclle muß ich nämlich bemerken, daß der neucrwählte Landesrath Adams
an die betreffendeStelle des Etats eingeführt und zwar mit einem Gehalt von 6600 M. und
600 M, vensionsfähigcr persönlicher Zulage, wie dies seinem jetzigen Einkommen entspricht.
Ferner ist der neue Direktor der Landesbank!>. Lohe gleichfalls in der betreffendenStelle des
Ausgabectats der Landesbank anzuführen. Das war das Einzige, das ich zn bemerkenhatte und
beantrage demnach:

1. den vorgelegten Hauptetat für die Etatsperiode 1889/91 zu genehmigen und
2. die erwähnten Aenderungen in dem Specialetat der Centralverwaltungsbchörde

fowie in dem Ansgabeetat der Landesbank zu gestatten bezw. zu befchließen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand zu dem Hauptetat das Wort?

er ist eine ZusammenstellungsämmtlicherSpezialetats, die wir berathen haben, nebst den zwei
Bemerkungendes Herrn Landesdirektors. Ich frage, ob der Etat mit den beiden Aenderungen
genehmigt wird? — Es erfolgt kein Widerspruch; ich nehme daher an, daß Sie den ganzen
Hauptetat, wie er vorliegt, yn dloc genehmigenuud erkläre denselben für genehmigt. Wir kommen
nunmehr zum letzten Punkte unserer Tagesordnung: Bericht der zur Begutachtung des Entwurfes
einer Haubergordnung für den Kreis Altenkirchengewählten Commifsiun. Berichterstatter ist der
Herr AbgeordneteFreiherr von Hövel. Ich ersuche denselben,das Referat vorzutragen,
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Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Höuel: Meine Herren! Es liegt dem hohen
Landtage von Seiten der KöniglichenStaatsrcgierung ein Entwurf einer Haubergordnung für
den Kreis Altentirchen vor. Die zur Behandlung diefer Angelegenheitgewählte Commission ist
einstimmig nach eingehender Erwägung zu folgendemVcfchlusfe gelangt: Die Commissionbeschließt
den vorliegenden Entwurf unverändert dem hohen Landtage zur Annahme zu empfehlen. Es
haben zu diesem Beschlusse folgende Erwägungen beigetragen. Die Commission erkennt an, daß
die neue Haubergordnung wesentlicheVerbesserungengegen die alten Haubcrgordnungcn enthalte.
Besonders werden die Fortschritte bezüglich der gewährten Möglichkeit,nunmehr die nothwendigen
Fortschreibungcnim Grundbuche vornehmen zu können, anerkannt. Ferner finden die Bestimmungen
über den Schöffenrath nnd die Anstellung eines Forstbeamtcn Anerkennung. Dagegen lnnn die
Commissionnicht unterlassen, ihr Bedauern darüber auszusprcchen, daß in dein neuen Entwürfe
die gleiche Stimmberechtigung eines jeden Genossen beibehalten wird, und nicht die Stimm¬
berechtigungnach der Zahl der Antheilebemessenwerden soll. Daß dieses Bedauern der Commission
sich nicht zn einem Verbesserungsuorschlageverdichtethat, liegt in folgender Erwägung Es haben
feit einer längeren Reihe von Jahren Verhandlungen mit den Interessenten stattgefunden, um zu
einem erträglichen Zustande gegenüber dem früheren Gesetze zu kommen. Die Interessenten sind
frei in ihren Cntfchließnngenund können nach keiner Richtung hin einein Zwange unterworfen
werden. Es ist mit der größten Mühe gelungen, diejenigen Verbesserungenzu erreichen,die in
diesem Entwürfe niedergelegt sind. Das ist das äußerst Mögliche; ein Weiteres ist absolut nicht
zu erreichen gewesen. Würde nuu dem hohen Landtage hier empföhle!', Abänderungsvorschläge
im Anschlußan diefes Bedauern zu befchließen, so würde die einfache Folge sein, daß das Gesetz
an die Interessenten zu deren Anhörung zurückverwiesenwerden müßte, weil es sich um eine
prinzipielle Aenderung handelt und weil diese Bestimmung ein uraltes Recht der Interessenten
ist. Dadurch würde das Gesetz einfach zu Boden fallen, weil die Interessenten sich nimmermehr
dazu bestimmenlassen würden, auf eine solche Aenderung einzngehen. Das sind kurzer Hand die
Beweggründegewesen, welche das Vorgehen der Commissionbestimmt haben. Ich bitte den Herrn
Vorsitzenden, das Haus zu fragen, ob es eine eingehende Berichterstattungüber die Materie wünscht.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich möchte von Ihnen hören, ob Sie
eine eingehende Berichterstattung über die einzelnen Paragraphen des Gesetzes wünschen,(Stimme!
Nein.) Dann eröffne ich die Diskussion über das Referat des Herrn Berichterstatters. Wünscht
Jemand das Wort? — Cs meldet sich Niemand, so schließe ich die Diskussion uud bringe den
Antrag der Commissionzur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, die dagegen sind, sich zn
erheben. (Es erhebt sich Niemand,) Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Meine Herren! Wir sind am Ende unserer Tagesordnung. Es ist nur ein Antrag des
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Plettenberg, der vorhin wegen Beerdigungskosten der vom
Rhein angefchwemmtenLeichen gestellt und der an den Provinzialausschuh verwiefen worden ist,
noch etwas näher präzisirt uud folgendermaßen gefaßt, zugegaugen:

„Hoher Prouinziallandtag wolle beschließen,mit dem früheren Antrage des Antrag¬
stellers, betreffend BeerdigungskostenaufgefundenerLeichen,auch folgenden Zufatz dem
Provinzialausfchusfe zur Erwägung und Berichterstattung für den nächsten Prouinzial¬
landtag zu überweisen:

Die Uebernahme der in vorgenanntein Antrage genannten Beerdigungskostenauf
den Etat der Provinz foll eventuellrückwirkend vom 1, Januar 1889 ab stattfinden."

(Bewegung.)
5ö*
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Meine Herren! Der Antrag ist an den Ausschuh zur Berichterstattung zu verweisen; er
geht mit den anderen Anträgen an den Aussmuß, welcher darüber dein nächsten Landtage
berichtenwird. Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.) Was die nächste Sitzung betrifft,
so habe ich mir in der letzten Sitzung vom Samstag erlaubt, Ihnen vorzuschlagen, dah wir die
nächste Sitzung am Mittwoch und zwar um 10 Uhr halten. (Zustimmung.) Ich würde dann
sämmtliche, noch zur Verhandlung stehenden Angelegenheiten auf die Tagesordnung setzen
und mochte die Herren fragen, ob sie die Liste hören wollen. (Stimme: Nein.) Sie wird
Ihnen gedruckt mitgetheilt werden. Die Tagesordnung wird aus 12 Nummern bestehe,». Meine
Herren! Ich würde Ihnen dann noch anheimgeben, daß Sie zu dieser Sitzung schon in dem
entsprechendenAeußern erscheinen,damit ich nachher, wenn wir unsere Arbeiten beendet haben,
Seine Excellenz, den Herrn Obcrprästdeutcn bitten kann, den Landtag zu schlichen. Um wie
viel Uhr das sein wird, kann ich nicht voraussehen. Ich würde vorschlagen,daß wir um 10 Uhr
beginnen und durchsitzen bis wir fertig sind. Ich höre keinen Widerspruch dagegen; ich constatire
dies und schließe hiermit die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 5 Uhr.)

Achte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, mn Mittwochdeu 19. Dezember 1888.

Beginn 10 Uhr 15 Minuten Vormittags.

Tagesordnung:

1. Antrag der I. Facheommission,betreffend
Ä. das Gesuch der evangelischenKirchengemeindezu Vacharach lim Bewilligung von

Geldmitteln für Wiederherstellungder Pfarrkirche daselbst;
1). das Gesuch des katholischenKirchenvorstandes der Pfarrgemeinde Nheinberg um

Beihülfe zur Restauration des Kirchthurmes.
Berichterstatter: Abgeordneter Frings.

2. Anträge der I. Fachcommissionzu dem Antrage der GemeindeVrcyell auf Bewilligung
einer Subvention für die Gemüfebaufchuledaselbst.

Berichterstatter: Abgeordneter Weidenfeld.
3. Antrag der I. Fachcommifsionzu der Vorstellung des Vorstandes des Trier'schen

Vauernvereins um Bewilligung eines Zuschusses von 1200 M, jährlich für die
Vercinskafsezur Förderung der Obstbaumzucht.

Berichterstatter: AbgeordneterWeidenfeld.
4. Antrag der I. Fachcommissionbezüglich des Antrages des Abgeordneten Pflug auf

Gewährung von Entschädigung für das an Milzbrand fallende Rindvieh
Berichterstatter: Abgeordneter Pflug.
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5». Antrag der I, Fachcommissionbezüglich des Antrages des Abgeordnete!,Pflng auf
Verwendung eines Theiles des Zinsgewinncs des Meliorationsfonds für uerniehrte
Stierhaltung und zur Hebung der Rindviehzucht.

Berichterstatter: Abgeordneter Pflug.
N. Referat der I, Fachcommissionbetreffend Gesuch des Bürgermeisters Baasel zu Anger¬

mund um Bewilligung einer Unterstützung für die Hagelbeschädigtender Gemeinde
Lintorf.

Berichterstatter: Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim.
7. Antrag der I. Fachcommissionhinsichtlichdes Antrages der Gemeinde Königswinter

um Verleihung der Stcidteordnung.
Berichterstatter: Abgeordneter Graf und Marquis von Hoensbroech.

8. Mündlicher Bericht des Provinzialausschusscs über deu Antrag des Abgeordneten
Freiherr von Solenmcher-Antweilerauf Bewilligung von Darleben an Landkreisezur
Durchführung der Kreisordnung gegen ermäßigten Zinsfuß.

Berichterstatter: LandesdirektorKlein.
N. Mündlicher Bericht des Provinzialausfchusses über den Antrag des Grafen und

Marauis von Hoensbroechauf Einführung der elektrischenBeleuchtungim Ständehanse.
Berichterstatter: Abgeordneter Lueg.

IN. Antrag der III. Fachcommissionbezüglich des Antrages des Abgeordneten Iweigert
auf Erhebung einer Abgabe für die Benutzung von Provinzialstraßen zur Legung
von Gas- und Wasfcrlcituugsröhren.

Berichterstatter: Abgeordneter Krawinkel.
! I . Antrag der III. Fachcommissionauf die Beschwerdemehrerer Einwohner von Wittlich

hinsichtlich der Anpflanzung von Obstbäumen an der Wittlich-AIf'er Prouinzialstraße.
Berichterstatter: Abgeordneter Kunz.

12. Antrag der III. Fachcommissionbezüglichdes Gesuches um Gewährung einer Ent¬
schädigungfür den Verlust eines Fohlens.

Berichterstatter: Abgeordneter Hoffmann.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung. Bevor wir in
die Tagesordnung eintreten, möchte ich noch einige kleine geschäftlichenAngelegenheiten znr
Sprache bringen. Zunächst den stenographischenBericht betreffend, „lochte ich Ihnen sagen,
daß einige Herren noch im Rückstandsind mit den Korrekturen des stenographischen Berichtes von
der III., IV., V. und VI. Sitzung, es ist nur die I. und II. Sitzung complet. Ich möchte
daher die Herren bitten, möglichst bald die stenographischen Berichte in das Bureau gelangen zu
lassen. Von der III. Sitzung ist rückständigHerr Graf von Veihcl, von der IV. Sitzung Herr
von Voh und Herr von Hövel, von der V. Sitzung Herr Graf von Beißel und Dr. Muth, von
der VI Sitzung Herr Scheidt und Herr von Grand-Ny, Herr Pelizaeus, Frhr. von Geur und
Herr Graf von Beißel. Was den stenogravhifchenBericht der letzten Sitzung betrifft, fo wird
dieser wohl den Herren Rednern nach Haufe geschickt werden müssen, denn hier wird derselbe nicht
mehr korrigirt werden können. Dann bitte ich die Herren den korrigirten stenographischen
Bericht wieder hierher gelangen zu lassen, damit der Druck des ganzen stenographischenBerichtes
vorgenommen werden kann. Sodann habe ich noch eine Frage wegen des Protokolls der letzten
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Sitzung an Sie zu richte». Nach der Geschäftsordnung beißt es: „Eine Verlesung des Proto¬
kolls findet nur auf ausdrückliche»Autrag eines Abgeordneten statt. Das Protokoll der letzten
Sitzung einer Session ist an, Schlüsse derselben zu verlesen und festzustellen;der Landtag kann
aber auch die Feststellungdieses Protokolls einer besonderenEommissionübertragen". Ich möchte
den hohen Landtag fragen, was er hierin beschließt,ob das Protokoll vor Schluß der Sitzung
festgestellt oder einer Eommifsion übertragen werden soll. Wollen Sie eine Commissionwählen?
(Stimmen: Ausschuß.) Ich möchte mir erlauben, darauf hinzuweisen, daß Sie das letzte Mal
dem Präsidium die Feststellungdes Protokolls übertragen haben. Sind die Herren damit eiu-
verstcmdeu?— Es erfolgt kein Widerspruch, dann wird es so geschehen. Ich habe noch einen
Eingang Ihnen mitzuteilen Es ist nur von Pnffcndorf, Kreis Gcilenkirchen, ein Rekurs des
Mathias Dressen, eheiualigen ständigen Arbeiters auf den rheinischen Vezirksstraßen, eingegangen,
um Unterstützungin Gemäßheit des diesbezüglichenvom Rheinischen Provinziallandtag bewilligten,
gegebeneuKredits.

Er führt aus, daß er nicht Hülfsarbeiter, fondern ständiger Arbeiter gewesen ist, jetzt
alt ist und eine Unterstützunghabeu müßte nach den Nestimmungen, die darüber getroffen sind.
Er legt aber ein Schreiben bei, nach welchem ihm der Straßenanffeher Asche mitgetheilt hat,
daß der Laudcsdirektor uicht in der Lage sei, ihm eine Unterstützuug zu geben. Es ist also eiu
Rekurs gegen die laufende Behörde. Ich möchte den hohen Landtag fragen, ob er die Sache an
den Provinzialausfchuh zur Erledigung abgeben will? Es erfolgt kein Widerspruch, somit geht die
Sache an den Prouinzialausschuß. Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, hat der Abgeordnete
Ianßen noch ums Wort gebeten, ich ertheile ihm dasfelbe

Abgeordneter Ianßen (Burtscheid): Meiue Herren! Die Vertreter des Regierungsbezirks
Aachen haben sich zur Vornahme der Wahlen für die Oberersatzcommissionund die Bezirks¬
commission als Abtheilung constituirt und Ihnen vorgcfchlagen, den Oberregierungsrath a. D.
Elaeßen in Aachen als Mitglied der Oberersatzcommissiouzu wählen. Nach eingctroffenerNach¬
richt hat Herr Elaeßen diese Wahl auf das Bestimmteste mit Rücksichtauf feine geschwächte
Gesundheitabgelehnt. Die Bezirksvertrcter haben schon bei der ersten Wahl auf diefe Eventualität
Rücksicht genommen, indem sie für den Fall einer Ablehnung von Seiten des Herrn Elaeßen deu
Herrn Grafen Wilderich von Spee zu Maubach für den gedachtenPosten in Aussicht uahmen.

Ich bitte Sie, diefe Wahl per AkklamationIhrerseits zu genehmigen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist vorgeschlagen,an Stelle des Hirrn Elaeßen Herrn

Graf Wildcrich von Spee aus Maubach in die Oberersatzcommifsionzu wählen, weil Herr Elaeßen
durch seinen Gesundhcitszustaudverhindert ist. Erfolgt gegen eine folche Veränderuug sowie aus
Geschäftsordnungsgründendagegen, daß wir die Wahl jetzt vollziehen,Widerspruch? Ich constatire,
daß beides nicht der Fall ist. Erfolgt gegen die Wahl felbst Widerspruch? Ich constatire, daß
dies ebenfalls uicht der Fall ist und erkläre den Herrn Grafen Wilderich von Spee als Mitglied
der Ober-Ersatzcommissionfür gewählt.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung eiu. Erster Gegenstand ist Antrag der
I. Fachcommission,betreffend a. das Gesuch der evangelischenKirchengemeindezu Nacharach um
Bewilligung von Geldmitteln für die Wiederherstellungder Pfarrkirche daselbst; d. das Gesuch
des katholischen Kirchenvorstandes der Pfarrgemeinde Nheinberg um Beihülfe zur Restauration
des Kirchthurmes. Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Frings. Der Herr Abgeordnete
Graf von Veifsel hat das Wort,

AbgeordneterGraf von Veifsel: Der Herr AbgeordneteFrings ist erkrankt und der
Herr Graf von Hoensbroechhatte die Freundlichkeit,das Referat zu übernehmen.
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Vorsitzender Fürst zuWied: Wie ich eben höre, ist der Berichterstatter ertrankt und
Herr Graf und Marquis uon Hoensbroechbereit, an seine Stelle das Referat vorzutragen. Ich
ertheile ihm das Wort,

Berichterstatter Abgeordneter Graf und Marquis uon Hoensbroech: Meine Herren!
Es liegen zwei Anträge vor: 1. ein Gesuch der evangelischen Kirchengemeindezu Vacharach um
Bewilligung zur Wiederherstellung der Pfarrkirche St. Peter zu Bacharach; 2, ein Gesuch des
katholischenKirchenvorstandesder Pfarrgemeinde Nhcinberg um Beihülfe zur Restauration des
Kirchthurmcs.

Hierzu ist in der 1. Fachcommifsionfolgender Beschluß gefaßt worden:
„Die l. Fachcommissionhat beide Gesucheeingehend geprüft und beehrt sich dem hohen
Hause vorzuschlageu die Petitionen dem Provinzialau«schusse zur Prüfung und
Berichterstattung au den nächstenLandtag zu überweisen."

Wie Ihnen bekannt ist, meine Herren, hat der Prouinziallandtag sich in den früheren
Sefsionen mit zahlreichen derartigen Gesuche»beschäftigt, die aus dem Ständefonds ihre Befrie¬
digung fanden.

Der Proviuziallandtag stellt bei diesen Gesuchen stets den Grundsatz auf, daß es sich
einerseits um Erhaltung eines historisch interessanten und merkwürdigen Baudenkmals handeln
müsse, andererseits, daß die betreffendePfarrgemeiude selbst nicht in der Lage sei, die Erhaltung
aus eigenen Kräften zu bewerkstelligen Von diesen Grsichtsvuukten aus siud die früheren
Petitionen immer behandelt worden. Hier bei diesen Petitionen ist nun nicht ersichtlich, ob diese
Punkte zutrcffcu. Es liegen weder Baupläne vor, noch sind Prästationonachweisegeliefert. Deshalb
hat die Fachcommission beschlossen, diefe Gesuchenicht einfach abzuweifcn,sondern sie dein Ausschuh
zur Vorprüfung zu überweisen. Dies war umfomehr begründet, als, wie Sie wissen, aus dein
Ständefonds in diefem Landtage keine Zuschüsse bewilligt worden sind. Ich bitte Sie daher,
diesem Antrage der Fachcommissionzuzustimmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ueber diesen Antrag der Fachcommissioneröffne ich die
Diskussion. Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schließe die Diskussion und bringe den
Antrag zur Abstimmung, Diejenigen Herren, die dagegen sind, wollen sich erheben. (Es erhebt
sich Niemand.) Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommenzu Punkt 2 der Tagesordnung: Anträge der 1. Fachcommissionzu dein
Antrage der GemeindeVrevell auf Bewilligung einer Subvention für die Gemüfebauschule daselbst.
Berichterstatter ist der AbgeordueteWeidenfeld; ich ersuche denselben, das Referat vorzutragen.

BerichterstatterAbgeordneterWeidenfeld: Es liegt hier ein Antrag der Gemeinde Vrevell
auf Zuschuß eiuer bedeutendenSumme Geldes aus dem Provinzialfonds zur Errichtung einer
Gemüfebauschulevor. Die I. Fachcommissionhat sich aus folgenden Gründen zu dem Antrage,
den ich Ihnen nachher vortragen werde, entschlossen. In den Gemeinden Nreucll und Kempen
wurde bis jetzt, wie aus der Petitiou hervorgeht, Hausiudustrie getrieben. Von 15 000 Webern
sind kaum 2000 bis A000, welche lohnende Arbeit haben. Man muhte sicl, in diesem Bezirk
nach neuen Erwerbsquellen umsehen. Die Vertreter der Gemeinde, wie hervorragendeIndustrielle,
halten den Gemüsebau für die Kultur, durch welche sich eine neue Erwerbsquelle erschließen ttehe,
weil in dein benachbarten Holland eine grohe Masse Gemüse gebant und nach den deutschen
Märkten eingeführt wird. In Breuell ist am 15. November d. I, eine Schule für den Gemüse¬
bau errichtet worden, für welche die Gemeinde, da die Gegend fehr arm und durch hohe Eommunal-
stcuern belastet ist, eine Unterstützung aus dem Provinzialfonds beantragt. Von Seiten der
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Regierung ist der Gemeinde zur Errichtung dieser Gemüscbauschulefür die Jahre 1869 und
18!'«) eine Summe von 3000 M, unter der Bedingung bewilligt worden, daß der Provinzial-
lcmdtag eine gleiche Summe bewillige. Der Antrag der I, Fachcommissiongeht dahin

„Hoher Provinziallnndtag wolle mit Rücksichtdarauf, daß der Herr Ressortminister
für die Gemüsebauschulezunächst einen einmaligen Zuschuß von 3000 M. zum
1. April 1889 aus der Staatskasse unter der Bedingung gewahrt hat, daß auch die
Provinzialverwaltung die gleiche Summe bewilligt, für das Etatsjahr 1889/90 der
Schule den Betrag von 3000 M, aus landwirtschaftlichen Fonds bewilligen. Ferner
beantragt die I. Fachcommifsion, den Provinzinlausschuß zu ermächtigen, für das
Jahr 1890/91 die gleiche Summe zu bewilligen,sofern die itönigliche Staatsregierung
pro 1890/91 ebenfalls denselbenBetrag zur Verfüguug stellt,"

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Commissionzur Diskussion
und ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten Nossiö,

Abgeordneter Nossiö: Meine Herren! Aus verschiedenen Zeitungsberichtenund aus den
Ihnen zugegangenenSchriftstücken haben Sie von der Nothlage der Hausweber in dein Kreise
Kempen und den benachbartenKreisen Kenntniß erhalten. Wenn Sie indeß Gelegenheit hätten,
sich durch persönlicheAnschauungvon der Nothlage des Näheren zu überzeugen, so würden Sie
finden, daß die Berichte noch hinter der Wirklichkeit zurückbleiben. In der vorliegenden Petition
von Nrenell ist Bezug genommen auf meine Vaterstadt Süchteln, Süchteln ist der grüßte Ort
im Kreise Kempen und hat nahezu 10 000 Einwohner. Wenn ich Ihnen nuu sage, daß im
verflossenen Winter bis in den Sommer dieses Jahres hinein 25 Prozent und mehr haben unter¬
stützt werden müssenund daß von der über 500 > betragenden Commuualstener mehr wie '/«
zu Armenzwccken verausgabt wurde, so brauche ich dem wohl nichts mehr hinzuzufügen. Aehnlich
wie in Süchteln liegen die Verhältnisse in den anderen Gemeinden unseres Kreises, wo außer der
Sammt-Industrie ein weiterer Erwerbszweig nicht vorhanden ist. Da es nun außer allem Zweifel
feststeht, daß die Hausindustrie nicht wieder anf einen grünen Zweig kommenwird, so ist es klar,
daß diese Nothlage eine dauernde resp, mit jedem Winter wiederkehrendeist und jedes Jahr
schlimmer wird, daß aber auch die Gemeinden auf die Dauer nicht in der Lage sind, den an sie
gestellten Anforderungen gerecht zu werden und daß andererseits die umfangreichstenUnterstützungen
das Uebel nicht zu beseitigenvermögen. Hierzu giebt es meiucr Ansicht nach nur zwei Mittel,
die geeignet erscheinen,der Noth ein Ende machen, das eine, die überschüssigen Weber zu anderen
Nerufszweigen überzuführen und das andere, welches in der Heranziehung neuer Industrien nach
unserer Gegend besteht. Beides, meine Herren, ist schwierig und das letztere kaum möglich.
Gestatten Sie nur zur Begründung ,neiner Aussage noch einmal auf Süchteln zurückzukommen.
Süchteln, meine Herren, hat eine gesunde, gute Lage, es sind Arbeiter genug vorhanden; dort ist
der Werth des Grund und Bodens und der Gebäulichkeitenein geringer. Aber, meine Herren,
wenn ich Ihnen sage, daß trotz der 10 000 Einwohner kein Amtsgericht, kein Steuereinnehmer,
kein Notariat, keine höhere Schule am Platze, fo werden Sie zugeben, daß die hierdurch vor¬
handenen Unbequemlichkeiten verbunden mit der hohen Communalsteuerso leicht keinen Industriellen
oder wohlhabendenBürger veranlassen, dorthin überzusiedeln, wohl aber anhaltend gut situirte
Einwohner bewegen, den Ort zn verlassen. Mehr hierüber zu sagen ist hier nicht der Ort: ich
habe auch uur diesen Punkt berühren wollen in der Voraussetzung, daß je mehr diese für unsern
Ort traurige» Thatsachen und Verhältnisse zur allgemeinen Kenntniß gelangen, wir desto eher
Aussicht gewinnen, daß unsere fortgesetzten bisheran vergeblichenBemühungen zur Erlangung der
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nur alsdann bei unsern Versuchen,neue Industrien in unsere Gegendhinüberzuziehen,mehr Erfolg
als wie bisher haben werden, Die Ueberführung der Weber zn anderen Berufszweigen ist eben¬
falls nicht leicht, weil die Weber nur ungern die von ihnen solange geübte Neschaftignngverlassen.
Aber, meine Herren, Noth und Hunger zwingen sie dazu, und da begrüßen wir denn mit Freuden
die Errichtung einer Gemüsebanschuleim Kreise Kempen als ein Mittel, das einer wenn vorlänfig
auch nur kleinen Anzahl von Webern Gelegenheit bietet, sich über kurz oder lang eine neue
Erwerbsquelle zu verschaffen,anderseits aber mich geeignet erscheint, den jungen Webern, die als
Schüler dort aufgenommenwerden, Lust und Liebe zur Laudwirthschaft einzuflößenund sie durch
den genossenen Unterricht zur Thätigkeit in der Landwirthschaftgeeigneter und anstelligerzu machen
wie bisher. Aus den von nur angeführten Gründen und in Anbetracht der geschilderten Nothlage
bitte ich das hohe Hans dringend, dem Antrage der Eommissionbeizntreten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteHorten hat das Wort,
Abgeordneter Horten: Ich möchte einen Znsatz beantragen folgendermaßen: Zum Antrag

der I. Fachcommifsionauf Bewilligung einer Subvention für die Gemüsebauschuleder Gemeinde
Vrenell wird beantragt:

„Hoher Prouinziallandtag wolle dein zweiten Theile des Antrages der 1, Fachcommission
folgende Fassung geben:

Ferner den Provinzialausschuß anzuweisen für das Jahr 1890/91 die gleiche
Summe zu verwenden, fofern die Königliche Staatsregierung, eine oder mehrere
Eorporationen, bezichungsweifePrivatpersonen pro 1890/91 denselben Netrag zur
Verfügung stellen,"

Das Wort anweisen ist etwas präziser wie ermächtigeil. Die Fachcommission hat gesagt,
es soll der Provinzialausschuß bloß ermächtigt werden, das zu thun. Wenn wir sagen anweisen,
so liegt die Verpflichtungvor, falls die Staatsrcgierung den Betrag wiederum gewährt, daß dies
auch unsererseits zu geschehenhabe. Wie ich ans dem Referate entnommen habe, hat sich der
Prouinzialausfchuß Anfangs nicht auf den Standpunkt der Eommissiongestellt, sondern ist für
Ablehnung des Znfchnsses gewesen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte den Antrag schriftlich einzureichen. Der Herr
AbgeordneteFreiherr von Solemacher hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich muh Namens des Prouinzial-
ansschusses einen thatsächlichen Irrthum berichtigen. Der Provinzialausschnß hat keineswegs
Ablehnung in der Sache beantragt. Es lag eine Petition an den Landtag vor, und da eigentlich
dem Landtag nur die Verfügung über den Disposition«- oder sogenannten Ständcfonds zusteht,
so mnßte dieser Antrag in die Liste der Antrage gegen den Ständefonds eingetragen werden, und
da war im Allgemeinenbeantragt, für dieses Jahr keine Bewilligung eintreten zu lassen; aber
speziell gegen diesen Autrag hat der Prouinzialansschnß niemals ablehnend entschieden,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf und Marquis von Hoens-
broech hat das Wort,

Abgeordneter Graf und Marquis von Hoensbroech: Meine Herren! Ich stimme mit
den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Nofsi« darin überein, daß die Nothlage eine sehr
dringende ist. Wir haben vor einigen Jahren fchon über diesen Punkt verhandelt, und ich machte
damals die Bemerkung, daß diese Nothlage stets im Wachsen begriffen sein müsse, weil that¬
sächlich der Handweber durch die Maschine aus seiner Arbeit exprovriirt würde. So liegt that-

54
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sächlich die Sache, und wir haben ein großes Interesse daran, daß diese große Kategorie von
hülfsbebürftigen Leuten auf andere Wege gebracht werde, um wieder zu einem gesunden, frischen
Gewerbe zn kommen. Das ist der Gesichtspunkt, der uns hierbei leiten muß. Nur mochte ich
auf die Bedenken hinweisen, die mir in Bezug auf diesen Antrag gekommensind. Sie liegen
darin, daß wir die Handweber einem Gewerbe zuweisen und sie iu eine Thätigkeit hineinsetzen,
die nach meiner Ansicht auf die Dauer ebensowenig lohnend sein wird, wie die Thätigkeit, aus
der sie jetzt herausgesetztworden sind, C's wird in der Petition der Lonkurrenz gedacht, die uns
von holländischerSeite bereitet wird, mit Fug und Recht, denn unser Markt wird geradezu von
dem holländischenGemüse überschwemmt. Ich bin in der Lage, Ihnen hierfür die Zahlen aus
der Neichsstatistikanzugeben. Ich habe hier die letzten drei Jahre zur Hand. Sie elfchen daraus,
daß die Einfuhr aus den Niederlanden bctrng im Jahre 1885 l'i2U00 Dovpelcentner, im
Jahre 188«) fchon 189 000 Dovpelcentner und im Jahre 1887 sogar 210 000 Doppelcentner;
es ist also ein stetiges Wachsen dieser Einfuhr zu uerfolgeu. Sie finden aber auch iu dieser
Statistik, meine Herren, daß unser Gemüsebau überhaupt, der vor noch nicht langen Jahren ein
blühender war, leider Gottes erheblich zurückgegangenist. Im Jahre 1885 überstieg unsere
Gesammtausfuhr mit 400 000 Doppelcentnern die Gesammteinfuhr mit 344 000 Doppeleenlnern
noch erheblich, während im Jahre 188? das umgekehrte Verhältniß eingetreten ist und die
Einfuhr mit 484 000 Doppelcentnern jetzt die Ansfuhr mit 340 000 Doppelcentnern erheblich
übersteigt. Dieses Mißverhältnis; steigt von Jahr zu Jahr, und es ist daher Thatsache, daß
diese Produktion im deutschen Neich zurückgeht. Darum habe ich mich gefragt, ob es rationell
sei, die Weber gerade auf diefen Punkt hinzuweifen. Man fagt in der Petition, es sei noth¬
wendig, daß die holländischeConkurrenz bekämpft werde, aber sind wir denn auf dem Boden
des Freihandels, auf dem der Gemüfeban augenblicklichsteht, in der Lage, überhaupt die
Conkurrenzmit Holland erfolgreichaufzunehmen? Ich muß leider sagen: Nein. Holland hat in
der Maasniedernng einen uralten Gemüsebau. Holland hat auch den Vorzug uns gegenüber,
daß es in Folge des Mangels des Schnlzwangcs und des Militärzwanges die Arbeitskräfte
billiger hat. In Holland gehen die Kinder, die hier in die Schule gehen, zur Arbeit und
verrichten die leichte Gartenarbeit, wie sie der Gemüsebau erfordert. Deshalb ist es möglich,
dort billiger zu prodnciren, uud so lange diese Verhältnisse sich nicht ändern, halte ich eine
erfolgreicheKonkurrenzmit Holland für ausgcfchlossen. Wir müssen, uud das ist die Basis eines
erfolgreichenVorgehens in dieser Sache, dahin streben, daß wir, wie auf andern Gebieten, fo
auch in diesem Zweige durch einen entsprechendenSchutzzollgeschützt werden. Ich mochte daher
auch hier bei dieser Stelle darauf hinweifen, daß ohne einen solchen Schutzzoll nach meiner
Meinung in der Sache nichts zu machen ist. Wenn man die Weber auf andere Zweige, wie
z. V. auf die Korbflechter«hinweifen würde, so würde ich dies für ersprießlicherhalten. Ich
habe diese Bedenkenhervorgehoben, nicht um gegen den Antrag zu sprecheil lind gegen denselben
zu stimmen, ich bin vielmehr, weil es sich um die mäßige Summe von 3000 M. handelt, bereit,
diesen Versuch zu machen, obwohl ich mir sage: es ist ein vergeblicherVersuch. Der Nothlagc
und der Zusichcrungder Staatsregierung gegenüber, welche ihrerseits 3000 M. zu geben beab¬
sichtigt, wenn wir sie auch geben, kann ich nicht nein sagen, trotz der hervorgehobenenBedenken,
Außerdem bin ich der Ansicht, daß, wenn diese Petition wiederkehren würde, wir die Nestimmnngen,
wie sie in dem Statut enthalten sind, nicht so ohne Weiteres acceptiren können Ls ist durch
das Statut eine Neihe von Namen ins Kuratorium aufgenommen, deren Zweckmäßigkeit ich
augenblicklich nicht beurtheilen kann. Bei dem Namen des Herrn Niedeck ist mir aufgefallen, daß
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derselbe ein (Grundstückgegen eine Pacht von 1080 M jährlich hergegeben hat, was eine
Verzinsung von 1'/2"/n entspricht; es ist also tein ganz schlechtes Geschäft, Weiter ergiebt sich,
daß bei einein Gesammtcomplexvon 40 Morgen und einem Gesammtzuschuhvon «000 M. auf
den Morgen ein solcher von 150 M, fällt- daß ein solches Unternehmen, welches derartige Zuschüsse
erfordert, auf die Dauer sich rentiren soll, ist mir allerdings sehr fraglich. Meine Herren! Ich
schließe mit diesen Ausführungen, bitte aber trotz der großen Bedenken, die dem Antrag entgegen¬
stehen, denselbenanzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist mir folgenderAntrag von dem Herrn Abgeordneten
Horten eingereichtworden:

Zum Antrage der I, Fachcommifsionauf Newilliguug einer Subvention für die Gemüse¬
bauschule der Gemeinde Vrenell wird beantragt:

„Hoher Prouinziallandtag wolle dem 2, Theile des Antrages der I, Facheommisston
folgende Fassung geben:

Ferner den Provinzialausschuh anzuweisen,für das Jahr 1890/91 die gleiche
Summe zu verwenden, sofern die Königliche Staatsregicrung, eine oder mehrere
Korporationen bezw. Privatpersonen pro 1890/91 denselben Betrag zur Verfügung
stellen."

Os sind also 2 Veränderungen: 1. statt „ermächtigen" „anzuweisen" und 2, hinter den
Worten: KöniglicheStaatsregierung einzusetzen„eine oder mehrere Korporationen bezw. Privat¬
personen". — Der Herr AbgeordneteHorten hat das Wort.

Abgeordneter Horten: Ich gehe von der Ansicht aus, daß, wenn Seitens des Ministeriums
nicht die volle Summe von 3000 M. gegeben werden sollte, sie etwa durch den Kreistag oder
durch freiwillige Beiträge aufgebracht werden könnte. Wenn dann der Herr Minister sagt: wir
geben 1500 M, so glaube ich, würden durch freiwillige Beiträge weitere 1500 M. gesammelt
werden können; deshalb habe ich an das hohe Haus den Antrag gestellt. Ich lege wenig Werth
darauf, daß das Wort „anzuweisen" hineinkommt, ich will es sogar hiermit zurückziehen,aber
das zweite Wort muß bestehenbleiben. Die Möglichkeit, wenn Seitens des Ministeriums nur
1500 M. oder eine andere Summe gegeben wird, den Nest durch freiwillige Beiträge aufbringen
zu können, und so auch den Provinzialzuschuß zu erhalten, ist dann gegeben.

VorsitzenderFürst zu Wied: So viel ich verstanden habe, hat der Herr Abgeordnete
Horten jetzt gesagt, er würde in seinem Antrag das Wort „anzuweisen" zurückzieheu,er wolle
aber für den Fall, daß die KöniglicheStaatsregierung vielleicht weniger oder nichts gewähre,
daß doch dieselbeSumme in dein Jahre 1890/91 gegeben werde, im Falle von Korporationen
resp. Privatpersonen dieselbe Summe aufgebracht wird. — Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

Landesdirektor Klein: Meine Herren, ich wollte mich nur gegen das Wort „anweisen"
wenden, weil dieser Ausdruck denn doch den Provinzialausschuh zu sehr viukulireu würde. Unter¬
stellen Sie einmal, daß die KöniglicheStaatsregierung aus dem Grunde ihren Veitrag zurück¬
zieht, weil sie fiudet, daß die Schule den Erwartungen nicht entspricht. Wenn dann ein Privatier
oder eine Korporation das Geld gebe, wäre, insofern der Ausdruck „Anweisung" stehen bliebe,
der Provinzialausschuß verpflichtet, den Zuschuß weiter zu bewilligen, unabhängig davon, ob er
sich sagen müßte: wenn das dein Landtag bekannt gewesenwäre, würde er sicherlich den Zuschuß
nicht angewiesen haben. Wird der Ausdruck „ermächtigt" gebraucht, so kann der Provinzial¬
ausschuh prüfen, aus welchen Gründen die Königliche Staatsregicrung ihren Veitrag zurückgezogen

54»
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hat, er kann prüfen, ob das Beispiel, welches der Herr Abgeordnete Horten anführt, daß die
KöniglicheStaatsregierung ihren Beitrag von 3000 M, auf etwa 2000 M. herunterfetzt, Anlaß
für die Provinz sein foll, auch ihrerseits den Beitrag zurückzuziehen. Nachdem das Wort „anweisen"
indessenzurückgezogen ist, habe ich zur Sache weiter nichts zu bemerken.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist keiu Antrag iu Bezug auf das Wort „anweisen"
gestellt, denn der Antrag das Wort „cmzuweiseu" aufzunehmen, ist zurückgezogen. Der Herr
Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Autwciler: Es liegt ein Mißverständnis;
des Herrn Landesdirektors vor. „Anweisen" war statt „bewilligen" beantragt, aber wenn statt
„ermächtigt" gesagt werden soll „beauftragt", so wäre dies das, wogegen der Herr Landesdirektor
gesprochen hat.

VorsitzenderFürst zu Wied: Nein, es war beantragt statt „ermächtigen" zu sagen
„anzuweisen", dieser Antrag ist aber zurückgezogen. Der Herr Abgeordnete Schmitz hat
das Wort,

Abgeordneter Schmitz: Meine Herren! Ich bin mit dem Antrage auch eiuuerstandcn,
möchte aber die Bedingung daran geknüpft wissen, daß ein Mitglied des Prouinziallandtages iu
das Kuratorium aufgenommen würde, und da der Gemüsebau innig mit der Laudwirthschaft
zusammenhängt, so möchte ich, wenn der Antrag angenommen wird, den Provinzialausschuß
ersuche», das landwirthschaftlicheMitglied des hohen Hauses aus dem Kreise Kempen dahin zu
deputiren.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wer ist denn das? Der Herr AbgeordneteQuack hat
das Wort.

AbgeordneterQuack: Meine Herren! Ich möchte nur eine kurze Vemerkuug machen.
Der Herr AbgeordneteGraf von Hoensbroech hat gesagt, daß Herr Eommerzicnrath Niedick ein
gutes Geschäft mache, indem er die angegebenePacht von dem Gut, das er angesteigert hat,
bezieht. Ich möchte bemerken,daß Herr Eommerzienrath Niedick eine Summe von 40 000 oder
50 000 M. baar hergegebenhat, um den Nothstand der Weber zu lindern, um auch in anderer
Weife, nicht allein durch deu Gemüfebau, einzutreten. Es sind von mehreren anderen hervor¬
ragenden Industriellen Summen bis zu 00 000, 70 000 M. baar hergegeben worden, um die Arbeiter
in andere Verufszweige überzuführen, nicht allein auf dem Wege dieser Schule. Zu gleicher Zeit
möchte ich weiter bemerken, daß Herr Eommerzienrath Niedick für diese Schule für 10 Jahre
jährlich 1000 M. bestimmt hat, so daß in der That ein gntes Geschäft nicht vorliegen kann,
sondern derselbe in hochherzigerWeise für den Nothstand der Weber eingetreten ist. (Bravo!)

Ich möchte diesen Punkt doch berichtigen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Graud-Ny hat das Wort.
Abgeordnetervon (tzrand-Ny: Ich möchte den Herrn Eollegen Schmitz bitten, seinen

Antrag vorläufig zurückzuziehen. Ich meine, zunächstliegt die Sache noch so unklar, daß jetzt
darüber nicht entschieden werden tan». Ich habe Bedenke«: dagegen, daß schon in diesem Stadium
ein Mitglied des Landtages oder eine sonst dem Landtag nahestehendePerson offiziell in das
Kuratorium hineinkommt,der Landtag tonnte dadurch mit der Sache iu einer Weise verknüpft
werden, die später bedenkliche Eonsequcnzenhaben könnte. Ich bitte auch im Interesse der Sache
davon abzustehen,weil die Zustimmung nur erschwertwird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSchmitz hat seineu Antrag zurück¬
gezogen. — Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf von Hoensbroech.
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Abgeordneter Graf und Marquis zu Hoensbroech: In Bezug auf den Herrn Coim
merzienrath Niedick ist »nr nicht eingefallen, demselben zu nahe zu treten. Ich habe nur
in Bezug auf den Antrag selbst meine Bemerkungen gemacht; was der Herr für die nothleidenden
Weber gethan hat, weiß ich nicht, ich habe nur aus dem Antrage ersehen, daß eine Pacht von
1080 M. der Kaufsumme gegenüber steht, und daraus habe ich den richtigen Schluß von 4'/2°/o
gezogen. Wenn jetzt gesagt wird, daß Herr CommerzienrathNiedick 1000 M. von dieser Pacht
hergiebt, so stellt sich die Sache in der That anders, meine Bemerkung gründet sich auf die
Angaben der Petition.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Worte gemeldet, ich
schließe die Diskussion und constatire nochmals, daß der Antrag des Herrn AbgeordnetenHorten
jetzt so heißt:

„Ferner den Prouinzialausschuß zu ermächtigen, für das Jahr 1890/91 die gleiche
Summe zu verwenden, sofern die Königliche Staatsregicrung, eine oder mehrere
Corporationen, beziehungsweisePriuatversonm pro 1890/91 denselben Betrag zur
Verfügung stellen."

Ich frage, ob der Herr Berichterstatter noch das Wort haben will. — Der Herr Bericht¬
erstatter Verzichtet. Wir würden zuuächstüber den Zusatz abzustimmenhaben, hinter dein Worte
„Staatsregierung" einzusetzen „einen oder mehrere Corvorationen bezw. Privatpersonen". Ich
bitte diejenigen Herren, die für diesen Zusatz sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität, der Zufatz ist angenommen. Ich brauche nun wohl nicht mehr
über den ganzen Absatz mit diesem Zusätze abstimmen zu lassen. Nnnmehr würden wir über den
ganzen Absatz der I. Fachcommissionmit dem Zufatz abstimmem, wie der Antrag jetzt mit den
eben eingeschaltetenWorteil vor uus liegt. Ich bitte diejenigen Herren, die für diesen Antrag
sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität, der Antrag ist also angenommen.
Wir gehen nunmehr über zu Punkt 3 der Tagesordnung: Antrag der I. Fachcommission

zu der Vorstellung des Vorstandes des Trier'schenBauernuereins um Bewilligung eines Zuschusses
von 1200 M. jährlich für die Vereinskassezur Förderung der Obstbaumzucht.-- Berichterstatter
ist der Herr AbgeordneteWeidenfeld.

Berichterstatter Abgeordneter Weidenfeld: Meine Herren! Der Trier'fchc Vauernuerein
hat beabsichtigt, einen Kursus für die Obstbaumschuleeinzurichten und dafür Wanderlehrer zu
engagiren. Er will aus feiner Kasse 1200 M. nehmen und erbittet aus der Pruuinzialkasse
ebenfalls 1200 M. Die I. Fachcommissionhat die Sache geprüft und hat gefunden, daß für
den Trierer Bezirk für Lehrmittel fchon außerordentlichviel ausgegeben wird und er daher diesen
Antrag nicht befürworten könnte. Dann ist die Commission aber auch zu folgendem Resultat
gelangt: Die Commission erwägt dabei, daß es ihr nicht zweckmäßig erscheint, Anträge auf
Bewilligung von Geldmitteln, welche nicht im Verwaltungsausfchuh vorberatheu sind, zu unter¬
stützen, falls nicht drillgliche Gründe dafür fprechen.

Antrag der I. Fachcommissionzu der Vorstellung des Vorstandes des Trier'schenBauern-
Vereins um Bewilligung eines Zuschusses von l200 M. jährlich für die Vereinskafsezur Förderung
der Obstbaumzucht.

Die I. Fachcommissionbeantragt:
„Hoher Provinziallandtag wolle die beantragten 1200 M. nicht bewilligen."
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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion, — Der Herr
AbgeordneteWallenborn hat das Wort,

Abgeordneter Wallenborn: Meine Herren! Ich glaube, die Sache liegt doch etwas
anders, als die Fachcommissionangenommen hat. Es ist dies nicht blos eine einfacheBeihülfe
zur Förderung der Obstbaumzucht,sondern der Trier'sche Vauernverein beabsichtigt,um die Obst¬
baumzucht in diesem Bezirke mehr zu heben, Vorträge in den einzelnen Gemeinden halten zu
lasse», um die Gemeinden zu bewegen, daß sie Pflanzungen in Viasse gemeinschaftlichanlegen
sollen. Zu diesen Massenanpflanzungenvermittelt der Trier'sche Vauernvcrein die nothwendigen
Geldmittel. Es sind viele Ortschaften, welche eine gute Einnahme aus der Obsibaumzuchthaben
und eine solche Einnahme gcbrauchcukönnten, aber die genügende Belehrung fehlt noch, und
diefe Belehrung fowie die Anregung, massenhaftePflanzungen anzulegen, möchte der Trier'sche
Vaucrnvercin den Landleuten zu Theil werden lassen. Durch die Kurse, welche in Vitbmg abge¬
halten werden und auf welche Seitens der EommissionBezug genommen wird, ist dies noch nicht
genügend geschehen, es müssen deshalb an Ort und Stelle die Leute dazu durch Rath und That
angehalten werden. Wenn hervorgehoben wird, daß Seitens der Provinz die vier anderen
Regierungsbezirkegegenüber dein einen Bezirke Trier zurückgesetztwerden, so glaube ich, daß der
diesem Bezirke gewährte Zuschuß nicht so bedeutend überwiegend ist, um das Gesuchdes Bauern¬
vereins deshalb ablehnen zu folleu. Deshalb glaube ich Ihnen diese Angelegenheit empfehlen
zu dürfen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Lundesrath Fritzen hat das Wort.
Landesrath Fritzen: Meine Herren! Nach dein Autrage sollten die 1200 M. wesentlich

dazu verwendet werden, um Obstbaumkurse zu halteu, Nun haben wir im Bezirke Trier vier
Ackerbauschulenzu St. Wendel, Saarburg, Wittlich und Vitburg. Diese sämmtlichen vier
Schuleu werden von der Provinz mit ganz erheblichen Summen subventionirt. An diesen sämmt¬
lichen vier Schulen finden Obstbaumkursestatt, uud zwar zweimal im Jahre; außerdem sind die
Direktoren der Schulen verpflichtet, Wanderlchrerturse zu halten. Aus diesen Gründen glaubte
die Fachcommission,daß die Provinz bereits hinlänglich in dem Bezirke Trier für Obstbaumzucht
sorgt, und ich empfehleIhnen, den Antrag des Vauernuereins abzulehnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist kein gegentheiliger Antrag gestellt worden. Ich
frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort haben will? — Derselbe verzichtet, dann
schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die
gegen den Autrag der Fachcommissionsind, sich zu erheben. — Der Antrag ist mit Majorität
angenommen.

Antrag der I. Fachcommissionbezüglich des Antrages des Abgeordneten Pflug auf
Gewährung von Entschädigung für das au Milzbrand fallende Rindvieh. Berichterstatter Abge¬
ordneter Pflug. — Bitte den Herrn Berichterstatter Vortrag zu halten.

Berichterstatter AbgeordneterPflug: Meine Herren! Der Antrag lautet:
„Der hohe Landtag wolle beschließen, der Provinzialausschuß wird ersucht, bei der
KöniglichenStaatsregieruug vou neuein vorstellig zu werden, daß den Provinzial-
verbänden die Vefugnih ertheilt wird, für das an Milzbrand fallende Rindvieh in
ähnlicher Weife Entschädigungzu gewähren, wie für die wegen Rotz gctödteten Pferde
und das wegen Lungenfeuchegetödtete Rindvieh,"

Meine Herren! Die I. Fachcomnüssionhat den Antrag in verschiedener Hinsicht geprüft,
sie hat gefunden, daß es wünfchenswerthist, wenn überhaupt der Milzbrand auch in diese Ver-
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sicherungaufgenommen nürd, sie prüfte, ob Milzbrand über die ganze Provinz vertheilt ist, und
sind laut Statistik alle Regiernngsbezirkefast gleichmäßigdaran betheiligt, Sie hat sich ferner die
Frage vorgelegt, ob genügende Mittel vorhanden sind, um den Milzbrand aus dem Viehuersicherungs-
fonds entschädigenzu können. Sie hat diese Frage bejaht, indem die Entschädigungstostender
Lungenseuche in den letzten Jahren im Durchschnitt 5000 M betrugen, während bei der Erhebung
von 5 Pfg. pro Stück Rindvieh ein Ueberschußvon einigen 40 000 M, in dem Viehuersicherungs-
fonds bleibt. Durch die Aufnahme des Milzbrandes wird dieser Fonds laut Statistik euentl. mit
22 000 M, weiter belastet. Es bleibt also immerhin ein Betrag von circa 20 000 M. zu
Gunsten des Viehversicherungsfondsübrig. Ich bitte daher den Antrag anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Antrag der^Fachcommission geht dahin, den Antrag,
wie er hier vorliegt, anzunehmen. Ich eroffne über diefen Antrag die Diskussion. — Der Herr
Landesrath Fritzen hat das Wort.

Landesrath Fritzen: Ich wollte nur eine kurze Bemerkung zu dem Antrage machen.
Es ist das ein Antrag, welchender Provinziallandtag in den frühere» Jahren wiederholt an¬
genommen hat, und welcher wiederholt an die KöniglicheStaatsregierung gerichtet worden ist,
Visher hat die KöniglicheStaatsregicrung demselben nicht entsprochen. Aber es ist doch die
Hoffnung begründet, daß dem erneuten Drucke des Provinziallandtages bezüglich dieses Antrages
nachgegeben wird, uud daß wir eiu Gesetz bekommen, ähnlich wie es in Württemberg bereits
existirt, daß auch für ein am Milzbrand fallendes Stück Rindvieh vom Provinzialuerband Ersatz
geleistet wnd; ich bitte also diesen Antrag anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGeheimrath Melbeck hat das Wort.
Abgeordneter Geheimrath Melbeck: Meine Herren! Ich bitte den Antrag anzunehmen.

Es ist seit langer Zeit darüber geklagt worden, daß bei Milzbrand eine Entschädigungnicht
eintritt. Ich glaube aus den Gründen, die der Herr Landesrath Fritzen geltend geinacht hat,
daß eine Entschädigunggleichwie bei Lungenseuchegeleistet werden muß und daß die Provinz
durchaus im Stande ist, die Entschädigungzu leisten, ohne eine weitere Belastung der Viehbesitzer
herbeizuführen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Michels hat das Wort.
Abgeordneter Michels: Meine Herren! Ich glaube, es ist absolut erforderlicheine Lücke

auszufüllen, die in dem Antrage liegt. Ich bin in der Commission selbst gewesen, habe aber
nicht daran gedacht, daß es immerhin möglich ist, daß die Lente versicherthaben. In diesem
Falle würden sie möglicherWeise eine doppelte Vergütung für das Stück Vieh bekommen. Es
würde für diesen Falle eine Kautele getroffen werden müssen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesrath Fritzen hat das Wort.
Landesrath Fritzen: Für diesen Fall hat das Gesetz selbst eine Vorsorge getroffen.

Im Falle eine Versicherung vorliegt, wird die Versicherungssumme bei der Entschädigung
abgezogen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es wünscht Riemand mehr das Wort. — Ich schließe
die Diskussion. Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht. (Bericht¬
erstatter verzichtet.) Wir würden nun zur Abstimmung kommen, ich bitte diejenigen Herren,
welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag ist ein¬
stimmig angenommen.

Wir kommen nun zu Punkt 5: Antrag der I. Fachcommission,bezüglich des Antrages
des Herr,/ AbgeordnetenPflug auf Verwendung eines Theiles des Zinsgewinnes des Meliorations-
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sonds für vermehrte Stierhaltung und zur Hebung der Riuduichzucht. Berichterstatter ist der
Herr AbgeordnetePflug, ich bitte denselben seinen Vortrug zu halten,

Berichterstatter Abgeordneter Pflug: Die Commissionbeantragt:
„.hoher Landtag wolle dem Provinzialausfchufseanheimgeben:
1, in thunlichst ausgiebiger Weise Anträgen auf Gewährung von Mitteln zur Hebung

der Rindviehzuchtinsbesonderezur Vermehrung der Znchtsticrezu entsprechen;
2. bei Feststellungdes Voranschlags für den Haushalt der Provinz in weiteren Jahren

die Hebung der Ninduiehzucht fortdauernd im Auge zu behalte» und den dafür
auszuwerfenden Geldbetrag möglichst hoch zn greifen.

Ich werde mir erlauben, den Antrag kurz zu begründen. Dem hohen Haufe ist aus
den Verhandlungen in diesem Sommer bekannt, daß unsere Ninduiehzucht an zwei großen Mangeln
leidet, in Bezug der Stierhaltung, dieselbe läßt sowohl in quantitativer wie qualitativer Hinsicht
viel zn wünschen übrig. Die quantitativen Mangel der Stierhaltung sind, nach einstimmiger
Meinung der Eommissiun, nur durch das Gesetz zu beseitigen, während die qualitative Stier¬
haltung nur durch bedeutendeMittel gehoben werden kann. Die Schäden, die laut Mittheilung
der KöniglichenStaatsregienmg durch die Mängel der quantitativen Stierhaltung allein für die
RegierungsbezirkeNachen, Köln, Eoblcnz, Trier cutstehen, betragen 9 454 500 M, und wie das
hohe Haus sich erinnert, habe ich Ihnen diesen Sommer an einen: Beispiel vorgeführt, daß durch ver¬
besserte Stierhaltung in qualitativer Hinsicht allein für den RegierungsbezirkTrier 6 000 000 M.
mehr erzielt werden könne». Ich möchte daher bitten, daß in Anbetracht diefer Darlegung das
hohe Haus die diesbezüglichenAnträge annimmt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht noch Jemand das Wort? - Es ist nicht der
Fall, ich schließe die Diskussion und bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich
zu erheben. — Es erhebt sich Niemand, der Antrag ist also einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Bericht der I. Fachcommission,betreffend Gesuch des Bürger¬
meisters Baasel zu Angermund um Bewilligung einer Unterstützung für die Hagclbefchädigtender
Gemeinde Lintorf, Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteGraf von Fürstcnbcrg-Stammheim,
ich ersuche denselben,seinen Vortrag zu halten.

Abgeordneter Graf von Fürstcnberg-Stammheim: Meine Herren! Der Bürger¬
meister Baasel zu Angerinnnd hat an den hohen Landtag die Bitte gerichtet, für die im Laufe
dicfeö Jahres, im Monat August, durch Hagelschlag geschädigte Gemeinde Lintorf eine Unter¬
stützungzu gewähren. Der Gesammtschaden,der der Gemeinde erwachsenist, beziffert sich auf
26 531 M. Zu dieser Summe hat die KöniglicheStaatsregienmg von Düsseldorf bereits einen
Beitrag von 1032 M. gezahlt, bleiben mithin für den Schaden 25 499 M. Ich erlaube mir
hierzu zu bemerken,daß 184 Beschädigtevorhanden sind, und von diesen nur 3 sich durch Ver¬
sicherung gedeckt haben, die übrigen nicht. Die I. Fachcommissionhat sich eingehendmit diesem
Antrage beschäftigtund ist zu der Ueberzeugunggekommen,dem hohen Hause vorzuschlageu,diesen
Antrag des Herrn Bürgermeisters abzulehnen. Die I. Fachcommissionstellt daher den Antrag:

„Der hohe Landtag wolle beschließen:
Das Gesuch des Herrn Bürgermeisters Baasel zu Angermund abzulehnen, da den
Beschädigten die Möglichkeit geboten war, durch Beitritt in eine Hagelversicherung
sich vor Schaden zu bewahren,"

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Fachcommissionzur Dis¬
kussion. Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag
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zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich zn erheben.
(Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt ? : Antrag der I. Fachcommission,betreffend den Antrag
der Gemeinde Königswinter auf Verleihung der Städteordnung. Berichterstatter ist Graf und
Marquis von Hoensbroech. Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, das Wort zu ergreifen,

Berichterstatter Graf und Marquis von Hoeusbrocch: Es liegt der Antrag der Gemeinde
Königswinter auf Verleihung der Städtcordnnng vor. Die I. Fachcommissionbeschloß die
Ablehnung des Antrages Ihnen anzuempfehlen. In aller Kürze waren die Gründe folgende:
Wenn auch aus den Akten und Eingaben ersichtlich war, daß sich sowohl die Gemeinde Königs¬
winter, wie auch die abzutrennenden Gemeinden Ittenbach und Aegidienbergmit dieser Erhebung
in die Reihe der Städte einstimmig einverstanden erklärt hatten und wenn auch der Kreistag
diesen Beschluß einstimmig zu dein scinigen gemacht hatte, so glaubt doch die Fachcommission dem
hohen Provinziallandtag empfehlenzu sollen, sich auf einen anderen Standpunkt zu stellen, und
hiervon ausgehend glaubte er die Ablehnung beantrage» zu füllen. Die Fachcommifsionsagte sich,
wenn wir einer Gemeinde wie Königswinter mit 3000 und einigen Einwohnern die Städteordmmg
verleihen, so werden wir ein Priicedenz schaffen und werden in kürzester Zeit mit derartigen
Gesuchenüberschwemmtwerden. Das bringt eine Verschiebung in allen möglichenBeziehungen
mit sich, die nicht wünschenswerthist, Es muh der GemeindeKönigswinter, wenn das Wachsthum,
wie es sich bis jetzt zeigt, constant und stetig bleibt, überlassen werden, später, wenn die Bevölke¬
rungsziffer eine andere geworden ist, den Antrag zu erneuern. Ich bitte Sie, dem Antrage der
Fachcommissionzuzustimmenund den Antrag auf Verleihung der Städteordnung abzulehnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion, Der Herr
AbgeordneteRings hat das Wort.

Abgeordneter Rings: Ja, meine Herren, die Gemeindevertretung von Königswinter ist
allerdings der Ansicht, daß Königswinter völlig reif ist für die Städteordnung, und der Kreistag
hat sich dieser Ansicht einstimmig angeschlossen. Königswinter ist ja bereits dem Ramm nach
Stadt, Es war in den früheren Landtagen bei den Städten vertreten und wird nach der Land-
gemeindeordnnngverwaltet. Es lag nnn fehr nahe, daß wir eine wirkliche Stadt werden möchten.
Alle städtischenEinrichtungen besitzt Königswinter, wir haben ein Amtsgericht, Notariat, Postamt,
höhere Lehranstalten, der ganze Ort hat vollständig einen städtischenEharakier, Meine Herren!
Sie wissen, wie Königswinter in den letzten Jahren im Aufblüheil begriffen ist. Die dortigen
Verhältnisse bringen das mit sich, der Besuch von Fremden wächst in jeden: Jahre, und nicht
allein dieser wächst, sondern auch die Eiuwohnerzahl nimmt zu in deu letzten Jahren und ist um
Hunderte in die Höhe gegangen. Betreffs des angeregten Umstandes, daß es, heute erst circa
3100 Einwohner hat, so muß ich darauf aufmerksam machen, daß wir Städte haben, die noch
viel weniger haben, so z. B. Schleiden, Zülpich :c. So möchte ich bitten, da Königswinter eine
Ausnahmestellung einnimmt mit seinen, ungeheuren Fremdenverkehre, demselben auch das volle
Ansehen einer Stadt zu geben und dem einstimmigenWunsche der Gemeindevertretung zu ent-
fprcchenund uns die Städteordmmg zu verleiheu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigcrt: Meine Herren! Ich glaube nicht, daß es bei der gegenwärtigen

Geschäftslage des hohen Hauses möglichsein wird, einen anderweitigen Beschluß als den Antrag
der Fachcommissionhier durchzusetzen Man kann daher der GemeindeKönigswinter nur anheim¬
geben, beim nächsten Provinziallcmdtage den jetzigen Antrag zu erneuern. Ich möchte aber doch
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einer Ausführung des Herrn Berichterstatters widersprechen, als ob ein Grund für die Ablehnung
des Antrages der fein könnte, daß wir sonst gar zu viele derartige Anträge bekommen „lochten.
Meine Herren! Wenn viele ähnliche Anträge gestellt werden und diese liegen im Interesse der
Gemeinde und der Provinz, so sind sie mir recht, und wenn sie meinetwegen haufeuweisc kommen,
die Frage darf nicht von dem Gesichtspunkte aus betrachtet werden, daß für den Fall der Annahme
mich noch andere kommen, sondern es fragt sich lediglich, ob die Annahme des Antrages im
Interesse der Gemeinde Königswintcr liegt, und wenn in dieser Beziehung die Gemeindevertretung
und der Kreistag, die den Verhältnissen näher stehen, einstimmig ja gesagt haben, so muß ich
sageu, müssen die schwerwiegendsten Gründe vorliegen, wenn die Prooinzialuerwaltung dann nein
sagen soll. Denn ich kann in der That nicht absehen, welcher Schaden der Provinz oder der
Allgemeinheit aus der Annahme eines solchen Antrages erwachsen soll. Ich glaube uicht, daß
jetzt bei dein Stand unserer ganzen Geschäftslage ein anderweitiger Antrag dnrchzusetzeu ist,
aber ich möchte nur, wie gesagt, gegeu den hervorgehobenen Grund meinerseits Einspruch erheben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Bloem hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Ich »lochte dringend die Annahme des Antrages

der Gemeinde Königswinter empfehlen. Der Herr Vorredner hat Ihnen nachgewiefen, daß der
einzige l^rund, den die Kommission zur Ablehnung des Antrages anführt, ein hinfälliger ist.
Ein anderer Grund ist von dem Herrn Referenten nicht angeführt worden. Rnn, meine Herren,
wissen wir, daß diese Frage objektiv geprüft worden ist, uicht von der Gemeinde Königswinter,
die ja interessirl wäre, sondern von dein Kreistage. Es sind alle in Betracht kommenden Momente
geprüft und erwogeil worden, man weih wirklich nicht, weshalb man einer Gemeinde wie Königs¬
winter das Recht nicht geben will beispielsweise ihren Bürgermeister zu wählen; wenn die
Gemeinde Königswinter die Städteordnung nicht bekommt, dann hat sie dieses Recht nicht.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Beissel hat das Wort.
Abgeordneter Graf von Beissel: Meine Herren! Wenn der Herr Referent nur den

einen Punkt ebeu beispielsweise angeführt hat, so waren der Punkte, die die Fachcommission zu
dem Antrage geführt haben, doch noch mehrere. Es wurde gerade von Herrn Bloem hervorge¬
hoben, warum man einer Gemeinde wie Künigswinter nicht das Recht gebeil wollte, ihren Bürger¬
meister zn wähle». Meine Herren, die Gemeinde Königswinter kann einen eigenen Bürgermeister
nicht besolden, sie legt den höchsten Werth daranf, und muß ihn darauf legen, daß die Vürger-
meisterstclle zweier Landgemeinden mit der uo» Königswinter verbunden werde. Meine Herren,
dadurch wird meiner Ansicht nach ein nicht gesundes Verhältniß geschaffen. Die Stadt wählt
ihre» Bürgermeister, der Landbürgermeister der zwei Gemeinden wird vom Herru Obervräsidcnten
ernannt, diese Pcrsoualuniou ist uicht günstig für die angefchlossenen Landbürgcrmeistereien. Dieser
Punkt ist reiflich in Erwäguug gezogen worden und hat uns nicht bewogen dem Antrage zuzustimmen.
Weiln die Stadt Königswinter nicht in der Lage ist, einen eigenen Bürgermeister besolden zu
können, so soll sie eben auch uicht das Recht habe«, einen zu wählen. Was dann die städtische,'.
Einrichtungen von Königswintcr betrifft, die vollständig dem Stadtwcsen entsprechen, so ist das
auch nicht richtig. Meine Herren, es steht in der Eingabe, daß in Künigswinter ein Polizeidiener
sei, welcher in Zukunft auch wie bisher die beiden Landgemeinden mitbesorgcn mühte. Wenn,
meine Herren, der Fremdcnzuzug so groß ist, wie mitgetheilt, dann möchte ich wissen, wie cs
möglich ist, daß ein einzelner Sicherheitsbeaniter nicht blos die Stadt besorgt, sondern auch zugleich
die Landgemeinden, letztere kommen dann sicher zu kurz. Also, meine Herren, daß die
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städtischen Einrichtungen nicht so ganz vorhanden sind, haben wir doch wohl erwogen und ich
möchte bitten den Antrag der Fachconnnissionanzunehmen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanhen hat das Wort,
AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Meine Herren! Ich kann die vom Herrn Grafen

von Beissel vorgebrachtenGründe nicht als zutreffend erachten. Ich mache darauf aufmerksam,
daß Verhältnisse, wie er sie für Ablehnung des Antrages ins Feld führt, vielfach in unserer
Provinz vorkommen,daß manche kleine rheinischeStadt mit einer Landgemeinde, auch wohl mit
zweien, verbunden ist, und daß die Verwaltung dadnrch keineswegs gehemmt wird. Was den
Polizeidiener betrifft, fo bin ich der Ueberzeugung,daß die Gemeinde Königswinter morgen gleich
einen zweiten Mann dieser Art anstellen wird, um damit auch dieses Hinderniß für ihre Wünfche
aus dem Wege zn räumen. Die Gründe, welche für die Verleihung der Städteordnuug an
die Gemeinde .Königswintersprechen,sind nicht allein von der Gemeindeuertretnng, wie schon der
Herr AbgeordneteBloem hervorgehobenhat, reiflich erwogen, sondern anch von der Kreisuertretung
gebilligt worden; sie liegen auch für uns durchaus klar und durchsichtig. Ich weiß nicht, welche
nenen Momente für die eine oder die andere Ansicht noch geltend gemacht werden tonnten,die stärker
für die Annahme resp, die Äblehnnng des Antrages sprächen, als wie sie hellte bereits zur
Sprache gebracht worden sind. Darum schließe ich mich den formellen Bedenkendes Herrn Ab¬
geordneten Zweigert nicht an, sondern stelle mit Herrn Abgeordneten Bloem den Alltrag, die
Verleihung der Städteordnung an die Gemeinde Königswinter unsererseits zu genehmigen —
uns schadet's nichts, und der Gemeinde macht's Vergnügen! (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteEich hat das Wort.
Abgeordneter Eich: Meine Herren! Die Verhältnisse der Gemeinde Königswinter sind

mir bekannt. Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß Königswinter allein 5l Einkommcnsteuer-
vflichtige hat; das ist im Verhältniß zu der geringen Scelenzahl, die Königswinter ausweist,
schon eine sehr bedeutende Zahl. Die Einrichtungen sind überhaupt städtischer Natur, Dem
nahe gelegenen Honnef mit 4U00 Einwohnern hat man die Städteordnuug gegeben; ich wüßte
gar keinen Grund ausfindig zu machen, weshalb man Künigswinter dies Recht versagen sollte.
Dazn kommt noch, daß, wie bereits hervorgehobenist, mit der Vertagnng uud Verweisung an den
nächstenLandtag der Gemeinde Königswinter gar nicht geholfen ist. Der dortige Bürgermeister
ist ein alter Herr und wünscht sein Amt niederzulegen, und es handelt sich nun darum, ob die
Stadt Königswinter das Recht haben soll, ihren Bürgermeister zu wählen oder ob er nach deu
Bestinllnuugeu der Landgemeindeordnungzn ernennen ist. Ich bitte das hohe Haus, den Antrag
der Gemeinde Königswinter, dem auch der Kreistag einstimmig zugestimmt hat, zu genehmigen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat wohl Riemand mehr das Wort verlangt. — Ich
schließe die Diskussion. (Abgeordneter Bloem: Ich habe den Antrag gestellt, den Antrag der
Gemeinde anzunehmen.) Ich gebe dein Herrn Berichterstatter zum Schluß das Wort.

Berichterstatter Graf und Marquis von Hoensbroech: Meine Herren! Ich habe mich
zu Anfang fo knrz ausgedrücktund nur das Allgemeineangeführt wegen der gedrängtenGeschäfts¬
lage des hohen Hauses. Die Diskussion hat die speziellenGründe noch eingehender beleuchtet,
insbesondere der Herr Vorsitzende der I. Fachcommissionist mehr in das Detail eingegangen.
Der hauptsächlicheGrund für die Ablehnung des Antrages lag für die Eommifsion in der
Bcuölkernngszisfcrvon 3045 Seelen. Im Allgemeinenwird die Bevölkeruugsziffervon l0 00N
als Norm für die Stadt angenommen. Wenn thatfächlichStädte in der Rheinprovinz existiren,
die eine viel geringere Einwohnerzahl haben, es ist gestern eine, Stadt von «00 Einwohnern

55*
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angeführt worden, so beweist das für die Sache durchaus nichts, sondern man kann nur sagen,
die Ausnahme bestätigt die Regel, es ist zweifellosbedenklich,eine derartige kleine Beuölkerungs-
ziffer als Grundlage für die Städteordnnng anzunehmen, umsomehr, als eine andere Stadt
vi8 il vi» uon Königswinter — Godesberg — meines Wissens eine größere Veuölkerungszahl
hat, ohne die Städteordnung zu besitzen. Es ist ferner angeführt worden, daß der rege Verkehr,
den Königswinter auszuweisenhat, sich lediglichauf deu Sommer beschränkt und daß im Winter,
wo der Fremdenverkehr nicht existirt, Wnigswinter einen durchaus ländlichen Charakter zeigt. Das
sind noch einige Gründe, die ich zu den übrigen angeführten hinzufügen wollte und welche die
Commissionzu diesem Antrage bestimmt haben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich schliche die Diskussion, Wir gehen zur Abstimmung
über. Ich werde deu Antrag Vloem auf Verleihung der Städteordnnng an die Gemeinde
Königswinter zunächst zur Abstimmung stellen, Ist dagegen etwas zu erinnern? — Da dies
nicht der Fall ist, so ersuche ich diejenigen Herren, welche für den Antrag Vloem sind, sich zu
erheben. (Geschieht.) Es ist die Majorität, Der Antrag Vloem ist demnach angenommen uud
der Commissionsantrag gefallen.

Wir kommen nunmehr zum mündlichen Bericht des Prouinzialausschusses über den
Antrag des AbgeordnetenFreiherrn von Solemacher-Antweiler auf Bewilligung von Darlehen
an Landkreisezur Durchführung der Kreisordnung gegen ermäßigten Zinsfuß,

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Landesdirektor Klein, das Wort zu ergreifen.
Landesdirektor Klein: Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat in Ausführung des

ihm vom Prouinziallandtag überwiefenen Auftrages den uon dem Herrn Abgeordneten Freiherrn
von Solemacher gestelltenAntrag, betreffend Gewährung von Darlehen an Landkreisezur Durch¬
führung der Kreisordnung gegeu ermäßigten Zinsfnh eingehend berathen. Es herrschte hierbei
inuerhalb des Ausschusses Einstimmigkeitdarüber, daß den Landkreisenzwar kein rechtlicher,doch
ein Villigkeitsansvruchauf Gewährung von Darlehen zu ermäßigten Zinsen zur Seite stehe. Der
31, Prouinziallandtag hat nämlich bei Vertheilung des Kreisrentenfonds ausdrücklich bestimmt,
daß eine Summe von 2 000 000 M. an Landkreisebehufs Durchführung der ueucn Kreisordnung
gegen erleichterte Zinsbedingungen gewährt werden sollte. Dieser Beschluß muß nach irgend
einer Richtung hin erledigt oder aufgehoben werden. Da letzteres bis jetzt nicht erfolgt ist und
auch uicht beabsichtigt wird, so muß meines Erachtens die Ausführung in die Wege geleitet
werden. Diefes bezweckt der Antrag von Solemacher.

Es ist nun im Ausschüsseferner die Frage angeregt worden, ob der gedachteAntrag
den erwähnten VilligkeitsansvrüchengenügendRechnung trage. In dieser Hinsicht kam in Betracht,
daß bei der Diskussion des angeführten Beschlussesim 31. Provinziallandtage als erleichterte
Zinsbedingungen beiläufig 2°/o Zinsen und 2°/o Amortisation erwähnt worden waren. Es war
dies derjenige Zinsfuß, welcher damals für Rothstandsdarlehen festgesetzt war. Der Beschluß
selbst enthält aber von jenen Zins- und Amortisationsbedingungenkein Wort.

Wollte man den: ungeachtet eine damals bei der Diskussion geäußerte Ansicht als
maßgebend ansehen, so würden 2"/o Zinsen und 2°/o Amortisation, also zusammen 4°/° jährlich
von den Kreisen aufzubringen fein, während der Antrag von Eolemacher 3'/«°/« Zinfen und
1°/° Amortifation, im Ganzen also 4^"/° pro Jahr fordert, das ist ^«/o mehr, wobei außerdemauch
die etwas längere Amortifationsdauer in Betracht kommt. Der Ausschuß ist schließlichnach
eingehender Erwägung aller einschlägigenVerhältnisse zu der Ansicht gelangt, daß der Antrag
des Herrn von Solemacher vollständig ausreichend sei und die Landkreise eigentlich noch besser
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stelle, als dieses bei Gewährung des vermeintlichenAnspruchesauf 2°/« Zinsen und 2°/« Amorti¬
sation der Fall sein würde. Es ist nämlich zu erwägen, daß die 2 000 000 M,, welche der
damalige Landtag als Mnrnnalzisfer bestimmt hatte, sich auf 66 Landkreisevertheilen, so daß
auf jeden Landkreis durchschnittlichca. 30 000 M. entfallen, welche Summe der Kreis gegen
ermäßigten Zinsfuß beanspruchen könnte. Gehen wir von dieser Grundlage aus, so gelangen
wir zu folgendem Resultate: Zum Bau eines Kreishauses wird man wohl kühn als Durchschnitts¬
ziffer 80 000 M. annehmen können; ich glaube kaum, daß unter diefer Summe irgend ein
Kreishaus mit dein erforderlichenGrund und Boden hergestellt worden ist. Werden nun dem
Kreise 30000 M. unter den vorgedachten erleichtertenBedingungen — 2> Zinsen und 2°/»
Amortisation — gewährt, so hat der Kreis jährlich an Zinsen 600 M. und an Amortisation
ebenfalls 600 M., alfo zusammen von einer Summe von 30 000 M. einen Iahresbetrag von
1200 M. zu entrichten. Nun fehlen ihm aber noch 50 000 M. Diefe 5,0 000 M. kann der
Kreis nur zu den üblichen Bedingungen aufnehmen, das heißt zu 4°/o Zinfen und 1°/« Amorti¬
sation, so daß also von den 50 000 M. jährlich zu entrichten sind 2500 M., es macht dies mit
Hinzurechnungder 1200 M. im Ganzen 3700 M. jährlich. Nimmt der Kreis aber die benöthigte
Summe von 80 000 M. unter den Bedingungen des Antrages von Solemacher, so hat er an
Zinsen und Amortisation jährlich 4 ^ °/n von 80 000 M., also im Ganzen 3600 M. aufzubringen.
Der Kreis würde in diefem Falle also noch 100 M. weniger zu zahlen haben, wie bei der
ersteren Annahme. Scheidet man die Amortisation aus und rechnet blos die Zinsen, so stellen
sich die Zinsen für 30 000 M. mit 2«/° auf 600 M., die Zinfen für 50 000 M. mit 4°/« auf
2000 M., also die Gesammtzinsenauf 2600 M., während die Zinfen von 80 000 M. K 3'/«°/°
2800 M. betragen, so daß im Falle nur die Zinfen und nicht die Amortisation in Berück¬
sichtigunggezogen werden, der Kreis blos 200 M. mehr zu zahlen haben würde. Sie werden
mir zugeben, meine Herren, daß das eine kleine Differenz ist, eine Differenz, welche zudem voll¬
ständig verschwindenwird, wenn der Kreis mehr als 80 000 M. gebraucht.

Auf der anderen Seite ist es aber für den Dispositionsfonds des Landtages von dem
größten Einfluß, daß die in Rede stehendeSumme von 2 000 000 M., von welcher bis jetzt von
der Landesbank 4°/<> jährlich zur Verfügung des Landtages abgeführt werden, für die Folge den
bisherigen Ertrag liefert. Wollten Sie die 2 000 000 M. an die Landkreise zu 2«/„ ausleihen,
so würde die Landesbank auch nur 2°/o Zinsen an den Dispositionsfonds des Landtages abliefern
und es entstände somit bei diesem Fonds ein Ausfall von 40 000 M. jährlich. Da nun nach
dem Hauptetat bei dem Dispositionsfonds des Landtages blos 80 000 M. übrig bleiben, wovon
60 000 M. für das Kaiserdenkmalbestimmt sind, so würde bei einem Ausfalle von 40 000 M.
der Beitrag für das Kaiserdenkmal nicht einmal voll geleistet werden können, geschweige denn,
daß für fonstige Bedürfnisse ein Fonds dem Landtage übrig bliebe, es fei denn, daß die Umlage
erhöht würde, was nur auf Kosten der Kreise geschehen könnte. Im Hinblicke auf diefe Eventualität
glaubte der Ausschuß, eine weitere Zinsermäßigung, als wie der Antrag Solemacher vorgesehen
hat, nicht anempfehlenzu dürfen. Nun wird man vielleichteinwenden,zu 3^°/» könnte man
auch Geld anderweit bekommen und gewahre infoweit der Antrag des Herrn von Solemacher den
Kreifen keinen besonderen Vortheil. Ich glaube zunächst bezweifeln zu müssen, daß den Landkreisen
unkündbares Geld auf langjährige Amortisation zu 3^°/c> anderweit zur Verfügung gestellt
werden wird. Die Preußische Central-Voden-Creditgesellschaftsoll zwar Geld zu 3 '/s °/n anbieten.
Es liegt mir nämlich ein Schreiben der Landesbank vor, aus welchem hervorgeht, daß die
genannte Gesellschaft dem Kreise Zell ein Darlehen zu, 3^"/» Zinsen gegen Amortisation angeboten
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hatte. Der Kreislanorath fragte auch bei der Landesbank und schickte dieser den bezüglichen
Prospekt der Voden-Creditanstalt ein. Hiernach wollte diese Gesellschaftdas Geld zu 3^°/«
geben, allein die Amortisation war so berechnet, daß der Kreis Zell im Ganzen noch ca. 10 000 M.
mehr bezahlensollte, als wenn er das Geld bei der Landesbank zu 4°/° und 1°/« Amortisation
aufgenommenhaben würde. Es kommt dieses daher, daß die Amortisation in den ersten Jahren
zur Deckungvon Coursverlusten bezw. als Gewinn von der Gesellschaft in Anspruch genommen
und die Amortisation auf längere Jahre hinausgeschobenwird. Genug, das Rechenexmnpel weist
klar nach, daß die Gefammtzahlungen, welche der Kreis an Zinsen und Amortisation bei 4°/s
Zinsen bei der Landesbank zu leisten haben würde, ca. 10 000 M. weniger betragen, als wenn
er das Darlehen zu 3'/2»/u beider Central-Boden.Ereditanstalt aufnehmen und nach dem Prospekt
dieser Gesellschaft amortisiren bezw. zurückzahlen würde. Da die Central-Noden-Creditanstalt ein
fehr gut geleitetes Institut ist und, fouiel mir bekannt, das Geld zu dein billigsten Satze
an Gemeinden und Kreise darleiht, so folgt aus dem vorangeführten Beispiele meines Erachtens,
daß Darlehen zu 3»/2°/° anderweitig nur mit Nebenopfern befchafft werden können, welche den
vermeintlichenGewinn an Zinsen wieder absorbiren. Zuletzt ist aber immer durchfchlagend,was
ich im Ganzen zahlen muh, einerlei, unter welchen Titeln das Geld gefordert wird. Wir könnten
es bei der Landesbank auch fo machen, daß wir Darlehen zu 3'/2°/u Zinfen geben und den
nöthigen Vortheil alsdann in der Amortisation suchten, indem wir diese um eine Anzahl Jahre
später beginnen liehen. Alsdann würden die Schuldner einen geringeren Jahresbeitrag zu leisten,
den letzteren aber eine Anzahl Jahre länger zu entrichten haben. Wir ziehen aber vor, die
Amortisation sofort beginnen zu lassen und anstatt eines Gewinnes aus den Amortisationsbeiträgen
die Zinsen höher zu stellen. Es ist dieses meines Erachtens eine klarere Rechnung.

Indem der Ausschuß alles dieses in Betracht zog, glaubte er in der Gewährung von
Darlehen zu 3^°/« Zinsen und 1°/« Amortisation ohne alle Nebenkostenund Verluste für die
Kreife allerdings ein hinreichendesAequivalent für den Landkreis zu finden, zumal da das Geld
ohne Limitirung auf eine feste Summe, auch über 2 000 000 M. hinaus, dem wirklichen
Bedürfnisse entsprechend bewilligt werden soll. Andererseits ist im Ausschusse die Frage angeregt
worden, ob die Provinz dadurch, daß eine Limitirung der Darlehen auf die ursprünglich fest¬
gesetzte Summe von 2 000 000 M. nicht Platz greifen sollte, nicht allzuschwerin Anspruch
genommenwerden könnte. Man sagte nämlich, der Landtag hat ursprünglich die Gesammtsumme
von 2 000 000 M. für die in Rede stehendenDarlehen bestimmt. Will man jetzt die Summe
nicht beschränken,sondern den Kreisen den vollen Bedarf gewähren, so kann bei der großen
Anzahl der Kreise und der Höhe der Baukosten, welche in einzelnenKreisen 120 000 M. über¬
schreiten,zuletzt eine Summe sich ergeben, deren Befchaffungfür die Provinz bezw. die Landes¬
bank doch mit Schwierigkeitenoder zu großen Opfern verknüpft sein könnte. Ein solches Bedenken
erwies sich indessen als nicht stichhaltig. Der Herr Antragsteller hat dasselbe vielmehr nach
Ansicht des Ausschusses dadurch ausgeräumt, dah die Provinz den Kreisen nach dem vorliegenden
Antrage nicht baares Geld, sondern nur ihren Eredit zur Verfügung stellen soll, und zwar in
der Weise, daß, so lange die Provinz ihren Credit zum Nennwerthe ihrer Schuldscheinegegen
Geld umsetzen kann, d. h. so lange die 3^"/aigen Nheinprovinz-Anleihescheineden Paricours
behaupten, den Kreisen das erlöste baare Geld behändigt wird. Kommen aber kritische Zeiten,
in denen die Rheinprovinz-Anleihescheinenicht mehr zum Paricourse verkauft werden können, so
soll den Kreisen, welche alsdann dennochbauen wollen, weil dies in solchen Zeiten möglicherweise
billiger geschehen kann, das Darlehen nur in Nheinprovinz-Anleihescheinenzum Nennwerthe
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gegebenwerden. Es heißt nämlich ausdrücklich im Antrage, daß die Provinz das Recht haben
soll, anstatt baaren Geldes auch 3'/2°/nige Rheinurouinz- Anleihescheinen den Darlehens¬
suchern zu geben.

In diesem Falle würde es dann Sache der Kreise sein, diese Werthpapiere zu verkaufen
und daraus sich die erforderlicheBaarsumme zu beschaffen. Bei dieser Sachlage können unter
allen Umständen der Provinz nur die Druckkosten und Stempel der Obligationen sowie die Gefahr
zur Last fallen, daß sie von den Kreisen die Amortisationen und Zinsen einziehen muß, welche
sie an die Gläubiger, welche die Obligationen gekauft haben, zur Verzinsung und Einlösung der
ausgegebenen Anleihescheinezu zahlen hat. Es ist das meiner Ansicht nach keine allzugroße
Gefahr und können hieraus ernstliche Verlegenheiten für die Provinz niemals entstehen, einerlei
ob die Gesammtsumme der also gewährten Darlehen den ursprünglich festgesetzten Betrag von
2 000 000 M. selbst um das Doppelte oder Dreifache übersteigen sollte. Es wurde hierbei
im Ausschusse für billig erachtet, daß in den Fällen, in welchen den Kreisen kein baares Geld,
sondern statt dessen Rheinurovinz-Anleihcscheinezum Nennwcrthe gegebenworden seien, ihnen auch
das Recht eingeräumt werden müsse, ihre Schuld in derselben Weise, in welchersie die Darlehens-
valuta bekommen hatten, auch wieder zu tilgen, d. h. durch Rückgabe gleicher Wertpapiere, also
von Nheinprovinz- Anleihescheinengleicher Emission. Auch hierin könnte für die Provinz ein
Bedenkennicht gefunden werden. Wie ich nämlich bereits die Ehre hatte zu bemerken, hat die
Provinz, indem sie die bezüglichenAnleihescheinedrucken läßt und den Kreisen als Darlehen
giebt, keine weiterenVerpflichtungenübernommen, als die ausgegebenenAnleihescheine zu verzinsen
und im Wege der Amortisation aus der Welt zu schaffen. Giebt der Kreis nun die Anleihe¬
scheine in nawi-Ä zurück, so wird damit die Provinz von ihrer eingegangenenVerpflichtungvoll¬
ständig befreit. Dieselbe kann die zurückgegebenen Anleihescheine vernichten,womit die Verzinsung
und Amortisation aufhört. Es entfällt alsdann einerseits im Passivum der Posten der ausgegebenen
Anleihescheine und andererseitsim Aktivumder Posten des zurückgezahlten Darlehns und zwar Beides
nach dein Nennwerthe, ohne Rücksichtauf den jeweiligen Courswerth der in Rede stehenden
Anleihescheine. In dem Schuldbucheder Provinz stehen nämlich die ausgegebenenAnleihescheine
sammt und sonders zu ihrem Nennwerthe; denn dieselben müssen zu ihrem Nennwerthe verzinst
und zu ihrem Nennwerthe eingelöstwerden, wahrend diesen Schuldpostendie gewährten Darlehen
als Aktivpostengegenüber stehen. Ein Beispiel möge das Gesagte klar machen.

Die Vrovinz giebt an 6 Kreise Darlehen in der Höhe von 500 000 M. Diese Dar¬
lehen werden nicht in baar, sondern in der Weise gegeben, daß die Provinz 500 000 M.
3'/2"/niger Anleihescheine emittirt und diese Werthpapiere den Kreisen in nawra, aushändigt. Die
Provinz hat alsdann einerseits eine Forderung an die Kreise von 500 000 M., welche Darlehens-
forderung nach der Vorlage mit »^«/o verzinst und mit 1°/« amortisirt werden soll. Andererseits
liegt der Provinz die Verpflichtung ob, die Rheinprouinz-Anleihcscheine,welche sie den Kreisen als
Darlehensvaluta gegebenhat, mit 3'/«°/° zu verzinsenund mit 1°/° zu amortisiren. Erfolgt nun
seitens der Kreise keine außerordentliche Rückzahlung,so ist in ca. 40 Jahren das Geschäftin der
Weife abgewickelt, daß die Provinz mit den Anuitäten, welche sie als Zinsen und Amortisations¬
beiträge von den Kreisen erhalten hat, die ausgegebenenAnleihescheine verzinst und eingelüst hat.
Werden uns die Nheinprovinz-Anleihescheinefrüher in natura der Provinz zurückgegeben,fo ist
damit für sie die Sache in der einfachsten Weise erledigt und zwar ohne daß ein Verlust für die
Provinz denkbar wäre. Das Beifpiel würde ganz anders liegen, wenn es sich nicht von eigenen
Obligationen handelte, welche die Provinz einzulösen verpflichtet ist. Unterstellen wir den Fall,



>U0

die Provinz hätte Consols, also preußische Staatspapiere den Kreisen als Darlehensualuta gegeben
nnd hierbei die Verpflichtung eingegangen, dieselben Werthpapierezum Nennwerthe zurückzunehmen.
Alsdann würde die Provinz im Falle der Schuldner von dem ihm eingeräumten Rechte zur
Tilgung der Darlehensschuldin gleichenWerthpapieren Gebrauch machen sollte, mit den zurück¬
gegebenen Consols nichts anderes machen können, als dieselben auf der Börse zu verkaufen. Steht
alsdann der Cours niedriger, wie zu der Zeit, in welcherdie fraglichen Werthpapiere erworben
und den Kreisen gegeben worden sind, so erleidet die Provinz die Coursdifferenz als Verlust.
Gegen diesen Verlust würde die Provinz sich nicht schützen können, ebensowenig wie ein anderes
Institut, und ist es deshalb erklärlich,daß andere Darlehensinstitute, wie Sparkassenund dergleichen,
welche keine eigenen Werthpapiere emittiren, eine solche Verpflichtung nicht eingehen können. Da
die Provinz aber sich nur zum Nückempfange ihrer eigenen Werthpapiere, also von Nheinprouinz-
Anleihescheinen, welche sie zum vollen Nennwertheverzinsen und amortisirenmuß, verpflichtensoll,
so würde in dieser Bedingung eine Gefahr nicht erkannt. Es würde unter Umständen nur ein
Incrum L6883,n.8, ein weitgehenderGewinn in Frage kommenkönneil, eine Voentualität, welche
ich nöthigenfalls im Laufe der Diskufsion noch berühren werde.

Von diesen Erwägungen ausgehend, glaubte der Ausschuß sich nur dahin cmssprechcn
bezw. vorschlagenzu sollen:

Der hohe Landtag wolle den Antrag des Freiherrn von Solemacher in folgender Fassung
annehmen-.

„Der Landtag wolle beschließen:
1. daß die Darlehen, welche in Ausführung des Beschlusses des 31. Provinzial-

landtages den Landkreisenzur Durchführung der Kreisordnung vom 30. Mai 188?
gegeben sind oder gegeben werden, mit 3'/2"/° zu verzinsen und mit mindestens
1°/o und den ersparten Zinsen zu amortisiren sind, wobei die früher vorgesehene
Gesammthöhevon 2 Millionen Mark überschrittenwerden darf."

Die ursprünglicheNr. 2 des früheren Antrages, welche dahin lautete:
Dieselben Bedingungen finden Anwendung auf diejenigen Vorschüsse,welche einzelne
Kreise vor Auflösung des Kreisfonds aus demselbenbereits erhalten haben,

ist dadurch erledigt, daß in Nr. 1 gesagt worden ist, diejenigen Darlehen, welche Landkreisenzur
Durchführung der Kreisordnung bereits gegebenworden sind, oder noch gegeben werden. Nr. 3
soll als Nr. 2 folgendermaßenlauten:

2, „daß diese Darlehen spätestens in der Etatsperiode vom 1. April 1889 bis
31. März 1891 nachgesuchtund bis Ende des Jahres 1891 abgehoben werden
müssen."

Es ist hier also eine Frist von zwei Jahren gestellt für die Nachfuchung der Darlehen,
wobei hinzugefügt worden ist, daß die Darlehen bis Ende 1891 abgehobenwerden müssen, damit
die Sache sich nicht all zu lange hinzieht. Nr. 4 soll als Nr. 3 in Gemäßheit des früheren
Antrages lauten:

„3. daß nach dem Ermessendes Provinzialausschusscsdiese Darlehen entweder in baar
oder in 3'/2°/uigen Anleihescheinender Nheinvrovinz zn dem Nennwerthe an die
Kreise ausgezahlt werden können, wobei die Kreise, welche das Darlehen in den
vorbesagtenPapieren erhalten haben, befugt sind, das Darlehen in derselben Weise,
d. h. in 3'/«°/uigen Anleihescheinen der Rheinprovinz am 1. April oder 1. Oktober
eines jeden Jahres ganz oder theilweise zurückzuerstatten."
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diese Anträge des Prouinzialausfchnsscs
die Diskussion und ertheile das Wort dein Herrn AbgeordnetenScchler.

AbgeordneterSahler: Aus den Ausführungen des Herrn Landesdirektors mochte ich
nur einen Punkt vorab hervorheben und zwar denjenigen, daß er gesagt hat, die Provinzial-
verwaltung könnte nicht wohl auf den Vortheil verzichten,der darin beruht, 40 000 M. mehr an
Zinsen einzunehmenals eingenommenwürden, wenn die Verabredungen Platz griffen, die früher
Compromiß wirkliche Verabredungen waren. In diesem Satz, meine Herren, liegt vollständig
klar, daß ein Vortheil zn Lasten der Landkreise erlangt wird, denn auf diefen Vortheil, der von
Jahr zu Jahr wiederkehrt,in der Höhe von 40 000 M., kann, wie wir gehört haben, nicht wohl
verzichtetwerden. Ich möchte nun fragen: liegt das im Geiste der ursprünglichenKreisdotation,
im Geiste desjenigen Gesetzes, durch welches wir überhaupt in den Besitz des Geldes gelangt
sind? — Da muh ich sagen: Nein! Die Ueberweisunghat sicher und ohne Zweifel — ich glaube,
jeder der Herren muh mir das zugeben — in erster Linie stattgefunden,um den Landkreifendie
Befriedigung derjenigen Bedürfnisse zu erleichtern, welche in Folge der Durchführung der Kreis-
ordnung hervorgerufenwerden. Der Staat hielt es für unbillig, daß die Landkreiseaus eigener
Kraft die Opfer zu tragen hätten, der Staat hat deswegen die hohen Smnmen ausgeworfen.
Als nun die Summen von Berlin abgingen, waren die Firmen in den einzelnenKreisen noch
nicht geschaffen,die das Geld zu empfangen in der Lage waren; deswegen ging das Geld an
die Provinzialuerwaltung. Die Prouinzialvcrwaltnng prüfte nun den Wortlaut und sagte: neben
dieser Verwendung für die einzelnen Landkreiseist aber auch eine allgemeine Verwendungzulässig.
So ist es allerdings auch nach den: Wortlaut des Gesetzes, sie ist es aber im Geiste des Gesetzes
erst in zweiter Linie; in erster Linie mußte für das Bedürfniß der Landkreife gesorgt werden.
Als nun in dem Landtage der Beschluß darüber gefaßt wurde, wie verfahren werden follte, da
war es, wie ich mich ganz genau erinnere, gerade der Herr von Solemacher, der das Bedenken
ausfprach und die in der Luft fchwebende Gefahr hervorhob, darin bestehend, daß, wenn die
Beträge durch die Zinsen angewachsen und in größerer Höhe vorhanden wären, als es
nachher vielleicht für nöthig befunden würde, sie vielleicht zurückgezogenwerden könnten.
Herr von Solemacher eitirte damals eine Unterredung, die er mit dem Herrn Minister
hatte. Es zweifelt ja Niemand daran, daß solche Andeutungen gegeben wurden sind, aber auch
die Art und Weise, wie sie gegeben worden sind, läßt eine mannigfache Interpretation zu.
Nehmen Sie an, daß der Herr Minister halb scherzhaft gesagt hätte: Sie in der Rheinprovinz
haben in Folge der Zinsen zu viel Gelder, sehen Sie sich vor, daß Sie nicht zu spät darüber
verfügen. Es mag ja fein, daß die Sache, wie sie hier vorgetragen ist, den Einen oder den
Anderen ängstlichmachte, ich glaube aber, daß die Mehrzahl unserer Vertreter durch diese Aus¬
führung durchaus nicht beängstigt worden ist. Maßgebend war indeß der Umstand, daß für die
Provinz, die im Besitz der Gelder war, ein wirklich dringendes Bedürfniß vorlag. Die großen
Kosten der Irrenhausbauten hatten allerdings ein großes Defizit hervorgerufen, und es war
wünfchenswerth, hier eine Ausgleichung in etwa herbeizuführen. Es fand aber ein Compromiß
statt, dahingehend,das gesagt wurde: es werden 2 Millionen Mark reseruirt, diese werden voraus¬
sichtlich für das wirkliche Bedürfniß genügen, sie werden speziell für diefe Kreisbedürfnissegenügen,
und jeder von uns hat, wenn er nach Hause kam, in der Weise berichtenmüssen; er hat gesagt,
Fürsorge ist dafür getroffen, eine billige Auffassungherrfcht, man will den einzelnenKreisen die
großen Opfer erleichtern, welche durch Neubau oder Erwerbung von Kreisgebäudeu hervorgerufen
werden, durch die Gewährung von Darlehen zu einem Zinsfuße nicht über 2°/«, es ist sogar für
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einzelne Fälle die Gewährung zinsfreier Darlehen in Aussicht genommen. Darauf war nun
alles, wenn ich so sagen soll, vollständig beruhigt und in feste Geleise gebracht, und nun tritt
an die Stelle der Bedingung, wie sie damals auf dem Wege des Compromisses stivulirt war,
auf einmal eine Bedingung, die sozusagenganz dieselbe ist, als wenn die zwei Millionen über¬
haupt nicht für diese Zwecke eingestellt worden wären, sundern daß die Provinz denjenigen Land¬
kreisen,die darum nachsuchen, Darlehen bewilligt zu solchen Zinsen, die ungefähr den allgemeinen
Bedingungen entsprechen, wie solche Darlehen auch sonst gegeben werden. Da muh ich sagen,
nach meinem Dafürhalten muh der Eompromih, welcher vorausgegangen ist, vor allen Dingen
von denjenigen Herren, die den Zusammenhang noch im Gedächtniß haben, streng aufrecht erhalten
werden, und ich habe das Vertrauen, daß diejenigen Herren, die etwa noch zweifelhaft wären,
welches die Grundlagen des damaligen Compromifseswaren, wenn sie im Einzelvotum darüber
zu entscheiden haben, sich sagen werden, wir sind Vertreter der ganzen Provinz, nicht Vertreter
des kleinen Bezirks, von dem wir gewählt sind, wir haben gewissermaßeneinen Nichtcrspruchzu
fällen, wir haben an dein damaligen Eompromih festzuhalten, weil wir uns persönlichdafür für
verpflichtethalten. Ich erachte es für absolut nöthig, daß die Abstimmung über ein solches
Thema namentlich erfolgen muß; wenn auch die Gesammtheit sagt, wir können dadurch, daß wir
sitzen bleiben oder uns in Masse erheben, das Votum abgeben, so fühlt sich doch der Einzelne
bei dieser Abstimmungsweife nicht in dem Grade für das verantwortlich, wofür er sich als
Einzelrichter verantwortlich fühlen wird. Ich möchte bestimmt dokumentiren, daß ich es für
wünschenswertherachte, an den früheren Beschlüssen strikte festzuhaltenund erlaube mir, folgenden
Antrag zu stellen:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschuß zu beauftragen, den
Landkreisen auf deren Antrag die zum Neubau oder zur Erwerbung von Kreistags¬
gebäuden erforderlichenGelder darlehnsweisezu gewähren und zwar bis zu demjenigen
Netrag, welcher bei Nepartirung der zurückgestellten zwei Millionen auf den betreffenden
Landkreis entfallen würde zum Zinsfuß von 2°/« und für den Theil der Darlehen,
die über diefe Antheilsquote hinausgehe», zum Zinsfüße von 3'/2°/n." Die Tilgung
solcher Anleihen foll mindestens 1°/« betragen.

Wenn Sie dieses annehmen, dann mögen die Landkreife ausrechnen, was vortheilhafter
für sie ist. Wir haben gehört, wie der Herr Landesdirektor uns die Nechnuug hier aufgestellt
hat, wir haben auch gehört, wie er den Vergleich zwischen 3^°/„iger und 4>iger Anleihe
tritisirt hat; aber Sie müssen, wenn Sie richtig vergleichen wollen, so sagen: es werden die
gleichen Beträge für Zinsfuß und Amortisation in die Vergleichsrechnungeingestellt, und zwar,
wenn Sie, um eine Summe zu nennen, bei 100 000 M. die Rechnung ausführen wollen, so
müssen Sie bei 4>iger Anleihe die 40U0 M. Zinsen einstellen, so müssen Sie ferner die
Amortisationsquote einstellen. Bei ^/«"/«iger Anleihe müssen Sie, Zinsen und Amortifation
zusammengerechnet, die gleiche Summe einstellen wie bei 4°/°. Wenn Sie aber die Rechnung
machen und sagen, wir stellen die und die Quote ein, ohne auf die Verlangsamung der Tilgung
Rücksichtzu nehmen, und bringen diese jährlichen Zinsen in die Gesammtrechnung hinein, so
bekommen Sie ganz falsche Resultate, die als Vergleich nicht anzusehensind.

VorsitzenderFürst zu Wied: Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr Abgeordnete
Friederichs.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Die uns vorliegende Frage ist derartig
complizirt, daß es einerseits doch sehr zu wünschen gewesen wäre, wenn uns der Bericht im
Druck vorgelegenhätte; auch muh ich mich zum Theil den Bedenken und der Auffassung des
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Kenn Vorredners anschlichen. Ich erinnere mich dieser Verhandlungen aus den früheren Land¬
tagen sehr genau und „lochtebeantragen, die so hochwichtige Frage dem Prouinzialmwschussezur
Berichterstattung für den nächstenLandtag wieder zu überweisen. Ich glaube, meine Herren,
sonst können wir den ganzen Tag hier noch sitzen und diskutiren, ohne zu einein Beschlusse
zu kommen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte mir die Antrage einzureichen.Der Herr Landes-
direktor hat das Wort.

Landeödirektor.Klein: Zu dem geschäftsordnungsmäßigenAntrage möchte ich zunächst
bemerken,dah der Provinzialausschuß mündlicheBerichterstattung beschlossen hat, weil die Zeit
drängte und ein gedrucktes vollständiges Referat schwerlichhätte fertiggestellt werden können.
Zur Sache selbst habe ich dein Herrn AbgeordnetenSahler Folgendes zu erwidern: Wenn Sie,
meine Herren, einen Nichterspruchfällen wollen, so dürfen Sie diesen Nichterspruchnur auf
Grund gesetzlicher Bestimmungen und der gedruckten Verhandlungen des Landtages fällen, und
da dürfte der Spruch doch anders ausfallen, wie Herr Sahler denkt. Wenn das richtig wäre,
was Herr Abgeordneter Sahler ausführte, daß nach dem Dotationsgesctze die aufgespeicherten
Beträge der Kreisrente den Landkreiseil zugehürten oder auch nur als Eigenthum in die
entfernteste Aussicht gestellt worden seien, dann würde allerdings ein rechtlicher Anspruchvorliegen,
welchem Sie gerecht werden müßten; allein das Gesetz lautet ganz anders. Die Kreisrente wurde
überwiesen, um dieselbe bis zum Erlaß weiterer gesetzlicherBestimmungen über deren Verwendung
zinsbar zu belegen, oder zu den in §8- 4, 13, 14 und 20 dieses Gesetzes angegebenenZwecken
zu verwenden. Der citirte §. 4 betrifft die Fürsorge für Wege, Landesmeliorationen,Bestreitung
der Kosten des Landarmenwesens, Beiträge für die Taubstummenanstalten und dergleichen, der
§. 13 betrifft Ausgaben für das Hebammenwefen, ß. 14 betrifft die Landesmelioration und
ß. 20 die Ausgaben für Landstraßen.

Meine Herren! Der frühere Landtag hatte alfo nach dem Gesetze in der Weise zu ver¬
fahren, daß er entweder die Kreisrente aufspeicherteund es der späteren Gesetzgebungüberließ,
was mit den angesammeltenBeträgen zu geschehenhabe; im letzteren Falle hatte also die Staats¬
regierung unter Zustimmung der Kammern zu bestimmen,was mit den in der Nheinprovinz auf¬
gespeicherten Beträgen geschehen sollte. In Hannover, wo der Fall zuerst praktisch wurde, hat
der Herr Minister gesagt: „ich kann den übrigen Provinzen des Staates gegenüber, welche nicht
in der Lage waren, solche Fonds ansammeln zu können, nicht anders handeln, als daß ich die
aufgespeichertenBeträge dein Gesammten zu Gute kommen lasse, indem die Zinsen der ange¬
sammelten Beträge von der Kreisrente, die pro tuturo zu zahlen ist, abgerechnet und soviel
weniger in das Budget des Staates eingestellt wird. Von einer Kürzung der Kreisrente hat der
HannoverscheProvinziallandtag, welcher über die Kreisrente bis zur Einführung der Provinzial-
ordnung verfügen konnte, nichts wissen wollen und er hat ganz richtig gehandelt, indem er, bevor
eine weitere gesetzlicheBestimmung über die Verwendung getroffen war, die Kreisrente nach dein
Wortlaute des Dotationsgesetzeszu den dort angegebenen Zweckenverwandte und insbesondere
eine vorhandene Irrenanstaltsbauschuld daraus tilgte. In derselben Lage war der Landtag der
Nheinprovinz. Derselbe hätte den Rechten der Kreise nicht ein Atom vergeben, wenn er beschlossen
hätte, die gesammten angesammeltenBetrage zur Tilgung der vorhandenenIrrenanstaltsbauschuld,
welche die ganze Provinz belastet, zu verwenden. Der Landtag hat aber andere Verwendungen
beschlossen, welche vorzugsweise den Landkreisen zu Gute kommen. Man glaubte hierzu ver¬
pflichtetzu sein, weil in den Landkreisenwenigstens die Hoffnung vorhanden gewesen ist, daß die
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Kreisrente in ihrem Interesse aufgespeichertwerde. Ja, ich kann bestätigen, daß der damalige
Landtag, wenn dies im Wege der Gesetzgebungmöglich gewesen wäre, den Kreisen recht gerne
die angesammeltenBestände gewissermaßenals Morgengabe bei der Einführung der Kreisordnung
überreicht hätte, allein aus dieser bloßen Absicht kann doch unmöglich ein Rechtsanspruch her¬
geleitet werden. Um bei der nach der damaligen Gesetzgebungallein möglichenVerwendung der
Kreisrente den Landkreisenthunlichst entgegenzukommen,wurde beschlossen, den Kreisen Darlehen
aus Provinzialfonds zu möglichst günstigen Bedingungen zu gewähren. Welcher Art die
Bedingungen sein sollten, ist in dem Beschlussenicht gesagt, insbesondere ist die 2°/uige Ver¬
zinsung und 2°/°ige Tilguug für Nothstandsdarlehen in dem Beschlusse nicht in Aussicht gestellt.
Diese Modalitäten sind nur für die damals gewährten Nothstandsdarlehen bestimmt worden.
Der bezügliche Beschluß lautet wörtlich folgendermaßen!

1. dem Stammfonds der Prouinzialhülfskasse eine Summe von 11,26 399 M, 53 Pf.
mit der Maßgabe zu überweisen, u, A. den Landkreisen zu der bevorstehendenEinführung der
neuen Kreisordnung die betreffende!: Beihülfen durch Bewilligung von Darlehen unter möglichst
günstigen Bedingungen bis zur Gesammtsummevon 2 900 000 M. zu gewähren;

2. dem Meliorationsfonds für die Rheinprovinz eine Summe von 1258 500 M. per
1. April 1886 zu überweisenund dabei zu bestimmen,daß die in den Kreisen Kreuznach,Daun,
Nernkastel, Trier (Land), Vitburg und Prüm im Jahre 1883 gegebenenNothstandsdarlehen im
Gesammtbetrage von 393 700 M. dem Meliorationsfouds in Anrechnung auf die obige Summe
von 1 258 500 M. als Forderungen übertragen werden sollen, — sodann ferner den Provinzial-
verwaltungsrath zu ermächtigen, auf Antrag der betreffendenKreise hinsichtlichder Verzinsung
und Rückzahlung dieser Darlehen erleichterteBedingungen (2°/« Zinsen und 2°/» Amortisation)
eintreten zu lassen.

Also, meine Herren, die Sache liegt so, daß rechtlich die Landkreisenach dem Dotations¬
gesetze keinen Anspruch auf die angesammeltenBestände der Kreisrcnte hatten, ja es ist nicht
einmal mit einer Silbe auch nur angedeutet, daß die aufgespeichertenGelder den Landkreisenzu
Gute kommen sollten; es ist hiervon auch bei der Diskussion des Gesetzes keine Rede gewesen,
alsdann würden die Landkreise in den alten Provinzen sofort gesagt haben: was bekommen wir
denn? Im Gesetze ist vielmehr nur bestimmt, daß die Kreisrente, welche einmal in: Staatsbudget
für alle Provinzen ausgeworfen war, den sämmtlichenProvinzen gezahlt werden sollte, wobei
alsdann die Provinzen, welche die Kreisordnung noch nicht besaßen, berechtigt sein sollten, diese
Rente für allgemeineZweckewie die Dotationsrente zu verwenden, oder aber die Gelder auf¬
zuspeichern. Im letzterenFalle sollte aber der Landtag der Monarchie darüber mitreden, wozu
die Gelder schließlich verwendet werden sollten. So bestimmt also das Gesetz. Was sodann den
Beschlußdes Landtages, worauf sich die Ansprüchein zweiter Linie stützen, anbelangt, so unter¬
scheidet dieser zwischen Darlehen, welche aus dem Meliorationsfonds als Nothstandsdarlehen
gegebenworden sind. Diese sollen erleichterte Vedinguugen in der Weise erhalten, daß 2°/« Zinsen
und 2°/u Amortisation zu entrichten sind. Dagegen werden für die Darlehen zur Durchführung
der Krcisordnung bis zur Gefammthöhe von 2 000 000 M. möglichst günstige Bedingungen in
Aussicht gestellt. Nach meinen früheren Ausführungen kann ich nur sagen, daß es möglichst
günstige Bedingungen sind, wenn die Darlehen zu 3'/«°/« Zinsen und 1°/o Amortisation gewährt
und hierbei über die Summe von 2 000 000 M. hinausgegangen werden soll. Ich bin der
Ansicht, daß der Antrag, welchen Herr Freiherr von Solemacher gestellt hat, die richtige Aus¬
führung des ursprünglichenBeschlussesist, denn, wenn man damals gedacht hätte, daß die
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erleichterten Bedingungen mit den günstigen identisch wären, und daß mich für die Darlehen
zur Durchführung der Kreisordnung nur 2°/« Zinsen und 2°/o Amortisation genommen werden
sollten, so hätte man dieses sicherlichin dein Beschlusse ausgesprochen. Wie die Sache liegt, kann
ein Anspruch auf bestimmteZinsen nicht erhoben werden, sondern nur ein Anspruch auf günstige
Bedingungen, ein Billigkeitsanspruch, und diesem Anspruch ist meines Erachtens in dem Antrage
des Herrn von Solemacher soweit Rechnung getragen, wie es nur möglichwar. Hinsichtlich des
von nur angeführten Nechenexempelsmöchte ich noch bemerken, daß Zinsen nnd Amortisation
getrennt von mir berechnet worden sind. Ich habe gesagt, 80 000 M. machen zu 2°/« Zinsen
600 M., die fehlenden 50 000 M. zu 4"/o machen 2000 M., was zusammen 2600 M. ergiebt,
während 80 000 M. zu 3^°/° 2800 M. ausmachen, so daß die Kreise an Zinsen 200 M.
mehr zahlen würden. Ich habe hinzugefügt, daß diese 200 M. verschwindenwürden, wenn die
benöthigte Summe auf 100 000 M. oder noch mehr steigt, was bei vielen Kreifen zutreffen wird.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solcmacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich werde mich
sehr kurz fassen. Der größte Theil des Vertrages des Herrn Abgeordneten Sahler gehörte
eigentlich in den 31. Provinziallandtag, als sich darum handelte, wie mit den angesammeltenGeldern
verfahren werden follte. Dasjenige, was er in diefer Beziehung gesagt hat, ist durch den Herrn
Landesdirektor in der eingehendstenWeise widerlegt worden; Herr Sahler hat aber mit einein
gewissen warmen Aufschwungder Stimme an das GewissenDerjenigen appellirt, welche damals
in dem 31. Provinziallandtagc bei dem Beschlussemitgewirkt haben. Da kann ich den Herren
nun sagen, es steht in dem Beschlussenur zu möglichst günstigen Bedingungen. Ich kann es
weder dem Herrn AbgeordnetenSahler noch dein Herren AbgeordnetenFriedcrichs übel nehmen,
wenn sie darunter 2°/u verstanden haben, aber das war ihre Priuatmeinnng; ich habe das
ganz entschieden nie darunter verstanden, und der Wortlaut des Beschlusses spricht vollständig für
meine Auffassung, denn man hat bei den Nothstandsdarlehen, die aus dem Meliorationsfonds
gegebenwerden, ausdrücklich2°/n gesagt, und bei den anderen Darlehen hat man dies absichtlich
nicht gesagt. Wenn beide Herren sich das gedachthaben, so spricht dies für ihr gutes Herz nnd
ihre lebhafte Phantasie, aber es ist absolut nicht mit den Thatsachen übercinstimmend. Runmehr
aber, meine Herren, muh ich mich gegen den Vertagungsantrag wenden. Die Sache hat so lange
die Meinungen aufgeregt, daß, wenn sie noch einmal vertagt und erst in 2 Jahren in dem nächsten
Landtag zur Lösung kommen soll, die Landkreise zwischenzeitlich gar nicht zur Ruhe kommen
werden. Außerdem geschieht denjenigen Kreisen, welche Darlehen bereits entnommen haben und
dieselben mit 4> verzinsen, entschiedenes Unrecht, wenn die Sache noch einmal vertagt wird;
ich halte dafür, daß die Sache jetzt geregelt werden muh, denn es ist undenkbar, daß man in
einigen Jahren beschließen könnte, entsprechende Summen zurückzuzahlen. Wohin würde in einem
solchen Falle unsere Fincmzgebahrungkommen? Die Landesbank hat über die Ueberschüsscverfügt,
man hat Hagelbeschädigteentschädigt, Kirchen rcstaurirt, diese Gelder kann man nicht zurückver¬
langen. Also ich bitte nochmals, bringen Sie unter alleu Umständendie Sache heute zum Abschluß.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordnetenBloem hat das Wort.
Abgeordneter Bloem. Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Vorredners sind

zwar sehr interessant, ermöglichenaber doch nicht jedem Kollegen, sich über die Angelegenheitein
sclbstständiges Urtheil zu bilden. Nun hat nach meiner Auffassung der Herr Abgeordnete
Friederichs der Fortführung der Diskussion auf Grund der Geschäftsordnung widersprochen, er
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hat darauf aufmerksam gemacht, daß cm schriftlicher Bericht, ein schriftlicher Antrag vorliegen
müsse; und das ist nach der Geschäftsordnung auch vollständig begründet, denn nach ß. 7 der
Geschäftsordnung follen die an den Landtag gelangenden Vorlagen mitgetheilt und entweder durch
Abdruck oder durch Auslegung zur Kenntniß der Abgeordneten gebracht werden. In einer so hoch
wichtigen Angelegenheit können wir meines Erachtcns von dieser Bestimmung nicht abgehen. Ich
halte eine weitere Diskussion mit Rücksicht auf den Widerspruch des Herrn Abgeordneten
Fricderichs für unzulässig. (Stimmen: Schluß!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es haben sich noch zum Worte gemeldet
die Herren Abgeordneten Zweigert, Lindemann und Sahler, Es ist nur kein Antrag auf Schluß
eingereicht. Der Herr Abgeordnete Zweigcrt hat das Wort.

Abgeordneter Zweigert: Ich verzichte auf das Wort, weil ich einzig und allein die
Absiebt hatte, das auszuführen, was der Herr Abgeordnete Bloem gesagt hat. Ich halte eine
Abstimmung nach unserer Geschäftsordnung für unzulässtg, weil der Antrag des Provinzial-
nusschusscs uns nach keiner Richtung hin mitgetheilt worden ist, auch nicht ausgclegen hat. Es
ist deshalb meines Erachtens der Bericht zwar entgegenzunehmen, eine Abstimmung über den
Antrag aber nicht herbeizuführen.

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Der Herr Abgeordnete Lindemann hat das Wort,
Abgeordneter Lindemann: Ich verzichte.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Sahler hat das Wort.
Abgeordneter Sahler: Ich habe nur 3 Worte zu sagen und zwar, daß in den Aus¬

führungen des Herrn Landcsdirektors immer der Ausdruck „Kreisrente" wiederkehrt, daß aber
der Herr Landesdirektor immer dabei gefagt hat: es heißt wohl Krcisrente, aber die Kreife
haben gar nichts damit zu thun. Ich überlasse es den Herren, zu beurtheilen, ob die Kreise mit
der Kreisrcnte nichts zu thun haben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Eonze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Ich wollte nur erlauben, den Herrn Landesdirektor zu fragen, ob,

wenn heute nichts beschlossenwird, die Landesbank dennoch zu den angedeuteten Bedingungen den
Kreisen Geld geben würde in der Voraussetzung, daß auch der nächste Landtag ähnliche oder
dieselben Bestimmungen, wie sie vom Prouinzialausschuh vorgeschlagen sind, zum Beschluß
erheben werde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landesdirektor Klein: Diese Frage kann ich nicht beantworten.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Lindemann hat das Wort.
Abgeordneter Lindemann: Meine Herren! Ich gestatte mir noch eine Bemerkung zur

Geschäftsordnung. Ich glaube, wir können uns über die Bestimmung der Geschäftsordnung nicht
hinwegfetzen, es kann hentc über die Sache kein Beschluß gefaßt werden. Der Widerspruch ist
erhoben; ich meine daher, es sei richtig die Diskussion zu schließen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat das
Wort znr Geschäftsordnung.

Abgcordueter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Zur Geschäftsorduung wollte
ich nur bemerken, daß der angezogene Paragraph der Geschäftsordnung sich nur auf die Beschlüsse
und Anträge aus Commissionen des Landtags bezieht, daß aber in keiner Weise ausgesprochen
ist, daß diese Bestimmung auch auf die Gutachteu des Provinzialausschusfes bezogen werden mühte.
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VorsitzenderFürst zu Wied: §. ? der Geschäftsordnunglautet: Die an den Landtag
gelangenden Vorlagen werden von dem Vorsitzenden bei der Eröffnung der Sitzung mitgetheilt
und entweder durch Abdruck oder durch Auslegung zur Keuntnih der Abgeordneten gebracht. Die
Vorlagen des Prouinzialausschusses können vor der Eröffnung des Landtages den Mitgliedern
zugesandt werden. — Zur Geschäftsordnung hat der Herr AbgeordneteNloem das Wort.

Abgeordneter Vloem: Meine Herren! Ich verstehe den Widerspruch des Herrn Ab¬
geordneten Freiherr» von Solemacher nicht. Im §, ? ist ganz allgemeingesagt, wie die sämmt¬
lichen Vorlagen behandelt werden sollen und es sind sogar ausdrücklich die Vorlagen des
Prouinzialausschussesin dem zweiten Satze genannt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Sole macher-Antw eiler: Meine Herren! Es handelt sich
hier nicht um eine Vorlage, sondern um einen selbständigenAntrag eines Landtagsmitgliedes
und um ein Gutachten des Prouinzialausschussesüber diesen Antrag. Meine Herren! Wir haben
die Frage wegen des Druckes besprochen,haben aber geglaubt, den Drnck nicht veranlassenzu
sollen, um nicht festzulegen, daß auch Sachen, die aus dem Plenum noch einmal an den Ausschuß
verwiesenwerden, immer erst gedruckt werden müssen, was die Verhandlungen uuter Umständen
fehr hinausziehen kann. Der Prouinzialausschuh tritt zusammen, nachdem hier eure Frage
beanstandet ist, um dazu Stellung zu nehmen; wenn bei diesen so häufig eintretendenFällen vom
Provinzialausschuß jedesmal der Druck verlangt wird, dann können nnsere Verhandlungen über
Gebühr hinaus ausgedehnt werden. Deshalb ist mit voller Neberlegung von der Drucklegung
Abstand genommen worden,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich mühte zunächst, da sich Niemand mehr zum Wort:
gemeldet hat, den Antrag des Herrn Abgeordneten Friederichs zur Abstimmung stellen. Der
Antrag des Herrn AbgeordnetenSahler ist zur Sache gestellt; der Antrag des Herrn Abgeordneten
Friederichs geht vor, weil er ein Vertagungsantrag ist. Der Alttrag des Herrn Abgeordnete,»
Friederichs lautet:

„Zurückuerweisungan den Provinzialausschuß zu schriftlicher Berichterstattung nn den
nächstenLandtag."

Ich bitte diejeuigen Herren, welche für diesen Antrag sind, sich zn erheben. (Geschieht.)
Das ist die Majorität, Meine Herren! Der NertagungSanlrag ist also angenommen,

die Sache geht an den Prouinzialausschuh zur schriftlichenBerichterstattung an den nächsten
Provinziallandtag zurück. Der Antrag des Herrn AbgeordnetenSahler ist hierdurch geschäftlich
erledigt, wird aber als Material hinzugefügt.

Ehe wir weiter gehen, meine Herren, habe ich Ihnen folgenden gefchäftlichenEingang
des Herrn Landtagscommissarins mitzutheilen:

„Euer Durchlaucht beehre ich mich ganz ergebenst mitzutheilen, daß die Herren Minister
des Innern und der Finanzen ans meine Aufrage zu der neuen Fassung der §§. 22 und 23
des Feuer-Societäts-Neglemeuts ihre Zustimmung telegraphischerklärt haben."

Wir fahren nun in unserer Tagesordnung fort und kommeil zu Nr. 9 derselben:
Mündlicher Bericht des Prouinzialausschusses über den Antrag des Grafen und Marguis
von Hoensbroechauf Einführung der elektrischen Beleuchtung im Ständehause,

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Lueg als Berichterstatter das Wort zu ergreifen.
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Berichterstatter Abgeordneter Lueg: Die Herren Abgeordneten Graf Hoensbroech und
Genossen haben den Antrag gestellt, den Provinzialausschnß zu beauftragen, die erforderlichen
Maßnahmen zur Herstellung einer geeignetenelektrischenBeleuchtung in den Mumm des Staude-
Hauseszu treffen und ausführen zu lassen. Meine Herren! Diese Angelegenheithat bereits den
29. Prouinziallandtag beschäftigt und liegt vor mir ein Referat des Verwaltungsraths vom
Oktober 1885, welches dieselbeMaterie behandelt. Es ist damals zuvörderst untersucht worden,
welche Kosten mit einer solchen Anlage verknüpft sind, und zwar hat man eine Kostenberechnung
aufstellen lassen, einmal, wenn nur die beiden Sitzungssäle mit elektrischemLicht versehen würden,
zum zweiten, weun die sämmtlichenRäume der I. Etage und drittens wenn sämmtlicheRäume
des Ständehauses beleuchtetwürdeu. In dem ersten Falle belaufen sich die Kosten auf 1? 000 M,
in dem zweiten auf 34 000 M. und in dem letzten Falle auf nahezu 40 000 M. So weit meine
Erfahrungen reichen bin ich der Ueberzeugung,daß man mit 40 000 M. nicht auskommen wird,
daß sich wahrscheinlich die Kosten auf 50 000 M. belaufen werden. Meine Herren! Der Provinzial-
ausschuh war eiustimmig der Ansicht, daß, wenn eine elektrische Beleuchtung augelegt werden soll,
dann auch für das gesammte Gebäude die Einrichtung zu treffe» sei, denn man hob hervor, daß,
wenn man beispielsweisenur für die beiden Sitzungssäle diese Einrichtung treffen und dieselben
nur zeitweilig in Betrieb nehmen, wahrscheinlich alsdann die Sache nicht ordentlich fnnktioniren
würde, denn bekanntlichversagt eine Maschinerie, die nicht fortwährend in Betrieb ist, sehr häufig
in dem Moment, in dem sie arbeiten soll. Außerdem sind für den Betrieb einer elektrischen
Veleuchtuug erfahrene Leute nöthig; man würde genöthigt fein, diese Leute zu halte» und zu
salariren, auch wenn sie nichts zu thun haben. Das spricht entschieden dagegen, hier nur eine
Separatbeleuchtnng einzuführen. Dann ist nachgeforscht worden, was die Kosten der Gas¬
beleuchtung heute sind und was die Kosten der elektrischenBeleuchtung seiu werden. Es ist
damals festgestellt worden und heute noch richtig, daß die jetzige Gasbeleuchtung uns 2500 M.
kostet, während, wenn wir eine elektrische Beleuchtung einführen, daraus Mehrkosten im Betrage
von 3300 M. erwachsen, also mehr als das Doppelte. Aus diesen Gründe», nieine Herren,
glaubte der Provinzialausschnß Ihnen empfehlen zu sollen, einstweilen von der Anlage einer
elektrischen Beleuchtung Abstand zu uehmen. Wenn wir die Einrichtung, die wir jetzt getroffen
haben, beibehalten, daß wir von AbendsitzungenAbstand nehmeil, so liegt die Sache nicht mehr
so dringend, wie solches in früherer Zeit der Fall war. Meine Herren! Dem Rufe: mehr Licht!
müssen wir Gerechtigkeitwiderfahren lassen, aber in diesem Falle handelt es sich nicht um mehr
Licht, sondern um eine Verminderung der Wärme. Da wir indessennur geringe Zeit unter der
Wärme des Gaslichtes zu leiden haben, so glaube ich, daß wir mit Rücksicht auf die großen
Anlage- und Betriebskostenvorläufig von dieser Anlage Abstand nehmen sollen. Ich bitte Sie,
so zu beschließen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle den Antrag des Prouinzialausschusses zur
Diskussion und ertheile den, Herrn Abgeordneten Freiherr» von Solemacher das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Freiherr von Solcmacher-Antweiler: Ich constatire hier ausdrücklich,
daß es sich im vorliegenden Falle gleichfalls um eiuen felbständigen Antrag eines Abgeordneten,
des Grafen Hoensbroech, handelt, daß dieser gleichfalls an dc» Provinzialausschuh überwiesen
war, daß dieser sein Gutachten auch nun mündlich erstattet hat, und daß gleichwohlüber den
Antrag verhandelt und beschlossen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Hoensbroech hat
das Wort.
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Abgeordneter Graf und Marquis von Hoensbroech: AIs Vater dieses Antrages
möchte ich demselben wenigstens das letzte Geleit nicht versagen. Mein Antrag ist aus dem
Bedürfniß hervorgegangen, welches sich besonders vor einigen Jahren herausgestellt hat, wie die
Herren, welche damals dem Prouinziallandtag angehört haben, zugeben werdeil, als wir eine
ganze Reihe von Plenar- und Commissionssitzungen des Abends hatten, und wo wir wirklich von
der Hitze der Gasbeleuchtung sehr unangenehm berührt wurden. Die Sache liegt aber jetzt that¬
sächlichanders, indem die Abendsitzungenmöglichst vermieden werden. Dann ist mein Antrag
von der Erwägung ausgegangen, daß nach den Erknndigungen, welche ich eingezogen hatte, zur
Ansichtkam, daß die Sache für ungefähr 10 000 M. zu machen sein würde. Nachdemaber die
sachgemäßeErörterung dargethan hat, daß die Kosten erheblich höher sind uud etwa 50 000 M.
betragen, so hat es natürlich große Bedenken, die elektrische Beleuchtung einzuführen, und bin
ich nicht in der Lage, meinen Antrag heute noch zu vertreten. Ich bitte Sie daher, den Antrag
des Provinzialausschussesanzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht noch Jemand das Wort? — Es ist nicht der
Fall, ich stelle den Antrag zur Abstimmung und bitte diejenigen, die gegen den Antrag des
Ausschussessind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag ist einstimmig
angenommen.

Meine Herren! Ehe wir zu Punkt 10 der Tagesordnung: Antrag der 111. Fach¬
commissionbezüglich des Antrages des Abgeordneten Zweigert auf Erhebung einer Abgabe für
die Benutzung der Provinzialstraßen zur Legung von Gas- und Wasserleitungsrühren,übergehen,
gebe ich dem Herru AbgeordnetenZweigert zur Geschäftsordnungdas Wort.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich bin leider verhindert gewesen, meinen
Antrag im Plenum zu motiuiren, als ich ihn stellte, ich bin auch verhindert gewesen,
meinen Antrag in der Commissionzu motiviren, weil ich zu meinem Bedauern den Commifsions-
sitzungen aus dringenden Gründen nicht beiwohnen konnte. Die mündlichenMittheilungen, die
ich erhalten habe, sind derartig, daß mein Antrag in der CommissionMißverständnissealler Art
hervorgerufen hat. Ich halte es bei der jetzigenGeschäftslagedaher für geboten, meinen Antrag
zurückzuziehen, was ich hiermit gethan haben will.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Antrag des Herrn AbgeordnetenZweigert ist hiermit
zurückgezogen und würde Punkt 10 unserer heutigenTagesordnung, wenn kein Widerspruch erfolgt,
ausfallen, oder wird von einein Mitgliede der Commission Widerspruch erhoben? — Ich constatire,
daß dies nicht der Fall ist. Der Herr BerichterstatterKrawinkelverzichtet wohl auf seinen Vortrag.

Wir würden zu Punkt 11 der Tagesordnung übergehen: „Antrag der III. Fachcommifsion
auf die Beschwerde mehrerer Einwohuer von Wittlich hinsichtlich der Anpflanzung von Obst¬
bäumen an der Wittlich-Alf'er Provinzialstraße."

Berichterstatter ist der AbgeordneteKunz. Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, das
Wort zu ergreifen,

Berichterstatter Abgeordneter Kuuz: Meine Herren! In einer Eingabe au den Landtag
bitten verschiedeneEinwohner von Wittlich, daß ihnen gestattet werden möge, die Obstbaum-
pflanzungen auf ihrem Eigenthum längs der Provinzialstraße Wittlich-Alf auszubessern. Die
Commissionhat sich mit dieser Frage eingehend befaßt und ist schlüssig geworden, Ihnen vorzu¬
schlagen,die Petition dem Provinzialausschussezur Erledigung und Berücksichtigung zu überweisen,
insofern sich die Petenten verpflichten, die Instandhaltung der fraglichen Alleepflanznng auf die
Dauer zu übernehmen.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle den Antrag der Commissionzur Diskussion und
ertheile dem Herrn AbgeordnetenHorten das Wort.

AbgeordneterHorten: Solcher Anträge sind noch mehrere in der Zwischenzeit^an das
hohe Haus gelangt. Ich möchte bitten, daß den Leuten, welche sich an den Provinziallandtag
dieserhalb gewendethaben, von der Prouinzialuerwaltung mitgetheilt wird, daß sie sich an den
Provinzialausschuß wenden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich habe nichts verstanden.
AbgeordneterHorten: Ich habe den Wunsch ausgesprochen, daß den Petenten, welche

sich bezüglich der Vaumpflanzungen an den Provinzialstrahen hierher gewendet haben, von der
Prouinzialverwaltung mitgetheilt werde, daß sie sich an den Ausschuß wenden. Es sind von
mehreren Seiten solche Bitten hierher gelangt resp, stehen aus mehreren Gegenden des Nieder-
rheins solche in Aussicht. Ich möchte bitten, daß der Ausschuß sich der Sache annehme. Einen
besonderenAntrag stelle ich nicht,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist kein Antrag gestellt. Ich bringe den Antrag der
III. Fachcommissionzur Abstimmung und bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben.
(Geschieht.) Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu Nr. 12 der Tagesordnung: Antrag der III. Fachcommissionbezüglich
des Gesuchesum Gewährung einer Entschädigungfür den Verlust eines Fohlens. Berichterstatter
ist der Herr AbgeordneteHoffmann,

Berichterstatter Abgeordneter Hoffmann: Meine Herren! Ich habe die Ehre und
zugleich das Vergnügen, den letzten Gegenstand der Tagesordnung Ihrer Beschlußfassungzu
unterbreiten. Meine Herren! Wie Sie sich zu erinnern wissen, hat der Ackerer Weber zu
Longcamp eine Eingabe um Bewilligung einer Entschädigung für ein ihm verunglücktesNoth-
schimmelhengstfohlcn eingereicht. Der Petent glaubt einen Anspruch an die Provinz zu haben,
weil er behauptet, daß die Rinne, welche durch das Dorf geführt ist, von der Provinzial-
Vauverwaltung zu tief angelegt worden fei, wodurch das Fohlen beim Ueberschreitenderselben
ein Bein gebrochen und in Folge dessen habe gctödtet werden müssen. Meine Herren! Das
Faktum wird durch den Kreisthierarzt bestätigt; es ist aber nicht zu ersehen, ob nicht durch
leichtsinnigeFührung des Fohlens der Schaden herbeigeführt worden ist. Es ist ferner durch
das Landesbauamt von Wittlich-Vcrncastel constatirt worden, daß die Straße, also auch die
Rinne, durch das ganze Dorf geht, in gleichmäßiger Höhe liegt, und wenn der Petent früher
um eine Ueberbrückungdieser Gosse eingekommenwäre, so hätte ihm das nicht widerfahren
können. Der Ausschuß ist demnach der Ansicht gewesen, daß man für derartige Unglücksfälle
unmöglichdie Provinz in Anspruch uehmen könne und hat sich dahin ausgesprochen:

„Hoher Landtag wolle beschließen, das Gesuch abzulehnen."
VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist der Antrag auf Ablehnung des Gesuchesgestellt.

Wünscht hierzu noch Jemand das Wort? Es ist nicht der Fall, ich schließe die Diskussion und
bringe den Antrag zur Abstimmung. Diejenigen Herren, die dagegen sind, wollen sich erheben.
(Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Meine Herren! Wir sind am Ende unserer Thätigkeit und ich erlaube mir zum Schlüsse,
Ihnen meinen herzlichsten Dank für das große Vertrauen auszufprechen, welchesSie mir ent¬
gegengebracht haben. Ich bitte Sie, meine Herren, auch in der Zukunft mir dieses Vertrauen
gütigst bewahren zu wollen und danke Ihnen sehr für die mich fo sehr ehrende einstimmige Wahl,
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durch welche Sie mich zu Ihrem Vorsitzenden berufen haben. Das Wort hat der Herr Abgeordnete
Friederichs.

Abgeordneter Fricderichs: Meine Herren! Nach alter guter Sitte bitte ich Sie, mit
mir den Dank auszusprechenfür die Mühewaltung, die Umsicht und die Unparteilichkeit,mit der
Se. Durchlaucht der Fürst zu Wicd und der stellvcrtreteude VorsitzendeHerr Geh. Iustizrath
Adams den Vorsitz geführt haben. Wenn Sie mit mir übereinstimmen, bitte ich, zum Zeichen
des Dankes sich von Ihren Sitzen zu erheben. (Das Haus erhebt sich.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich danke Ihnen sehr im Namen des
Präsidiums für die Güte, mit der Sie unsere Thätigkeit anerkannt haben.

Nun habe ich Se. Excellenz dein Herrn Oberpräsidenten mitzutheilen, daß die Arbeiten
des Landtages beendigt sind.

Königlicher Landtagscommissarius Oberpräsident der Rheinprovinz Dr. von Barde-
leben: Hochgeehrte Herreu! Au dein Schluß Ihrer diesmaligen Arbeiten angelangt, können Sie
mit Befriedigung auf das Geleistete zurückblicken Die zahlreichen neuen Mitglieder, welche in
Folge der letzten, nach einein wesentlichveränderten Wahlsystem ausgeführten Wahlen in den
Provinzillllandtag eingetretensind, haben sich sehr fcknell und tüchtig in die Geschäfte eingearbeitet.
Ich bin jetzt umsomehr in der Lage, hierüber ein Urtheil abzugeben, als ich nach den Vorschriften
der neuen Provinzial-Ordnung persönlichan Ihren Verhandlungen Theil nehme, was dem Ober-
Präsidenten nach der früheren ständischen Verfassung aus Gründen, welche jetzt kaum recht ver¬
ständlichsind, ausdrücklich versagt war.

Meine Herren! Sie haben zunächsteiue Reihe kleiner Vorlagen, betreffend Veränderung
von Verwaltungsreglements, welche zur Ucberlcitungaus dem alten System in das neue erforderlich
waren, zu erledigen gehabt, sodann aber die sämmtlichen zahlreichen Etats Ihrer Verwaltung
durchgearbeitetuud festgestellt.

Unter den sonstigen Vorlagen will ich hier nur nochmals das neue Reglement für die
Provinzial-Feucr-Socictät hervorheben,welches Sie fchon in der früheren Sitzung beschäftigt hatte.
Dasselbe ist inzwischen nach den Anforderungen der Herren Minister umgearbeitet wordeu. Der
wesentlichste Puukt dieser neuen Fassung — die vielumstrittenen §§. 22 und 28 des Reglements
— haben nuumehr, wie ich Ihnen bereits gestern an anderer Stelle mitzutheilen die Ehre hatte,
die Zustimmung des Herrn Ressortministers erhalten, und sehe ich damit das Zustandekommen
des neuen Reglement als gesichert an.

Ein anderer hochbedeutsamerGegenstaud Ihrer Berathungen war die Frage wegen
Errichtung eines Provinzialdenkmals für des hochseligen Kaisers Wilhelm I, Majestät. Sie haben,
meine Herren, die Lösung dieser Frage, für welche sich die patriotischeBevölkerungder ganzen
Provinz auf das Lebhaftesteinteresfirt, um eiuen wichtige,, Schritt weiter befördert, indem Sie
den Beschluß gefaßt haben, einmal daß ein Provinzial-Denkmal für Kaiser Wilhelm I. errichtet,
und sodann, daß ein Betrag von etwa 500 000 M. aus Provinzialmitteln für diesen Zweck bereit
gestellt werden soll. Es bleibt jetzt nur noch über die Art des Denkmals und über den Ort,
wo dasselbe aufzustellen,Beschluß zu fassen.

Ob es znr Vorbereitung dieses Beschlussesförderlich war, die Aufforderung znr Er¬
reichung von Entwürfen und Kostenüberschlägcn,zunächst nur für ein auf einer Höhe oder auf
einer Infcl des Rheins zu errichtendesDenkmal zu erlassen,kann zweifelhaftfein. Ich vermuthe,
daß es jedenfalls zur Zeitersparnis?gedient haben würde, wenn zugleich auch die dritte Eventualität,
diejenige der Errichtung des Denkmals in einer Stadt, in Betracht gezogen und die Ausschreibung

b?"
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der Conkurrenz ausdrücklich auch hierauf ausgedehnt worden wäre. Dazu kommt, daß der
Beschluß in seiner jetzigenFassung Zweifel darüber erregen kann, ob es nicht etwa die Absicht
des Landtags gewesen sei, durch Streichung der Worte „oder in einer Stadt", wie sie in dem
ursprünglichen Antrage des Provinzialausschusses gestanden hatten, diese Eventualität von vorn¬
herein auszuschließen. Es ist deshalb von besondererWichtigkeit,daß in der Debatte ausdrücklich
anerkannt worden ist, daß eine derartige Absicht nicht vorgelegen habe.

Ich hoffe, daß der nächste Provinziallandtag eine glückliche Lösung dieser Frage finden,
und daß unsere Provinz ein Denkmal erhalten werde, würdig des großen Kaisers, dessen theuere
Züge es der lebenden Generation wiedergebenund auf die Nachkommen übertragen soll.

Es erübrigt mir jetzt nur noch, Ihnen, meine Herren, meinen warmen Dank auszusprechen
für das freundlicheEntgegenkommen,womit Sie mich auch in dieser Sitzung beehrt haben, und
um dessen Fortdauer ich bitte.

Hiermit schließe ich im Namen Seiner Majestät, unseres Allergnädigsten Kaisers und
Königs Wilhelm II., den 35. Landtag der Nheinprovinz.

VorsitzenderFürst zu Wied: Se. Majestät der DeutscheKaiser, unser Allergnädigstcr
König und Herr lebe hoch! (Die ganze Versammlung stimmt dreimal mit Begeisterung in
diesen Ruf ein.)

(Schluß der Sitzung 12^ Uhr.)
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